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Angenommen, du wärst Mitar-
beiter/in bei diesem obskuren
Blatt, ich meine bei dieser linken
Tageszeitung oder taz, wie einige
sagen. Also angenommen, du
wärst das, und es käme jemand zu
dir und würde sagen, „mach doch
mal ne schöne Anzeige, du kannst
das doch.“ Und du würdest dich
hinsetzen und dir was überlegen...
Wie würdest du denn so eine
Anzeige machen, wenn du genau
wüßtest, daß die taz bislang vier
Nullnummern auf den freien Markt
geworfen hat und daß noch einige
Nullnummern folgen werden. An-
genommen, du bist nun Mitarbei-
ter/in und hast außerdem noch
einige konzeptionelle Vorstellun-
gen einer Tageszeitung, die aber
in diesem Nullnummern nicht zum
Ausdruck kamen, weil Nullnum-
mern ja keine Tageszeitung sind
und weil eine Tageszeitung Ir-
gendwann mal täglich erscheinen
wird (daher auch der Name!). Was
also würdest du in deine Anzeige
hineinschreiben, außer, daß die
taz, um täglich erscheinen zu kön-
nen, noch einige tausend Abon-
nenten braucht. Wenn du aber
diese Forderung so unverblümt als
Anzeige aufgibst, wird selbstver-
ständlich niemand abonnieren.
„Los Jungs, abonniert sofort!“,
erscheint vielen potentiellen Le-
sern als Holzhammer. Auf der
anderen Seite aber willst du
schließlich keine normale Wer-
bung machen, und das Dilemma
ist da.
Sei also verdammt froh, daß du
noch kein Mitarbeiter /in der Tage-
szeitung bist, sondern lediglich
jemand, der/die diese Anzeige
liest und sich gegebenenfalls da-
rüber ärgert (weiche Platzver-
schwendung!). Und damit genau
das nicht mehr passiert, abonniert
doch einfach.
(oder spendet Geld, d.Buchhalter)
Weitere Informationen und Abon-
nements:
die Tageszeitung





Zum Schwerpunktthema dieses arch+ Heftes
kündigen wir an‘
Band 12: WOHNUNGSUMFELDVERBES-
SERUNG - EIN LESEBUCH herausgegeben
von Franz Pesch und Klaus Selle mit Beiträ-
gen von: D. Blase/F. Schrooten, A. Distler, M.
Fester/S. Kraft/H.U. Wegener, K.H. Fiebig, U.
Hellweg, U. Kohlbrenner, A. Kretzschmar, D.
Obermaier, F. Pesch/K. Selle, E. Pohlandt, R.
Seilnow, J. Tober, H. Zierold, P.Zlionicky,
erscheint Anfang Juni 1979, ca. 220 Seiten
mit zahlreichen Abbildungen, ca. DM 20,00
Aktuelle Versuche, Wohnungsum feldverbes-
serung In unterschledlichen Zusammenhängen
und mit sehr verschiedenen Zielen zu betrei-
ben (u.a. aus Berlin, Hamburg, München, Nürn-
berg, dem Ruhrgebiet und Wiesbaden) ebenso
wie Beiträge zu einem breiten Spektrum von
Einzelproblemen (Gewerbebestandssicherung,
Lagewertsteigerungen, Benutzbarkeit woh-
nungsnaher Freiflächen etc.) sind das mit die-
sem Band zur Verfügung gestellte Disk ussions-
material zu einem zunehmend aktueller wer-
denden Thema.
Bisher erschienen sind:
Band 1: METHODEN DER EMPIRISCHEN
RAUMFORSCHUNG herausgegeben von W.
F. Schraeder und M. Sauberer, Dortmund
1976, XII, 398 Seiten, DM 29,50
Band 2: Christoph Wurms, RAUMORDNUNG
UND TERRITORIALPLANUNG IN DER
DDR. Untersuchungen zur Entwicklung der
Territorialstruktur, Planungsorganisation und
Raumwissenschaft in der DDR, Dortmund
1976. XV, 327 Seiten, DM 26,50
Band 3: Lutz Schröter, INFRASTRUKTUR-
AUSSTATTUNG UND REGIONALE KRI-
SENANFÄLLIGKEIT, Dortmund 1977, VIII.
110 Seiten, DM 10,00
Band 4: RAUMPLANUNG UND VERKEHR,
herausgegeben von E. Ruppert, Dortmund
1978, X, 320 Seiten, DM 15,00
Band 5: Hermann Bömer, INTERNATIONA-
LE KAPITALKONZENTRATION UND RE-
GIONALE KRISENENTWICKLUNG am Bei-
spiel der Montanindustrie und der Montanre-
gionen der Europäischen Gemeinschaft, Dort-
mund 1977, X VI, 320 Seiten, DM 15,00
Band 6: Erich Ruppert, MODELLE RÄUM-
ILICHEN VERHALTENS, Dortmund: 1977.
X, 105 Seiten, DM 8,50
Band 7: AKTUELLE PROBLEME DER RE-
GIONALENTWICKLUNG IM RUHRGEBIET,
herausgegeben von L. Schröter, P. Velsinger
und H, Zierold, Dortmund 1977, VII, 74 Sei-
ten, DM 8,00
Band 8: Beat Greuter, EIN DYNAMISCHES
ERREICHBARKEITSMODELL ZUR SIMU-
LATION DER STADTSTRUKTURENT-
WICKLUNG angewandt am Beispiel der Re-
gion Zürich, Dortmund 1977, XII. 310 Seiten.
DM 15,00
Band 9: RAUMPLANUNG UND PLANER-
AUSBILDUNG. Zum Beispiel AG.KOP-Kon-
zept und Dortmunder Modell (1969 - 1976)
herausgegeben von E. Brunn und W. Pannitsch-
ka, Dortmund 1978, XII. 370 Seiten, DM
15,00
Band 10: Gerd Hennings, Bernd Jenssen,
Klaus R. Kunzmann, DEZENTRALISIE-
RUNG VON METROPOLEN IN ENTWICK-
LUNGSLÄNDERN Elemente einer Strategie
zur Förderung von Entlastungsorten, Dort-
mund 1978, VIII, 170 Seiten, DM 15,00
Band B/1: BIBLIOGRAPHIE RAUMPLA-
NUNG IM RUHRGEBIET, herausgegeben von
R. Stierand u.a., Dortmund 1976. XV. 288
Seiten, DM 15,00
Band P/1: SANIERUNG WETTER ‘ALTE
FREIHEIT’ herausgegeben von der Projekt-
gruppe A 05/75, Redaktion Ralmund Messner,
Dortmund 1977, XII, 128 Seiten, DM 10,00
Band P/2: SANIERUNG MÜLHEIM CITY
NORD. Wohnen am Rande der City, bearbei-
tet von B. Haermeyer, P. Miller, M. Zirbel,
Dortmund 1978, XII, 138 Seiten, DM 10,00
Band P/3: FLÄCHENNUTZUNGSMODELL
PLUM (Projective Land Use Model), herausge-
geben von der Projektgruppe F 08/77, Redak-
tion Michael Wegener, Dortmund 1978, X.
66 Seiten. DM 10.00
Herausgegeben und vertrieben vom
Institut für Raumplanung (IRPUD)
Abteilung Raumplanung
Universität Dortmund




ARCH+ Veren zur Erforschung des Verhält-
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ARCH+*+ erscheint fünfmal m Jahr
Izweimonatlich) mt einem Doppelheft
Bezugsbedingungen 1978/79:
=inzelheft: DM 8,—
Doppelheft: DM 9,— (1978)
DM 12,— (1979)
Abonnement: DM 37.—
Abonnementszahlungen Btte auf folgende
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Zur geplanten Neuerrichtung des Ephraim-Palais.in der Friedrichstadt
Christl Drey, Thomas Scheidler
Mit Marx und Malstift




Zuraktuellen Diskussion ... „a
20
Detlev Ipsen
Acht Argumente zum Wohnraumkündigungsschutzgesetz






Zum Zusammenhang von Stadtzerstörung und Landschaftszerstörung.-
Ein Erlebnisbericht.
Uli Hellweg, Wolfram Schneider
Bilder zur Wohnumfeldqualität im Ruhrgebiet
Roland Günter/Janne Günter, Horst Heinicke (Mitarb.)
Wohnumfeld-Verbesserung
Ein Katalog von Elementen sozialer Öffentlichkeit
(I. Soziale Differenzierung
Il. Wohnumfeldkatalog S
1. Vermittlungsbereich (Fassade), 2. Halböffentliches Umfeld (Zone zwischen
Fassade und Straße)




Sozialkulturelle Aspekte einer arbeitnehmerorientierten Wohnumfeldplanung
Roland Günter
Leben auf der Straße
- kein Privileg südlicher Länder
Lucius Burckardt









Stichworte und Fakten zum Stadtverkehr
Ruheschutz statt Lärmschutz
(aus der Nullnummer der Zeitschrift „Wechselwirkung‘‘)
Thomas Schaller
Rettungsaktion Hohenheimer Straße





| Rezensionen, Tagungen, Diskussion
Adalbert Evers (Rezensent)
Stadtkrise und soziale Bewegungen
Zum Buch von.M. Mayer/R.Roth, V. Brandes (Hrg.)
Juan Rodriguez-Lores
Zum Venedig-Kongreß
Über „Staat, Produktion der städtischen Umwelt, gegenwärtige Krise und Restruktu-
rierung des Kapitals“
Ingrid Kran
Betrifft: Stadtentwicklung in der Krise










Satire: Die Erfindung des Stadthauses











in dieser Zeit ...
Erfindung des „Stadthauses“
Kanzler und Wohnungsminister beim
Privatissimum. Helmut zu Dieter:
„Deine Etat-Erhöhung ist nicht drin.
Die Republik hat wichtigere Aufga-
ben: die nächste Serie Abwehr-
Kampfflugzeugeist fällig. Mit ganz
neuer elektronischer Ausstattung.”
Der Kanzler gerät ins Meditie-
ren: „Wunderwerke. Perfekt. Mein
Urgroßvater selig hätte geblaubt,
wenn er sie sehen könnte, der hei-
lige Geist sei da tätig gewesen.”
Der Wohnungsbau-Minister
nickt: „Aber was mache ich denn? ”
„Das ist dein Bier, wozu bist du
Minister! Laß dir was einfallen, was
kein Geld kostet!”
„Das hat mein Vorgänger ständig
machen müssen, ich dachte, das
hört endlich auf.”
Der Kanzler wird böse: „Du bist
doch kein Dilettant. Was meinst du,
warum ich dich als Minister geholt
habe, doch nicht, damit du Geld
verbrätst.”
Der Minister fährt zusammen:
„In Gottes Namen.”
Der Kanzler mosert: „Willy hat
uns das eingebrockt ...”
„Was? ”
„-.. daß die Leute begehrlich ge-
worden sind. Der alte Krupp hat
schon gesagt ... ach nee, vergiß das
mit dem alten Krupp; das hat er der
Sozialdemokratie vorgeworfen ...”
„Was? ”
„... daß die Leute begehrlich
werden.”
Pause. Der Kanzler scharf: „Also,
Dieter, machs so gut wie der Karl
vor dir — setz ein kluges Gesicht
auf, häng den Minister raus und sag
den Leuten was, was uns nichts
kostet. Wir haben doch schon ne
Menge von dem Zeug gehabt, was
wir als Neuheit, als sozialdemokra-
tische Erfindung, als Fortschritt,
meinetwegen auch als Menschheits-
beglückung verkauft haben — „Attrak
tivität der Innenstadt”, „Stadtbild”,
„Urbanität”, „Modernisierung” —
Junge, dir fällt schon ein Spruch
ein, du hast doch Wahlkampfstrai-
ning.” — Pause. —
Der Minister vorsichtig: „Wie wärs
mit „Stadthäusern”? ”
Der Kanzler: „Müßte zünden. Mit
dem Spruch gehst du zum Wild und
ziehst eine Werbung auf. Stadthäu-
ser für die Jugend ... Stadthäuser für
Alte... Stadthäuser für Arme ... Stadt:
häuser für Reiche, Juden, Christen,
Heiden, Neger, Araber, Wohlstand ist
für alle da, sagte schon einer meiner
Ver-Kanzler. — Honig im Kopf.
Kann sich jeder was bei denken.
Fehlt eigentlich nur noch eine
Schnulze von Udo Jürgens. Ist der
eigentlich in der Partei? ”
Vier Monate später. Die Deister-
Weser-Zeitung fragt einen Städte-
baukundigen, den Prof. Friedrich
Spengelin, Mitglied des Nationalen
Städtebau-Rates beim Bundesmini-
ster, was das „Stadthaus’”’ beinhalte,
Prof. Spengelin: „Das ist eine Er-
findung dieses Jahres. Auch die Ex-
perten sind sich im einzelnen noch
nicht im klaren, wie das Stadthaus
der heutigen Zeit ... aussehen soll.





Irma Langemeier und Margret Jako-
pitsch brachen in Tränen aus. Sie konn-
ten es nicht fassen: Die hungerstreiken-
den Rheinpreussen-Arbeiter hatten ge-
wonnen — die Stadt Duisburg kauft der
BHF-Bank die Arbeiter-Siedlung ab.
Als Josef Kun inmitten eines Filzes
von Geld, Politik und Verwaltung 1973
pleite ging, trug nicht der Unternehmer
das Risiko, sondern die 500 Familien
der Rheinpreussen-Siedlung in Duis-
burg-Homberg. Ihre Grundstücke, die
in die Konkursmasse eines der größten
deutschen Bau-Skandale gerieten, hat-
ten dort nicht etwa ihren realen Boden:
wert, sondern den Wert der immens
hohen spekulativen Beleihung in Er-
wartung neuer Hochhausbauten.
Die Bank, die „nur ihr Geld wieder-
haben wollte” (Bankdirektor Schenk)
plante zunächst den Abriß der Arbei-
terhäuser und die Neubebauung mit
Bungalows für reiche Leute.
Als dies mit einer der Stadt abge-
zwungenen Erhaltungs- und Gestal-
tungssatzung abgewendet werden konn-
te, begann die Bank, die Häuser einzeln
versteigern zu lassen.
Mehrere Mahnwachen und drei (!)
Hungerstreiks zwangen die Politiker
schließlich dazu, die Siedlung zu kau-
fen.
Die Duisburger Stadtverwaltung
hatte die Arbeiter vier Jahre lang ausge-
trickst. Plötzlich entdeckten die Juri-
sten, daß die sozialliberale Koalition
beim Städtebauförderungsgesetz allzu
bankenhörig gewesen war: bei Konkurs
gibt es kein städtisches Vorverkaufs-
recht. Die Stadt weigerte sich längere
Zeit sogar, trotz 85prozentiger Subven-
tion mit Städtebauförderungsmitteln,
die Siedlung zu erwerben.
Während die Arbeiterfamilien Tag
um Tag, getragen von einer Welle der
Solidarität, Sympathie und Publizität
vor dem Rathaus hungerten, fielen
Kaufinteressenten in die Siedlung ein
und tyrannisierten die Mieter in Scha-
ren.
Der 66jährige hungerstreikende Ste-
fan Lichtrauter verlor sein Haus an
einen Fabrikanten, der gleich vier Woh-
nungen zu einer machen will.
Der harte, aber erfolgreiche Rhein-
preussen-Kampf stellt einen absoluten
Höhepunkt in der Geschichte der Woh-





Josef Konn X w
DAS AKTUELLE URTEIL
betr.: Miete nach Mietermodernisierung
Richtet sich der Mieter auf eigene Ko-
sten ein Bad ein, so wird dadurch die
Wohnung nicht zu einer Wohnung mit
Bad im Sinne des Mietspiegels (bzw.
der ortsüblichen Vergleichsmiete). Miet-
erhöhungen sind also nicht gerechtfer-
tigt. Voraussetzung: der Vermieter hat
keine Vorausinvestitionen (wie etwa
Warmwasseranschluß) geleistet.
Amtsgericht Gelsenkirchen, AZ 14
C 350/77
betr.: Heizöl-Verteuerung für Mieter
Nicht alle Mieter müssen Opfer der
steigenden Heizölpreise werden, so-
fern der Vermieter das Öl nicht nach
„Wirtschaftlichen Gesichtspunkten”
eingekauft hat. Der Mieter muß nicht
die gedankenlose Heizölkaufgewohn-
heit seines Vermieters hinnehmen. Im
fraglichen Fall hatte der Vermieter
während der ’73er Ölkrise sich laufend
mit jeweils kleineren Mengen Heizöls
eingedeckt, obwohl er einen 10.000 I-
Tank installiert hatte. Das Gericht rech-
nete ihm vor, daß ein überlegterer Ein-
kauf um 19% billiger gewesen wäre.
Um eben diesen Prozentsatz können
die betroffenen Mieter ihre Heizkosten
mindern.
Landgericht Darmstadt, AZ 17 S
34/76
ARCH+ BERICHTETE ...
...überSto/lwerck im Kölner Severins-
viertel (Hefte 33, 38).
Was daraus geworden ist, läßt sich
aus zwei Veröffentlichungen entneh-
men:
1. „Stollwerck. Das Millionending und
seine Folgen.” Hrsg. vom Kölner Volks-
blatt in Zusammenarbeit mit der Bür-
gerinitiative südliche Altstadt und den
Kölner Jungsozialisten. 46 S., DM 2,—.
Bezugsadresse: Kölner Volksblatt,
Palmstr. 17, Tel. 213685. Die Bro-
schüre enthält in 13 Kapiteln die Skan-




und wie es grün werden kann.”
40 5S., A 3, DM 3,—.
Bezugsadresse: ARGE „Wohnen im
Stollwerck”’, Übierring 61a, 5 Köln 1,
Tel. 316925. Die Illustrierte dokumen-
tiert unter anderem den Wettbewerbs-
beitrag der ARGE. (Erhaltung und Um-
nutzung der Fabrikgebäude, Durchgrü-
nung der Blockinnenräume.)
AA
Ausschreibung zum 3. Forum des IDZ
Berlin
Das Thema des Forum-Wettbewerbs
ist diesmal:
„Der Raum zwischen Wohnung und
Öffentlichkeit: das Außenhaus.””
Das „Außenhaus’” umfaßt Vorgär-
ten, Vorplätze, Höfe, Parkplätze, Ein-
gänge (Haustüren), Treppenhäuser und
Teile des Straßenraumes und fällt so-
mit in die unterschiedlichsten Zustän-
digkeitsbereiche (Stadt, Hausbesitzer,
Mieter). Im Alltag des Familienlebens
ist das „‚Außenhaus” eine Einheit von
höchster Bedeutung. Es wird definiert
als ergänzender und gleichzeitig ver-
knüpfender Ort zwischen privater Ver-
fügung und öffentlichem Kontakt.
Hier zeigt sich, daß es offensichtlich
materielle Strukturen der Organisa-
tion des Wohnens in der Stadt gibt,
die leichter mit sozialer Erfahrung be-
setzt werden können:
Das „‚Außenhaus” vermittelt den
Kindern die ersten Erfahrungen mit
der Außenwelt und gibt ihnen eine er-
ste Möglichkeit, ohne Aufsicht der Er-
wachsenen selbständig zu agieren.
Es bietet Räume von geringer Emp-
findlichkeit für Aktivitäten, die in der
Wohnung Schaden anrichten könnten.
Es ist eine Kontaktzone zur Nach-
barschaft, ohne daß die Intimität der
Wohnung preisgegeben werden muß.
Es bildet eine flexible Zone für un-
vorhergesehene Nutzungen und Instal-
lationen.
Der Wettbewerb steht jedem offen.
Gesucht werden:
Vorschläge, Pläne und Entwürfe für
die Gestaltung und Organisation des
‚„‚Außenhauses’ unter Bedingungen




Entwürfe oder Produkte, die sich
auf die Ausgestaltung und Nutzung des
‚„Außenhauses” beziehen, z.B. Zäune,
Müllbehälter, Fahrrad- und Geräteschup-
pen, Planschbecken, Spielgeräte, Sitz-
gelegenheiten, Hof- und Treppenbe-
leuchtungen, Briefkästen, Vordächer,
Arbeiten, die das Verhalten der
Menschen im „Außenhaus”, beziehungs
weise die Rolle des „‚Außenhauses” im
Alltag der Familie beschreiben und aus
denen sich Nutzanwendungen für die
Gestaltung und Organisation des „Au-
ßenhauses’’ ableiten lassen.
Wettbewerbsleistungen
Es werden sowohl theoretische Beiträ-
ge als auch konkrete Objekte anerkannt.
Jeder Beitrag muß mit einer Inhalts-
und Absichtsdarstellung in deutscher
Sprache versehen sein, die nicht länger
als eine Schreibmaschinenseite sein
soll.
Abgabetermin
Die Arbeiten sind bis zum 30. Juni 1979
beim Internationalen Design Zentrum
Berlin, Ansbacher Str. 8 — 14,
1000 Berlin 30, abzugeben oder per
Post einzureichen (Datum des Post-
stempels).
Weitere Informationen sind erhältlich
beim Internationalen Design Zentrum
Berlin, Ansbacher Str. 8 — 14, 1 Ber-
lin 30, Tel. (030) 213024
Das Buch zum Thema
Inge Meta Hülbusch:
Innenhaus und Außenhaus — Umbau-
ter sozialer Raum
Schriftenreihe der OE Architektur-
Stadtplanung-Landschaftsplanung an
der Gesamthochschule Kassel, 1978,
01 Heft 033, 220 5., DM 10,50.
Bezugsadresse: Sekretariat der OE





1979. 297 S., Beitr. z. kommunalen
u. regionalen Planung, Bd. 1. ISBN
3-8204-6302-X. sFr 43.—
R. Autzen, W. Kempf, H.W. Voss:
Determinanten der Wohnungsbaufi-
nanzierung
IWOS-Bericht zur Stadtforschung 1
Inst. f. Wohnungsbau u. Stadtteil-
planung (IWOS), FB 8, TU Berlin,
239 S., DM 9,50. ISBN 3-7983-0194-8
Bezug: Univ.-bibliothek der TU Berlin,
- Abt. Publikationen -, Str. d. 17. Ju ni
135, 1 Bin 12, Tel. 314-2976
Schicksale -
Zum Beispiel: Frau Hofmann
Der Arbeiterschriftsteller Wilhelm
Erbing, 62, 28 Jahre als Bergarbei-
ter unter Tage, Mitglied der (nicht
mehr existierenden) Gruppe 671,
lebt in der Arbeitersiedlung Stem-
mersberg in Oberhausen. Er schreibt
für ARCH+ eine Serie mit dem Ti-
tel „‚Schicksale”, Jedes ist authen-
tisch. Die Redaktion knüpft an die
Veröffentlichungen die Hoffnung,
daß sie das Nachdenken darüber in
Gang setzen, was Planung an kon-
kreten Folgen für jeden einzelnen
Betroffenen auslöst.
In der Dunkelschiagsiedlung in
Sterkrade (Oberhausen) geht die
Angst um. Denn laut Beschluß der
„Ruhrkohle A.G.” ist geplant, zwei
Häuser, eines in der Zechenstraße
15, das andere in der Dammstraße
17, wegen Bergschäden abzureißen
Zunächst.
Aber die Bewohner der übrigen
Häuser in der Siedlung fragen sich
bereits jetzt voll dunkler Ahnung:
Wann sind wir an der Reihe?
Frau Hofmann, „Wally”, wie
die Nachbarn sie nennen, wohnt in
dem Haus Zechenstraße 15, auf der
linken Giebelseite. Sie und ihre Woh-
nung von den insgesamt acht „„be-
drohten’”” Wohnungen, sind am
schwersten betroffen. Man sieht es.
Bei beiden. Die äußeren Wände, wo
sich das Wohnzimmer befindet, wei-
sen breite, durchgehende Risse auf,
und darum hat man sie mit Balken
und Streben abgestützt, so daß das
Ganze nun aussieht wie eine Bau-
stelle.
Um diesen Eindruck noch zu
verstärken, sind an der Verstrebung
elektrische Warnlampen angebracht
worden, die Frau Hofmann bei Ein-
bruch der Dunkelheit selbst entzün-
den muß; der Strom läuft über ei-
nen Zwischenzähler. Eine ’Dauer-
baustelle? ”’ Oder soll sie den Ab-
bruch des Hauses einleiten?
Wer aber stützt die ’seelischen
Schäden’ der Frau Hofmann ab?
Gibt es auch dafür Balken und Stre-
ben? Wer kümmert sich um sie
und sagt: Dieser Frau muß gehol-
fen werden!
Wenn sie in der Küche auf dem
Sofa sitzt und über sich und ihre La-
ge nachdenkt, dann kann es gesche-
hen, daß ihr die Tränen kommen.
Dann kommt Frau Kreutzer, eine
Nachbarin, die mit ihr spricht und
sie tröstet.
Dennoch ist sie allein. Denn seit
Dezember 78 ist sie geschieden von
ihrem Mann, der, als sie sich nichts
mehr zu sagen hatten, zu einer an-
deren Frau gegangen war. Auch
wenn Frau Hofmann. heute an der
Schwelle des Alters, verzweifelt re-
sümiert, daß, wenn zwei Menschen
sich nichts mehr zu sagen haben,
sie doch wenigstens miteinander
„reden” sollten, bleiben dennoch
die anderen Sorgen, mit denen sie
zu kämpfen hat: Sie bekommt kei:
ne Kohlen, ihr geschiedener Mann
beansprucht das Deputat für sich;
nur einmal hat er 160 DM „Koh-
lengeld” geschickt.
Dann hat sie 800 DM ausgege-
ben für eine Renovierung in eigener
Regie, für Tapeten, Reinigung von
ramponierten Böden u.ä., verur-
sacht durch die provisorischen Bau-
arbeiten inner- und außerhalb des
Wohnzimmers. Nur der Kleider-
schrank steht noch drin.
330 DM „Tapetengeld” sind ihr
zurückerstattet worden, die restli-
chen 470 DM gehen zu ihren La-
sten. Außerdem muß sie noch etwa
1700 DM Anwalts- und Gerichtsko-
sten wegen der Scheidung bezahlen
Die Miete ist reduziert worden auf
78 DM, weil das Wohnzimmer zur
Zeit nicht bewohnbar ist, — von den
anderen Ausgaben spricht sie schon
nicht mehr; damit muß und wird
sie fertig werden.
Schlimmer aber ist die Einsam:
keit. Frau Hofmann: „Manchmal
esse ich die ganze Woche nichts als
Eintopf. Und wenn ich am Morgen
aufwache, frage ich mich: Was wird
heute wieder passieren? Was soll
ich denn machen! Ich bin doch al-
lein!”
Allein war sie auch im vergange-
nen Sommer, als ein Blitzeinschlag
ihren Fernseher zerstörte. Wiederum
waren es Nachbarn, die ihr beistan-
den. Aber auch die Feuerwehr kam.
Die Folgen: Ein Schock und Angst-
zustände. Frau Hofmann: ‚Der Ner-
venarzt, bei dem ich in Behandlung
bin, meint, daß ich damit allein fer-
tig werden muß; er hat Tabletten
verschrieben.” Tabletten gegen Ein
samkeit?
Nachts wird sie oft wach, weil
sie glaubt, Klopfen gehört zu ha-
ben. — Schließlich gibt ’man’ ihr
den Rat, aus der Wohnung auszu-
ziehen. 16 Jahre hat Frau Hofmann
in dieser Wohnung gelebt, und si-
cher waren auch glückliche Jahre da
darunter.
Der Gutachter und Architektur-
Professor Ernst Althoff aus Krefeld
aber stellt in einem vorläufigen Gut-
achten fest (weitere sollen folgen),
daß es durchaus sinnvoll wäre, die
gefährdeten Häuser zu reparieren,
auch von der Kostenseite her. Wer
aber erstellt ein Gutachten über die








Im Augenblick, da man das Gebäude be-
tritt, fühlt man sich entspannt, entlastet,
man atmet ruhiger, man geht langsamer.
Zur Rechten öffnet sich unabsehbarer
Raum; man schreitet über Reuters wun-
derbaren dunklen Steinfußboden auf
die schöne, sanfte, zum Aufsteigen
einladende Treppe im Hintergrund des
Eingangsraumes zu. Die Steigungen sind
sehr bequem, und während man auf
dem grauen Teppich die Stufen empor-
steigt, öffnen sich dem Blick neue Räu-
me. Im ersten Geschoß angekommen,
wird man von zwei Impulsen gleichzei-
tig wietergetrieben: man möchte, die
Richtung wechselnd, die Treppe weiter
hinansteigen, ins Licht; aber man befin-
det sich hier am Anfang eines drei Ge-
schosse hohen Ganges, welcher in sanf-
tem Bogen irgendwohin führt, man weiß
nicht recht wohin. Man folgt dem Im-
puls zu einer Entdeckungsreise in diese
große Galerie. Man erblickt dort einige
Fenster nach Osten, zwei in den Raum
gehängte Galerien darüber, auf der eige-
nen Seite ein riesiges Wandgemälde und
weiter hinten ein kleines Fenster, durch
das man ein bekanntes Portrait des alten
Goethe erblickt: ein kleines Heiligtum,
offenbar, das sich zwischen der Galerie
und den Lesesälen befindet als Hinweis
auf die Kultur, in deren Dienst dieses
Haus steht. Zwischen dem Wandbild und
dem Fenster liegt eine Stiege,welche ge-
raden Weges, — nein, krummen Weges —
zum mittleren, dem großen Lesesaal
führt. Man erfährt, daß dies im ursprüng-
lichen Plan der große, gerade Zugang
zum großen Lesesaal gewesen ist. Man
kehrt zu der Treppe zurück, über die
man den Aufstieg begonnen hat und
setzt ihn fort, eine Frage im Herzen:
was bedeutet dieser große Gang, in dem
nur wenige Menschen sich bewegen, was
soll an dieser Stelle das übergroße Wand-
bild, was, dort oben nur halb sichtbar,
das Kulturheiligtum? Übrigens ist das
Wandgemälde das einzig Überlebens-
große in diesem Raum. Selbst in ihm,
obwohl er gewaltig ist, fühlt man sich
nicht klein, Nichts, was man gesehen
hat und — ich darf vorausnehmen —
nichts, was man sehen wird, beeinträch-
tigt die Freiheit, mit der man sich in die-
sen Räumen beweat.
Blick vom Haupteingang in die Halle
Das sog. Foyer (1. Obergeschoß)
Der Lesesaal vom 3. Obergeschoß
In
die Geschäfte der Bibliothek wahrnehmen.
Gebaut wurde für 600 Leser — also die
Hälfte — und 600 Angestellte. Die 600 An-
gestellten sind da, nicht aber die 600 Leser.
Es sind ihrer erheblich weniger: 200? 300?
etwa. Die Konzeption wurde jedoch nicht
geändert. Scharoun hat eine Leser-Biblio-
thek geplant. Den Lesern wurde der denk-
bar größte Raum gewährt. Die große Gale-
rie, welche Foyer genannt wird — wohl in
ERinnerung an die Philharmonie — und
eine Gruppe von Lesesälen, deren Ausdeh-
nung von Norden nach Süden etwa 230
Meter beträgt. Es ist nicht ganz leicht,
sich vorzustellen, daß selbst 1200 Leser
vermocht hätten, diese Räume zu füllen.
Es läßt sich nicht leugnen, daß die Bezeich-
nung „Foyer”’ für jene große Galerie im
Grunde nicht stimmt. In den Foyers der
Philharmonie sind in der Konzertpause
2000 Zuhörer versammelt. Es müßten alle
1200 (vorgesehenen) Leser gleichzeitig
die Galerie passieren und sich in die Lese-
säle ergießen, um den Namen „Foyer” zu
rechtfertigen; aber nicht nur den Namen:
Im Foyer und in den drei großen Sälen
wurde der maximalen Leserzahl (die sich
offenbar bereits 1969 als imaginär erwies),
sin gerade noch vertretbares Maximum an
Raum zugemessen, während die Raumzu-
teilung an die der Bibliothek Dienenden
vielleicht nicht ganz genügt; auf jeden Fall
entspricht sie einem gerade noch vertretba-
ren Minimum. Darum meine ich, daß die
Untersuchung der gesamten Organisation
(durch das Quickborner Team, vielleicht
auch durch die Fachleute der Bibliothek)
des Hauses am Ende nicht ganz ohne Grund
unternommen wurde.
Solche Gedanken stellen sich ein, wäh-
rend man beglückt immer wieder das
Foyer und die Gruppe der drei Säle durch-
wandert, auf alle Galerien steigt, jeden
Blick genießt und in jedem Blicice die Freu-
de, daß man sich in einem räumlichen Zu-
sammenhang bewegt, desgleichen noch
nicht dagewesen ist. Damit meine ich
nicht die Dimension, vielmehr jene Gewiß-
heit, die den Wandelnden vom Eintritt
an begleitet: daß die Dimension gemei-
stert wurde, daß sie den Menschen befreit,
nicht verkleinert. Aber die Fragen stellen
sich ein, sie sind unabweisbar; und es
sind kritische Fragen, wenn sich auch
diese Kritik nicht auf die Arbeit des Archi-
tekten bezieht, oder der Architekten; denn
es handelt sich bei diesem Bau doch wohl
um eine sehr enge Zusammenarbeit zwi-
schen Scharoun und Edgar Wisniewski.
EXKURS: DER ARCHITEKT
Wie diese Zusammenarbeit vonstatten ge-
gangen ist, wissen wir nicht. Wisniewski
macht darüber nur Andeutungen. Aus ih-
nen lernen wir immerhin, daß vieles — man
weiß, wie gesagt nicht, wie vieles — der Ar-
beit Wisniewskis zu verdanken ist, obwohl
Wisniewski der letzte wäre, der sagen wür-
de, daß er ohne Scharouns Gegenwart die
Bibliothek hätte gestalten können. Man
erinnert sich an Riemers, des Adlatus Be-
merkung in Thomas Manns „Lotte in
Weimar”’, daß er sich schließlich in der
Lage befunden habe, Gosthes Briefe zu
schreiben und an seine Verwirrung die-
sem Phänomen gegenüber: seine Person
habe dadurch eine unerhörte Ausweitung
erfahren, zugleich aber habe er seine Per-
sönlichkeit dabei verloren. (Man erinnert
sich an Riemers ewig „‚maulenden”’ Aus-
druck). Nun, bei Edgar Wisniewski habe
ich keinen Widerstand dagegen bemerkt,
daß er sich am Ende in der Lage befun-
den hat, Scharouns Architektur zu ma-
chen. Das liegt, meine ich, nicht so sehr
an dem Unterschied zwischen den Perso-
nen Riemer und Wisniewski, es liegt viel-
mehr daran, daß der Dienst an Goethes
Werk in viel stärkerem Maße eine persön-
liche Dienstleistung gewesen ist als der
an dem Werke Scharouns. Goethes Pro-
duktion muß selbst den nächsten Mitar-
beitern geheimnisvoll geblieben sein, im-
mer wieder trat in ihr das hervor, was
mit den bisherigen Werken des Meisters
schlechthin unvereinbar schien. Zu Rie-
mers Zeit war das (zum Beispiel) der
Diwan. Scharouns Produktion verkör-
pert eine Idee, welche er selbst als allge-
mein gültig aufgefaßt hat, und die seinen
Mitarbeitern gültig geblieben ist, für heu-
te und für morgen. Die Staatsbibliothek
ist ohne jeden Zweifel ein Scharounbau,
gesetzt selbst den Fall — und er ist aka-
demisch —, daß hier sehr viel, fast alles
von Wisniewski getan worden wäre.
KRITIK
Unsere Kritik, sagten wir, betreffe nicht
die Arbeit der Architekten — oder des
Architekten. Sie betrifft das Programm.
Der Ansatz war, sprechen wir es aus: der
Ansatz war falsch. Die Leser-Bibliothek,
ich meine die Leser-Bibliothek von so ge-
waltigen Dimensionen, entsprach einer
irrealen Vorstellung. Daß er gleichwohl
gemacht wurde, hatte — auch — politi-
sche Gründe. Als ich gegenüber Wisniews-
ki dem Bedauern Ausdruck gab, daß so
wenige Leser die großen Hallen bevöl-
kern, sagte er: „Ja, wenn erst die Leser
aus dem anderen Teil Berlins herkom-
men ...”” Das war natürlich der Ansatz
für den Bau der Bibliothek wie für den
der Philharmonie, der Nationalgalerie,
des Museums an just dieser Stelle, im
Angesicht der Mauer: des Kulturzen-
trums, mit einem Wort. Das Kulturzen-
tfum ist die bauliche Verwirklichung des
Alleinvertretungsanspruches. Ich bin
nicht in der Lage zu beurteilen, wie viel
Realität dem Allgemeinvertretungsan-
spruch in den fünfziger Jahren zukam,
als das Kulturzentrum geplant wurde.
Gegenwärtig, — das läßt sich wohl nicht
leugnen — ist er leer — wie die Biblio-
thek.
Leer ... Die Staatsbibliothek /st nicht
leer, im Gegenteil, sie wirkt überfüllt:
überfüllt mit Bücherregalen. (Und man
denkt daran, die Tiefgarage ebenfalls
in einen Bücherspeicher umzuwandeln).
Als man jene Generaluntersuchung vor-
nahm, war es offenbar zu spät, an der
baulichen Gestalt wesentliche Änderun-
gen vorzunehmen, Der Nordflügel, der
erste, der in Betrieb genommen wurde,
ist stark vergrößert worden — nicht un-
bedingt zum Vorteil der baulichen Ge-
stalt. Das ist keine grundsätzliche Ände-
rung. Der Hauptteil des Hauses, der die
Lesesäle, das Foyer, die Büchermagazine
enthält, mußte nun wohl in der Gestalt
ausgeführt werden, in der er geplant war,
Vielleicht wo//te man an diesem großarti
gen Plan nichts ändern (und zwar, zum
Teil aus politischen Gründen). Man hat
also aus dem nördlichen und dem südli-
chen.Lesesaal und sogar aus einem Teil
des Hauptsaales eine Stätte der Biblio-
theksarbeit gemacht: Der Bau wird anders
benutzt als er geplant wurde.
FUNKTIONALISMUS?
Nun gewinnt gegenwärtig in Architekten:
kreisen die Lehre ständig an Boden, daß
ein jeder Bau auf verschiedene Art be-
nutzt werden kann, ja, soll. Diese Lehre
ist ein wesentlicher Teil der Kritik am
Funktionalismus. Der Funktionalismus
(Hugo Häring) hatte behauptet, daß ein
Bau seine Gestalt den Bedingungen ver-
danke, denen er zu genügen hat. Die Ge-
gentheorie sagt, daß es falsch sei, einen
Bau allzu genau bestimmten Bedingungen
anzupassen. Man könnte das die Lehre
von der Neutralität des Gebauten nen-
nen. Lucius Burckhardt wußte sehr spa-
Rige Dinge gegen den zu genauen Funk-
tionalismus zu sagen: „A/s junger Mensch”,
so sagte er etwa, „habe ich mich an
einem Waschtisch gewaschen, der mir bis
zum Knie reichte. Er war nämlich für
meine Schwester entworfen.” Neutrali-
tät, gewiß: ich möchte dieser Forderung
zustimmen, denn der zu genau geleistete
Dienst ist immer vom Übel. Nun ist aber
die Bibliothek ein funktionalistischer
Bau, Scharoun hat ihn so gemeint, er hat
sich immer auf Hugo Härings Lehre be-
rufen. Darum ist es ein Unterschied, ob
ein neutral entworfenes Gebäude anders
benutzt wird, als es geplant wurde, oder
ob das einem auf die Funktion hin ent-
worfenen Gebäude passiert. In der Biblio:
thek stören die vielen der Bibliotheksar-
beit gewidmeten Flächen, man fragt sich
warum sie in so hohe und weite Säle ge-
stellt wurden, man begreift diese Anord-
nung nicht ganz, ebensowenig wie man
das Foyer noch begreift, in dem so wenig
geschieht. Wisniewski beschreibt Scha-
rouns Reaktion auf die Entbindung seines
Büros von der weiteren Ausbauplanung
anterthalb Jahre vor seinem Tode:
Scharoun hat im Laufe seines Lebens
ähnliche Eingriffe in sein Werk und seine
Arbeit mehrfach erlitten und gelassen
hingenommen — auf diese ‚,Lösung” war
seine Reaktion Unverständnis und
schmerzliches Resignieren.
(Bauwelt 5.1.1979)
Da, betrifft ganz gewiß nicht nur die
Ausschaltung seines Büros vom weiteren
Verlauf der Ausbauarbeiten, es betrifft
auch die Art dieses Ausbaues: man hat
ihm seine Bibliothek verdorben. Viel-
leicht hat man Scharoun von der Teilnah-
me an diesen Arbeiten entbunden, weil
man wußte, daß man ihm seine Biblio-
thek verderben würde und wohl auch
mußte. Dieses Verderben betrifft nicht




Den Fragen, die man sich gestellt hat, geht man nicht nach.
Man kommt nicht dazu: Zu mächtig ist der Eindruck des
mit jedem Schritte aufwärts sich entfaltenden Raumes der
Lesesäle. Man bewegt sich auf eine lichte Weite zu von
schier unabsehbaren Dimensionen. Diese Weite, dieser Raum
zusammenhang, den man als Oberlichte, Galerien, Stützen
mehr ahnt als begreift, tritt links oben in Erscheinung. Ge-
radezu führt die Treppe einem riesigen Fenster entgegen,
der Außenwand des nördlichen Lesesaales. Hat man die
oberste Stufe erstiegen, bemerkt man jedoch, daß der Raum
vor einem kein Lesesaal ist, sondern ein Büchermagazin.
Bücherregale verstellen die ganze Fläche des großen Raumes
Bücherregale stehen auch auf den Galerien, die über einem
Teil des Saales errichtet sind: Bücherschränke, wohin man
schaut. Man hatte erwartet, in einen Lesesaal einzutreten,
man blickt in die Arbeit der Bibliothek hinein: ein Antikli-
max. Man läßt also den Saal rechts liegen und wendet sich
nach links, wo man den größten, den mittleren Lesesaal ver-
mutet. Ehe man aber einen Einblick in diesen majestätischen
Raum erhält, setzt man den Weg noch an die fünfzig Meter
hinter Bücherschränken fort; und wenn man schließlich —
Ah! — in den Hauptsaal blickt, sieht man nur dessen südlichen
Teil. Man muß auf die Galerie über dem südlichen Lesesaal
steigen und sich umwenden. Erst dann erblickt man die ganze
Ausdehnung des Saales — und in ihm eine verhältnismäßig
&lt;leine Gruppe von Leseplätzen: eine neue Enttäuschung.
Aber halt!: man erinnert sich: die Mitteltreppe, welche
diesen Saal erschließen sollte, ist ja halb zugebaut. Nach dem
ursprünglichen Plan war der Zugang direkt, frontal auf das
Fenster gerichtet. Drei große Treppen sollten von der Galerie
zu den Lesesälen führen. Die südliche, welche wie die im Nor-
den, die wir erstiegen haben, im Erdgeschoß beginnt, haben
wir noch nicht erwähnt. Erst jetzt, rückblickend, entdeckt
man die Funktion der großen Galerie im Rücken der Lesesäle:
sie war als Verteilergalzrie gedacht. Der Leser gelangt von
Norden oder von Süden her in diese Galerie, in der sich eine
Art allgemeiner Abfertigung befinden sollte (Ausgabe von
Lesekarten etc.). Auch ein Laden für Schreibmaterial sollte
sich dort befinden. Von der Galerie — wie wird im Plan
„Foyer‘’ genannt — stieg dann der Leser auf einer der drei
Treppen in denjenigen Lesesaal hinauf, in dem er arbeiten
wollte. Wo die Abfertigung sein sollte — um sie einmal so zu
nennen — befinden sich jetzt Büros, durch eine Wand vom
Foyer getrennt; der Laden wurde nicht eingebaut. Der Haupt-
zugang, der mittlere wurde beinahe zugebaut: er beginnt jetzt
als ziemlich enge Stiege, die an der Wand entlang läuft, ehe sie
sich zum Lesesaal wendet. Der Gedanke des Foyers ist während
der Bauausführung, man möchte sagen, ad acta gelegt worden;
das Foyer wurde aber gebaut. Wie es nun ist, weiß man in der

































im Maßstab 1: 1000

































Man kennt die Veränderungen, welche im Management des
Baues vorgenommen wurden. 1969 bereits — drei Jahre vor
Scharouns Tode — wurde die technisch-geschäftliche Oberlei-
tung von der Bundes-Baudirektion übernommen, welche zwi-
schen September 69 und Januar 71 durch das „Quickborner
Team” eine Untersuchung der gesamten Organisation des
Hauses vornehmen ließ. Die Einwirkung des Architekten wurde
auf die „künstlerische Oberleitung” beschränkt. Nach dem
Tode Scharouns im November 1972 wurde seinem'engsten
Mitarbeiter, Edgar Wisniewski, nur noch gestattet, Skizzen zu
liefern. Die Ausführungszeichnungen wurden im Büro der Bun-
des-Baudirektion fertiggestellt, viele, ohne daß Wisniewski auf
sie Einfluß nehmen konnte. Nicht wenige Details wirken
falsch, falsch im Sinne Scharouns: ein schwerer Eingriff in die
Arbeit des Architekten. Ein größerer Eingriff jedoch ist durch
die Untersuchung der Organisation entstanden. Offenbar wurde
das gesamte Programm unter die Lupe genommen; und, es
scheint, nicht ganz ohne Grund,
Der Entwurf war davon ausgegangen, daß 1200 Leser die









© Bauwelt für die
Grundriß-Umzeichnung im Maßstab 1 : 1000
unangemessene Gestaltung man hätte ver-
meiden können, wenn man dem Meister
(und seinem alter ego Wisniewski) gestat-
tet hätte, sie in seinem Sinne zu gestal-
ten. Es betrifft die Änderungen in der
Funktion der Bibliothek.
DER RAUM AN SICH
Oder hätten diese Änderungen Scharoun
am Ende gar nicht so sehr gestört, wie
wir meinen? Hätte er sich befriedigt
erklärt, daß er einen Raumzusammen-
hang verwirklichen durfte, desgleichen
kein zweiter gebaut wurde? Er hätte
Grund gehabt, zufrieden zu sein. Denn
der Raum ist zwar durch viele kleine
und einige nicht so kleine Änderungen
in seiner Wirkung beeinträchtigt; aber
diese Wirkung setzt sich gleichwohl
durch, wir empfinden den Triumpf
dieses Raumes bei jedem Schritt. Uns,
gestehen wir es denn, uns stört die fal-
sche Benutzung, w/r können den auf
die Funktion hin geplanten Raum nicht
von der Benutzung gegen die Funktion
trennen, welche uns allenthalben ent-
gegentritt. An dieser Stelle muß die
Frage erlaubt sein, in welchem Maße
Scharouns Raumschöpfung selbst be-
reits über die Funktion hinausgegangen
ist. Wir hatten Gelegenheit, das bei
der Betrachung des Foyers zu bemer-
ken. So wie Scharoun es geplant hat,
als einen ständig von vielen Menschen
durchwanderten Raum, war es selbst
unter den angenommenen optimalen Be-
dingungen (1200 Leser) nicht zu verwirk
lichen. Und gilt nicht — mutatis mutan-
dis — das Gleiche für die Lesesäle, für
den weiten Raum des Katalogs im Erd-
geschoß, für die Areale zu ebener Erde
und auf Galerien, die offenbar nur den
Zweck haben, daß sich auf ihnen Men-
schen bewegen? : Öffentlichkeit im
Raum, der Raum für das Leben der Öf-
fentlichkeit, riesige Hallen, Gänge, Trep-
pen, die recht eigentlich keinen anderen
Sinn haben, als den, daß sich das Volk
auf ihnen bewege, sich im Raum darstel-
le, im Raum und durch den Raum.
Scharoun hat während des Krieges eine
Anzahl von Skizzen gemacht, in denen
eben dies dargestellt wird. Es sind sehr
große öffentliche Gebäude, auf deren
Galerien, Rampen, Treppen, Terrassen
sich eine Menge Volkes bewegt: das Pro-
jekt einer öffentlichen Architektur, das
Gegenprojekt, vielleicht, zu Albert
Speers steriler Staatsachritektur. Man
hat das Gefühl, der Meister habe Speer
zugerufen: „Dimension? Ja! ... Aber ...!”
In der Bibliothek fand er einmal im Leben
die Dimension, in der sich seine öffent-
liche Architektur verwirklichen ließ, und
zwar innen /m Raum. Man möchte von
idealen Bedingungen für eine ideale Ar-
chitektur einer idealen Gesellschaft spre-
chen. Ist es so, dann kommt es am Ende
nicht darauf an, wie man diese Räume
benutzt. Sie sind da, wir besitzen sie.
Das sollte genügen.
Natürlich führt diese Architektur weit
über Härings Funktionalismus, über sei-
ne „‚Leistungsform”’’ hinaus. Weit darü-
ber hinaus ... aber wo führt sie hin? Die
Federzeichnung eines öffentlichen Gebäudes. Scharoun während des Krieges.
ideale Gesellschaft, der Scharouns Skiz-
zen aus dem Kriege und der, wie wir
sahen, wohl auch seine Bibliothek ge-
widmet ist, wir sind sie nicht. Ist es mög-
lich, daß der Raum uns in diese Sphäre
emporhebt? Er verwandelt uns, das
haben wir vom ersten Schritt an in die-
sem Hause erfahren. Dann würde es
sich hier also letzten Endes um eine
Architektur handeln, die von alltägli-
chen Zwecken entbunden ist.
Solcher Art war die Architektur der
Skizzen aus den Kriegsjahren. Man kann
Zwecke dieser großen Strukturen nur
ahnen, besser gesagt, man kann ihnen
Zwecke unterlegen. Es sind immer die
Zwecke der öffentlichen Versammlung,
anders vermag ich, jedenfalls, diese Vi-
sionen nicht zu deuten. Aber eine Bib-
liothek bleibt eine Bibliothek: kein
Haus der Versammlung, ein Haus des
Studiums.
Und so bleibt am Ende die Frage
unabweisbar, ob dieser große Bau
eigentlich stimmt. Sie ist der Bau für
eine festliche Menge, die dem Musikge-
schehen hingegeben ist. Raum und In-
halt sind kongruent. Vielleicht werden
wir gut tun, die Beantwortung der Fra
ge, ob sie es in der Bibliothek ebenfalls




Als ich im März 1978 zum ersten Male
die Baustelle der Staatsbibliothek in
Berlin besichtigte, war ich überrascht
von dem großartigen Raum des Lese-
saales, der hier entstehen sollte, und
den ich von außen überhaupt nicht ver
mutet hätte. Was außen in Höhe und
Tiefe drei gegeneinander versetzte Bau-
körper vor dem massigen Bücherturm
sind, ist innen ein zusammenhängender,
in Ebenen und mit Galerien und Po-
desten gegliederter langgestreckter
Raum, der endlos sich auszudehnen
scheint, der eine Lust zum Entdecken
erweckt, zum Ausschreiten vom einen
Ende zum anderen, dessen lichte Gren-
zen und die gläsernen, leider zu dunkel
gewordenen Licht-Pyramiden eine un-
erwartete Leichtigkeit zeigen und dessen
Ordnungen aus klaren rechtwinkligen
Raumteilen gebaut sind, die lediglich
wenig gegeneinander in den einzelnen
Abschnitten gedreht eine erstaunliche
Vielfalt ergeben, und eben nicht nur ir-
gendeine Vielfalt, sondern gleichzeitig
eine räumliche Einheit und eine freie
Mitte. 160 m Länge, 55 m Breite und
16 m Höhe der Lesesaalhalle sind Di-
mensionen, die nur Scharoun ohne Mo-
numentalität gliedernd zu einer Einheit
bringen konnte, ohne Superordnungen
oder Riesentragwerke, die den Besucher
nur erdrücken würden, Seine größte
Raumschöpfung hatte Scharoun dazu
benutzt, die Kunst der Raumbildung
noch einmal zu erproben, ohne — so
schien es mir — irgendwo die Spannung
zu verlieren, und das gerade im noch
nicht möblierten Bau. Was der Ausbau
und damit ein bestimmter Gebrauch an
diesem Raum verändert hat, beschreibt
sehr eindrücklich Julius Posener in sei-
nem Beitrag in diesem Heft und Edgar
Wisniewski in der Bauwelt (1/1979).
Aber die Beschreibung dieses Raumes
ist so abstrakt, rein ästhetisch erlebnis-
haft. Gerade im noch leeren Raum konn-
te man sich einen ganz bestimmten Ge-
brauch vorstellen: Auf den weiten Trep-
pen und Galerien sich hin- und herbewe-
gende Menschen, auf den terrassierten
Ebenen Gruppen stehender oder sitzen-
der Leute, man könnte sich — sitzend —
auf den Galerien verstecken, aber stehend
oder über die Brüstung lehnend die große
Menge überblicken, der gegliederte Raum
würde die Menge in Gruppen gliedern
und doch alle, ginge man den Raum ent-
lang, wieder miteinander verbinden. Es
ist überhaupt kein Raum, der als künst-
lerische Hohlskulptur, etwa im Sinne von
Walter Förderer, einen Anspruch erheben
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Erlebniswert auf der Bildung von Berei-
chen und von Beziehungen im Inneren
und nach außen beruht. Edgar Wisniews-
ki: „Weder die Abgeschiedenheit in Kabi-
nette und Säle, (aber) auch nicht die
Zentralform eines kuppelgekrönten
großen Lesesaales wird versucht, sondern
die gleichberechtigte, in gegenseitigem
Wechsel wirkende, einer Landschaft äh-
nelnde Lesesaalstruktur.’”1 Es sind also
nicht organisatorische Aspekte der Funk-
tion, die im Vordergrund standen, son-
dern die Idee einer großen Gemeinschaft
von sich sonst spezialisierenden, sich
gegenseitig abschließenden oder in einer
Großform aufgereihten Individuen. Das
Erlebnis einer Gemeinschaft,man möch-
te beinahe sagen, einer Öffentlichkeit
unter den Besuchern ist Scharouns Aus-
gangspunkt für die Formfindung des
Saales gewesen, das was er als das „,Hu-
mane” bezeichnete, das bei ihm vor
dem „Organisatorischen’’ gestanden
habe.
Das Programm für eine offene, an
Gemeinschaft interessierte Gesellschaft
haben die Architekten um Bruno Taut
nach dem 1. Weltkrieg im „Volkshaus-
gedanken” formuliert. Im Zentrum der
Städte sollte es Bauten geben, die nur
dem Vergnügen und dem Gemeinschafts-
drange dienen sollten. Zum Vergnügen,
als „die Erhebung über das Alltagsda-
sein’, komme ‚‚der Wille, sich an der
Gemeinschaft zu bilden und sich mit
der Mitwelt eins, als Mensch unter Men-
schen zu fühlen.”’2 Bei einer Bebauung
der „‚Wiese”’ in Gelsenkirchen, 1920,
als ein Zentrum mit Theater, Volks-
haus und Kulthaus, sollte nach Scha-
rouns Worten das Volkshaus dem „‚ge-
meinschaftlichen Bildungsdrange” die-
nen und der „‚Freundschaft Tempe!”
seinS. In.seinem Entwurf dür das Hy-
giene-Museum in Dresden, 1921, schlägt
er einen kristallenen, „Dem Menschen”
geweihten Zentralbau vor, in dem „ge-
meinschaftliche, kosmische Gefühle”
erwachen sollen.
Scharouns Entwürfe für Kulturbau-
ten enthalten Räume, die nicht eine or-
ganisatorische Funktion haben, sondern
gewisse ideale soziale Beziehungen und
Gemeinschaftserlebnisse ermöglichen sol-
len.
Im Werke Scharouns, besonders in den
Ledigenhäusern der Vorkriegszeit, in den
Schulen, Theatern und Konzerthäusern
nach dem Kriege zieht sich dieser „‚Volks-
hausgedanke” wie ein roter Faden durch.
Jedes dieser Bauwerke ist eine Gelegen-
heit, soziale (und visuelle) Beziehungen
neu zu interpretieren; in dem er diese
Beziehungen in den Vordergrund stellte,
hat Scharoun Bautypen neu definiert.
Das Wohnheim der Werkbundausstellung
in Breslau 1929 wurde durch seine Lage
in einer Ecke der Siedlung und durch
den Einbau eines öffentlichen Restau-
rants zum Treffpunkt der Siedlung. Bei
der Darmstädter Volksschule, 1951,
bringt eine Serie von kleinen, mittleren
und großen Räumen jeden Schüler in
eine Folge in sich definierter, verschie-
dener Gruppen von der Teilklasse bis
zur gesamten Schulgemeinschaft.
Scharoun hat die Vorstellung einer
sich selbst erlebenden, großen Gemein-
schaft auch dann offenbar noch festhal-
ten wollen, als man in der Staatsbiblio-
thek die Zahl der Leser auf die Hälfte re-
duziert hat. Die Zeit wird zeigen, ob
Scharouns Utopie doch trägt.
Vergleicht man die Staatsbibliothek
mit der Pariser Nationalbibliothek von
Labrouste (1854—75), so fällt auf, wie-
viel Scharouns Bauwerk Freiraumele-
mente, um nicht zu sagen, städtische
Elemente aufgenommen sind.
Dort betritt man den Lesesaal mit
seinen leichten Kuppeln auf dünnen,
gußeisernen Säulchen direkt vom schma-
len Eingangsfoyer aus, achsial, nachdem
man den Innenhof überquert hat, der
von der Straße durch eine Toreinfahrt
quer zur Eingangsachse getrennt ist.
Das Foyer der Staatsbibliothek ist im
Innenraum, was der Cour d’Honneur, der
Innenhof, in der Pariser Nationalbiblio-
thek ist — halböffentlicher Ort, von dem
aus Lesesaal und Büroräume ersichtlich
sind, Orientierung und Ort gelegentli-
cher Begegnung; aber auch innerstädti-
scher Platz ohne spezielle Funktion.
Scharoun hat gerne seine Innenraum:
folgen mit Vorstellungen aus der Stadt
bezeichnet: „offener Bezirk’’ und „,ge-
heimer Bezirk’ als Metapher für Markt-
platz und Kirche, z.B. für die Klassenbe-
reiche und die sie verbindende Halle in
der Darmstädter Schule. Solche Polari-
tät — aus der mittelalterlichen Stadt ent-
lehnt4 — finden wir auch in der Philhar-
monie: Foyer und Saal, doch nicht, wie
in einer Stadt Markt und Kirche neben-
einanderliegend, sondern mit verschobe:
nen Achsen übereinandergestellt — eine
Gelegenheit zugleich für die großartigen
Treppen und Galerien. Was er als Prinzip
in der mittelalterlichen Stadt entdeckt
hat, mag genauso für den Aufbau der
Raumgruppen der Bibliothek gelten:
„Die gruppenweise Zusammenfassung
(der Menschen in der Stadt) beruht im
Bewußtsein des Beieinanderseins und in
der Gemeinsamkeit schöpferischer Arbeit.
Diesem menschlichen Aufbau entsprechen
die räumlichen Zusammenfassungen der
Straßenzüge und Plätze. Die Übergänge
von Raum zu Raum sind — als Gelenk-
punkte — reizvolle Vermittler.’’5
Charakteristika, die seit Camillo Sitte
der mittelalterlichen Stadt zugesprochen
werden, finden wir ebenso bei Scharoun:
unregelmäßige Wandzüge, platzartige
Räume, deren freie Mitte durch die Zu-
gänge in den Ecken gebildet wird, Gelenk-
punkte, die hier als Treppen die Raum-
folge zu einer Höhenentwicklung stei-
gern.6
Der sachliche, direkte Zugang der Pari-
ser Bibliothek wurde bei Scharoun in
einer eng-weit, dunkel hell, von unten
nach oben aufsteigenden Raumfolge
dramatisiert.
Genauso wie sozial-utopische Ideen
der 20er Jahre im Lesesaal wieder auftau-
chen, hat Scharoun in der Raumfolge
Vorstellungen bewahrt, die in seinen
Aquarellen der Kriegszeit als Visionen
erscheinen: riesige, oft zelt- oder schleier
artig überspannte Räume mit enormen
Treppenanlagen, die die Besucher in die
auf Hügeln zu liegen scheinenden Hallen
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führen. Es offenbart sich ein Rausch des
Emporsteigens und Genießens in lichten
Höhen.
Die Bauten sind da weit offen, Trep-
pen und Galerien Teile des Außenraumes,
Teile der Landschaft, eines gemeinsamen,
öffentlichen Umraumes. In den realisier-
ten Werken der Philharmonie und der Bib-
liothek haben sich die visionären Treppen
und Stege ins Innere verzogen, sind — mit
der Ausnahme des Theaterentwurfs für
Kassel — nur in den Innenräumen mög-
lich geworden.
Damit kommen wir zu einem weiteren
Punkt. Scharoun, so erscheint es mir, hat
immer in Stadträumen entworfen und
gedacht, aber in seinen beiden großartig-
sten Bauten hat er es sich versagt, sie zu
einem stadträumlichen Teil werden zu
lassen. Sie sind Inseln, die sich fast be-
ziehungslos gegenüberliegen. Sie haben
statt dessen, Teile der Stadt in sich auf-
genommen, Stadt in ihren Innenräumen
reproduziert.
Bei den Theatern für Kassel und
Mannheim sollte der Bau ein unverrück-
barer Bestandteil der Stadt werden: in
Kassel wurden Teile des alten Theaters
und eine Parklandschaft auf verschiede-
nen Ebenen in den Bau mit einbezogen,
in Mannheim waren die zwei Richtungen
des Stadtrasters und der schräg dazu lie-
genden Umgebung im Entwurf aufgenom
men, ja, wie bei einem Zusammensteck-
spiel Negativformen der Randbebauung
im Bau als Positivformen vorhanden.
Trotzdem waren damit nicht Zwänge
eingebaut: der Kasseler Bau z.B. sollte
wieder den Blick in die Landschaft frei-
geben.
Scharoun hat im ersten Entwurf der
Philharmonie vor der Mathäi-Kirche
einen Platz (Piazza) entworfen, der durch
einen trapezförmigen Kammermusiksaal
eine eindeutige Raumkante erhielt. Kon-
zerthaus und Kirche bildeten zwei Pole
eines bürgerlichen Forums mit Arkaden:
ein Stadtbautyp des 18. Jahrhunderts.
Im neuen Plan wird diese Piazza zu
einem Fragment, das terrassierte Gäste-
haus mit einer gerade abgeschnittenen
Querseite konfrontiert den nun viel-
eckig konzipierten Kammermusiksaal;
die Bauten sind isolierter als zuvor. Phil-
harmonie und Bibliothek sind kein Teil
eines öffentlichen Außenraumes und
Außenlebens; an ihnen kann man weder
flanieren, noch zwischen ihnen Feste
feiern, man kann sie nur umfahren. Sie
sind nicht Teil eines städtischen Raumes,
dessen Rand sie bilden und für den sie
Szenerie sein könnten.
Ist Scharouns Begriff „Stadtland-
schaft” — in der sich die ‘einzelnen
Objekte in ihrem Ausdruckwillen nicht
behindern sollen’? — nur Resignation
über eine verkorkste Situation in Berlin?
Oder hatte Scharoun eine Scheu vor
einer Wiederbelebung einer bürgerli-
chen Stadtform aus Repräsentationsbau-
ten und Plätzen mit autoritären Ord-
nungen und Achsen, wie er es 1920 für
die Gelsenkirchener „‚Wiese’’ mit Volks-
haus und Theater noch selber entwarf?
Stadtraum mit Architekturplätzen:
Ja, aber nur fraamentarisch oder verwan-
delt (Mehringplatz). Stadtfragmente: ja
aber nur dort, wo sie auch eine soziale
Funktion noch erfüllen können: in den
Kulturbauten, nicht außerhalb.
Was Marc Fester und Nikolaus Kuh-
nert zusammenfassend von den Rationa
listen sagten®, kann man bei Scharoun
als Entwurf ebenso feststellen: ‚,die ver
lorengegangene Einheit der Stadt wird
durch städtische Strukturen in den ar-
chitektonischen Einheiten kompen-
siert’ — allerdings sind das nicht klassi-
zistische, eher mittelalterliche Struktu-
ren. Und man müßte ergänzen: die ver-
'orene Gemeinschaft in der Stadt (oder
die miRßbrauchte Gemeinsamkeit auf ih-
ren Aufmarschplätzen) wird in den bür-
gerlichen Großbauten der Bildung zu
rekonstruieren versucht.
Daß dabei die Träume, ja die sozia-
len Hoffnungen von Stadtkrone und
Volkshaus immer wieder durchscheinen
gibt dem Werk Scharouns den Glanz
der Utopie, der auch durch empfindli-
che Eingriffe bei der Vollendung der
Staatsbibliothek nicht erlischt.
druck 1977. S. 62.
H. SCHAROUN, ibd, S. 26.
Bei der Beschreibung des Gelsenkirchener
Entwurfs, 1920, betont er diesen (auch
von Bruno TAUT oder Walter GROPIUS
geforderten) Bezug zur mittelalterlichen
Stadt: „‚Es gilt auch in unseren Tagen wie-
der im Sinne der Gotik Stätten der Ge-
meinschaft und zugleich Stadtwahrzeichen
zu schaffen, zu denen Gesicht und Herzen
der Bewohner gerichtet sind, an dessen Er-
bauung und Entstehen sie mit Hand und
Herz Anteil haben.” S. 26.
Aus dem Vortrag anläßlich der Ausstellung
„Berlin plant — erster Bericht”, 1946.
DESK TTEEEE Ss. 161. .Die Schaffung von Pdlaritäten und die Ge-
staltung der Übergänge zwischen ihnen,
nicht als Grenzen, sondern als eigene Be-
reiche (ausgestülpte Eingänge, Vorbereiche
der Kleiderablagen in den Schulen, in
Darmstadt als „„Tor’’ bezeichnet, die
schier endlose ‚„‚Modulation’’ von Raum-
und Begegnungsereignissen zwischen Ein-
gang und Theatersaal in Kassel, etc.) sieht
Scharoun in der mittelalterlichen Stadt
vorgebildet und als ein Charakteristikum
„deutscher Kunst”: „,Die Eigenart dieser
Betonung der Übergänge ist ja überhaupt
ein Wahrzeichen deutsgher Kunst, beson-
ders der deutschen Musik” (H. Scharoun,
ibid, S. 161). Vielleicht meinte er damit
Richard Wagner?
7) Erläuterungsbericht zum Wettbewerbsent-
1) Hans SCHAROUN. Herausgegeben von Pe- wurf der Staatsbibliothek. H. SCHAROUN.
ter PFANKUCH. Schriftenreihe der Akade- ibid. S..329.,
mie der Künste, Berlin 1974, S. 352. 8) ARCH+ Nr. 37. Vorwort.





Zur geplanten Neuerrichtung des Ephraim-Palais.
Man tut sich überall schwer mit der
Stadtgeschichte. Aber was bei dem
stadtplanerischen und architektonischen
Bewältigungsversuch herauskommt, ist
nirgendwo so schnell aus dem Gleich-
gewicht wie in Berlin. Da ist drei Jahr-
zehnte lang planiert worden — die
Kriegszerstörungen waren die Chance,
die historische Stadt loszuwerden und
durch eine rationale Flächenplanung zu
ersetzen. Als wäre das nicht genug, wur-
den unter dem Stichwort Sanierung gan-
ze Viertel abgerissen, eine Abrißmasse
insgesamt, die inzwischen den Kriegs-
zerstörungen schon gleichkommt. Wie
unter einer riesigen Walze verschwand
in dieser dreißigjährigen Abrißarbeit al-
les, was daran erinnern könnte, daß es
eine Vorgeschichte gegeben hat: barok:
ke Palais, klassizistische Wohnbauten,
preußische Staatsbauten von unwider-
bringlicher Qualität wie Bahnhöfe,
Feuerwehrdepots, Schulen, ebenso
Wirtschaftsbauten wie Lagerhallen, Fa-
brikgebäude; es wurden ganze Ord-
nungsmuster der historischen Stadt
durch Tiefbauer zerstört, die wie auf
freiem Felde Schnellstraßenzüge in ge-
fälligen Fünfziger-Jahre-Kurven legten,
fast sämtliche bürgerlichen Plätze zer-
störten, jegliche historische Verkehrs-
orientierung ebenso kaputt machten wie
die symmetrischen Straßenperspektiven
des 19. Jahrhunderts: es wurden Hafen-
becken zugeschüttet, Betonplatten von
beliebiger Breite als Brücken über den
Landwehrkanal gelegt, Ufer betoniert;
auf jahrhundertealte barocke Blickach-
sen wurden Hochhäuser gestellt und
fast alle Schlüsselpunkte der jüngeren
deutschen Geschichte wurden im Inter-
esse der Bewältigung ausgetilgt mit
Stumpf und Stiel, bis der letzte Mauer-
rest verschwunden war.
Inzwischen ist Geschichte zur Mode
geworden. Der Staat sieht an sich herab
und findet sich nackt und bloß. Ge-
schichte muß her wie Mantel und Schlep-
pe: etwas im Rücken möchte man haben,
etwas sichtbare Gloria.
Fehlen da nicht eben die wirklichen
historischen Orte, Straßenführungen,
Ruinen und Plätze, die man zuvor so
überaus gründlich beseitigt hat? Man
sollte es meinen, aber so ist es nicht. Das
Gelände ist in dem Maße ideal, wie es
leer, und ungeeignet, wie es bebaut ist:
das wenigstens ist der Eindruck, der sich
aus den bisher veröffentlichten Planun-
gen zum Wiederaufbau der südlichen
Friedrichstadt und der angrenzenden Vier-
tel im Rahmen der Internationalen Bau-
ausstellung 1984 ergibt. Die neue Ge-
schichtsbeschaffung ist genauso gründ-
lich, wie es die alte Flächenbeschaffung
bzw. Geschichtebeiseiteschaffung bisher
war. Es gibt da nicht den geringsten Wi-
derspruch. Im Geaenteil, beides arbeitet
1“
so Hand in Hand, daß sogar weiter abge-
rissen werden kann. Und zwar nicht nur
im hintersten Kreuzberg, z.B. so hervor-
ragende Zweck-Bauten wie Feuerwache
und Pumpenhalle in der Reichenberger
Straße, sondern selbst im Tiergartenvier-
tel das Schulgebäude in der Genthiner
Straße, und demnächst wohl das Pum-
penhaus, und die ehemalige Reichsversi-
cherungsanstalt neben der Nationalgale-
rie — nur der wilhelminische Fassaden-
protz soll stehenbleiben —, und wer die
BVG dazu bringt, die Lagerhallen und
Speicher am Gleisdreieck stehen zu las-
sen, ist auch nocht nicht bekannt. Die
neue Geschichtssehnsucht braucht die
alten Klamotten nicht, sie macht die Ge-
schichte neu und aus einem Guß. Der be-
rufsmäßige Historiker, der sich mit wirk-
lichen, vergangenen Objekten beschäf-
tigt, sieht sich einem neuen Typ Ge-
schichte gegenüber.
Worin oder woraus besteht aber
dann die neue zu bauende Geschichte?
Sie besteht aus Vorstellungen, aus Bil-
dern, aus Bilderwänden, aus Fotografier-
barem. Aber vielleicht ist es doch Zeit,
das genauer zu zeigen, nicht voraus zu
formulieren, sondern aus einem konkre-
ten Wiederherstellungsobjekt heraus zu
demonstrieren. Das Ephraim-Palais ist
dazu das geeignete Beispiel. Nur galt es,
vorher den Rahmen zu bezeichnen.
Der Rahmen: das ist ein neuer Um-
gang mit historischer Architektur, der
über alles wirklich Historische erhaben
ist, über den genauen Ort, wo etwas
steht oder gestanden hat, die wirkliche
Geschichte, die es gehabt hat, die Ursa-
chen seiner Zerstörung — immerhin
zwölf Jahre Terror und sechs Jahre fa-
schistischer Krieg und organisierte Men-
schenvernichtung. Aber auch erhaben ist
über etwas ganz einfaches: nämlich das
Gebäude selbst, dies Ding aus Stein, das
kaputt ist. Wie naiv, an den Steinen zu
hängen. Das wirkliche Objekt gibt es
nicht mehr, die Steine karrt man ab. Was
man haben will, kann man sich genauso
gut aus Hohlblocksteinen bauen oder in
Beton. Übertreibe ich? Ein bloßer Blick
aus meinem Fenster bestärkt mich. Vor
drei Monaten stand da noch ein — zwar
ausgebranntes, aber doch wohl über die
Runden gekommenes — Haus von Bruno
Taut, 1913, prägnantes, ornamentreiches
Frühwerk in einer wundervollen Mauer-
technik. Jetzt sehe ich nur die Straßen-
wand des Untergeschosses, dahinter eine
gähnende Baugrube. In einem Jahr ist
dann das Haus von Bruno Taut so unge-
fähr wieder da. Das wiederum erinnert
mich an andere Fälle, z.B. wie man von
der erhaltenen Anlage des Mehringplatzes
nach und nach jedes Stück bis zum letz-
ten Pflasterstein beseitigt hat, um die
heutige historische Platzfläche zu insze-
nieren. Oder wie in den Gropiusbau an
der Mauer durch die hierfür eingerissene
Nordwand die Bagger hereinfahren, um
ihn auch innen noch auszuhöhlen. Oder
wie gerade der Mendelsohnbau am Leh-
niner Platz abgerissen worden ist, damit
man die von der Schaubühne geforderte
überdimensionierte Bühnentechnik darin
unterbringen kann — genug, die Menge
der Beispiele. die da durch den Kopf
schießt, bringt nichts wesentliches hin-
zu, es ist immer die gleiche Methode im
Umgang mit der historischen Bausubstanz.
Das Ephraim-Palais stand bis 1935 —
Zeitpunkt seines Abrisses im Zuge der
Verbreiterung des Mühlendammes — im
ältesten Berlin, nahe der noch heute als
Ruine stehenden Nikolaikirche, an der
Ecke Poststr. 16, Mühlendamm. Heute
verläuft dort die in Richtung Südwesten
befahrene vierspurige Fahrbahn des noch-
mals verbreiterten Mühlendammes in
Ostberlin. Das Haus war das prächtigste
im mittelalterlichen Kern Berlins und
gehörte sei 1762 dem Hofjuwelier,
Münzunternehmer und Finanzier Veitel
Ephraim, dem mächtigsten jüdischen
Kaufmann unter Friedrich Il. 1935
war es schon 112 Jahre nicht mehr im
Besitz der Familie, inzwischen war ein
städtisches Verwaltungsgebäude daraus
geworden. Zweimal ist es durchgreifend
umgebaut worden: Einmal für Ephraim
von 1762 bis 1765 durch den Architek-
ten des zerstörten ehemaligen Reichs-
präsidentenpalais in der Wilhelmstraße
und des erhaltenen Kronprinzessinnen-
palais neben der Oper, den Baurat Frie-
drich Wilhelm Diterichs. Das zweitemal
(sieht man einmal: vom Anbau von 1852
in der Poststraße ab) erst wieder 1892—
96 durch die städtische Bauverwaltung.
Der Abbruch ließ die in Hausstein aus-
geführten Fassadenteile bestehen, man
numerierte sie und lagerte sie ein, auf
westberliner Gebiet — wie sich nach dem
Krieg herausstellen sollte.
Abgesehen vom Lagerplatz (glückli-
cherweise lagern die Fassadenteile des
Stadtschlosses nicht auf Westberliner
Gebiet), hat das Ephraim-Palais mit dem
Westberliner Innenstadtgebiet nichts zu
tun, es gibt zur Friedrichstadt keinerlei
historische Beziehung. Nun zielt aber
das Projekt der Wiedererrichtung des
Palais genau auf die südliche Friedrich-
stadt, auf einen in der Lindenstraße wie-
derherzustellenden Traditionskern, des-
sen Eckpfeiler das in den sechziger Jah-
ren als Berlin-Museum wiederaufgebau-
te barocke Kammergericht sein soll. Hin-
zukommen mögen noch — Landeskonser-
vator und Senator Bau/Wohnen sind be-
reits heftig am Liebäugeln — ein oder
zwei durch Nachkriegsabbruch verschwun-
dene Schinkelfassaden in der Linden- und
Feilnerstraße, Feilnerhaus und Militär-
arrestanstalt. Das Ephraim-Palais-Projekt
fällt andererseits aus dieser Ebene auch
heraus. Denn einmal ist der Plan älter,
das Rechtfertigungsgefüge, aus dem der
Plan der steinernen Wiederherstellung
entspringt, komplizierter; zum andern
ist der Widerspruch zwischen realer Vor-
geschichte eines bestimmten Bauwerks
und heutiger Realisierungsabsicht noch
weit größer als bei allen bisher genannten
Beispielen und verspricht, zu einem Höhe-
punkt der neuen Geschichtsherstellung
zu werden.
Zu erklären bleibt, warum das so ist,
und dazu muß weit ausgeholt werden.
Das treibende Interesse hinter dem
Ephraim-Plan war zunächst musealer
Natur: die Direktorin des Berlin-Muse-
ums möchte expandieren. Sie möchte
dies insbesondere mit einer Sammlung
g
von Dokumenten des kulturellen Beitrags
des Berliner Judentums zur Stadtgeschich
te. Die historische Erinnerungsforderung
liegt auf der Hand.
Der Beitrag des Judentums zur Metro-
polisierung Berlins war immens,und über
das Ausmaß an Material, das hier von ehe-
mals in Berlin ansässigen und durch den
Faschismus vertriebenen Juden aus alten
Familienüberlieferungen beigetragen wer-
den könnte, kann man im Augenblick
nur spekulieren. Das rechtfertigt also
ohne weiteres eine räumliche Erweite-
rung des Berlin-Museums. In welchem
architektonischen Zusammenhang das
geschieht, darüber ist damit freilich
nichts vorentschieden, mit einem be-
stimmten alten Hause hat das nichts zu
tun.
Hier kommt nun eine Interessenkoali-
tion zustande. Der Landeskonservator
ist, angestachelt durch aus!ändische Bei-
spiele und unbekümmert um die dort
ganz anderen Voraussetzungen bestrebt,
den Eckpunkt Berlin-Museum auszubauen
er ist die treibende Kraft bei der Propagie-
rung jenes historischen Kerns, bereit zu
extremen Rekonstruktionsmethoden,
um überhaupt wieder etwas unter die
Hand zu bekommen. Alle auf dem Gelän-
de befindlichen Gebäude von kunstge-
schichtlicher Bedeutung sind aber längst
planiert worden, vor allem die genann-
ten beiden Schinkelbauten Feilnerhaus
und Militärarrestanstalt. Planiert worden
ist vor allem das Palais Prinz-Albrecht,
das nicht besser und nicht schlechter den
Krieg überstanden hatte als das Berlin-
Museum. Es hat aber als Projekt keine
Chance — nicht nur, weil es woanders
liegt, nämlich korrespondierend am west-
lichen Rand der südlichen Friedrichstadt.
Auch nicht nur, weil es planiert ist —
das scheint den Landeskonservator bei
den Schinkelfassaden nicht zu stören,
und man wüßte in diesem Fall sogar,
anders als beim Ephraim-Palais, was man
wiederaufzubauen hätte. Vielmehr, es
gibt einen entscheidenden ideologischen
Grund dafür, das Palais Prinz-Albrecht
ruhen zu lassen und in der gesamten Pla-
nung so zu tun, als hätte es dieses größte
Barock-Palais Berlins nie gegeben: es war
von 1935—45 Sitz von Führungskadern
der SS, genauer, es bildete, zusammen
mit dem benachbarten Gestapo Haupt-
amt in der Prinz-Albrecht-Straße das’
Reichssicherheitshauptamt, unter Hei-
drichs Führung die Zentrale des faschlst!-
schen Terrors. Die Straße, die man als
Verlängerung der Kochstraße darüber le-
gen will, dürfte die praktische Rechtfer-
tigung darstellen, die das Gemeinte ZU
verschweigen erlaubt. z
Von daher kommt also noch ein drit-
tes Interesse in Sicht, das erklärbar macht,
warum auch der Bausenat sich inzwi-
schen voll mit dem Plan einer Neuerrich-
tung des Ephraim-Palais identifiziert und
dessen Verwirklichung bereits durch der
Presse vorgestellte konkurrierende Archl-
tektenentwürfe in die Wege geleitet hat.
Der Landeskonservator braucht ein histo-
risches Spielzeug, er braucht es in der
Lindenstraße, weil dort schon etwas Ist,
und er ist für das Ephraim-Palais, weil
das und nur das Erfolg verspricht. Anders
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der Senator Bau/Wohnen: auf dieser Ebe-
ne wird, abgesehen von dem politischen
Charakter des historischen Wiederaufbaus
überhaupt, eine politische Entscheidung
getroffen, die das Dilemma der vom Fa-
schismus und preußischer Rückständig-
keit nicht ablösbaren Geschichte prakti-
kabel machen soll. Denn getreu wiederauf-
bauen kann man nur, was man voll bejaht
und deshalb zurückwünscht. So ist der
Wiederaufbau der zerstörten polnischen
Städte ein Extrem an nationaler Wunsch-
erfüllung gewesen, als solche möglich und
gerechtfertigt. In Berlin geht es um kein
nationales Vorhaben und um keine Ge-
schichte, mit der man sich voll identifi-
zieren könnte. Die extreme Handlungs-
weise, etwas, was bereits vom Erdboden
verschwunden ist, originalgetreu zu re-
konstruieren, zwingt aber notwendig
dazu, Farbe zu bekennen. Stehen lassen
kann man vieles, ob aus Toleranz oder
Gleichgültigkeit oder Unkenntnis. Mit
ungeheuren Kosten etwas wieder zu
holen, was weg ist, das verlangt hand-
feste Gründe und Interessen und einen
sozusagen einwandfreien, über alle Prü-
fungen und Zweifel der Öffentlichkeit
erhabenen Gegenstand.
Wir haben es hier freilich mit Dingen
zu tun, die keiner so recht ausspricht,
offensichtlich, weil sie heikel sind. Man
macht es sich dabei einfach. Gesagt wird:
wir haben die Originalhaussteine der
alten Fassade, die beim Abbruch des
Ephraimpalais übrigblieben. Oder man
gibt einfach zu verstehen, man habe, in
numerierten Einzelteilen, „die Fassade’
— so erschien die Sache in den ersten ge-
naueren Presseberichten vor zwei Jahren.
Inzwischen kann sich jeder die Haufen
hinter dem Berlin-Museum anschauen,
und was davon original Teil des alten
Palais von 1765 ist, weiß keiner, das
geht nämlich aus den Nummern nicht
hervor. Oder man sagt: wir haben da ein
Grundstück, das genau den erforderlichen
stumpfen Winkel von 1069 aufweist; daß
der Winkel aber auch die einzige Überein-
stimmung ist und hunderte solcher Grund-
stücke herstellbar wären, also daraus sich
kein Grund herleiten läßt, gerade dort die
überkommenen Stücke einzubauen, das
sagt man geflissentlich nicht. Begründun-
gen unterbleiben. Gesagt wird schließlich:
hinein kommt ein jüdisches Museum — zu
verstehen: was könnte es besseres geben,
als ein jüdisches Museum nicht irgendwie
zu bauen, sondern dabei ein mit dem Ber-
liner Judentum verbundenes Haus wieder-
zugewinnen. Gesagt wird vielleicht auch
noch, daß dies Haus 1935 unter der na-
tionalsozialistischen Herrschaft zur
Straßenverbreiterung abgerissen wurde.
Da sind wir also wieder beim Kern der
Sache. Das Ephraim-Palais wird nicht
wiederaufgebaut, weil man die deutsche
Geschichte haben will, weil es um deren
Gegenwart, um deren Aufarbeitung geht.
Es soll aufgebaut werden, weil man
eigentlich ganz naiv ein Stück barockes
altes Preußen wiederhaben möchte, das
man aber in der heutigen Situation nur
über die Eselsbrücken haben kann, die
das Ephraim-Projekt anbietet. Die öf-
fentlich angegebenen Gründe sind spre-
Chend und stumm zugleich, sie vertragen
keine Nachfrage, sie sind keine wirklichen
Gründe, die das Gewicht der geplanten
Maßnahme zu tragen vermöchten. Ich
bin sicher, daß das wirkliche Interesse
dahinter ein anderes ist, und ich bin eben-
so sicher, daß den handelnden Personen
dieses Verdrängen nicht einmal mehr be-
wußt ist: sie erlauben sich kein historisches
Gedächtnis. Faktisch, in der Sprache der
Tatsachen, sagen sie aber, was sie so
nicht denken: wir bauen das ganz woan-
ders hingehörige Ephraim-Palais hier
auf, weil wir das Prinz-Albrecht-Palais
vergessen wollen.
Doch selbst, wenn man diese Spra-
che der sich ungewollt herstellenden
Tatsachen leugnen wollte, bliebe die
Sache peinlich. Es mag ja durchaus
sein, daß das Thema Faschismus in
unserer heutigen bundesrepublikani-
schen Öffentlichkeit nicht mehr diskus-
sionsfähig ist, wofür sich die Anzeichen
mehren, z.B. solche wie die, daß Leh-
rer, die im Geschichtsunterricht das
Thema Geschichtsunterricht mit
einem bestimmten Nachdruck behan-
deln, sich bereits verdächtig machen. Es
mag also sein, daß der Faschismus nur
noch in der Form des Gedenkens an seine
jüdischen Opfer und die in der Kristall-
nacht zerstörten Synagogen öffentlich
benennbar ist. Auch in diesem Falle darf
man fragen, warum nicht einfach, in
welchen historisierenden Formen auch
immer, neben dem Berlin-Museum ein
Jüdisches Museum gebaut wird, Platz
ist da, Geld will man sowieso ausgeben,
niemand fände daran etwas zu kritisie-
ren. Warum dann, wenn es um eine so
fraglose Sache geht, die aufwendige
und für die Berliner Denkmalpflege bis-
ang einmalige Maskerade des geplanten
neuen Ephraim-Palais?
Denn um eine Maskerade geht es,
und um nichts mehr, und das macht
gerade die Schwäche der öffentlich ange-
gebenen bzw. zu verstehen gegebenen
Gründe aus. Es ist deshalb vielleicht
nützlich, sich einmal im Detail klar zu
machen, worauf man sich einläßt und
wie schwankend die Grundlage ist. Ich
nehme mir also die drei Gründe, so lässig
wie sie geäußert wurden, der Reihe nach
vor und werde zeigen, daß bei genauerer
Kenntnis der Sachlage vom ganzen Pro-
jekt nur ein Willkürakt übrig bleibt.
Zunächst also die Fassade: Das alte
Ephraim-Palais bezog seinen äußeren
Glanz aus der Eckfassade, mit der der
im übrigen sehr einfache, viergeschossige
Bau repräsentativ in den Straßenraum
hineinsprach. Ein umlaufender Balkon,
von vier Säulenpaaren gestützt, schuf
Distanz und faßte das genau auf der
Ecke liegende Portal ein. Erster und
zweiter Stock wurden durch Doppelpi-
‚aster zusammengefaßt, darüber lieg ein
niedriges Attikageschoß, bekrönt durch
eine Balustrade in der Traufhöhe des
großen Satteldaches. Was ist von dieser
Eckfassade übrig? An originalen Teilen
sehr wenig. Von Diterichs etwas umständ-
lich elegantem Architekturschmuck war
nur weniges in Sandstein ausgeführt,
Balustrade und Kranzgesims der Eckfas-
sade, der umlaufende Balkon, die kleinen
Balkons, die freistehenden Plastiken.
alles übrige war in Stuck ausgeführt, die
großen Flächen in Putz. Das war dama-
lige Baupraxis, wenigstens in steinarmen
Gegenden und erst recht im armen
Preußen. Mehr als diese paar ornamenta-
len Stücke sind also vom ganzen alten
Bau nicht erhalten.
Freilich ist der aufbewahrte Steinhau-
fen nun doch um einiges größer (es sind
genau 1339 Einzelteile). Das hat seine be:
sondere Bewandnis. Beim Umbau 1892
war man über den altpreußischen Spar-
samkeitsstandard erhaben. Ein großer An-
bau machte ohnehin ein Weiterstricken
der Fassade um die nächste Ecke (Müh-
lendamm/Burgstraße) nötig, und als man
hier alle Architekturteile in Sandstein aus-
führte, ersetzte man auch die Pilaster,
Fenster- und Portallaibungen der alten
Fassade, die bis dahin in Stuck ausgeführt
waren, originalgetreu in Sandstein. Von
dieser Aktion stammt also im wesentli-
chen der vorhandene Steinhaufen.
Aber damit nicht genug. Soweit könn-
te es scheinen, als sei die Fassade dabei
die gleiche geblieben. Aber die erhalte-
nen Teile erlauben nur die Zusammen-
stückelung bereits einer durch den Um-
bau auch noch in den Proportionen be-
schädigten Fassadendekoration. Wie
Diterichs Fassade ausgesehen hat, wissen
wir gar nicht, wenigstens ist mir kein
Foto vor dem Umbau bekannt. Das
merkwürdige Gedrückte der oft fotogra-
fierten umgebauten Fassade geht aber
gerade auf den Umbau zurück. Der Um-
stand war folgender: Die neue Mühlen-
dammbrücke machte eine erhebliche Er-
höhung des Mühlendamms erforderlich.
Hätte man das Palais gelassen, wie es
war, wären die Portalsäulen bis zur Höhe
von 1,20 m im Erdboden verschwunden.
Also setzte man den Balkon höher und
ersetzte die alten Säulenpaare durch
verkleinerte, mithin kürzere, Nachbildun-
gen.
Was also, fragt man sich, ist hier an
dem vorhandenen Steinhaufen denn wirk-
lich noch identisch? Dabei macht eine
Fassadendekoration noch lange kein
Haus aus, sondern nur eine Oberfläche,
auch nach damaliger Bauauffassung. Das
Haus hätte man auch bei größerer Menge
originaler Bauteile nicht. Vor allem:
auch Diterichs Fassadendekoration,
von der so wenig erhalten ist, war selber
in eine Mauersubstanz hineingebaut, die
ihr fremd war. Denn Veitel Ephraim hat-
te das Haus selber schon gekauft, und
was das für ein Haus war — Arnold Neh-
ring hatte es 1688 für den Apotheker
Tonnenbinder entworfen — wissen wir
nicht, können es höchstens erschließen.
Das wirkliche Haus hat der Abbruch ver:
nichtet, geblieben sind die auswechsel-
baren Dekorationsstücke. Insofern ist
es mehr als eine nicht mehr ganz zu er-
härtende Pointe, wenn in allen mit dem
Hause befaßten Büchern unermüdlich
die Überlieferung kolportiert wird, die
originalen Portalsäulen — jene also, die
1892—96 ersetzt wurden — seien Ephra
im von Friedrich Il. geschenkt worden
und stammten von dem aus Rache im
siebenjährigen Krieg zerstörten Schlöß-
chen Pförten des sächsischen Minsters
Grafen Brühl. Leider, nicht mal sie haben
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wir heute: so auswechselbar ist der Glanz
der Welt.
So zeigt sich also, daß man noch sehr
wenig gesagt hat, wenn man äußert, man
wolle das Ephraim-Palais wieder aufbauen.
Was ist das? Gehört das originale Haus
dazu? Ist es nur die Fassade von 1765,
oder ist es der erweiterte Verwaltungsbau
der Berliner Stadtbehörden von 1896?
Oder was sonst? Nicht anders steht es
aber mit der Grundstücksfrage, jenem
Gelände mit stumpfem Winkel an der
Lindenstraße. Nehmen wir es ruhig als
Fügung hin, daß die bürgerlichen Grund-
stückverhältnisse diesen Winkel erzeugt
haben. Aber was machte die Lage des
alten Ephraim-Palais aus? Auf einer
Zeichnung von Zille sieht man sehr deut-
lich, was die eigentliche Umgebung war:
altstadtmäßige Dichte, Menschenmengen,
Geschäftstreiben. Durch die Poststraße
ging der Blick zur Nikolaikirche, den
Mühlendamm hinunter dagegen zur Spree.
Die ganze Fassadengestaltung ist auf die-
se Blickverhältnisse berechnet: die Enge
der Altstadtstraße und die Blickweite
der Ecke und der Flucht zum Mühlen-
damm — in diese plötzliche Weite hinein
drängt sich eben der Fassadendekor. Die-
se Situation ist anderswo nicht ersetzbar.
Die Zuspitzung auf diese eine Ecke kann
in einer gleichmäßigen Straßenflucht wie
der Lindenstraße nur albern wirken, und
das umso mehr, als die schmale einmün-
dende Straße fehlt. Die Poststraßenfassa-
de liegt jetzt an der offenen, überaus brei-
ten Lindenstraße. Die alten Gebäudemas-
se spiegelt aber nicht irgendeine Straße,
sondern diese eine, mit ihren besonderen
Maßverhältnissen. Auch sonst ist die
Friedrichstadt mit ihrer seit je bezeug-
ten Menschenarmut, mit ihrer nie einge-
schränkten Linearität und Weite ganz
der falsche Ort für eine solche Fassade.
In einer historisch gewachsenen Stadt ist
nichts austauschbar, nicht einmal nach
fast totaler Zerstörung.
Diese Zähigkeit der Orte geht noch
weiter. Der Bauplatz in der Lindenstraße
liegt nicht in einer durchgehenden Achse,
sondern die Blickrichtung dieser Achse
geht zugleich von Süden nach Norden:
vom Hallischen Tor zur Innenstadt. Auch
davon ist heute noch etwas zu sehen, und
entsprechend hat man das geplante neue
Ephraim-Palais um 9009 gedreht. Das alte
war an seiner Ecke gerade umgekehrt
orientiert: die Blickrichtung ging vom
Nordosten, vom Molkenmarkt her als
einzigem möglichen Ruhepunkt des Be-
trachters, nach Südosten auf die Fassade
zu. Diese Ortung hat in der Lindenstraße
keine Entsprechung. Schließlich noch
war das Mühlendammgelände fallend,
die Lindenstraße ist völlig eben, auch
darin für das historische Haus unangemes-
sen.
So zeigt auch die Grundstückslage nichts
als Willkür und am allerwenigsten ein Ver-
ständnis der Situation, die man bebauen
will und des Baues, dem man wiederher-
stellen möchte. So bleibt als dr/ttes die
inhaltliche Anbindung über den Plan
eines jüdischen Museums . Aber auch hier,
scheint mir, ist die dabei angewandte Ur-
teilskraft nicht so recht auf der Höhe.
Denn was hat eigentlich das Ephraim-
Palais mit den Erinnerungs- und Wieder-
gutmachungsaufgaben eines jüdischen
Museums zu tun? Daß man mich nicht
mißverstehe: Ein jüdisches Museum in
Berlin hätte, denke ich, den Lebenszu-
sammenhang zu dokumentieren, in dem
Mindestens ein Jahrhundert lang jüdische
und Berliner intellektuelle Kultur gestan-
den haben. Diese symbiotische Beziehung
ist aus der Geschichte der bürgerlichen
Philosophie und Kunst ebensowenig
wegzudenken wie aus der beides vermit-
telnden bürgerlichen Geselligkeit des
19, Jahrhunderts. Es sind die Enkel
nicht gerade Veitel Ephraims, aber sei-
ner Konkurrenten, Kompagnons und
Subunternehmer, der Itzig, Veit, Hertz,
Lewin, Friedlaender, Mendelsohn, Heine
usw., die die Flucht ergreifen aus der
Enge der Finanzgeschäfte und Talmud-
schulen in den einzigen wirklich offenen
Bereich der büigerlichen Gesellschaft,
die intellektuelle Kultur.
Eben diesen lange nachwirkenden
fruchbaren Zusammenhang dokumen-
tiert das Ephraim-Palais gerade nicht.
Und zwar doppelt nicht. Falls jemand
meinen sollte, in ihm ein Haus jüdisch
bürgerlicher Kultur leibhaftig wiederher-
stellen zu können, dann muß man ihn
enttäuschen. Einmal hat Ephraim in
diesem Hause nie gewohnt. Er hat es ge-
baut als eine riesige Angeberei, um den
im Siebenjährigen Krieg frisch gewonne-
nen Reichtum zu dokumentieren: Kriegs-
ende und Hauserwerb fallen fast zusam-
men. Nachdem Friedrich Il. es besichtigt
hatte, diente es als Geschäftshaus; die
Erdgeschoßräume wurden als Läden
vermietet, deren Bogenöffnungen erst
beim Umbau von 1892 verschwunden
sind. Die übrigen Räume dienten später
einer Tabakmanufaktur, während im
Hof eine Manufaktur für Silberverfeine-
rung von Ephraim betrieben wurde. Sei-
ne teuren Feste feierte Ephraim in sei-
nem Sommersitz am Schiffbauerdamm,
Wohnung hatte er in einem seiner son-
stigen Häuser.
Aber auch Ephraim selbst ist nicht
der Mann, den angesprochenen Zusam-
menhang zu repräsentieren. Was er reprä-
sentiert, ist typische Geschichte Preu-
Bens, auch der Juden, aber von der dun-
kelsten Sorte. Nathan Heine Veitel
Ephraim war zu seiner Zeit der mäch-
tige Finanzier des Königs, gegen den
Recht zu haben schwer möglich war.
Jnter den Hoffaktoren, den jüdischen
Lieferanten von Luxusgütern, Heeresbe-
darf, Soldaten, und vor allem Geld, war
er der erste. Das Hoffaktorentum ist für
Preußen typisch seit Joachim Il: eine
Institution rückständiger Länder. Wo
die Kapitalakkumulation im eigenen
Lande fehlte, mußte sie für den ständi-
gen Geldbedarf des Landesfürstentums
durch die weitreichenden Geschäftsbe-
ziehungen der Juden ersetzt werden, die
dafür, daß sie Politik und Liebhabereien
der Fürsten finanzierten, sich auf deren
Schutz verlassen konnten, und das be-
dingungslos.
Auch Ephraims Reichtum machte
diesen Schutz nötig. Erworben war er
im Rahmen der Finanzierung des Sieben-
jährigen Krieges durch ein staatlich ge-
decktes Gangstertum, bei dem Ephraim
keinen geringeren zum Partner hatte als
Friedrich Il. selbst. Denn Ephraim leiste
te ihm etwas, was für ihn eine Frage des
Überlebens war: durch Münzfälschung
Geld zu schaffen, und er leistete es gern,
weil es die Chance zu überproportionalen
Gewinnen war. Ephraim hatte auch nicht
umsonst in langem, erbarmungslosen
Ringen seine Konkurrenten Gompertz,
Isaak und Itzig aus dem Geschäft ge-
drängt bzw. — was Itzig betrifft — zum
Teilhaber seiner Firma herabgedrückt,
Eine ganze Armee von ihm abhängiger
jüdischer Kleinkaufleute und Hausierer
brachte das schlechte, von Ephraim ge-
münzte Geld in Umlauf, während die
staatliche Macht garantierte, daß die Leu-
te das Geld auch als Wechselgeld nehmen
und mit gutem altem Geld bezahlen
mußten, auch wenn sie wußten, daß sie
betrogen wurden. Mit dem Geld, das
Ephraim so aus Polen, Preußen, Sachsen
und den preußischen Rheinlanden zog,
bezahlte Friedrich Il seinen Kriegszug,
er schützte Ephraim, seine Leute und
ihre Gewinne folglich auch vor dem
Zorn der betrogenen Volksmassen und
vor seinen eigenen Gerichten.
Das Ephraim-Palais ist sozusagen die
Öffentliche Darstellung der königlichen
Ehrbarkeitserklärung. Es war nicht Hülle
gelebten Eigenlebens, sondern reingewa-
schenes Geld, gesellschaftlicher Status,
in einer Zeit, die in Dingen Geld und Ehr
barkeit noch sehr weitherzig war, wenn
nur der Effekt ansehnlich ausfiel..Und
das tat er im Falle des umgebauten
Ephraim-Palais, was sich daran zeigt, daß
nur an ihm, nicht an Ephraims tatsächli-
chen Wohnhaus oder einem seiner anderen
Häuser der Name des großen Bankiers
haften blieb.
Nicht, daß dieses Kapitel des preußi-
schen Frühkapitalismus vergessen werden
sollte. Aber eine Rekonstruktion eben
der Fassade, die die ganze dunkle Sache
in gesellschaftlichen Glanz verwandeln
sollte, verlangt ein entsprechend aufge-
klärtes und opferbereites Bewußtsein der
Wiederaufbauer und Benutzer, und sie
verlangt ihren gewußten historischen Ort.
Mit beidem können wir nicht dienen. Ob
der zweite deutsche Staat es kann, mag
er mit sich selbst ausmachen, wenn er,
wie man hört, inzwischen seinerseits das
Ephraim—Palais wieder errichten will.
Möge man doch einfach der DDR die auf-
gestapelten Steine schenken und erleich-
tert aufatmen. Für die südliche Friedrich-
stadt gäbe es in der Richtung einer Herstel-
lung historischer Identität anderes und
wichtigeres zu tun. Wie wäre es, wenn
man einmal das jüdische Museum baute,
z.B. Lindenstraße 48—50, vormals Ort
einer in der Gründerzeit errichteten
Synagoge? Und wie wäre es mit einer
architektonischen Kennzeichnung jener
Stelle, an der das Reichssicherheitshaupt
amt stand, also einer Stätte, wo die Ju-
denvernichtung im Großen organisiert
wurde und ungezühlte Widerstandskämp-
fer die Arbeitsmethoden der Gestapo er-
litten? Das Palais Prinz-Albrecht liegt uns







Zur neuen Lust am Entwerfen
Der Entschluß, einen städtebaulichen
Ideenwettbewerb mitzumachen, war
spontan. Er entsprang verschiedenen
Motiven: dem Bedürfnis, mal etwas
ganz anderes zu machen, als theoreti-
sche Analyse zu treiben oder sich trok
kene Gesetze anzueignen, dem einfa-
chen Wunsch, wieder einmal etwas
konkret-Sinnliches zu tun und einer
vagen Vorstellung, daß es notwendig
sei, zu lernen, an einer realen stadtge-
stalterischen Aufgabe Gedanken über
alternative Nutzungen eines inner-
städtischen Raumes zu entwickeln und
vor allem auch in Form eines Entwurfs
zeichnerisch darzustellen.
Die Bearbeitung der Wettbewerbs-
aufgabe war sehr vergnüglich und das Er-
gebnis und dessen Beurteilung durch
das Preisgericht zufriedenstellend:
„Konsequent angesetzte und zum
Teil sehr gut detaillierte ‘Gegenkonzep-
tion’ zur angestrebten Lösung: Negie-
rung historischer, städtebaulicher und
z.T, architektonischer Vorgaben und
Bindungen, raffinierte Verfremdung und
subtile gestalterische Über-Bestimmung;
dadurch — zumindest für einen derart
großen Bereich — Aufgabe leider ver-
Fehlt.”
Wichtiger als das fertiggestellte Pro-
dukt erscheint uns allerdings die Debatte,
die der Wettbewerb bei uns auslöste.
Denn anläßlich der konzeptionellen
Beschäftigung mit Entwurfs- und Darstel-
lungsfragen im Rahmen eines Wettbe-
werbs stellte sich zwangsläufig die Frage,
welchen Stellenwert eine individuelle,
fachlich-kreative Arbeit politisch hat,
bzw. haben kann: Was es also bringen
kann, sich nicht trotz, sondern auf der
Grundlage eines kritischen Verständnis-
ses von den Ursachen der Zerstörung
kapitalistischer Stadtzentren als Lebens-
raum (und in vollem Bewußtsein über
die Bedeutung von sog. Ideenwettbewer-
ben in diesem Zusammenhang) an das
Zeichenbrett zu setzen und zu überlegen,
wie eine derart trostlose Innenstadt wie
die von Duisburg anders genutzt und ge-
staltet werden könnte. (‚ Angenommen,
die Grundrente hätte aufgehört zu wir-
ken, was könnte man sich denn auf die-
sem Un-Raum von Bahnhofsplatz Schö6ö-
nes und Nützliches für die Bevölkerung
vorstellen? ”’)
Damit verbunden war notwendiger-
weise die Überlegung, auf welche Weise
die so erdachten und gezeichneten Vor-
schläge den Charakter der Kritik tragen
können. Wie also ein utopisch angeleg-
ter Entwurf konkrete Hinweise liefern
kann auf die gesellschaftlichen Bedingun-
gen, die aufgehoben bzw. erreicht wer-
den müssen, damit die Voraussetzungen
für seine Realisierung gegeben sind.
BLICK ZURÜCK IM ZORN: “FÜR
FACHLICHE UND POLITISCHE
QUALIFIKATION”
Dr. Jeckill und Mr. Hyde
Die spontane Lust am sinnlich-Konkre-
ten hat eine Geschichte, die nicht unty-
pisch sein dürfte. Während der Studen-
tenbewegung zum Studium der Bau-
kunst angetreten mit humanitären Idea-
len, stellte sich bei den Verfassern bald
die Erkenntnis der wirtschaftlichen und
politischen Hinderungsgründe eines hu-
manen Städtebaus und einer humanen
Architektur ein.
Als Folge konzentrierte sich das
Architektur-Studium der Generation,
der auch die Verfasser angehören, auf die
politischen und wirtschaftlichen Grund-
lagen des gesellschaftlichen Lebens, wo-
bei quasi zwangsläufig die Beschäftigung
mit den Fachinhalten im engeren Sinne
in den Hintergrund gedrängt wurde. Im
Verlauf des Studiums bildete sich als
Konsequenz der Beschäftigung mit der
Analyse der bestehenden Gesellschafts-
verhältnisse auch eine mehr oder minder
aktive hochschulpolitische Praxis heraus,
welche unter das Motto ‚für fachliche
und politische Qualifikation’ gestellt
wurde. Mit diesem Leitsatz war letzt-
lich die Aufteilung des Studiums in zwei
gesonderte Bereiche gemeint. Der eine
betraf die zwar kritisch einordnende aber
ansonsten fachimmanente Wissensaufnah-
me mit dem Ziel, sich optimal für den
späteren Verkauf seiner Arbeitskraft zu
qualifizieren. Der anuüere betraf die Ana-
Iyse der wirtschafts- und gesellschafts-
politischen Entwicklung im allgemeinen
und speziell in der Baubranche. Unter
Berufung auf die zunehmende Lohnab-
hängigkeit der Architekten sollte für
diesen Berufsstand das materielle Interes-
se an der Umwälzung der gesellschaftli-
chen Verhältnisse nachgewiesen werden,
um in einem weiteren Schritt darauf ab-
gestellte politische Handlungen zu disku-
tieren und einzuüben.
Ließ die so zu beschreibende Strate-
gie für Studium und Politik immer noch
Spielräume, um fachliche und politische
Belange auch in ihrem Zusammenhang
zu behandeln, so bildete sich faktisch
eine ziemlich starre Trennung heraus,
die im Extremfall folgendermaßen aus-
sah: Auf der einen Seite die Aneignung
von Fachwissen, primär motiviert durch
die Einsicht, daß man schließlich irgend
wie sein Geld verdienen müsse und erst
in zweiter Linie beeinflußt durch gesell-
schaftspolitische Erkenntnisse und In-
tentionen. Auf der anderen Seite die
Aneignung politökonomischer Wissens-
grundlagen und die praktische Hoch-
schulpolitik, d.h. die aufzehrende Arbeit
in den Selbstverwaltungsorganen der
Hochschule, die Mobilisierung der Stu-
dentenschaft, wenn es um Stellenbeset-
zungen und Fragen der Prüfungsordnung
ging, Kampagnen zu allgemeinen politi-
schen Konflikten und die rastlose Publi-
kation des Gedankens, daß die Architek-
ten als Gruppe der Lohnabhängigen
sich später im Beruf an den gewerk-
schaftlichen Kämpfen in den Betrieben
zu beteiligen haben.
...Jesuitischund prüde ...
In das Konzept fachlicher und politi-
scher Schizophrenie paßte es fast naht-
los, daß man es nicht nur versäumte, son-
dern sogar peinlich vermied, konkrete
Vorstellungen von der neuen Gesellschaft.
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die der herrschenden folgen soll, zu ent-
werfen. Die Gründe dafür schienen
theoretisch fundiert. Wie sollte es mög-
lich sein, schon heute und dazu noch im
kleinen Kreise die Bedürfnisse der großen
Masse der Bevölkerung für die Zeit nach
der Umwälzung der gesellschaftlichen
Verhältnisse zu bestimmen? Lagen Über-
legungen dieser Art überdies nicht ge-
fährlich nahe an herkömmlichen Reform-
illusionen? Und waren konkrete Erwä-
gungen außerdem nicht überflüssig, weil
sich Veränderungen im Detail nach der
Umwandlung der gesellschaftlichen
Grundlagen automatisch ergeben würden?
Das ängstliche Umschleichen einer
konkreten Utopie war mehr als ein Ver-
säumnis. Die politische Arbeit, die
nichts anderes als die existierenden Ver-
hältnisse zu entlarven trachtete und als
selbstverständliches Ergebnis dessen
die Einsicht in die Notwendigkeit der
radikalen gesellschaftlichen Veränderung
annahm, war jesuitisch prüde und des-
halb uneffektiv. Sie behandelte die Frage
gesellschaftlicher Erkenntnis und ge-
sellschaftlichen Handelns als ausschließ-
lich über den Intellekt vermittelt und
begriff nicht, daß mindestens ebenso
wichtig für eine gesellschaftliche Bewe-
gung wie die rationale Einsicht und die
rationale Begründung des Handelns der
sinnlich-konkrete Gegenwartsbezug und
die konkrete Zukunftsperspektive sind.
Der Mangel an sinnlicher Auseinander-
setzung mit der Gegenwart und die feh-
lende Beschäftigung mit konkreten Uto-
pien zeigten auch bald ihre logischen Er-
gebnisse in Form von Frustrations- und
Rückzugserscheinungen. Denn die Erwar-
tungen, die am Beginn des Studiums hin-
sichtlich einer sinnvollen, lustvollen,
schöpferischen Berufs- und Lebenstätig-
keit da waren, hatten und haben sich
nicht aufgelöst, sondern harren im Verbor-
genen weiterhin ihrer Erfüllung. Und das
ist im Grunde kein Berufs- und Klassen-
spezifikum. Es steckt da der Traum von
Selbstbestimmung, von Freiheit, von
einer besseren Welt dahinter, den wohl
jeder — ob am Fließband oder am Zei-
chenbrett — in sich birgt. Dieser Traum,
so läßt sich wohl mit Fug und Recht be-
haupten, ist ein ganz entscheidendes Mo-
ment gesellschaftlicher Bewegungen und
Fortschritte. Vielleicht ist er sogar das
Entscheidende. Denn Ablehnung und
Kritik herrschender Verhältnisse können
ja eigentlich erst entstehen, wenn ein
klares und konkretes Bild von der besse-
ren Zukunft vorhanden ist. Erst die sinn-
lich-konkrete Utopie vor den Augen be-
fähigt einen doch, mit langem Atem ge-
gen etwas zu kämpfen.
Die Ära der „fachlichen und politi-
schen Qualifikation”, die nicht nur durch
Mangel an konkreter Utopie, sondern
überhaupt durch mangelnde Sinnlichkeit
und Primat des Rationalen gekennzeich-
net war, mußte also geradezu zwangs-
läufig in eine Ära der Depolitisierung ein-
münden.
Denn indem politische Pflichterfüllung
und Analyse der Bewegungsgesetze des
Kapitals für den Architektur- und Planer-
studenten die beiden hauptsächlichen Be-
tätigungsmuster außerhalb des prüfungs-
bezogenen Fächerkanons abgaben, ent-
fiel das Moment der phantasievollen,
hoffnungsfrohen Auseinandersetzung
mit Gegenwart und Zukunft und damit
das wesentliche Bewegungsmoment poli
tischen Handelns. Und diese Starrheit
wurde auch noch durch soziale Zwänge
innerhalb der Gruppe Gleichgesinnter
abgesichert, so daß beispielsweise die
Beteiligung an einem städtebaulichen
Ideenwettbewerb hätte verheimlicht
werden müssen.
Zudem hatte gerade der politisch
Engagierte doch nach und nach
schmerzlich begriffen, oder auch über
studienbegleitende Bürojobs schon
praktisch erfahren, daß innerhalb der
Berufspraxis des Architekten kein
Stückchen Platz für das Ausdenken der
besseren Zukunft sein würde. Umso
schmerzlicher mußte für ihn die Er-
kenntnis sein, daß es auch in der politi-




...undsiebewegt sich doch ...
Der Mangel an konkreter Utopie in der
Politik linker Gruppen und Organisatio-
nen innerhalb — aber auch außerhalb —
der Hochschule ist nun kein Fehler, der
geduldig dem Aufspüren durch den Intel-
lektuellen harrte, bevor er ans Tageslicht
kam. Die Lücke wurde geradezu selbst-
tätig sichtbar in dem Maße, in dem Teile
der Bevölkerung sich mit ihren konkre-
ten Lebensbedingungen eigeninitiativ
auseinanderzusetzen begannen. Die sich
in Bürgerinitiativen hier und da organi-
sierenden Bundesrepublikaner schlossen
und schließen sich nicht aus abstrakter
Einsicht in die Kritikwürdigkeit der
herrschenden Gesellschaftsverhältnisse
zusammen (und schon gar nicht, wenn
ihnen diese vorgepredigt wird), sondern
sie ergreifen Initiative, weil konkrete
Ereignisse sie in ihrem Leben bedrohten
und bedrohen. Am Anfang solcher Be-
wegungen steht in der Regel die Auffas-
sung: „Keine Schnellstraße, kein Kraft-
werk vor meiner Tür!” Aber weil das naiv
vorgetragene Partialinteresse regelmäßig
auf großangelegte Planungen und schein-
bar konstistente übergeordnete Argumen-
tationen wie Generalverkehrspläne, Ener-
gieversorgungspläne usw. stößt, sind
Bürgerinitiativen regelmäßig gezwungen,
ihre Ausgangsprobleme in größeren Zu-
sammenhängen zu diskutieren. Und da-
bei entstehen zwangsläufig Fragen nach
grundsätzlich anderen Planungskonzep-
tionen für den Straßenbau, die Energie-
versorgung usw. — also Fragen nach kon-
kreten Utopien.
Der ausgebildete oder in Ausbildung
befindliche Architekt oder Planer findet
bei Bürgerinitiativen, die sich mit solchen
Fragestellungen auseinandersetzen, zwei-
felsohne ein reiches Betätigungsfeld. Er
kann die Widersprüchlichkeit in den so
konsistent erscheinenden staatlichen Pla-
nungskonzeptionen aufspüren helfen.
er kann die Diskusssion um alternative
Konzeptionen unterstützen und vertie-
fen, er kann unter Umständen verhindern,
daß Illusionen hinsichtlich der Durch-
setzbarkeit solcher Konzeptionen unter
gegebenen politischen und wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen entstehen,
und er kann mit bau- und planungsrecht-
lichem Rat und fachlicher Argumenta-
tionshilfe für die eine oder andere Teil-
realisierung des Bürgerwillens wirken.
Bei solcher konkreten Arbeit in Bürger:
initiativen zeigen sich nun die Folgen
der unzureichenden Verzahnung von
fachlichen und politischen Fragestellun-
gen im Studium. Unsereins ist zumeist
recht gut in der Lage, fachunspezifische
oder am Rande des Fachs liegende Aussa
gen zu machen (beispielsweise zu politi-
schen und wirtschaftlichen Zusammen-
hängen und zu juristischen Fragen). Im
engeren fachlichen Bereich ermöglichen
die angeeigneten Kenntnisse in der Regel
immerhin noch eine differenzierte und
detaillierte Kritik gegenwärtigen Bestands
und existierender Planungen. Bei der
Formulierung alternativer Modelle der
Stadtplanung hat man hingegen oft
kaum mehr zu bieten als der Laie.
Vor dem realen Hintergrund eines
aus einer politischen Bewegung erwach:
senden Bedarfs an konkreten Utopien
im Bereich der Stadtplanung stellt sich
also gerade für den kritischen Planer
und Studenten die Forderung, sich um
diese Dinge mehr als bisher zu kümmern.
Damit er dazu in der Lage ist, muß aber
überhaupt erst einmal die Beschäftigung
mit dem im engeren Sinne Fachlichen
stärker in den Vordergrund treten. Stu-
dienverhältnisse, durch die Planer mit
perfekter Kenntnis des Städtebauförde-
rungsgesetzes aber ohne blassen Schimmer
von den baulich-planerischen Fragen, von
Neubebauung, Entkernung, Modernisie-
rung usw., aus der Hochschule kamen,
stellen (auch politisch gesehen) einen
Unfug dar. Ein kleines Beispiel für sol-
chen Mangel an Handwerkszeug stellt
die Unfähigkeit vieler fortschrittlicher
Planer dar, eine Konzeption anschaulich
aufs Papier zu zeichnen. Gerade bei der
Arbeit in Bürgerinitiativen wird ein sol-
cher Mangel peinlich. Die sogenannten
Betroffenen haben regelmäßig Schwierig
keiten, die abstrahierende herkömmliche
Zeichensprache der Planer zu verstehen.
Der fortschrittliche Fachmann ist daher
richtigerweise schnell geneigt, die For-
derung nach mehr Anschaulichkeit bei-
spielsweise an die Behörden zustellen,
obwohl er selbst häufig nicht einmal in
der Lage ist, ‚,‚den Griffel grade zu hal-
ten”
Spaß an der Freud
Die neue politische Bedeutung fachlich
kreativer Arbeit ausschließlich in der
Zulieferfunktion für Bürgerinitiativen
zu sehen, hieße allerdings, sich selbst als
Subjekt mit ureigenen Bedürfnissen und
Vorstellungen außerhalb des politischen
Handelns zu stellen. Damit würde man
erneut einen Fehler begehen, der kenn-
zeichnend für die oben kritisierte Etappe
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der politischen Entwicklung an den
Hochschulen gewesen war, Die für die
beschriebene Phase typische Teilung des
Studiums in zwei Hälften, in die fachliche
und die politische, fand ihre Entspre-
chung in der Trennung von Politik und
individuellen Bedürfnissen. Beides war
historisch verständlich, als es.galt, den
traditionellen Individualismus der Archi-
tekten zu beseitigen und an die Stelle
die Einsicht zu setzen, daß die ökonomi-
schen Interessen gesellschaftlicher Klas-
sen das Rad der Geschichte drehen und
nicht Individuen. Im Kampf gegen den
Individualismus lag es nun nahe, zu
einer generellen Geringschätzung des
Individuums zu kommen, also über das
eigentliche Ziel hinauszuschießen. So
wurde das Persönliche aus dem politi-
schen Bereich gänzlich verdrängt und in-
dividuelle Interessen „im Dienste der
Sache’” dem Gruppeninteresse unterge-
ordnet, wenn nicht geopfert — im Ex-
tremfall bis in die elementarsten Berei-
che emotionaler Beziehungen hinein.
Das neue Erkennen- und Verändernwol-
len der Welt forderte also gewissermaßen
zwangsläufig ein Hintanstellen seiner
selbst und führte wie beschrieben eben-
so zwangsläufig in die politische Sack-
gasse. Ihre Überwindung bedeutet, wie
wir meinen, diese Trennung aufzuheben,
also als Gegenstand und Ziel politischen
Handelns endlich die eigenen Bedürfnis-
se anzuerkennen und in Beziehung zu
setzen zu denen der ‘Massen’. Und. es
bedeutet auch, die Sprengkraft der Freu-
de an kreativer und daher unentfrem-
deter Arbeit zu erkennen. Es ist schließ-
lich kein Zufall, daß so verstandene
politische Arbeit individuell wie kollek-
tiv von der größten Gruppe unterdrück-
ter Individuen in unserer Gesellschaft
erstmals als Programm formuliert und
wirksam praktiziert wird: den Frauen.
Die Auseinandersetzung mit den in-
dividuellen Bedürfnissen rückt auch die
persönliche Betroffenheit von den nega-
tiven Auswirkungen des gesellschaftlichen
Systems stärker ins Licht. Damit ist die
gesundheitliche Belastung durch Industrie,
Technik und Verkehr ebenso gemeint wie
das Fehlen kollektiver Versorgungs- und
Kommunikationseinrichtungen und selbst
gestalteter, nutzbarer Wohngebiete in den
Städten und Zentren. Das jahrelange ent-
fremdete Studium der Kapitalbewegung
und der Staatsfunktion als Determinan-
ten von Architektur und Städtebau ließ
überdies die Phantasie verstümmeln, sich
eine bessere und schönere gebaute Welt
aus- und hinzumalen. Das Bekenntnis zur
eigenen Betroffenheit setzt nun ungeahn-
te Energien frei und weist in kleinen
Schritten die Perspektive unentfremde-
ter Arbeit im Politischen wie im Fachli-
chen. Und diese produktive Kreativität
bereitet erhebliches Vergnügen! Die eige-
ne Sicherheit, in polit-ökonomischer
Kenntnis der Zusammenhänge beim Er-
finden konkreter Utopien den roten Fa-
den nicht zu verlieren, verstärkt die
Freude, Beispielsweise die Idee unseres
Wettbewerbbeitrages, vor dem Haupt-
bahnhof einer kapitalistischen Großstadt
Öffentliche Sporteinrichtungen und eine
nutzbare, natürliche Grünfläche für Spiel
und Erholung der Bevölkerung anzulegen,
ist nicht mehr versponnener Unsinn, son-
dern umgekehrt: der gleichermaßen sinn-
volle wie provozierende Vorschlag soll auf
die Unsinnigkeit der Funktion der Grund-
rente hinweisen, die die Monostruktur der
Innenstädte produziert und eine solche
Mutzung,die der Bevölkerung dient, nicht
erlaubt.
attraktiven Einzelhandelsstandort entge-
genzuwirken. Nach einem ersten, beein-
druckenden Rundgang durch diese sicher-
lich kaputteste Stadt der Bundesrepublik,
in der große Wohngebiete direkt neben
der Schwerindustrie liegen und in der die
Luft sichtbar verpestet und die Bebauung
öde und gestaltlos ist, formulierten wir
die Aufgabe für unseren Entwurf um.
Wir verstanden sie nun nicht mehr als
Möblierung einer Einkaufszone zur Er-
höhung des Umsatzes der Geschäfte, son-
dern als Gestaltung einer Innenstadt zur
Verbesserung von Lebensraum. Von der
alten Aufgabe ließen wir nur noch die
Die Teilnahme an dem städtebaulichen technsichen, baulichen und räumlichen
Ideenwettbewerb zur Gestaltung der Bedingungen und Beschränkungen be-
künftigen Fußgängerzone der Innenstadt stehen (z.B. unüberbaubare Leitungs-
Duisburgs war der Auslöser unserer Über- trassen). Die wenigen Hinweise auf sozia-
legungen und nicht ihr Ergebnis. D.h., le, nicht kommerzielle Nutzungen nah-
die dargestellten Gedankengänge über men wir auf. Im Einzelnen kam dabei
unsere fachliche und politische Entwick- folgendes heraus:
lung und über die in der Bürgerinitiativ- Für einige Stellen des Wettbewerbs-
bewegung zutagegetretene konkret-uto- bereichs ließen wir uns Nutzungen und
pische Dimension, welche zu verfolgen Einrichtungen einfallen, die unserer
einem auch ganz persönlich ein unmittel Meinung nach ansatzweise konkret-
bares Bedürfnis ist, standen nicht am utopischen Charakter haben. Diese Vor-
Anfang der Entwurfsarbeit. Das ist in schläge gehen von der Kenntnis des ver-
doppelter Hinsicht von Bedeutung. allgemeinerbaren Elends heutiger Stadt-
Zum einen darf die Beteiligung an zentren aus und nicht von aktuellen
einem Wettbewerb nicht als Quintessenz Kampfesinhalten Duisburger Initiativen
der vorgetragenen Überlegungen verstan- (denn hierzu wäre Voraussetzung, an
den werden. Unseres Erachtens hat eine diesen teilzuhaben). Konkret-utopisch
solche Arbeit nach wie vor keine große sind diese Vorschläge unseres Erachtens
Bedeutung. Von Wichtigkeit ist allerdings insofern, als sie
die mit ihr betretene Ebene einer sehr ® unter gegebenen gesellschaftlichen
wohl politischen Tätigkeit, die aber zu- Verhältnissen nicht realisierbar sind,
gleich fachlich, sinnlich und konkret-uto- gg ihre Realisierung hier und heute gleich-
pisch ist. Soll das Arbeiten am Konkret- wohl im Dienste der Bevölkerung
Utopischen effektiv werden, so muß es notwendig, sinnvoll und technisch
sich dort einfügen, wo Betroffene im Be- möglich wäre.
reich der Stadtplanung gegen die herr- So wurde für die beiden größten unbe-.
schenden Verhältnisse aufbegehren. Die bauten Flächen des Wettbewerbsgebiets
Teilnahme an einem Wettbewerb hat da- vorgeschlagen, sie in nutzbare Grünflä-
her fast nur einen Sinn als Anlaß und Ge- chen mit großem Baumbestand umzuge-
legenheit für den Nichtstudenten, sich im stalten. Der Burgplatz um das Rathaus
Ausdenken, Entwerfen und Zeichnen beispielsweise — heute meist als Park-
wieder einmal zu üben. platz genutzt — wird als großzügiger
Daß die dargestellten Gedankengänge englischer Garten ausgebildet, der in al-
nicht am Beginn der Entwurfsarbeit stan- len seinen Teilen betretbar sein soll. In
den, schlägt sich zum andern in deren Er- der Mitte einer Stadt, di sonst durch
gebnis nieder. Der Entwurf ist in großen extreme Umweltverschmutzung gekenn-
Teilen prinzipiell! nicht unterschieden von zeichnet ist, geben wir so dem Bedürf-
vielen anderen Arbeiten, die anläßlich der nis nach Natur, nach Erholung, Spielen
Ausschreibung abgegeben worden sind. und Sonnen (? ) den Vorrang vor den
Nur an einzelnen, wenn auch nicht un- geforderten Repräsentationszwecken
wichtigen Punkten wird der Rahmen eines eines Rathausplatzes. Der Park und die
normalen Wettbewerbsbeitrags gesprengt. Sportfelder des Bahnhofsvorplatzes ha-
Zwar haben wir uns nicht der Aufgabe ben einen ähnlichen Zweck. Daß für die
unterzogen, anläßlich der einigermaßen in den Innenstädten wohnende und ar-
unsinnigen Aufgabenstellung eine 1,2 km beidende Bevölkerung viel zu wenig
lange Fußgängerzone zu gestalten, diese Sporteinrichtungen zur Verfügung ste-
Art der Verkehrsberuhigung im Dienste hen, ist allseits bekannt. Der Vorschlag
des Einzelhandels im allgemeinen, und versucht also unmittelbare Interessen
die Auswüchse der Verkehrsplanung für der Bevölkerung zu berücksichtigen und
die Duisburger Innenstadt im Besonderen gerät auf diese Weise in logischen Gegen-
(1 km Tieflage für die Stadtbahn zur end- satz zur Funktion der Grundrente und
gültigen Beruhigung einer 30—40 m brei- zu gängigen Vorstellungen von Innen-
ten Straßenfläche) kritisch zu zerlegen. stadtgestaltung.
Sondern unser Ausgangspunkt war ® In der Düsseldorfer Straße stehen zwei
erst einmal, die gestellte Aufgabe in ihrer ausgediente Rheinschiffe den Jugend-
Form zu akzeptieren. Nach dem Wortlaut lichen der Innenstadt zur Verfügung. (Die
der Ausschreibung bestand diese darin, Ausschreibung hatte Jugendtreffs angeregt.)
dem wirtschaftlichen Niedergang der Stadt Die Schiffe sollen von den Jugendlichen
und der Abwanderung der Bevölkerung zu einem selbstverwalteten Jugendzentrum
durch den Ausbau der Innenstadt zu einem ausgebaut werden. Eine solche Einrichtung
DAS GLÄSERNE SCHWEIN IN DER
KÖNIGSSTRASSE — EIN WETTBE-
WERBSBEITRAG
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entspricht dem großen, ungedeckten Be-
darf an zentral gelegener sozialer Infra-
struktur, der natürlich nicht nur bezogen
auf Jugendliche vorhanden ist, also durch
unseren Vorschlag nur beispielhaft ge-
deckt wird. Die Jugendlichen auf ihren
Schiffen beleben ganz nebenbei einen
grauenhaft öden Straßenraum. Die über
breite, formlose Straßenfläche vor dem
Jugendzentrum soll von den Jugendli-
chen als Freifläche genutzt werden.
Beispielhaft wurde eine Nutzung als
Scateboardbahn vorgeschlagen.
® Weitere beispielhafte Beiträge zur
Verbesserung der sozialen Infrastruk-
tur stellen die Drogenberatung, das
Frauenhaus und die Kindergartentages-
stätte am Kuhlenwall dar.
® Im Hinblick auf die fortschreitende
Entleerung der Innenstadt wurden
sämtliche Neubaumaß nahmen dem billi-
gen innerstädtischen Wohnen vorbehal-
ten.
® Für den belebtesten Punkt der gesam-
ten zukünftigen Fußgängerzone, dort
wo die Königstraße und mithin die mei-
sten Passanten in den Sonnenwall abbie-
gen, wird der Bau eines Zentrums für die
Duisburger Bürgerinitiativen vorgeschla-
gen. Hierfür den Bedarf nachzuweisen,
halten wir für unnötig. Eine Freilichtbüh-
ne steht für Straßentheater zur Verfü-
gung, leichte und mobile Überdachungen
schützen Infostände und Ausstellungen.
Satire im Straßenraum
Im Rahmen unseres Beitrags haben wir
auch den Gedanken verfolgt, daß archi-
tektonische und städtebauliche Entwürfe
einen ganz neuen Charakter annehmen
können, wenn von vornherein feststeht,
daß sie nicht realisiert werden. Es eröff-
net sich unter diesen Voraussetzungen die
Möglichkeit, den Plan als Bild zu verselb-
ständigen und ihn zu einer politisch pro-
vozierenden Grafik werden zu lassen. Die
Wettbewerbsjury, der wir die üblichen
fachlichen und politischen Ideologien
unterstellten, konfrontierten wir in die-
sem Sinne mit einer Reihe kabarettistisch:
satirischer Zeichen, um das politische Be-
wußtsein hier wie die politischen Verhält-
nisse dort zu skizzieren: n
® Ein gläsernes Riesensparschwein mit
Wasser im Bauch auf der Grundlage
eines Inflationspflasters aus rostenden
Riesenmünzen ziert andeutungsweise den
Anfang einer 250 m langen Zeile von A
Bankarchitekturen in der Mitte der König-
straße. Zugleich verweist es auf die Haus-
herren. (Die Ausschreibung wollte Rie-
senplastiken.)
® Im Zentrum der (wie gefordert) umge-
nutzten,zur Belichtung aufgeschlitzten
ehemaligen Fußgängerunterführung am
Kuhtor soll unter schmutzluftsicherer ;
Glaskuppel für die Zukunft und alle Fälle
ein Baum (Overcus pedunculata) gehütet
und gepflegt werden.
® Vor dem Hauptbahnhof steht zur Be-
grüßung ein ausgedienter, besteigbarer
Hochofen aus der Duisburger Stahlproduk-
tion, eingefaßt von großen farbigen Mosaik:




9 Mit Hilfe einer Fassadengestaltung er-
hält die nördliche Mitte der Karstadt-
front Belebung und einen Bezugspunkt
zur Achse des König-Heinrich-Platzes.
Angedeutetes Motiv: ein geöffnetes Hai-
fischmaul, welches die Kauflust stimu-
lieren soll.
8 Aquarien zur Demonstration der
Rheinverschmutzung dekorieren die
Düsseldorfer Straße in schillernden,
grau-schwarzen Tönen.
® Achterbahn und Riesenrad setzen
den Trubel einer Einkaufszone in
Beziehung zu echtem Rummel.
Die Darstellungsweise unseres Bei-
trags versucht, ein stückweit die übliche
abstrahierende Plangrafik zu überwin-
den.
Wir machen uns zwar keine Illusio-
nen über die Aussagekraft von herkömm-
lich ausgestellten Wettbewerbsarbeiten
— die Duisburger Ausstellung bestätig-
te die Bedeutungslosigkeit solcher Öf-
fentlichkeitsarbeit für die Bevölkerung.
Probe- und übungsweise haben wir aber
dennoch einen Versuch gestartet, Situa-
tionen mit Comic-ähnlichen Bildern so
zu illustrieren, daß der ungeschulte Be-
trachter mehr sieht und verstehen kann,
als auf dem abstrahierenden Lageplan.
Allerdings kann auch eine Grundrißdar-
stellung in Wort und Bild unterschied-
lich verständlich sein. Mit klaren, an die
Natur angelehnten Farben und bilder-
buchartigen Zeichen sowie mit Andeu-
tungen des Körperlichen durch Schatten
und Schattierungen haben wir daher ver-
sucht, die Lesbarkeit zu vereinfachen.
Die Beurteilung des Wettbewerbbei-
trags durch das Preisgericht — so knapp
sie ausfiel — hat unseren Ansatz, wie wir
meinen, voll bestätigt. Sie ist in sich ge-
spalten und damit die adäquate Reak-
tion auf einen Beitrag, der sich (zumin-
dest formal) an eine konkrete Aufgaben-
stellung hält und gleichzeitig mit gezeich-
neter Kritik den Rahmen des Wettbe-
werbs zu verlassen sucht. So lesen wir aus
der Formulierung „konsequent angesetzte
Gegenkonzeption’ zur angestrebten Lö-
sung‘ unerwartete Anerkennung für of-
Fensichtlich als notwendig oder sinnvoll
bewertete Vorschläge, die aber auch nach
Meinung der Preisrichter heutigen Pla-
nungs- und Realisierungsbedingungen zu-
widerlaufen. Die Formulierung „‚raffi-
nierte Verfremdung und subtile gestalte-
rische Über-Bestimmung” umschreibt
gekonnt die Ratlosigkeit über das — so
Sparsam verwandte — Mittel der gezeich-
neten Kritik. Die Einschätzung „‚Negie-
rung historischer, städtebaulicher und
architektonischer Vorgaben” beschreibt
den logischen Gegensatz einiger unserer
Vorschläge zu herkömmlichen Vorstel-
lungen von Innenstadtgestaltung. Und
der Satz „Damit — zumindest für einen
derart großen Bereich — Aufgabe leider
verfehlt‘ gewährt großzügig ein bißchen
Spielwiese und übt zugleich Selbstkritik,
indem die Riesenhaftigkeit der Fußgänger













Der Angriff organisiert sich forschung der Universität des Saarlan-
des veröffentlicht ein Gutachten zu
den Auswirkungen des 2. Wohnraum-
kündigungsschutzgesetzes. Die Argu-
mentation in der Presse: keine rosigen
Zeiten für die rund 40 Millionen Mie-
ter. Das Wohnraumkündigungsschutz-
gesetz führt zu Wohnungsmangel, da
die Hausbesitzer nicht mehr investie-
ren. Die Folge ist: steigende Mieten.
Die Forderung der Wissenschaftler:
Gesetzes- und_Verfahrensänderungen
im Mietrecht.” Datum 2. Juni 1978:
Anmerkung: Wer das Gutachten nicht kennt,
kann im November 1978 im Wirtschafts-
dienst die Vorstellungen zur Anderung nach-
lesen: J. Eekhoff und G. Werth argumentie-
ren für einen ‘Freiwilligen Kündigungsschutz’
Der Mieter soll dem Vermieter einen Auf-
schlag zahlen, wenn dieser bereit ist, auf sein
Kündigungsrecht zu verzichten. Damit wür-
de der Vermieter für möglicherweise entge-
hende Gewinnchancen entgolten. Sicher ha-
be diese Regelung auch Nachteile, z.B. daß
sich manche Mieter die höhere Miete für
einen derartigen Kündigungsschutz nicht
leisten könnten. Soweit dies als Problem an-
gesehen wird, wäre es eine Sache der Vertei-
ungspolitik und nicht der Rechtspolitik8.
'Ohne höheren Mietpreis kein größerer
Baufleiß‘. ‘D/W hält jährliche Mietan-
hebung von 5 bis 6 Prozent für ange-
messen‘, Dies die Überschriften für
einen Bericht der Experten des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung. Datum 8. Juni 19789.
dann eine Gegenmeinung: ‘Der Mieter-
bund verteidigt die Mietgesetze” | 0
Datum 22. Juni 1978.
Das Vergleichsmietenrecht sollte nach
Ablauf der ersten Schockwelle markt-
gängiger gemacht werden. Dies wird
einen weiteren Schritt zur Marktorien-
tierung beigleichzeitiger sozialer Ab-
sicherung bedeuten. So RA Helmut
Tepper, Direktor des Gesamtverbandes
Gemeinnütziger Wohnungsunterneh-
men. 11 Datum 23. Juni 1978.
Auch Josef Brüggemann, Direktor des
Verbandes Rheinischer Wohnun gsunter-
nehmen fordert auf einer Verbandsta-
gung in Trier Mietpreisbindung für
Neubauten muß schnell aufgehoben
werden‘. 12 Datum 24. Juni 1978.
Im Grunde genommenbesteht die Debat-
te um das Wohnraumkündigungsschutz-
gesetz seit seinem Bestehen (1971) und
die Stichworte des Angriffs haben sich
nicht geändert: Faktischer Mietstop,
Dauerwohnrecht, K. riminalisierung von
Vermietern, investitionshemmend, Ver-
hinderung von Modernisierung ... Im
Januar 1979 schreibt die Süddeutsche
Zeitung: ‘FDP besteht auf Novelle zum
Mieterschutz‘. Be/ genauerer Betrach-
tungsweise sind sich alle Parteien darin
einig, daß die Mieten kräftig steigen sol-
len. Der SPD-Abgeordnete Waltemathe
will den 85 des Wirtschaftsstrafrechtes
überprüfen, d.h. bei Neuvermietungen
soll kein Vermieter mehr fürchten müs-
sen, wegen überhöhter Mieten eine Ord-
nungsstrafe bezahlen zu müssen. Damit
wäre denn die Tür zu Mietsteigerungen
Insgesamt geöffnet. Die FDP, so ihr Abge-
ordneter G. Gattermann, will darüber
hinaus Überlegungen anstellen. Vielleicht
könnte man eine Erhöhung der Mieten
vertraglich festsetzen; zumindest aber
könnte man per Gesetz die Gemeinden
verpflichten, den Mietspiegel ständig zu
aktualisieren, auch bedarf die Duldungs-
oflicht der Mieter bei Modernisierungen
(und das heißt Preiserhöhungen) dringend
der “Harmonisierung”. |
Die Vorstellungen der FDP zur Ver- e
schlechterung der Situation der Mieter
haben eine lange Geschichte, Schon im
Dezember 1977 meldet die FAZ "Die FDP
will das Mietrecht ändern’2, Die Organi-
sierung des Angriffs auf das Wohnraum-
kündigungsschutzgesetz erfolgt jedoch
eigentlich erst im Jahr 1978. Dazu einige
Schlagzeilen aus der Presse:
® ‘Der Mieterschutz muß marktgängiger
werden’, so der Verbandsdirektor der
gemeinnützigen Wohnungsunterneh-
men Tepper. Datum 19. April 19783.
‘Mieterschutz hemmt Bauinvestitio-
nen’, so Professor Olaf Sievert, Mit-
glied des Sachverständigenrats. Datum
11. Mai 19784,
‘Hauseigentümerkritik an Mietgesetzge-
bung’. Der Zentralverband der deut-
schen Haus-Wohnungs- und Grundeigen-
tümer hat durch eine Umfrage bei sei-
nen Mitgliedern herausgefunden, daß
das geltende Mietrecht die Investitions-
bereitschaft beeinträchtigt. 5 Datum
30.Mai 1978.
“Dieter Haack will das Mietrecht investi-
tionsfreundlicher machen!’ Nicht ganz
deutlich formuliert der Minister, daß
man dafür sorgen müsse, Einengungen,
die durchaus Investitionen hemmen kön-
nen, abzubauen.® Datum 1. Juni 1978.
8 Das Institut für empirische Wirtschafts-
Anmerkung: Nun kommt die Sommerpause,
Die Bundesregierung ist bei der Arbeit, einen
Erfahrungsbericht zum 2. Wohnraumkündigungs-
schutzgesetz anzufertigen. Diverse Institute sind
als Datenlieferanten und Interpreteure beschäf-
tigt. Die Wirtschaft hat ihre Zeichen gegeben.
Im Januar 1979 beginnt die veröffentlichte De-
batte erneut. Der Mietenbericht ist im Prinzip
fertig, jetzt folgt die Ressortabstimmung, das
Kabinett muß beraten. Schon am 2. Januar be-
ruft die CDU ihre Marschroute in Erinnerung:
Beim Mietzins flexibel — beim Wohnrecht starr,
Das Mietgefüge müsse „entzerrt und schrittwei-
se dem Marktniveau angeglichen werden.” 13
In vielen Fällen wird eine Erhöhung der Mieten
die Miter zu einem Umzug zwingen. Dennoch
sollen die Mieter auf ihre ‘volle Rechtswahrung
vertrauen können’. Und um diesem Widerspruch
zum Durchbruch zu verheifen, greift man zum
alten Mittel der Spaltung: „Wenn diejenigen,
die es vom Portemonaie her könnten, aber vom
Gesetz her nicht brauchen, angemessene Mieten
zahlten, dann hätten die wirklich Bedürftigenmehr als heute” meint Jahn.'©
Wem nützt das Wohnraumkündigungs-
schutzgesetz?
Ist das Gesetz progressiv, weil die CDU,
die FDP, die Vereinigungen der Haus- und
Grundeigentümer, die Kommentatoren
der Welt, der FAZ, des Handelsblattes es
angreifen? Nützt das Gesetz allen Mietern
und schadet es allen Vermietern? Muß
man das Gesetz, so wie es ist, verteidigen,
muß man es verändern, in welche Rich-
tung? Ich habe zu diesen Fragen acht
Argumente formuliert, die die Antwort
erleichtern sollen. Die Informationen da-
zu beruhen auf empirischen Untersuchun
gen, die eine Reihe von Kollegen und ich
seit 1973 in Mannheim durchgeführt ha-
ben, insbesondere aber sind sie ein Neben-
produkt einer Umfrage bei Vermietern,
die wir 1978 in Mannheim durchgeführt
haben 14
1. DIE MIETENENTWICKLUNG
Die Nettomieten haben sich zwischen
1968 und 1977 um etwa 64%erhöht.
Zwischen 1975 und 1977 erhöhten sich
die Mieten für guten Wohnraum (Baujahr
1961—1971) von 4,66 DM auf 5,11 DM,
die Mieten für Wohnungen mittlerer Aus
stattungsqualität und einem Baujahr bis
1918 erhöhten sich im gleichen Zeitraum
von 2,99 DM auf 3,49 DM. Die jährliche
Mieterhöhung beträgt also in einem Fall
4,3%, in dem anderen 8%. Wenn auch
Struktur und Verlauf der Mieterhöhun-
gen unterschiedlich ist, so kann man auf
keinen Fall von einer Stagnation der Mie-
ten sprechen.
2. DIE ALLGEMEINE BEURTEILUNG
DER RENTABILITÄT DURCH DIE
HAUSBESITZER
Entsprechend dieser Entwicklung ist auch
die Beurteilung der Renditesituation durch
die Hausbesitzer auf keinen Fall pessimistisch
Selbst auf die suggestive Frage hin, ob Haus
besitz unrentabel sei, antworten nur 24,9%
mit einer vollen Zustimmung. 65% finden
Hausbesitz langfristig rentierlich, 73% fin-
den den Wertbestand von besonderer Be-
deutung. Lediglich eine kurzfristige Ren-
dite wird von den meisten verneint (68,5%.
Im Vergleich zu anderen Anlagemöglich-
keiten finden die Miethausbesitzer den
Hausbesitz zum größten Teil rentabler (32%
oder gleich rentabel (18%); weniger rentabe!





Fragt man danach, unter welchen Bedin-
gungen ein Hausbesitzer mehr in sein
Haus investieren würde, so finden 42%
die Aufhebung von Mietbegrenzungen
„wichtig”. Korreliert man jedoch die Hö-
he der Mieteinnahmen pro qm und die
Höhe der Instandhaltungsaufwendungen
der letzten zehn Jahre pro qm, so erge-
ben sich keine oder doch nur geringe Zu-
sammenhänge (r = 0,10). Dagegen variie-
ren die Instandhaltungen erheblich damit,
ob Eigennutzung vorliegt (1,— DM/qm)
oder nicht (0,70 DM/qm). Zugleich sind
bei Eigennutzung des Miethauses die Mie-
ten signifikant niedriger, Es muß daher
bezweifelt werden, ob Mietbegrenzungen,
selbst wenn sie vorhanden wären, die In-
standhaltungs- und Modernisierungsinvesti-
tionen derart, wie oft behauptet, beein-
flussen.
4. DIE RELEVANZ DES MIET-
SPIEGELS
In Mannheim sind mit relativ großer
publizistischer Begleitung bislang drei
Mietspiegel veröffentlicht worden (1973,
1975, 1977). Dennoch nennen nur 12%
der Hausbesitzer als Grund zu einer Miet-
erhöhung den Mietspiegel. Kostengesichts-
punkte oder einfach die Gelegenheit zur
Mieterhöhung bei Mieterwechsel werden
weit häufiger genannt (33% bzw. 20%).
33% der befragten Hausbesitzer kennen
den Mietspiegel nicht — bei den Hausbe-
sitzern, die jünger als 50 Jahre sind, sind
dies 28,9%, bei denen, die älter als 65 Jah-
re sind, 41,9%. Die zweitgrößte Gruppe
hält den Mietspiegel! für unerheblich (29%):
als Erleichterung für Mieterhöhungen
empfinden 24% den Mietspiegel, eine Er-
schwerung geben lediglich 10,3% an. Die
Mietspiegel sind also entweder unbekannt
oder werden als unerheblich empfunden
oder als ein Instrument zur Mieterhöhung.
5. MIETSPIEGEL: INSTRUMENT ZUR
MIETERHÖHUNG ODER MIET-
BEGRENZUNG?
Nur wer schon relativ hohe Mieteinnah-
men erzielt, gibt an, daß die ortsübliche
Vergleichsmiete die Mieterhöhung er-
schwert. Die Gruppe, die den Spiegel als
Erleichterung empfindet, hat unterdurch-
Schnittliche Mieten. Das Instrument der
ortsüblichen Vergleichsmiete führt so zu
einer Kappung von Mietspitzen, zugleich
zu einer Erhöhung eines Großteils von
Mieten.
6. SELEKTIVE EFFEKTE AUF BE-
STIMMTE HAUSBESITZER-
GRUPPEN
Das Urteil, ob der Mietspiegel eine Miet-
erhöhung erleichtert oder erschwert,
steht in keinem Zusammenhang mit der
Qualität des Hausbesitzes, dagegen ist
der Anteil derer, die den Mietspiegel als
eine Behinderung empfinden, in der Grup-
pe von Hausbesitzern mit neueren Häu-
sern (jünger als 18 J.) größer als in der
mit älteren Häusern. Dies liegt jedoch
nicht nur an der Höhe der Mieten in neue:
ten Häusern, sondern mehr noch daran,
daß neuere Häuser in einem stärkeren
Ausmaß erwerbsmäßig bewirtschaftet
werden, während etwas ältere Häuser zu
einem höheren Anteil der Eigennutzung
dienen.
nach oben bewegt. Dem vom Interessen-
standpunkt der Mieter her gesehen doppel-
deutigen Charakter des Gesetzes kann
man m.E, nur dadurch begegnen, daß
man die positive Seite verteidigt (Verbes-
serung der Wohnsicherheit) und alles un-
ternimmt, die negativen Seiten (Mieten-
anstieg) zu bekämpfen.
Nachtrag
7. EFFEKTE AUF DEM IMMOBILIEN-
MARKT Nach Mitteilung des Bonner Städtebau-instituts sind die Mieten im letzten Jahr
seit längerem wieder stärker gestiegen als
die Lebenshaltungskosten. Während der
Index für die Gesamtlebenskosten um
2,3% stieg, lagen die Mieten um 2,75%
höher als im Vorjahr. Die Verteuerung
der Altbauwohnungen war besonders
hoch (3,2%), die der Sozialwohnungen
mit 2,4% relativ niedrig. Die Mieten von
Neubauwohnungen stiegen um 27%. 16
Die geringere Rentabilität des Hausbesit-
zes müßte sich in einer geringeren Nei-
gung niederschlagen, ein Haus zu erwer:
ben. Die Bereitschaft, ein Miethaus zu
&lt;aufen, ist dagegen über die Jahre hin-
weg konstant. Von den untersuchten





Das heißt mit anderen Worten, daß die
Bereitschaft, ein Miethaus zu kaufen,
nach Inkrafttreten des Wohnraumkündi-




Süddeutsche Zeitung, Jan. 1979
Frankfurter Allgemeine Zeitung,
16. Dez. 1978
Handelsblatt (HB), 19. April 1978
HB, 11. Mai 1975
HB, 30. Mai 1978
Die Welt, 1. Juni 1978
Mannheimer Morgen, 2. Juni 1978
Johann Eekhoff, Gerhard Werth, Der
gegenwärtige Mieterschutz und eine
Alternative in Wirtschaftsdienst 1978
X1,S.557
Mannheimer Morgen, 8. Juni 1978
HB, 22. Juni 1978
HB, 23. Juni 1978
Die Welt 24. Juni 1978
Die Welt 1. Januar 1979
Im einzelnen wurden folgende Unter-
suchungen durchgeführt: 1. Sekundär-
analyse der GWZ 1968 für Mannheim;
2. Mieterumfrage 1973; 3. Mieterumfra-
ge 1975; 4. Sekundäranalyse der Mieter
umfrage 1977 des Zentrums für Umfra-
gen, Methoden und Analysen (ZUMA);
5. Umfrage bei Vermietern 1978 — diese
Umfrage wurde vom Ministerium für
Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau finanziert; die hier berichteten Ergeb.
nisse waren nicht Gegenstand der vertrag-
lichen Vereinbarungen mit dem BM-Bau.
Befragt wurden 438 Hausbesitzer.
Die Berechnung der Rendite wurde wie
folgt vorgenommen: Nettomeiteinnah-
men 1977 minus durchschnittliche jähr-
liche Instandhaltungs- und Modernisie-
rungsaufwendungen der letzten 10 Jahre
minus durchschnittliche Fremdkapital-
kosten bezogen auf die nominellen Eigen-
mittel, Nicht-berücksichtigt wurde die Ab-
schreibung, da in der Regel mit einem
realen Wertzuwachs und nicht mit einem
realen Wertverlust bei Mietgebäuden ge-
rechnet werden muß. Berücksichtigt man
die Abschreibungen, so liegt die Bruttoren
dite bei ca. 6%. Die Berechnung der Ren-
dite beruht auf den Angaben von 138
Hausbesitzern,.
Die Welt, 8. Januar 1979
3
3. DIE WIRTSCHAFTLICHKEIT DES
HAUSBESITZES Q
Berechnet man die Rendite des Miethaus-
besitzes, so ergibt unsere Kalkulation bei 9
Berücksichtigung von Instandhaltungs- 10.
Kosten und den Kosten für das Fremd- 11
Kapital einen Wert von 7,6%. Allein durch 12
steuerliche Effekte ist eine Steigerung Ne
der Rendite zwischen 50 und 70% in
Rechnung zu stellen. So ist auch ohne
den Wertzuwachs Miethausbesitz nach
wie vor eine äußerst rentable Investition ! 5
Fazit
Die Argumentation gegen das Wohnraum-
kündigungsschutzgesetz gehen weitge-
hend an der Realität vorbei. Weder kann
man sagen, das Gesetz habe faktisch zu
einem Mietpreisstop geführt, noch kann
man es schlechthin mieterfreundlich
nennen. Teile der Hausbesitzer werden
durch das Gesetz gehindert, besonders
flexibel auf Marktchancen zu reagieren
und besonders hohe Renditen zu erwirt-
schaften. Für die Masse der Hausbesitzer
ist das Gesetz ohne Bedeutung, für einen
nicht unerheblichen Teil ist es nützlich,
um Mieterhöhungen durchzusetzen. Ins-
gesamt bedeutet das Gesetz für die Mieter
einen kontinuierlicheren Mietanstieg. Es
schützt sie in Ausnahmefällen vor beson-
ders hohen Mieten (Mietwucher) und
verbessert die Wohnsicherheit. Vom Ge-
sichtspunkt der Wohnversorgung her ist
das Gesetz problematisch, da es mit dem
Instrument des Mietspiegels (zur Operatio
nalisierung der ortsüblichen Vergleichs-
miete) nicht nur — eventuell — die Miet-
spitzen kappt, sondern tendenziell zu
einer Anhebung der niedrigeren Mieten
auf den Mittelwert führt, der sich seiner-
seits durch dauernde Neuabschlüsse gera-
de in dem Teilwohnungsmarkt der unte-






Die geringe Bereitschaft der Hauseigen-
tümer-in überalteten innerstädtischen
Wohngebieten mit hohem Modernisie-
rungsbedarf der Wohnungen in ihre Ge-
bäude zu investieren, hat das Interesse
der Wohnungs- und Städtebaupolitik
auf die Mängel des Wohnumfeldes in
diesen Stadtteilen gelenkt. Denn alle
Wanderungsanalysen zeigen, daß neben
der schlechten Ausstattung der Woh-
nung und der geringen Wohnungsgröße
die Mängel des Wohnumfeldes mit Be-
lastungen durch Verkehr an oberster
Stelle das häufigste Wanderungsmotiv
ist. Wohnumfeldverbesserung soll durch
Image- und Attraktivitätssteigerung
mittlere und höhere Einkommens-
schichten von der Abwanderung abhal-
ten und den Hausbesitzern dadurch An-
laß zur Wohnungsmodernisierung geben.
Weniger Beachtung fanden bisher die
Motive der Zuwanderer dieser Gebiete,
die die Wohnbedingungen dort offen-
sichtlich ganz anders bewerten als die
Abwanderer. Ein Aspekt bzw. Konflikt
solcher Wohnumfeldpolitik läßt sich
vorab schon festhalten: s/e orientiert
sich offen an den Bedürfnissen gehobe-
ner Schichten. Sie orientiert sich weni-
ger an den Bedürfnissen der vorhande-
nen Stadtteilbevölkerung, denn bei der
inzwischen weit fortgeschritteneren Se-
gregation gehört die verbliebene und
zuwandernde Bevölkerung meist unte-
ren Schichten an.
Um jedoch Notwendigkeit und Mög-
lichkeit von sozialorientierter Wohnum-
feldpolitik zu präzisieren, ist
1. der Typ des Stadtteils, auf den sie
sich bezieht, zu definieren,
2. seine quasi naturwüchsige Entwick -
lung im Gefüge der Gesamtstadt kurz
zu umreißen, sind
die reduzierten Spielräume für sozial-
orientierte Wohnumfeldmaßnahmen,
die sich aus den aktuellen Tendenzen
am Wohnungsmarkt ergeben, darzu-
stellen, um
die unter solchen Umständen mögli-
chen Strategien und Maßnahmen
unter
besonderer Berücksichtigung der Si-
cherung der Wohnrechte ansässiger
Bevölkerung vor Durchführung von
Wohnumfeldverbesserungsmaßnah-
men aufzuzeigen.
I. STADTTEILTYP DER WOHNUM-
FELDVERBESSERUNG
Nach ihren historischen Entstehungsbe-
dingungen finden sich Wohnumfeldmän-
gel vor allem in Stadtteilen, die vor 1914
errichtet wurden. Es handelt sich dabei
überwiegend um Gründerzeitviertel, die
entsprechend ihrer ursprünglichen Funk-
tion entweder ehemalige bürgerliche
oder Arbeiterwohnviertel sind.
Prognos! hat eine Beschreibung der
beiden Stadtteiltypen für Nürnberg
vorgenommen, die wohl für die meisten
Großstädte der Bundesrepublik zutref-
fend ist und die jeweilige Struktur sehr
gut darstellt: Innerhalb eines Wohn-
blocks ergibt sich davon abweichend
jedoch oft, je nach lokalspezifischer
Bautradition, ein mehr oder weniger
konzentriertes bürgerliches Wohnen
im Vorderhaus, während die Arbeiter-
bevölkerung die Hinterhäuser bewohn:
te (z.B. Berlin, Hamburg). Im großen
und ganzen finden sich aber in diesen
Mischformen die gleichen Wohnumfeld
mängel, wie im reinen ehemaligen Ar-
beiterviertel.
Die Beschreibung des bürgerlichen
Viertels für Nürnberg weist kaum Wohn
umfelddefizite, eine gehobene Bewoh-
nerstruktur und nur geringe Abwande-
rungstendenzen nach.
Gegenstand der Wohnumfeldpolitik
sollten demnach kaum die ehemals bür-
gerlichen, sondern vor allem die Arbei-
terwohnquartiere mit höherer Baudich-
te als Mischgebiete, mit oft geringwerti-
ger Bausubstanz, kleinen und schlecht
ausgestatteten Wohnungen, hoher Fluk:
tuation, mangelhafter Infrastrukturaus-
stattung und hoher Umweltbelastung
sein.
Erbaut
Bürgerliche Wohngebiete ArbeiterviertelN—___—als Erweiterung der „Altstädte‘hauptsächlich in der Zeit zwi-schen 1871 und 1914 erbaut
(Auffangen der „‚Landfliucht’
in die industriellen Ballungs-
räume)
sehr hohe Baudichte, geschlos.
sene Bauweise, 4—6 Geschosse
Innenhöfe z.T. überbaut
als Erweiterung der Altstädte in der Zeit
zwischen 1871 und 1914 erbaut, haupt-
sächlich von gehobenen Sozialschichten
für gehobene Sozialschichten (Freiberuf
iche, Beamte, Offiziere)
Baudichte mittlere Baudichte, z.T. geschlossen,
z.T. Einzelbebauung, 2—4 Geschosse
(Dach- u.Souterainwohnungen) fürHausangestellte (teilweiseNUbergenaim Villenviertel)
allgemeine Wohngebiete mit starker
Unterwanderung durch kleine und mitt:






und kleine bis mittlere Gewer
bebetriebe, z.T. mit Abwande
rungstendenz. Feinkörnige
Mischung der Wohnungen mit
Läden.
kaum ungenutztes Baurecht
Tendenz zur Reduktion der
Baudichte („‚Entkernung‘‘)
Baurecht teilweise höheres Baurecht als vorhan-
dene Nutzung stimuliert renditeorien-
tierte Investitionstätigkeit (Komfort-
wohnungen, Verwaltungsbauten)
Mischung aus eingesessenen wohlhaben-
den Einzeleigentümern, Immobilienunter
nehmen und -spekulanten sowie Woh-
nungsbaugesellschaften
kontinuierliche Instandhaltung und
Modernisierung, deren Kosten von den
Mietern akzeptiert werden. Teilweise
Neubau von Renditeobjekten (vgl.
Baurecht)
überwiegend große modernisierte Miet:
wohnungen mit relativ hohen Miet-
preisen, Teilweise Eigentümerwoh-
nungen
länger ansässige und fluktuierende Be-
völkerung gemischt, höhere Einkom-


















länger ansässige und fluktu-
ierende Bevölkerung ge-
mischt, untere bis mittlere
Einkommen überwiegend,






















geringe Parkplatzschwierigkeiten als in
älteren Arbeiterquartieren






oft breite Straßen mit Baumbestand
(„durchgrünt”‘), Vorgärten und teilwei-
se Grundstücke mit altem Baumbestand
Nähe zu Stadtparks u.ä.







Einrichtungen aller Art fehler
bzw. sind — wegen des hohen
Ausländeranteils — nicht dif-
ferenziert genug (nur ausrei-
chend: Sonderschulen), gerin











































29% der HH durch Verkehrslärm
belastet





Die in den Großstädten zu beobachten-
den Segregationsprozesse in den Arbei-
terwohnquartieren der Gründerzeit ha-
ben eine Konzentration der unteren
Schichten der deutschen Bevölkerung,
der Ausländer und von meist jungen
Einpersonenhaushalten (die sich in
der Haushaltsgründungsphase befinden,
darunter viele Auszubildende und Stu-
denten) zur Folge, Neben diesen Grup-
pen findet man einen i.a. rückläufigen
Teil alteingesessener Bevölkerung und
nur noch wenige Hauseigentümer, die
in ihrem Gebäude wohnen.
Die Dynamik der Segregations- und
Konzentrationsprozesse geht aus von
der Einkommensentwicklung, der Ver-
änderung der Familienstruktur, der Aus-
länderpolitik und der Ausdehnung der
Ausbildung nach Zahl der Auszubilden-
den und Dauer der Ausbildung bzw.
des Studiums als den wesentlichen Va-
riablen der Veränderung der Wohnungs-
nachfrage. Sie wird bestimmt von der
Wohnungs- und Städtebaupolitik sowie
der Struktur der vorhandenen Woh-
nungsbestände als den Determinanten
des Angebots; je größer die Disparitäten
der Haushaltseinkommen und das Gefäl-
le der Stadtteile, desto ausgeprägter die
Konzentration der oberen Schichten
in den besseren und der unteren Schich-
ten in den minderwertigen Stadtteilen.
Ebenso ist eine Segregation der Haus-
halte nach Haushaltsgröße und Phasen
des Familienzyklus zu beobachten. Der
Anteil der Einpersonenhaushalte an der
Gesamtbevölkerung nimmt mit dem im-
mer früheren Herauslösen aus der Fami-
lie und der gleichzeitigen. Ausdehnung
der Ausbildungszeiten absolut zu. Die
jungen Einpersonenhaushalte sind nicht
nur vom Einkommen, sondern auch von
ihren Tätigkeitsmerkmalen und Freizeit-
interessen auf das Wohnungsangebot der
innerstädtischen Altbaugebiete angewie-
sen. Die Verteilung der Ausländer auf
die Stadtteile bestimmt sich wesentlich
nach dem Ausmaß ihrer Integration. In-
tegration bedeutet für sie im Wohnbe-
reich Anpassung an das Nachfrageverhal-
ten der deutschen Bevölkerung, also
auch bei den Ausländern zunehmende
Segregation nach Schichtzugehörigkeit,
Haushaltsgröße und Phasen des Familien-
zyklus (wachsende, stagnierende und
Schrumpfende Phasen) und damit lang-
Fristig nachlassende Konzentration der
Nationalitäten auf einzelne Stadtteile2.
Zusammengenommen ergeben die
Skizzierten Trends für das ehemalige
und meist auch heutige Arbeiterviertel
wahrscheinlich neben zunehmender
Konzentration der unteren Schichteri
eine relative Verjüngung der Gesamt-
population, Verringerung der Haus-
haltsgrößen (mit i.d.R. über 50% Ein-
personenhaushalten) der Kinderdichte3,
zunehmend auch bei Ausländern.
Eine Konzentration unterer Schich-
ten und junger Durchgangshaushalte
im Stadtteil mit schicht- bzw. gruppen-
spezifisch hoher Fluktuation bewirkt
im Stadtteildurchschnitt neben anderen
Faktoren (z.B. Diskriminierungsmieten
für Ausländer) eine anteilig re/at/v hohe
Mietbelastung der Einkommen. Beide
Trends müssen sich ungünstig auf die
ökonomische Tragfähigkeit und das In-
teresse für Maßnahmen zur Wohnum-
feldverbesserung auswirken. Eine mög-
liche absolute Zunahme der Haushalte
in den fraglichen Stadtteilen, bedingt
durch Abnahme der Haushaltsgröße
wird eine im Verhältnis zur allgemein
immer noch steigenden Motorisierung
überproportionale Zunahme des Pkw-Be-
standes bewirken. Bei den ohnedies kaum
vorhandenen Freiflächen und der „hohen
Priorität der Arbeiterbevölkerung für den
Laternenparkplatz’’4 sind folglich flä-
chenbeanspruchende Wohnumfeldmaß-
nahmen für andere Zwecke bei unverän-
derter Baudichte so gut wie ausgeschlos-
sen.
Die Entwicklung läuft somit insge-
samt einer zukünftigen Wohnumfeldver-
besserung eher entgegen. Bei freiem Woh
nungsmarkt reflektiert die Bevölkerung
des Stadtteils mit ihren Präferenzen die
Angebotsstruktur des Stadtteils nach
Wohnung und Wohnumfeld, d.h. es ku-
mulieren dort mehr und mehr Gruppen
mit geringen Wohnumfeldprioritäten.,
Daraus folgen aber nicht auch schon
automatisch geringe Wohnumfeldansprü-
che der ansässigen Bevölkerung, viel-
mehr wird aus dem Grad der Umwelt-
belastungen, die man zu ertragen bereit
ist, deutlich, wie sehr die Bewohner auf
die niedrigere Miete in solchen Stadt-
vierteln angewiesen sind.





Es gilt als gesicherte Erkenntnis der Stadt-
forschung, daß unter den Bedingungen
eines freien Wohnungsmarktes die Wohn-
qualität eines Stadtteils hoch mit seiner
Sozialstruktur korreliert. Nachdem die-
se Ordnung durch die Kriegs- und Nach-
kriegsereignisse gestört war, wird sie
durch die aktuellen Segregationsprozesse
wieder rekonstruiert und durch Segrega-
tion der Altersstufen und der Haushalte
nach Personenzahl ergänzt. Die Aufwer-
tung eines Straßenzuges durch Wohnum-
feldverbesserungsmaßnahmen hat somit
zwangsläufig mindestens längerfristig
(geringe vertikale Mobilität der betroffe-
nen Bevölkerungsgruppen unterstellt)
einen Austausch der Wohnbevölkerung
zur Folge.
Bei der im ehemaligen Arbeiterviertel
zum Großteil durch geringe Wohnungs-
und Wohnumfeldqualität selbst beding-
ten hohen Fluktuation® wird sich der
Austausch der Bevölkerungsstruktur
nach Wohnumfeldverbesserung weniger
durch direkte Verdrängung infolge von
Kostenumlagen auf die Miete, sondern
geräuschloser über Neuvermietungen voll- 2,
ziehen. Einige Gemeinden sehen derart
negative Folgewirkungen von Maßnah-
men der Wohnumfeldverbesserung für
die Mieterbevölkerung durchaus. Die
Stadt Essen erhebt z.B. aus diesem Grun-
de bei den Grundstücksanliegern keine
Gebühren für Verbesserungen im Straßen-
bereich und bemüht sich, die Hauseigen-
tümer durch Öffentlichkeitsarbeit von
wohnumfeldbedingten Mieterhöhungen
abzuhalten, indem sie für solche Fälle
die Nacherhebung der Abgaben androht6.
Die Stadt Nürnberg verweist in einer
Schrift der Stadtverwaltung auf“mögliche
Umstrukturierungsprozesse bei der Wohn-
bevölkerung durch Attraktivitätssteige-
rung! infolge von Wohnumfeldverbesse-
rungsmaßnahmen.
Länger zurückliegende Wohnumfeld-
maßnahmen anhand deren sich Folge-
prozesse nachweisen ließen, liegen in
der Bundesrepublik entweder noch nicht
vor oder es wurden darüber keine Nach-
untersuchungen angestellt. Von der Be-
gründung der Adolfsallee in Wiesbaden
(ehemals bürgerliches Viertel) wird als
Folgewirkung eine verstärkte Einmietung
Freiberuflicher in den unmittelbar an-
grenzenden Gebäuden und die Nutzung
der Grünflächen während der Sommer-
zeit durch türkische Familien der rück-
wärtigen Wohnstraßen berichtet. Jos
WEBERS erwähnt in einem Vortrag
über Delfter Wohnumfeldaktivitäten
ein deutliches Ansteigen der Preise an-
liegender Grundstücke, die infolge be-
stehender Mieterschutzgesetze jedoch zu
keinen Mietpreissteigerungen geführt ha-
ben.
Geschwindigkeit und Ausmaß der Ver-
einnahmung aufgewerteter Wohnbereiche
durch höhere Einkommensschichten rich-
ten sich nun ganz wesentlich nach der
Konstellation der Wohnungsmärkte. Ge-
genwärtig ist in den meisten Großstädten
der Markt an komfortablen,großen Woh-
nungen, Baugrundstücken und Familien-
heimen bis in entfernte Stadtlagen wie
leergefegt, so daß sich deren Interesse
nun wieder auf innerstädtische Wohnla-
gen, insbesondere dort noch vorhandene
Altbauwohnungen (noch mit Ausnahme
der ehemaligen Arbeiterviertel, wo
große Wohnungen sehr selten sind und
die Mängel der Wohnumfeldqualität ab-
schrecken) richtet. Gegenüber den in
Zeiten eines ausreichenden Wohnungs-
angebotes (1974 bis 1977) beobachteten
Herabfiltern von Wohnungen sind nun
vermehrt umgekehrte Filterprozesse zu
verzeichnen, d.h. Wohnungen und Wohn-
lagen, die bisher unteren Schichten vor-
behalten waren, werden von oberen
Schichten eingenommen.
Eine vom Autor im Frankfurter Nord-
end in einem Untersuchungsgebiet mit
Gründerzeitbebauung durchgeführte
Analyse aller Kauffälle der Jahre 1976
bis 1978 (das Untersuchungsgebiet um-
schließt ehemals bürgerliche und Arbeiter
wohnquartiere mit je etwa 600 Wohnge-
bäuden) ergab:
1. eine abs. Zunahme der Kauffälle
(1976, 9/1977, 14 und 1978, 12 Kauf-
fälle)
alle Grundstückskäufe liegen in den ehe-
mals bürgerlichen Stadtteilen, die sich
vom unmittelbar angrenzenden ehema-
9%
ligen Arbeiterviertel deutlich durch
stärkere Durchgrünung und geringere
Baudichte unterscheiden.
Das Hochfiltern schlechter Wohnungen
und Wohnlagen ist als relativ neue Er-
scheinung der aktuellen Wohnungsver-
knappung noch kaum analysiert. Ein
Blick in den Anzeigenteil der Tagespres-
se, Marktberichte und die Warteschlan-
gen der Wohnungssuchenden bei den Woh-
nungsämtern geben jedoch Aufschluß
über die äußerst angespannte Lage auf
dem Wohnungsmarkt. D/e hohe Bau-
dichte, geringe Durchgrünung und star-
ke Umweltbelastung der Arbeiterwohn-
viertel wird bisher von den sich wieder
der Innenstadt zuwendenden Käufer-
schichten offenbar noch nicht akzep-
tiert, sie haben somit für die Bewohner
dieser Quartiere eine Schutzfunktion,
wobei den entscheidenden Faktor
wahrscheinlich die Baudichte (ab GFZ
größer 2,0) bildet. Im Arbeiterviertel im
Frankfurter Nordend überwiegt die 5—8
geschossige Bauweise, während im be-
nachbarten bürgerlichen Viertel (alle
Straßen haben dort Baumbepflanzung)
nur ca. 1/3 so bebaut ist und 2/3 mit
3—4 geschossigen Gebäuden besetzt
Ist.
Das Herabfiltern höherer Einkom-
mensschichten bewirkt ein Hochfiltern
der von ihnen bevorzugten innerstädti-
schen Wohnquartiere, ein Abdrängen un-
terer Schichten in die schlechteren Quar-
tiere mit Ghettoeffekt dort und größere
Durchmischung, eben durch das Ein-
dringen der höheren Einkommensschich-
ten, in den ehemals bürgerlichen Vierteln
(soweit die Verdrängung nicht 100%ig er-
folgt). Während zu Zeiten eines relati-
ven Wohnungsüberangebotes auch diese
Stadtteile von der Abwanderung betrof-
fen waren ist zu vermuten, daß die Ab-
wanderungsprozesse hier zum Stillstand
gekommen sind bzw. infolge der neue-




Ziel einer Gebietsaufwertung um abwan-
dernde besser gestellte Haushalte zu hal-
ten bzw. zurückzugewinnen sind im bür-
gerlichen Viertel soweit geplant daher
verzichtbar. Die entsprechenden Mittel
sollten auf die Arbeiterviertel konzen-
triert werden, wobei allerdings vor allem
in Gebieten mit geringerer Baudichte
die Attraktivitätsschwelle für gehobene
Schichten sehr leicht erreicht und die
Schutzfunktion negativer Wohnumfeld-
qualität aufgehoben wird. Quantitativ
bedeutsame Verdrängungsprozesse sind
bei der gegenwärtigen ungünstigen Kon-
stellation des Wohnungsmarktes eher
im durch Herabfiltern gehobener Schich-
ten aufgewerteten ehemäls bürgerlichen
Viertel als durch Wohnumfeldmaßnah-
men im Arbeiterviertel zu vermuten,
für die aufgrund der hohen Baudichte
dort ohnedies kaum Raum ist.
Für den Stadtplaner ergibt sich daraus
die Frage, in welche Gebiete herabfiltern-
de Haushalte höherer sozialer Schichten
inzwischen vorgedrungen sind bzw. wel-
che Negativaualitäten sie noch davon
abhalten, in schlechtere Gebiete vorzu-
dringen. Mit der Bestimmung dieser Ne-
gativqualitäten ist gleichzeitig der Spiel-
raum definiert, der für Wohnumfeld-
verbesserungsmaßnahmen in schlechten
Gebieten zur Verfügung steht, ohne daß
Verdrängungsprozesse zu befürchten
sind.
Bei der Analyse der aktuellen Woh-
nungsmarktbedingungen und den davon
ausgehenden Wanderungs- bzw. Filter-
prozessen darf man sich nicht zu sehr
an neu erschienenen Wohnungsmarkt-
prognosen etc. orientieren, da die ent-
sprechenden Erhebungen meist noch in
der Zeit eines ausgeglichenen Wohnungs-
marktes angestellt wurden.
„Eine schlechte Adresse hat auch ihre
Reize”
...Dennweildie Adresse des Viertels und das
Sanierungsgerede Vietors viele Hausbesitzer
jahrelang davon abhielten, ihre Immobilien
instand zu halten, können in St. Georg nur
Mini-Mieten verlangt werden, die für Wohnraum
teils noch bei 2,50 Mark pro Quadratmeter lie-
gen. Dieses Preisgefüge hat Nutzungen überleben
lassen, die anderswo aus den Zentren verdrängt
worden sind ...
„In St. Georg”, beschreibt die dort zugezo-
gene Studentin Marion Kock das Flair dieses
Quartiers, „läßt sich’s leben, weil jeder jeden
leben läßt.” Für Kenner sei der Stadtteil, so
war im Hamburger „Stern” zu lesen, gar
„eines der attraktivsten Wohnviertel der Han-
sestadt” ...
Ob das so bleibt, steht dahin. Viele Einhei-
mische befürchten, daß paradoxerweise gerade
jene sanfte Sanierung, die St. Georg nun auf-
werten soll, das Viertel für sie selber „unbewohn-
bar machen und zerstören wird” (Initiative
„Rettet St. Georg””). Mit notariell beglaubigten
Unterschriften protestierten letzten Monat je-
denfalls 600 Anwohner der Langen Reihe und
ihrer Nachbarstraßen gegen die „drohende Pla-
nung” des Senats, der nächstes Jahr über die
Sanierung entscheiden will; bei einer Bürger-
versammlung ernteten Behördenvertreter Buh-
rufe.
Der Argwohn scheint berechtigt, das Bei-
spiel St. Georg in der Tat zu demonstrieren,
daß selbst vergleichsweise milde Eingriffe in
gewachsene Altstadtviertel, wie es sie überall
in Deutschland gibt, kaum abzuschätzende
wirtschaftliche, soziale und kommunale Fol-
gen haben können ...
Beispiel Fußgängerzone: Sollte, wie eine
Planungsgruppe der Baubehörde vorgeschlagen
hat, die Altstadt-Hauptstraße Lange Reihe tat-
sächlich vom Autoverkehr befreit werden, so
würde sie vom „einfachen” zum „guten”’, teu-
reren Wohngebiet befördert — die sozial
schwächsten Bewohner fürchten, dann ihr
Viertel verlassen zu müssen,
Beispiel Parkplätze: Sollten, wie am zentra-
len Hansaplatz geschehen, weiterhin Autostell-
plätze in Fußgänger- oder Grünbereiche verwan-
delt werden, wären zusätzliche Umsatzeinbußen
für das Kleingewerbe die Konsequenz — schon




1. Unter den aktuellen restriktiven Be-
dingungen insbesondere der positiven
Eigenentwicklung ehemals bürgerlicher
Wohnviertel, ergibt sich die Möglichkeit,
Wohnumfeldmaßnahmen, bzw. das dafür
geplante Finanzvolumen auf die Schlech-
ten Gebiete, das sind i.d.R. die ehemali-
gen Arbeiterwohnquartiere, zu konzen-
Wie vielschichtig die Negativqualitä-
ten und wie gering in den entsprechen-
den Vierteln die Verbesserungsspielräu-
me sind, sollen einige Zitate aus einem
Artikel im „Spiegel’’ über das Hambur-
ger St.-Georgs-Viertel belegen.
Neben einer intensiven Beobachtung
der aktuellen Veränderungen auf den
regionalen Wohnungsmärkten muß
der Planer die konkreten Gebietsqualitäten
in Ihrer ganzen Komplexität, kennen , um
schließlich.Art und Urmfangsozialerträg-
licher Wohnumfeldmaßnahmen bestim-
men zu können. Statistische Analysen
allein, z.B. der Wanderungsbewegung,
genügen hier nicht.
Beispiel Cityerweiterung: Sollte, wie Speku-
lanten hoffen, der bahnhofsnahe Teil St. Georg:
Standort etwa von Supermärkten werden, „wür-
den die letzten kleinen Geschäfte kaputtgehen”
(Hanert) — der Reiz der Lädchen-Landschaft wä
re dahin ...
Beispiel Ausländer: Sollten, wie beabsichtigt
Altbauten abgerissen oder, auch auf Kosten der
Mieter, großzügig modernisiert werden, würde
St. Georg für viele Gastarbeiter als Wohnort nicht
mehr geeignet sein — die Ausländerballung in den
wenigen verbleibenden Billig-Wohngebieten wür-
de steigen, bis diese Zonen zu Ghettos werden.
...Denninder Prostitution sehen viele zu
Recht (neben Verkehrslärm, Baumängeln und
Ausländerballung) eine der Ursachen des niedri
gen Mietniveaus, das selbst Bedürftigen erlaubt,
im Herzen Hamburgs zu wohnen. Im Museum,
wo die Ausstellungsveranstalter mit Lippenstift
die Frage „Stört Sie die Prostitution? ” an eine
Stellwand geschrieben haben, reimte einer auf
dem für Besucher bereitgelegten Papier:
Solange die Huren vorm Hause wandeln,
die Spekulanten mit Zitronen handeln.
...DasSenatsvorhaben,das Rotlichtviertel zu
humanisieren und zu modernisieren, gleicht
mithin der Quadratur des Kreises: Die löbliche
Absicht, die Lebensqualität in diesem Stadtteil
anzuheben, birgt die Gefahr, daß just diese
„Aufwertung” jene Marktmechanismen be-
schleunigt, die allerorten in zentralen Zonen
mit halbwegs gutem Ruf das weniger Profitab-
le verdrängen — entweder zugunsten von
Luxus-Wohnungen hinter restaurierten Fassa-
den oder aber zugunsten eines Beton-Konglo-
merats aus Bürogebäuden, Parkgaragen und
Warenhäusern, bemessen nach der Formel
„Länge mal Breite mal Geld”...
...Mittederachtziger Jahre, so von Rohr,
werde sich auf dem Sektor der billigen Woh-
nungen womöglich „gravierende Knappheit”
ergeben. Eine Chance sieht von Rohr in einer
Politik gezielter „Wohnraumerhaltung für
schwächere Gruppen”’: Nicht jedes Altbauvier-
tel müsse unbedingt nachträglich sämtlichen
Belüftungs-, Belichtungs- und Besonnungsvor-
schriften angepaßt werden, nach denen in den
letzten Jahren die unwirtlichen, zugigen Suburhbs
gebaut wurden.
(Der Spiegel 46/78 v. 13.11.78)
trieren und
2. die Notwendigkeit, die Maßnahmen
unter einer bestimmten Attraktivi-
tätsschwelle zu halten, um die Schutz-
funktion von Negativqualitäten nicht
aufzuheben.
3. Als dritte Strategie sind zielgruppen-
spezifische Maßnahmen geeignet,
die in diesem Heft an anderer Stelle
diskutiert werden.
Gegen die Strategie von Maßnahmen un-
ZA
terhalb der Attraktivitätsschwelle ließe
sich einwenden, sie sei gerade in diesen
Gebieten, mit der höchsten Belastung
und den geringsten Umfeldqualitäten
fatal und sozialfeindlich. Es wurde je-
doch bereits oben angemerkt, daß man
an dem Grad der Belastungen die Ange-
wiesenheit auf niedrige Mieten ablesen
kann. Eine Wohnumfeldpolitik, die die
Beeinträchtigungen soweit beläßt, wie
sie zum Erhalt der Billigvohnungen not-
wendig sind, orientiert sich nur konse-
quent an den Präferenzen der Bewoh-
ner. Wer mehr will, muß sich um Ver-
drängungsprozesse zu vermeiden,
4. um einen ausgeglichenen Wohnungs-
markt bemühen oder den Bewohnern
das Eigentum an ihren Wohnungen oder
ähnliche Rechte verschaffen.
Auf die Änderung der Verfügungsver-
hältnisse als vierte Strategie ist noch ein-
zugehen. Unter den gegebenen Bedingun-
gen wird sozialpolitisch nicht mehr mach-
bar sein, als
1. die Beseitigung der gröbsten Mißstände,
wie z.B.
® Herausnahme des Durchgangsver-
kehrs
Herausnahme des ruhenden Ver-
kehrs der Nichtanlieger
Einbau von schallisolierenden




Förderung von Verbesserungen auf
den privaten Grundstücken, z.B.
organisatorische Hilfen bei Entrüm-
pelungsaktionen ohne gleichzeitige
Förderung der Wohnungsmoderni-
sierung auf dem gleichen Grund-
stück zur Erhaltung der Schutzfunk-
tion von Substandardwohnungen,
2. zielgruppenspezifische Maßnahmen,
die für andere Schichten ohne Wert
sind, wie
® Intensivierung der Gemeinwesen-
und Sozialarbeit




und an denen es im ehemaligen AT
beiterviertel besonders fehlt” und
3. Durchsetzung der Gebäude/nstandset-
zung mit den dazu ausreichend zur
Verfügung stehenden öffentlich-recht-
lichen Instrumenten ohne gleichzeitige
Modernisierunasförderung.
5. EIGENTUMSGLEICHE RECHTE AN
WOHNUNGEN ALS GRUNDLAGE
FÜR EINE UMFASSENDE REVITA-
LISIERUNG VON ARBEITERWOHN-
QUARTIEREN
Es bestehen dennoch kaum Zweifel, daß
Wohnumfeldverbesserungen in den Arbei-
terwohnquartieren der Gründerzeit mit
den größten Umweltbelastungen weit
über das hinaus notwendig sind, was un-
ter Bewahrung der Schutzfunktion mög-
lich ist. Wenn nicht gleichzeitig Verdrän-
gungsprozesse in Kauf genommen wer-
den, sind die Attraktivitätsschwelle über-
schreitende Maßnahmen nur machbar.
wenn zuvor die Wohnrechte der ansässi-
gen Bevölkerung dauerhaft gesichert
werden. Dies geschieht zweckmäßig
durch Schaffung von Wohneigentum
oder eigentumsähnlichen Rechten für
die Bewohner oder die Zielgruppe, so-
weit Gebäude in den entsprechenden
Stadtteilen veräußert werden. Hier be-
steht oft mehr Verkaufsbereitschaft
als sich aufgrund der schlechten Wohn-
'age Käufer finden. An dieser Stelle sind
die vielfachen Konsequenzen, die sich
aus einer Strategie der Sicherung der
Wohnrechte vor Durchführung von
Wohnumfeldmaß nahmen jenseits der
Attraktivitätsschwelle z.B. für die Woh-
nungsmodernisierung, die Partizipation
an der öffentlichen Planung etc. ergeben,
nicht zu erörtern. Es soll nur eine aller-
dings sehr wichtige Voraussetzung ge-
prüft werden: die Kauffähigkeit der Be-
wohner.
. Eine Auswertung von 21 durch Inse-
rat in der FAZ angebotenen Mehrfami-
lienwohnhäusern verschiedener Stadttei-
le Frankfurts, bei der die angegebenen
Mieteinnahmen der Belastung gegenüber-
gestellt wurden, die den Mietern entstan-
den wäre, wenn sie ihr zum Verkauf an-
gebotenes Haus selbst gekauft hätten,
ergab:
® bei 17 angebotenen Miethäusern,
Baujahr soweit angegeben nach 1950,
mit einer Durchschnittsmiete von 5,02
DM/qm eine Belastung nach Kauf von
6,58 DM/qm (= 31% Mehrbelastung),
® bei 2 Objekten mit einer Durch-
schnittsmiete von 9,88 DM/qm keine
Belastungsänderungen (keine Angaben
zum Baujahr und
® bei 2 Objekten, Baujahr 1910 und
1900 mit einer Durchschnittsmiete
von 9,15 DM/qm eine Belastungsverrin-
gerung um 27.8% auf 6,62 DM/qm.
Der Belastungsrechnung wurde eine
85%ige Fremdfinanzierung mit 8,5%igen
Annuitäten ohne Eigenkapitalverzinsung
und Abschreibung sowie 1,50 DM/aqm
Betriebskosten unterstellt. Die untersuch-
ten Fälle erlauben noch keine Verallge- 5)
meinerung etwa derart: bei Diskriminie-
rungsmieten ergibt sich durch den Kauf
eine Belastungsreduktion und bei Nor-
malmieten eine um ca. 30% erhöhte Be-
lastung, die mit ihrem absoluten Betrag
die Belastbarkeit der Mieter nicht über-
schreitet, so daß der Eigentumserwerb
durch die betroffenen Mieter im Prinzip
möglich ist.
Es besteht aber auch kein Anlaß, dem 6)
Eindringen kaufkräftiger Schichten in
milieuträchtige Gebiete tatenlos zuzu- 7)
sehen, denn mit dem Vorkaufsrecht nach
5 24a in Verbindung mit &amp; 39h BBauG10
besitzen die Gemeinden ein wirksames
Instrument, die Wohnrechte der ansässi-
gen Bevölkerung zu schützen. Falls durch 9)
Ankauf von Altbauten und Umwalndlung
in Eigentumswohnungen und damit ver-
bundener durchgreifender Modernisierung
oder Kündigung, die Verdrängung der vor-
handenen Bewohner zu erwarten ist, greift
das neue Vorkaufsrecht im ganzen Ge-
meindegebiet auch ohne Bindung an eine
Erhaltungssatzung. Die Gemeinde kann
dann das Grundstück z.B. zugunsten der
Bewohner zum Verkehrswert erwerben
oder dem Veräußerer über einen Abwen-
dungsvertrag das alleinige Kaufrecht der
Mieter auferlegen. Dementsprechende
Anwendungsfälle liegen vor 11,
Der Milieunachweis als objektive An-
wendungsvoraussetzung des Vorkaufs-
rechts dürfte in Gebieten wie dem Kölner
Severinsviertel, Nürnberg-Gostenhof, Ham-
burg-St. Georg, Berlin-Kreuzberg, dem
Darmstädter Martinsviertel etc. unproble-
matisch sein. .
Als Schlußfolgerung ergeben sich für
eine Politik der Wohnumfeldverbesserung
in ehemaligen Arbeitervierteln nach alle-
dem vier Strategien, die parallel zu verfol-
gen sind:
1. Konzentration der Maßnahmen und
fin. Mittel auf diese Gebiete,
2. Verbesserungen unterhalb des Schwel-
lenwertes der Schutzfunktion,
3. Zielgruppenspezifische Maßnahmen und
4 Aufkauf und Umwandlung von Miet-
wohngebäuden in Wohnungen mit
eigentumsgleichen Rechten für die
Bewohner.
ARRAS/HUEBSCHLE: prognos Stadt-
entwicklung und Regionalplanung, Woh-
nungspolitik und Stadtentwicklung, Bd 4
Forschungsvorhaben des BMBau, Basel
1978
Zur Bedeutung der Integration für die
Wohrnungsnachfrage der Ausländer vgl.
A. SCHILDMEIER „Defizite der Wohn-
und Infrastruktur ausländischerArbeitneh-
mer”’, in: Seminar f. Planungswesen a.d.
TU Braunschweig, Braunschweig 1978,
S.65ff.
Nach der 1%-Wohnungsstichprobe 1972
war in Gebieten hoher Baudichte und
Durchmischung mit Gewerbe eine deut-
lich geringere Kinderdichte gegeben
(11% der unter 10jährigen) als in allge-
meinen oder reinen Wohngebieten (14%)
vgl.: 1%-Wohnungsstichprobe 1972,
Heft 7, Städtebauliche Grunddaten,
Stat. Bundesamt Wiesbaden, Tab. 31.
O. RESCHKE, Ratsherr der Stadt Essen,
Referat zum Thema ‘Die Straße im
Wohnbereich‘ über Erfahrungen der
Stadt Essen mit der Anlage von ver-
kehrsberuhigten Wohnstraßen., Freizeit-
kongreß 78 in Essen.
In der Altstadt Erlangens wohnten Stu-
denten, Praktikanten und Gastarbeiter
zu 89% nur 3 Jahre, 30% nur 1 Jahr und
kürzer in ihren Wohnungen, die einfa-
chen Arbeiter, Angestellten und Beam-
ten zu 35% nur 3 Jahre und kürzer, ca,
ebensoviel aber auch länger als 8 Jahre
während die Rentner (Anteil 16%) fast
alle länger als 20 Jahre und die Haus-
halte der Mittel- und Oberschichten
(Anteil 16%) im Durchschnitt 3—5 Jahre
dort wohnten. H. PIPP, ‘Die Altstadt
von Erlangen’, Erlangen 1976.
Otto RESCHKE: ‘Die Straßen im Wohn-
bereich, a.a.O.
R. SELLNOW: ‘Verbesserungen der Wohn-
verhältnisse in Nürnberg-Gostenhof‘, Nürn-
berg, Januar 1979, S. 14
Vortrag zum Thema ‘Wohnen in der Stadt
— Beispiele aus den Niederlanden’
ARPUD 78, Dortmund
Die Stadtverwaltung Nürnberg registriert
im Arbeiterviertel Gostenhof folgende
zielgruppenspezifische Defizite:
„Fehlen eines Jugendfreizeitheimes der
offenen Tür, eines Stadtteilzentrums
(Gemeinschaftshaus) und einer Altenbe-
gegnungsstätte. Weiterhin fehlen gemäß
Rahmenplan Kindergärten/Kinderhorte
bis 1980 ca. 300 Kindergarten- sowie
eine Reihe von Hortplätzen. Außerdem
werden eine Sozialstation sowie Frei-
sportanlagen für notwendig erachtet.
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In einem weiter gefaßten Verständnis
von sozialer Infrastruktur wird der Auf-
bau einer Gemeinwesenarbeit für not-
wendig gehalten, mit der Anfang 1979
begonnen wird. Sie soll als Hilfe Zur
Selbsthilfe so verstanden werden, daß
sie die ansässige Bevölkerung aktiv in
die Lage versetzt, für ihre Interessen
einzutreten. Die gegenwärtige personel-
10)
le und finanzielle Ausstattung kann an-
gesichts der Größe des Projektes nur als
erster Schritt angesehen werden.” Vgl.
R.SELLNOW, a.a.O,
J. WOLF, ‘Das Vorkaufsrecht nach
824a Bundesbauge. etz — ein wirksames
Instrument zur Sicherung von städti-
schen Erhaltungszielen’, in: Blätter f
11)
Grundstücks-, Bau- und Wohnungs-
recht 12/78, S. 230—233.
Stadt Mülheim a.d, Ruhr, Arbeitersied-
lung Mausegattstraße, dazu auch J.
WOLF, ‘Mausegatt — Der Fall einer
Bergarbeitersiedlung’, zur Veröffent-




Zum Zusammenhang von Stadtzerstörung und Landschafiszerstörung - Ein Erlebnisbericht
Der Zufall will es, daß ich gegenwärtig
an zwei weit auseinanderliegenden Punk-
ten Berlins vom Widersinn kommunaler
Funktionsplanung mehr oder minder
persönlich betroffen bin. Der eine Punkt
ist der geplante Ausbau der südlichen
Friedrichstadt zum internationalen Aus-
stellungsobjekt, — ich habe darüber in
ARCH+ 40/41 berichtet. Der zweite
Punkt ist ein Garten, den ich seit vielen
Jahren gepachtet habe, in einer gerade
noch bestehenden grünen Randzone im
äußersten Südosten Westberlins, in
einem Gebiet, das die Neue Heimat sich
nun anschickt zu bebauen.
Ich will hier nicht groß die Trommel
rühren und auf Skandal machen — die
Sache ist zwar skandalös, aber sozusa-
gen in einer ganz routinemäßigen Art
und Weise, in einer Reihe mit hundert
anderen ähnlichen Skandalen. Was ich
zeigen möchte, ist die Logik, die mir'an-
hand meiner zufälligen doppelten Betrof-
fenheit aufgeht. Zufällig ist dabei näm-
lich nur, daß ich beides zugleich zu spü-
ren bekomme — normalerweise ist man
ja auf einen einzigen Erfahrungsort, näm-
lich Wohnstandort, festgelegt, kann sich
vielleicht die andere Seite ergänzen, er-
fährt sie aber nicht unmittelbar. Der Zu-
sammenhang von innerstädtischer Entvöl-
kerung und Zubauen der Erholungszonen
am Stadtrand ist aber alles andere als
zufällig. Er ist allgemeine Planungstradi-
tion, und das besonders auch in Berlin,
obwohl die Methode gerade hier ein ganz
offensichtlicher Irrsinn ist, weil die Rand-
zonen nicht beliebig ins freie Land hinein-
geschoben werden können, sondern hart
an die ringsum einschnürende Mauer
stoßen.
Mein Garten liegt innerhalb der soge-
nannten Pfarrlandsiedlung in Rudow,
zwischen Dorf und Trümmerberg, nahe
der Grenze. Das Gelände, ungefähr 25ha
groß, wurde vor langer Zeit testamenta-
risch der Kirchengemeinde Rudow ver-
macht mit der Auflage, es nie zu verkau-
fen, also einem formellen Spekulations-
verbot. Über die Finanzfragen haben
aber schon lange nicht mehr die Einzel-
gemeinden zu entscheiden, und auch der
Kirchenkreis Neukölln, der lange die Ver-
waltung besorgt, Pachtverträge geschlos-
sen und den jährlichen Pachtzins erhoben
hat, hat seit etwa drei Jahren keine Ver-
fügung darüber mehr, die hat der Stadt-
synodalverband an sich gezogen. Das ist
die kirchliche Verwaltung, die so unsen-
timental und praktisch denkt wie alle an-
deren Verwaltungen auch. Für sie ist das
Land schlichtweg Geld, und Geld braucht
sie, nachdem das Einkommen aus der
Kirchensteuer in den letzten zehn Jahren
durch gehäufte Austritte spürbar zurück-
gegangen ist. Es wurde also ein potenter
Käufer gesucht, und dieser präsentierte
sich in der Neuen Heimat.
Das war der Anfang der siebziger Jah-
re. Das märkische Viertel war gebaut, es
wurden Nachfolgeobjekte vorbereitet, um
in gewohnter Weise weiterbauen zu kön-
nen: Düppel-Süd, Gartenkolonie Ruhwald,
Vierter Ring Lichterfelde. In Rudow ging
es um nichts anderes, nur war das kein
staatlich organisiertes Projekt, für das
Wettbewerbe ausgeschrieben wurden, son-
dern die großen Baugesellschaften gingen
in aller Stille selber an die Arbeit, kauften
Land und fingen an zu bauen, so daß dank
dieser individuellen Vorgehensweise die
Bebauung der Rudower Gemarkung in der
Öffentlichkeit nicht weiter auffie! und,
im Unterschied zu den vorgenannten Pro-
jekten, in der Presse nie Schlagzeilen mach
te. Das Land zwischen dem Dorf Rudow
und der Pfarrlandsiedlung ist inzwischen
mit bis zu zehnstöckigen Wohnanlagen
bebaut, und der Senat sorgte für eine brei-
te, autogerechte Erschließungsstraße, die
nun aufreizend am Rande der Pfarrland-
siedlung vorbeiführt. Die Neue Heimat
plante denn auch eine dichte Bebauung
zehn Geschosse hoch, wollte das Gelände
aber nicht eher übernehmen, als bis aller
Ärger mit den auf dem Gelände anwesen-
den Pächtern und Siedlern bereinigt wäre.
Die Pächter wohnen in größerer Zahl
auf dem Gelände und haben sich schon vor
langer Zeit zu einer Siedlungsgenossen-
schaft zusammengeschlossen, um die Um-
wandlung des Pachtlandes in ein Siedlungs-
gelände zu betreiben. In der Hoffnung
darauf bauten sie sich, von der Bauauf-
sicht unbehelligt, nach Feierabend auf
den von ihnen gepachteten Landstücken
feste Häuser, legten Brunnen an, ließen
sich an das Strom-Netz anschließen. Um
das Land ihrerseits zu kaufen und eine
den bauaufsichtlichen Forderungen ent-
sprechenden Erschließung — Kanalisa-
tion, Wasser, Strom usw. — auf die Beine
zu stellen, dazu hatten sie natürlich nicht
das Geld. Zugleich war und ist das Gelän-
de im amtlichen Flächennutzungsplan
als Baulandreserve eingetragen, so daß es
juristisch, von der ungünstigen Position
des Pächters nach geltendem Recht ein-
mal ganz abgesehen, für die Neue Hei-
mat kein Hindernis gibt. Verständlicher-
weise wollten die Leute aber auch nicht
weg vom Gelände, die Sache zog sich
also hin.
Inzwischen gab es einen Ruck in der
Baupolitik. Die Planungen für neue Groß:
siedlungen wurden eingestellt, der Wie-
deraufbau der brachliegenden innerstädti-
schen Flächen sollte Vorrang erhalten. Es
zeigte sich, daß man über seine Verhält-
nisse gelebt hatte. Ganze Viertel im alten
Stadtzentrum waren unbebaut liegen ge-
blieben und durch Kahlschlagsanierung
noch vermehrt worden. Die durch Sanie-
rung freigesetzten Bewohner waren umge:
siedelt worden in die neuen Stadtrand-
siedlungen. Bei sinkender Bevölkerungs-
zahl würden größere Neubaumaßnahmen
nur durch weitergeführte radikale Sanie-
rungsmaßnahmen bzw. Freisetzungen
aufzufüllen sein. Dem stehen die sozialen
Folgekosten solcher Maßnahmen gegen-
über, Verwahrlosungserscheinungen in
den Neubauvierteln allem voran, aber
auch die innerstädtischen Folgen radika-
ler Sanierung.
Gleichzeitig kam ein anderes Problem
zum Bewußtsein: man hatte die großen
Neubauviertel auf Flächen gebaut, die
eigentlich dringend als Erholungsgebiete
der angrenzenden Arbeiterviertel ge-
braucht würden. Besonders eklatant ist
dies im Südosten der Fall. In Neukölln
gibt es einerseits im Norden das überaus
dicht bebaute alte Stadtgebiet, anderer-
seits den anarchisch mit Hochhaustürmen
und ärmlichen Siedlungshäusern gelockert
bebauten Süden, aber keinerlei Waldgebie-
te. Die einzige Auslaufmöglichkeit boten
früher die innerhalb der Stadtgrenze, also
der Mauer, liegenden landwirtschaftlichen
Flächen der Dörfer Britz, Bukow und Ru-
dow. Eben die hatte man aber mit der
Gropiusstadt vollgebaut. Übrig bleiben
zwei Flächen: Einmal gibt es noch das
Britzer Gartengelände, das für die Bundes-
gartenschau 1985 ausgebaut werden soll,
um die eingetretene Entwicklung zu
kompensieren, das aber im wesentlichen
aus Kleingartengelände, Gärtnereiland
und Friedhofsgelände besteht — der
Zuwachs wird also weitgehend auf
Ästhetik und Vergnügungseinrichtungen
beschränkt sein, ein Modernisierungsakt :
das andere Gelände ist das hier in Frage
stehende Rudower.
Wie reagiert nun dort die Neue Hei-
mat auf die veränderte Lage? Sie plante
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„Die Kleingärtner sind aufgerufen, bauliche „Auswüchse” (Bild links) zu beseitigen.”
um, von zehngeschossigen Wohnhäu-
sern auf eine kleinteilige Parzellierung
des Geländes mit Grundstückgrößen von
250—500 m2 und entsprechender villen-
artiger Bebauung — zweistöckige Häuser
im Grünen —, und sie benutzte die Zwi-
schenzeit, um die dort angebauten Sied-
ler im einzelnen zu bearbeiten. Unter
den Siedlern breitete sich Resignation
aus: aus Angst, möglicherweise unent-
schädigt alles zu verlieren, stellte man
sich am Ende jahrelanger Unsicherheit
schließlich auf die reale Möglichkeit einer
sicheren Entschädigung durch die Neue
Heimat ein. Gleichzeitig handelte ein
Rechtsanwalt für den Vorstand der Ge-
nossenschaft ein Angebot mit der Neuen
Heimat aus, das von der Mehrheit der
Siedler als das günstigste im Rahmen des
Erreichbaren akzeptiert werden würde.
Auffällig ist in dem endgültigen Vertrag
die Bereitschaft der Neuen Heimat, wert-
volle Bausubstanz zu übernehmen und den
Eigentümern den Erwerb eines entsprechen:
den Grundstücks zu ermöglichen — man
geht nicht fehl mit der naheliegenden Ver-
mutung, daß dies auf die Häuser von Vor-
standsmitgliedern zutrifft. Diejenigen von
den dort fest Wohnenden, die räumen müs-
sen, sind, wie immer, die „einfachen’’ Leu-
te, Die eigentliche Abstimmung über den
Vertrag durch die Genossenschaftsmitglie-
der im Gemeinschaftshaus Neukölln war
die übliche vorbereitete Farce. Mit dem
Vertrag hatte man einen Abstimmungszet-
tel zugeschickt bekommen, der nur eine
Zustimmung vorsah, und fast die Hälfte
der Zettel lag schon vor Beginn der Veran-
staltung vorne auf dem Vorstandstisch
— im übrigen freundliches Händeschütteln
mit den Herren von der Neuen Heimat.
Das alles ist also gelaufen, wie so etwas
nun einmal läuft. Was bleibt, ist die Un-
fähigkeit der Stadtplanung, ihre eigenen
Ziele durchzusetzen. Im Süden des Be-
zirks Tempelhof, in Lichtenrade, ist es
der Wirtschaftssenator, der sich von der
Zerstörung des letzten zusammenhängen-
den Landschaftsstücks in diesem Bezirk
nicht abhalten lassen will. Es ist ein wun-
derschönes Wiesengelände, noch immer
trotz der sinnlos dort gebauten und seit
dem Müllvertrag mit der DDR als Investi-
tionsruine dort vergammelnden Müllzer-
kleinerungsanlage; aber Industrie soll hin,
gerade dort, obwohl man überall in Ber-
lin händeringend Industriebetriebe sucht
und der Bezirk anderwärts entsprechende
Freiflächen hat. Ähnlich steht es in
Neukölln. Der Bezirk wird, vom Etiketten-
schwindel der Bundesgartenschau abge-
sehen, zugebaut bis an die Mauer, gemäß
den herkömmlichen Funktionszuweisun-
gen: feiner Südwesten und proletarischer
Südosten. Daß die Gropiusstädter auf
den verbleibenden Wegen schon heute
sich auf die Füße und den letzten Bauern
auf die verbliebene Saat treten, weil man
nirgendwo mehr auf natürlicher Erde
laufen kann, das kümmert weder den Bau-
senat noch die Neue Heimat.
Die Inkonsequenz geht aber weiter.
Die Häuser, die die Neue Heimat in Ru-
dow ins Grüne zu setzen beabsichtigt,
sind zugleich ein Mißtrauensvotum an
die Adresse des umgrünten Stadthauses,
das der Stadtbaurat — mit guten Grün-
den — für die südliche Friedrichstadt
propagiert. Daß die Neue Heimat sich
nicht darum kümmert, sondern kleine
Häuser am Stadtrand für besser vermiet:
bar hält, wird keinen überraschen. Daß
man sie gewähren läßt, das ist das Pro-
blem. Als wäre nicht lange genug der
grüne Rand der Stadt für die, die es sich
leisten können. als Wohnzone ausgebaut
Bild rechts: Erholungswert.
worden, genau so extensiv, wie man an-
derswo den Mietskasernen und später den
Großsiedlungsbau betrieb. Wer eigentlich
soll in der südlichen Friedrichstadt oder
im Tiergartenviertel wohnen? Die nicht-
türkischen bzw. nichtstudentischen Be-
wohner des östlichen Kreuzberg („‚SO 36”)
per Sanierungsfreisetzung dahin zu ver-
schieben, das kann bei den zu erwarten-
den Mieten doch nicht die Absicht sein.
Oder will man die proletarischen Stadt
randsiedler, im Zuge der Aufwertung der
Randsituation zum mittelständischen
Grünviertel oder Erholungspark, wieder
in die Innenbezirke zurückbringen, aus
denen sie kamen? Solange es in Zehlen-
dorf noch Grundstücke gab, waren diese
Selbsthilfebauten im anarchischen Süd-
osten tolerierbar — jetzt zeigt man mit
Fingern darauf, sieht „„Auswüchse”’,
schreitet die Bauaufsicht ein und schlägt
die Neue Heimat zu — alles natürlich,
um „die Attraktivität des Südostens ins-
gesamt zu verbessern” (Originalton Senat
Bau/Wohnen). Für wen?
Das ist also noch immer der klassische
Funktionszusammenhang von Stadtrand
und Innenstadt, zugespitzt in Westberlin
als einer ummauerten Teilstadt. Es geht
bei der Funktionsplanung nicht nur um
ökonomische Transaktionen, Wohnquali-
tät, sondern vor allem werden, je nach
Bedarf, Menschen hin- und hergeschoben.
Das Zubauen der Ränder verstopft auch
nicht nur die letzten Zugänge zu nicht-
asphaltiertem Gelände, es zementiert zu-
gleich den Status der nicht als City nutz-
baren Innenstadt als Kolonie und stadt-
planerischen Lagerplatz. Kreuzberg ist
längst soweit, Neukölln auf dem besten
9”
Uli Hellweg, Wolfram Schneider
Bilder* zur Wohnumfeldqualität im
Ruhrgebiet
Wohnumfeldqualität im industriellen Verdichtungsraum — ein
Widerspruch in sich? Ist das Ruhrgebiet nicht so unbewohnbar
wie der Mond?
Die folgenden Bilder zeigen etwas anderes:
® Aneignung selbst des Unwirtlichen (Spielnische auf Brach-
und Ödflächen)
9 die ‚zweite Natur” des Verdichtungsraumesals zufällige
Folge industrieller Produktion (Naherholungsgebiet Bee-
renbruch bei Castrop-Rauxel)
8 Verkehrsberuhigung — in Arbeitersiedlungen schon vor
dem PKW erfunden.
Trotzdem: Kein Grund zur Wohnumfeld-Euphorie! Größte
Ds
chemische Dichte der Welt (vgl. Fahrenholt, Koch: Seveso
ist überall!). Smog und Inversionen. 1,5mal höhere Krebshäu-
figkeit ...
Die Probleme un-menschlicher Zusammenballung von In-
dustrie, Verkehr und Städtebau sind mit Wohnumfeld-Kon-
zepten nicht zu lösen. Die Gefahr ist: die wenigen vorhande-
nen Wohnumfeldpotentiale und -ressourcen werden zur Dis-
positionsmasse Sozialer und ökonomischer Aufwertungsinter:
essen. Da, wo die Usurpation des Raumes durch die Großin-
dustrie Nischen für die Aneignung durch den Industriearbeiter
hinterließ, droht die soziale Enteignung durch mittelständische
und kommerzielle Nutzungsansprüche:
INDUSTRIEBRACHE
Industrielle Expansion heißt zunächst (zumindest in ihrer kapi-
talistischen Form): extensiver Flächenbedarf, Landschafisver-
änderung, ökologische Doppelbelastung (innerhalb und außer-
halb des industriellen Betriebes), Gesundheitsgefährdung ...
Was aber, wenn industrielle Expansion sektoral (Kohle-, Stahl-
branche) oder regional zum Stehen kommt — wie gegenwärtig
in Teilen des westlichen und nördlichen Ruhrgebietes? Was,
wenn sich das arbeitgebende Kapital auf wenige profitable
Standorte konzentriert und andernorts Instrumente und Ex-
kremente seiner Entwicklung zurückläßt?
Werden die freiwerdenden Flächen zu Freiflächen?
Bestenfalls. Meistens scheitert das Öffentlich-Nutzbar-Machen
an den Eigentumsverhältnissen oder an dem mythischen Glau-
ben zukünftiger neuer Expansion. Das Produkt: Industriebrachen
Spiel-Nische in Duisburg
Oben: Beerenbruch zwischen Dortmund-Menge-
de und Castrop-Rauxel, Ortsteil Ickern: „Mitten
zwischen zwei Chemiewerken, einem Kraftwerk
und einer Autobahn haben Bergsenkungen eine
kleine Wildnis aus zweiter Hand geschaffen.”
(Ruhrvolksblatt 11/78) Teiche. Schilf. Sumpf.
Jede Menge Wasservögel (Bless- und Teichhühner,
Bekassinen, Hauben- und Zwergtaucher, Löffel-
enten, Reiher), Fische, Kriechtiere, Insekten.
Wohnungsnahes Spazier- und Erholungsgebiet
für zwei Stadtteile, Angelparadies. Die „zweite
Natur” des industriellen Verdichtungsraumes.
Geplant: Trockenlegung des Sumpfes., Platz für
ein.Ums werk der VEW.
Für die Öffentlichkeit gesperrte Industriefläche in Dortmund-Hörde. Durch jahrelanges Brachliegen
hat sich eine urwaldähnliche Vegetation gebildet.
2Q
9 statt des Grabelandes das Eigenheim
® statt der Pony-Wiese das Fitness-Center
9 statt des verwilderten Erlebnis-Spielplatzes die kommerzielle
Tennisanlage.
Was heißt sozial-orientierte Wohnfeldplanung? Worin unter-
scheidet sie sich von Aufwertungs- und Verwertungskonzepten?
1. Ausgangspunkt und Ziel der konzeptionellen Überlegungen
sind die alltäglichen Regenerationsansprüche der konkreten
Nutzer.
2. Der Belastung der industriellen Arbeiter, besonders der
Schichtarbeiter, und ihrer Familien durch den industriellen
Produktionsprozeß — innerhalb und außerhalb des Betriebes —
wird in den Planungen durch besondere Schutzbedürftigkeit
und Maßnahmepriorität Rechnung getragen.
Das Recht auf sozial und sozio-kulturell spezifische — auch
nicht-mittelständische — Nutzungsansprüche an das Wohnum-
feld wird anerkannt.
4. Die Nutzer werden an der Planung von und Entscheidung
über Wohnumfeldkonzepte unmittelbar beteiligt.
Ein großer Teil der verwandten Fotos wurde uns freundlicherweise vom
„Ruhrvolksblatt’’, der Zeitung der Arbeitersiedlungsinitiativen im Ruhr-
gebiet, zur Verfügung gestellt, Die Bilder stammen außer von den Auto-
ren noch von: Günter Bürger, Alfred Koch, Frank Napierala u.a.
TREFFPUNKTE
Damit sind die zentralen Kommunikationspunkte im Wohnum-
feld gemeint. Sie sind entweder institutionalisiert, fest oder spon-
tan nutzbar.
Für Sommerfeste in Siedlungen oder für ähnliche Anlässe genügt ein ein-
facher freier Platz. Entscheidend ist nicht das perfekte Konsumangebot,
sondern die selbst gemachten Spiele und das Essen, der Festinhalt und die
nersönlichen Beziehungen untereinander. Zum Treffpunkt umgestaltetes Waschhaus, Siedlung „Flöz Dickebank”
Von den Anwohnern gestalteter Treffpunkt: Zechensiedlung „Graf Bismarck’, Gelsenkirchen.
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Die Trinkhalle als Möglichkeit, auch nach Geschäftsschluß noch was ein-
zukaufen. Ersatz für die Kneipe, jemanden zum Reden zu finden.
Diese leerstehende Villa in Bochum war kurze Zeit idealer Treffpunkt
für Jugendliche und wurde dann zielgerichtet für eine Neubebauung ab-
gerissen.
Bank im Beerenbruch, einem
wohnungsnahen Erholungsbe-
reich in Castrop-Rauxel, Orts-
teil Ickern (vgl. auch „Industrie
brache”: See im Beerenbruch).
20
AKTIVITÄTSBEREICHE AM HAUS
Wenn ein unmittelbarer Zugang von der
Wohnung zum Freiraum vorhanden ist,
wird eine Ausweitung des Wohnraumes
und Verlagerung der Aktivitäten nach
draußen möglich. Das ist meist nur bei
1- bis 3-geschossigen Häusern möglich
(aber nicht:auf Einfamilienhäuser be-
schränkt).
Die Bank vorm Haus = das Wohnzimmer im Freien, mit Kommunikationsangebot für Nachbarn und
Fremde
Die Werkstatt auf der Straße, Nachbarschafts-
hilfe und Kommunikation sind hier auch spon-
tan möglich
Ungefährdete und beobachtbare Spielmöglichkeiten für Kinder
Das ist kein Plädoyer für Eigenheime, denn bei den gezeigten
Beispielen geht privater und öffentlicher Raum fließend inein-
ander über. Bei Einfamilienhäusern sind dagegen Abgrenzung
und Privatheit bestimmend.
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Gärten sind hier reduziert auf
Zierflächen, bestenfalls als Lie:
gewiesen oder für Parties und
mit Zäunen gegen die Nachbarn
abgegrenzt.
Daß Neubausiedlungen Aktivi-
tätsbereiche vor dem Haus gar
nicht erst zulassen, ist zwar be-
kannt, soll aber trotzdem noch
einmal hier gegenübergestellt
werden.
Bei Wohnstraßen mit überschau-
barem Verkehr, wo die Autofah-
rer die Nachbarkinder kennen,
läßt sich auch der Straßenraum
in die Spielmöglichkeiten einbe:
ziehen.
Fußgängerstraßen in Neubau-
siedlungen schließen zwar auch
den Autoverkehr als Gefahren-
quelle aus, wirken dann ande-





Im industriellen Verdichtungsraum ist der
Garten der wichtigste Regenerationsraum
außerhalb der Wohnung. Im Ruhrgebiet
haben sich drei Gartenformen herausge-
bildet:
® der private Hausgarten hinter (bzw.




(„‚Schrebergarten”’), der im günstig-
sten Fall im Wohnumfeld liegt, oft
jedoch außerhalb des Wohnquar-
tiers; in einem anderen Stadtteil;
das Grabeland als nicht-organisierter
Kleingarten; beim Grabeland gibt es
zwei Formen: das „offizielle”’, d.h.
das regulär in Pacht (z.B. durch Ze-
chengesellschaften) vergebene und
das „‚wilde’’, d.h. die in Grabeland
umgewandelten Ödflächen und
Brachen.
Vor allem der Hausgarten, aber auch das
Grabeland und der Schrebergarten sind
i.a. sowohl Nutzgärten als auch Erweite-
rung der Wohnung in den Freiraum. Vor
allem in Arbeitersiedlungen werden die
begrenzten Aktionsmöglichkeiten „‚an
sich” zu kleiner Wohnungen durch die
räumlich-funktionale Erweiterung der
Wohnung zum Garten wesentlich ver-
größert. Für die ausländischen Arbeiter-
familien kann in den Grabelandflächen
noch am leichtesten eine Verbindung
zu Traditionen und Gewohnheiten der
Heimat hergestellt werden.
Grabeland ausländischer Arbeiterfamilien
Garten als Erweiterung des Wohnrau mes
Garten als Verbindung zur Natur Garten als Treffpunkt
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Garten als Raum zum Entspannen, Erholen
Garten als Raum für Kinderspiel
Garten als Raum kreativer Selbstbetätigung und Selbstdarstellung
27
Roland Günter/Janne Günter. Mitarbeit: Horst Heinicke
Wohnumfeld-Verbesserung
Ein Katalog von Elementen sozialer Öffentlichkeit
I. SOZIALE DIFFERENZIERUNG
VERFÜGUNG
Architektur dient dem Lebensprozeß der
Gesellschaft. Will die Gesellschaft sich
entwickeln, muß sie auch ihre gebaute
Umwelt, d.h. ihre Architektur ent-
wickeln.
Die Architektur ermöglicht oder ver-
hindert Beziehungen der Menschen zu-
einander. Man kann schließlich an ihrem
Zustand ablesen, wie diese Beziehungen
aussehen.
1. Fall: Wenn Menschen selbstbe-
stimmte Verfügungsmöglichkeiten haben,
können sie sich für ihre Tätigkeiten For-
men schaffen: Räume, Gehäuse oder Ob-
jekte. In diesem Fall schaffen ihre Be-
dürfnisse die Architektur.
2. Fall: Wenn Menschen über Men-
schen verfügen, dann schaffen die einen
die Gehäuse für das Leben der anderen.
Meist setzen die Verfügenden ihre Inter-
essen über die Bedürfnisse der Verfügten.
Es dominiert das Interesse, möglichst
viel Gewinn aus dem Bau, der Vermie-
tung oder dem Verkauf der Gehäuse zu
ziehen.
Zwischen diesen beiden Situationen
bewegen sich die Auseinandersetzungen
in der Wohnungsfrage.
Wenn die Verfügten sich zusammen-
tun, wenn sie Einfluß gewinnen, dann
können sie den Verfügenden Zugeständ-
nisse oder vielleicht sogar die Verfügung
abzwingen.
Dieser Kampf spiegelt sich in der Ge-
schichte der langen Auseinandersetzun-
gen um Stadtplanungs- und Wohnungsge-





8 oder ermöglichen, daß sozialorientier-
te Räume und Objekte entstehen.
® Dies geschieht in jeweils spezifischer
Weise.
Andere Autoren erörtern im vorliegen-
den Heft dieser Zeitschrift die Rahmen-
bedingungen in ausführlicher Weise. Wir
verweisen darauf, daß ARCH+ in den
letzten Jahren umfangreiche Diskussio-
nen darüber gefördert hat. Daher gehen
wir an dieser Stelle nicht weiter auf sie
ein.
Wir möchten lediglich auf ein ungelö-
stes Problem hinweisen, das uns wichtig
erscheint, aber in diesem Heft nicht nä-
her dargestellt werden kann: auf die spe-
zifische Weise, in der Rahmenbedingun-
gen die konkreten Räume und Objekte
beeinflussen. Dies ist ein in mehrerer
Hinsicht komplizierter Vorgang:
Wie entstehen Räume und Objekte
überhaupt?
In welcher Weise manifestieren sich
Rahmenbedingungen in ihnen: in ih-
rer mit mehreren Sinnen faßbaren an-
schaulichen Gestalt?
Was ist offen erkennbar und was kann
nur durch Vorwissen erschlossen
werden? 1
Hinzu kommt die Frage, wie Rahmen-
bedingungen die Aneignung in Nut-
zung und Wahrnehmung bestimmen.
Was geschieht, wenn sie sich verän-
dern? Wie verändert sich dann die An-
eignung?
ESA
1) Zu diesem Problem: Roland Günter, An-
schaubare Geschichte einer Industriegesell-
schaft — wozu? In: Eckhard Siepmann
(Herausgeber), Kunst und Alltag um 1900,
Drittes Jahrbuch des Werkbund-Archivs,
(Anabas) Lahn-Giessen 1978, S. 329/335
(Untersuchung dieser Fragen am Beispiel




Die Kritik am Wohnungsbau und an Sa-
nierungsmaßnahmen in den letzten 15
Jahren entzündete sich — abgesehen von
der Kritik an der Kapitalverwertung —
vor allem an der mangelnden Berücksich-
tigung der sozialkulturellen Differenzie-
rung der Bedürfnisse.
Diese Reduktion entsprach nicht nur
der subjektiven Denkfaulheit von Exper-
ten, sondern auch der materiellen Abhän-
gigkeit von ihren Auftraggebern; sie recht-
fertigen dadurch die Reduktion des Woh-
nungsbaues auf eingeschränkte Standards
bzw. bereiteten sie planerisch vor und be-
gleiteten sie.
Betroffene und kritische Experten
brachten die Forschung im Bereich der
sozialkulturellen Differenzierung der Be-
dürfnisse inzwischen erheblich weiter. 1
Wir nehmen eine Anzahl Unterschei-
dungen vor:
1) Die „proletarische”, d.h. die „‚soziale
Öffentlichkeit” sieht anders aus als
die „bürgerliche”, d.h. die tendenziell
eingeschränkte und dadurch „,unsozia-
le Öffentlichkeit’ (wir gehen darauf
weiter unten näher ein).
Unter soziologischen Gesichtspunkten
unterscheidet man nach schichtenspe-
zifischen Merkmalen zwischen Ober-
schicht, Mittelschicht, Unterschicht2
und als Besonderheiten Randgruppen
und Subkulturen, die Zusammenhang
mit jeder der drei Schichten haben
können.
Die einzelnen Schichten besitzen weite-
re Unterschiede. Sie differenzieren sich
in obere. mittlere und untere Mittel-
schicht (gehobenes, mittleres und
Kleinbürgertum). Die Unterschicht
hat unterschiedliche Bereiche der Ar-
beiter und das „,‚Lumpenproletariat”.
Ferner sind Altersgruppen unterscheid.
bar, die bestimmte spezifische Bedürf-
nisse haben. Diese Differenzierung
wurde im Massenwohnungsbau bislang
fast durchweg in grotesker Weise igno-
riert. Die Folgen, vor allem für Kinder,
Jugendliche, Hausfrauen und alte
Leute sind bekannt („‚zu wenig Aus-
lauf”, „keine Freiheit’’, „‚mangelnde
Erfahrungsmöglichkeiten”, „„Kontakt-
armut” u.a.).
Erst die Entwicklung dialektischen
Denkens ermöglicht es, den Zusam-
menhang zu erkennen, daß die spezi-
fischen Anforderungen der Arbeits-
welt spezifische Möglichkeiten der
Wohnumwelt beanspruchen — zum
Beispiel bei Schichtarbeitern, emissions-
betroffenen Arbeitern, Fließband-Ar-
beitern, Nervenstreß-Betroffenen
(u.a. Lehrern), Beschäftigten mit Be-
wegungsarmut (u.a. Angestellte in
Büros).







1) Erste Untersuchung in der BRD: Thomas
Rommelspacher, (Altstadt) Unna 1966—
1973: Stadtbauwelt 37; Bauwelt 64, 1972.
Nr. 12,5. 37.
Die Begrifflichkeit entstammt der Herr-
schaftssprache, Sie beinhaltet in der Regel
deren Bewertungen. Fortschrittliche Sozial-
wissenschaftler haben in der Zukunft die
Aufgabe, für die realen Sachverhalte, die
sich nur teilweise unter dem Gesichtspunkt




Die Städte, die seit der Industrialisierung
entstanden, stellten für die breite Bevöl-
kerung nur ein Minimum an Lebensquali-
täten bereit. Denn: Die kapitalistischen
Industrien konzentrierten die Produktion
an wenigen Orten, holten rasch Menschen
heran, indem sie sie aus den hinter den
Industriegebieten absinkenden und ver-
armenden Landgebieten herauslockten.
Ähnlich wie in Kolonien wurde in den
großen Industriestädten mit größter
Schnelligkeit spekulativer Wohnungsbau
errichtet — oft einzig der Devise folgend:
Länge mal Breite mal Geld.
Ausnahme: Wo es besonders schwie-
rig war, Arbeiter anzuwerben, z.B. für
den sehr harten Berabau, mußten die In-
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so wenig an Lebensqualitäten zu bieten,
daß immer noch Gewinne gemacht wer-
den konnten.
Der Widerspruch: während die Produk-
tivkräfte außerordentlich entwickelt wur-
den, entzog das gehobene Bürgertum der
Arbeiterbevölkerung in den großen Städ-
ten Lebensqualitäten, die sie in kleineren
Orten oder auf dem Land in größerer Ar-
mut über Jahrhunderte hinweg mit Selbst:
verständlichkeit besaß, nun aber wegen
Mangel an Arbeit nicht nutzen konnte.
Im Gegensatz dazu schufen sich die
bürgerlichen Schichten in ihren eigenen
Vierteln, meist getrennt von den Arbei-
tern, außerordentlich entwickelte indi-
viduelle Lebensqualitäten (Villen-Vor-
städte, „bessere Viertel’, „gute Wohn-
adresse” u.a.). Sie eigneten sich die Früch-
te der entfalteten Produktivkräfte an, die
sie den Arbeitern vorenthielten und setz-
ten sie in individuelle Wohnwerte um.
Mit größter Selbstverständlichkeit
nehmen große Gruppen der Oberschicht
und gehobenen sowie mittleren Mittel-
schicht Wohnwerte für sich in Anspruch,
die sie der unteren Mittelschicht und vor
allem Arbeitern mit derselben Selbstver-
ständlichkeit vorenthalten: ;
® ausreichenden Innenraum (u.a. genü-
gend große Kinderzimmer),
2 die Wohnung zu ebener Erde,
- den eigenen Eingang,
-den wohnungsbezogenen Freiraum,
eine vielfältige Gestaltung des Frei-
raums
a und komplexe Werte der Natur.
Je weniger die Produktion an Gebrauchs-
werten orientiert ist, desto weniger sind
sie auch das Ziel der Gestaltung. Das gilt
gleichermaßen für die Gestaltung der
Innenstädte wie für den Wohnungsbau.
Es gilt für jede Art der Gestaltung — ob
es sich um ein Theater oder einen Teller
handelt.
Wenn für Arbeiter geplant wird, dann
muß Arbeitern zugebilligt werden, daß
sie selbst mit ihren konkreten, d.h. detail-
lierten Erfahrungen und Bedürfnissen
Ausgangs- und Endpunkt aller Planungen
sind. Und: daß Planungseffektivität von
ihnen geprüft werden kann. Dürfen wir
die ‚Weisheit des Volks” ignorieren? Dür-
fen wir ihm statt der Verbesserung seines
Alltags eine ihm fremde Monumentalität
aufsetzen?
VOM NUTZEN DES KRITERIUMS
GEBRAUCHSWERT
Ein Prozeß der Stadtgestaltung, der von
den Bedürfnissen der Arbeiter-Bevölke-
rung ausgeht, muß sich an der Vermeh-
rung und Verbesserung der Gebrauchs-
werte orientieren.
Die Orientierung an Gebrauchswerten
hat zwei Dimensionen. Die Gebrauchs-
werte sind die Kontrollkriterien der Be-
völkerung für die Leistungen politischer
Systeme unmittelbar am Menschen selbst.
Sie ermöglichen jedem, selbst einem Kind,
festzustellen. ob sein Leben gefördert wird
oder nicht. in Arbeitersiedlungen des Ruhrgebietes,
Die Gebrauchswerte sind das Feinraster, in den Niederlanden und in Italien, füh-
an denen sich politische Deduktionen zu ren uns zur Feststellung:
bewähren haben. Wir leiten davon ab: @ Es gibt keinen abstrakt-geometrischen
® eine Diskussion über Stadtgestaltung Raum.
muß zwangsläufig im Leeren verlaufen, @ Jeder Bereich des Raumes ist soz/a/
wenn sie sich nicht an Gebrauchswer- besetzt, d.h. er wird von den jeweili-
ten für die Bevölkerung orientiert. gen unterschiedlichen Benutzern un-
Im derzeitigen Zustand der Entwicklung terschiedlich bewertet und behandeit.
der Produktivkräfte wird es allmählich ® Jeder Bereich des Raumes hat also sei.
möglich, die Wohnumwelt mit mehr Le- ne soz/ale Spezifik.
bensqualitäten zu versehen. Die Vorstellung, daß der Raum abstrakt:
Daher wachsen die Wünsche der Be- geometrisch sei, ist eine Fiktion, d.h.
völkerung in allen Teilen Europas. eine reine Konstruktion unseres Ge-
Welche Folgerungen für die Gestal- hirns.
tung des Lebensbereiches sollen daraus Sie verkürzt den Tatbestand Raum auf
gezogen werden? nahezu den Nullpunkt seiner Substanz,
Wenn wir sie auf die Arbeitswelt be-
ziehen, heißt dies im wesentlichen: Mit
zunehmender Rationalisierung und Spe-
zialisierung im Arbeitsbereich wächst die
Notwendigkeit, im Lebensbereich zu ent-
wickeln
® Ausgleichsfelder
® und Bereiche komplexer Eigentätigkeit.
Die Lebensbereiche gewinnen zudem Be- ®
deutung für die Arbeitswelt in folgender
Hinsicht:
e Wo sie Eigentätigkeit zulassen, können
Arbeiter die Herstellung komplexer
Produkte trainieren, vor allem die
experimentelle Phantasie, die für jede
Entwicklung nötig ist.
Und: denken wir an die Kinder und Al-
ten, die nicht im Arbeitsprozeß stehen.
Auch sie benötigen konkrete Tätigkeits-
felder.
Die These lautet: Stadtgestaltung muß e
von den alltäglichen Bedürfnissen der
Menschen ausgehen, d.h. von der Frage 1)
nach den selbstverständlichen Gebrauchs-
werten ihrer Umwelt.
In einer Brecht-Notiz aus seinem Ar-
beitsjournal heißt es: Sozialismus ist vor
allem entfaltete Produktivität — auf a//en
Gebieten des menschlichen Lebens.
Über die Leere des Raumes täuschen hin-
weg:
® die Faszination der Einfachheit, die in
der Reduktion steckte,
® die Faszination der scheinbaren Verfüg-
barkeit, die nur im Kopf stattfindet,
aber nicht in der Wirklichkeit.
Hinzu kam die Faszination der Mühe
losigkeit, mit der man mit diesem
Nichts umgehen konnte. Psychologisch
gesehen steckte darin die Bequemlich-
keit, mit der man sich dem näheren
und arbeitsintensiven Umgang mit der
Wirklichkeit entziehen konnte.
Die Fiktion wurde weiterhin verhüllt
durch eine nicht durchschaute oder
naive Magie, die seit Jahrhunderten in
die Geometrie hineininterpretiert wur-de!,
Man zelebrierte sie häufig rauschartig
wie eine neue Religion.
Zur kritischen Analyse der Geometrie in der
Architektur siehe: Siegfried Kracauer, Gin-
ster. (Suhrkamp) Frankfurt 1963 (zuerst:
anonym 1928: Architekten-Roman).
ZUR SOZIALEN SPEZIFIK DES
RAUMES
Unter dem Gesichtspunkt einer soz/a/wis-
senschaftlich untersuchbaren räumlichen
Spezifik schlagen wir folgende Gliederung
der Räume vor:
e 0. Der private Bereich ist die Wohnung.
Sie wird im folgenden nicht näher
erörtert.
e 1. Der Vermitt/ungsbereich ist die Haus-
fassade. Sie vermittelt zwischen dem
Innenraum und dem Außenraum —
in jeweils unterschiedlicher Weise.
Das halböffentliche Umfeld ist die
Zone zwischen der Fassade und der
Straße: z.B. der Vorgarten.
Die Straße ist das nachbarschaftliche
Umfeld. Die Straße, in der man
wohnt, ist der Bereich, der konkret
erfahrbar ist.
— Man kann sie meist rasch bis zum
Ende abgehen.
Man kann abends „‚noch schnell
ein paar Schritte vors Haus tun”.
Man kann sie überblicken.
Man kennt oft viele Menschen. die
dort wohnen.
Der Häuserb/nck oder eine kleine
Siedlung h“ m in der Regel zwi-
schen 500 und 1.000 Einwohner. Man
kann nicht alle von ihnen kennen,
aber etliche. Innerhalb dieser Größen-
Viele Architektur-Theoretiker des 20. Jahr-
hunderts haben den Raum als abstrakt-geo-
metrischen Raum verstanden. Die Gründe
können an dieser Stelle nicht erörtert wer
den.
Die meisten von ihnen stellten einige
Funktionen fest, die sich in diesem Raum
abspielen: z.B. Arbeiten, Wohnen, Verkehr ® 2
Sie übersahen jedoch, daß sie damit ihrer
Theorie des Raumes einen fundamentalen
Widerspruch zufügten: indem sie eine be- 9 3
stimmte Spezifik von Bereichen des Rau-
mes feststellten, hätten sie nun eigentlich
anerkennen müssen, daß der Raum nie-
mals abstrakt sein kann.
Aber die Faszination der Theorie des
abstrakt-geometrischen Raumes verstellte
ihnen den Blick dafür, die notwendige Kon
sequenz zu ziehen: nämlich weiterzufor-
schen und dann zu sehen, daß der Raum
keineswegs nur mit wenigen Funktionen
grob differenziert ist (z.B. Arbeiten, Woh:
nen, Verkehr), sondern in außerordent-
lich vielfältiger Weise,
Umfangreiche sozialwissenschaftliche
Forschungen in Wohnbereichen, vor allem
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Sehen wir hier von den Unterschieden
im Innenraum ab, dann können wir für
die Unterschiede im Außenraum ein gro-
bes Raster angeben, das Oskar Negt und
Alexander Kluge als „proletarische Öffent-
lichkeit” und „bürgerliche Öffentlichkeit”
bezeichnen. |
Bei Negt/Kluge erscheint das Raster
ziemlich abstrakt. Wir finden es in den
Verhältnissen im Wohnbereich konkreti-
siert,
In der proletarischen Öffentlichkeit
spielen die sozialen Beziehungen eine
große und lebenswichtige Rolle — und
zwar nicht nur als Auffangnetz der Ar-
mut, sondern vor allem zur positiven
Entwicklung der eigenen Lebensmög-
lichkeiten durch, in und für die Gemein-
schaft.
Dies hat substantiell (auch wenn es
sich nicht in der Sprache gängiger Theo-
rie artikuliert) einen Anspruch, der weit
über den direkt erfahrbaren Bereich der
eigenen Wohnumwelt hinausgeht: die
erfahrene soziale Gleichheit (und damit
Herrschaftsfreiheit) mit ihren positiven
Das Prinzip der Hauswand bedeutet: sie Möglichkeiten soll sich zu einer Struktur
teilt den Lebensraum der gesamten Gesellschaft entwickeln.
® in einen wettersicheren Innenraum Die soziale Lebensform der proleta-
8 und in einen Außenraum. rischen Öffentlichkeit existiert unter
Beide haben ihre spezifischen Charaktere. den gegenwärtigen Bedingungen nur als
8 Der Innenraum ist ein Bereich, in dem Tendenz, Sie ist am besten in Arbeiter-
die Bewohner weitgehende Eigenverfü- siedlungen des Ruhrgebietes sowie in
gung haben. mediterranen und niederländischen
Sie können sich dort unbeobachtet füh- Volksvierteln realisiert.
len, d.h. sie haben keine offene soziale Es gibt Zwischenformen unterschied-
Kontrolle von außen. ‘icher Art.
Soziale Außenkontrolle läuft hier ledig- Uns interessiert hier der Außenraum,
lich über die Verinnerlichung (Interna- der das wichtigste Kontaktfeld im Wohn-
lisierung), aber nicht über einen direkten bereich ist. Daneben gibt es weitere
Anspruch. Kontaktfelder (z.B. die Fabrik, die Knei-
Dies schafft ihnen eine gewisse psychi- pe, Vereine, Schulen).
sche Entlastung. Die jeweilige Gestalt des Außenraums
Und dadurch ein gewisses Maß an Si- hat einen erheblichen Einfluß darauf,
cherheit. ob soziale Beziehungen der einzelnen In-
Im Außenraum sieht die Situation der dividuen behindert oder gefördert wer-
Bewohner anders aus. Hier stehen sie den. (Prinzipielles zum Verhältnis von
unter dem Einfluß sozialer Ansprüche. Architektur und Verhalten siehe weiter
Sie setzen ihr Verhalten in Beziehung unten.)
zu den Erwartungen ihrer Mitmenschen. Bevor wir zur detaillierten Untersu-
Für die Wechselbeziehungen haben sich chung der architektonischen Fragen über-
Regelungen herausgebildet, die ihnen gehen, legen wir unseren Standort, d.h.
eine gewisse Verhaltenssicherheit geben. unser Interesse und seine Perspektive
Diese Stabilität stellt die Bewohner offen.
einerseits unter Ansprüche, gibt ihnen Wir gehen von der sozialanthropologi-
aber andererseits auch Sicherheiten. schen Annahme aus, daß das Individuum
Wenn sie sich entsprechend verhalten, als Einzelwesen unvollständig ist und sich
„ecken sie nicht an’; dann laufen ihre erst im sozialen Austausch entwickeln
Beziehungen „reibungslos’’. kann.
Und sie können in diesem Fall auch ® Dies ist in bestimmten Bereichen offen-
damit rechnen, daß die Mitmenschen kundig: in der Zeugung,
sie „auffangen”’, wenn es Schwierigkei- @ in der Notwendigkeit dem für sich le-
ten gibt bzw. mit ihnen vieles austau- bensunfähigen Kind sorgend zu helfen,
schen, was der einzelne nicht hat oder @ in der Erziehung
was ihm zusätzlich in irgendeiner Hin-  ® und in der Sexualität.
sicht nutzt. e Weniger selbstverständlich im Bewußt-
sein ist die Tatsache, daß das mensch-
'iche Leben schon seit historisch sehr
{anger Zeit auf dem Austausch von
Gütern beruht (in jeweils spezifischer
Form unter bestimmten Verfügungs-
verhältnissen.)
Ein weiterer Schritt: Entwickelte Pro-
duktivität beruht weitgehend auf Ar-
beitsteilung. Ihr Prinzip: jeder Produ-
zent gewinnt durch Spezialisierung die
Wir bestimmen als Wohn-Umfeld die Berei-
che 2 bis 6. Sie sind Gegenstand unserer
Überlegungen zur Verbesserung des Wohn-
umfeldes unter sozialen Zielen.
Zwischen diesen beiden Möglichkeiten
des Inneren und Äußeren entwickelt sich
— wie zwischen Polen — das menschliche
Leben.
Aber: es entwickelt sich keineswegs
überall in der gleichen Weise.
Pa
Möglichkeit, sein Teilprodukt bzw. sei-
nen Arbeitsanteil intelligenter zu ent-
wickeln und gründlicher sowie arbeits-
energie- und arbeitszeitsparender zu er-
arbeiten. Aber: diese Spezialisierung ist
nur möglich, wenn auf der anderen Sei-
te die Produktionen einen Zusammen-
hang erhalten.
Die sogenannte Arbeitsteilung ist also
® nicht nur eine Trennung der einzelnen
® sondern gleichzeitig auch ihre Einbin-
dung in den Gesamtzusammenhang.
Hier treten nun sehr komplizierte Proble-
me auf. Die industrielle Gesellschaft ist
geschüttelt von den daraus entstehenden
Konflikten. In der kapitalistischen Gesell
schaft und in den „‚Übergangsgesellschaf-
ten” des Ostens werden unterschiedliche,
oft aber auch ähnliche Lösungen angebo-
ten, die bislang weder hüben noch drüben
ausreichen.
Das Problem beruht in einer Art Schi-
zophrenie: daß Vereinzelung entsteht und
gleichzeitig objektive Zusammenhänge
vorhanden sind und auch zunehmend ins
Bewußtsein treten. In welcher Weise ist
dieser Sachverhalt, der in seiner Dialektik
sehr kompliziert ist, verarbeitet?
In der proletarischen Öffentlichkeit
des Wohnumfeldes wird die Vereinzelung
— zumindest für den Bereich des Woh-
nens (nicht für den Bereich der Arbeit) —
tendenziell aufgehoben. Hier wird der
Vereinzelung entgegengewirkt — auf vie-
lerlei Weise.
In der bürgerlichen Ideologie und ih-
rer daraus abgeleiteten Gestaltung wird
die Vereinzelung des Individuums auf-
rechterhalten, ja intensiviert. Hier wird
sie geradezu verklärt, d.h. „romantisiert”
der Vereinzelung wird nämlich eine le-
bensfördernde Wirkung zugeschrieben;
die Individuen sollen — so heißt es häu-
fig — ungestört leben dürfen, keiner Kon-
trolle und keinen Anforderungen unter-
worfen werden, um dadurch sich auf
sich selbst besinnen zu können, zu sich
selbst zu finden. Seit der Romantik (vgl.
z.B. Ludwig Tieck) ist dies eine Leitidee
des bürgerlichen Lebens. Nicht der prole-
tarischen Öffentlichkeit ist also der Vor-
wurf der „„Romantik” zu machen, son-
dern der bürgerlichen Vorstellung vom
zurückgezogenen Leben.
Dieser Lebensweise liegt zunächst die
Tatsache zugrunde, daß der bürgerliche
einzelne in der Konkurrenz seines Ar-
beitslebens und im Streben nach weite-
rer Karriere sowie den damit verbunde-
nen Status- und Finanzprivilegien außer-
ordentlich harten psychischen Belastun-
gen ausgesetzt ist. Er steht ständig unter
Existenzdruck und er muß sich ständig
auf Kosten anderer durchsetzen.
Ein zurückgezogenes Leben, das ihn
den Ansprüchen und den Blicken seiner
Mitbürger entzieht und ihn der Eigenver
fügung in seinem Innenraum (Wohnung
ohne Freiraum) bzw. in seinem nach
außen abgeschirmten Garten (Garten-
hof-Haus u.a.) geborgen erscheinen läßt,
ist zunächst eine wichtige Entlastung.
Andererseits belastet ihn nicht nur der
existentielle Verdrängungswettbewerb
im Arbeitsleben, sondern auch die Tat-
sache, daß in dieser Lage seine Natur als
2"
Individuum sich nur unvollständig soz/a/
entwickeln kann. Die Ehefrau und die
Kinder, d.h. die Kleinfamilie, sind wich-
tig, aber sie reichen nicht aus: sie erset-
zen nicht die fehlenden weiterreichen-
den Beziehungen. Die Folgen sind die
bekannten Neurosen.
letarische Öffentlichkeit” mit ihren konk:
kreten architektonischen Ausprägungen
nicht nur den Arbeitern hilft, ihre soziale
Natur des Menschen im Wohnbereich zu
entwickeln, sondern auch für ie Mittel-
schichten eine gewisse Therapie der Neu-
rosen bedeutet, die aus ihrer Neurotisie-
rung durch Vereinzelung entstehen.
Diese Therapie ist kompliziert. Sie
fordert weitreichendere Veränderungen
heraus,
Wie kann die Ursache der Neurose, die
in dem für die Mittelschichten stärkeren
Verdrängungswettbewerb im Arbeitsbe-
reich liegt, aufgehoben oder zumindestens
abgeschwächt werden? — so lautet die
erste und wichtigste Frage.
Andererseits will es uns als kurzschlüs-
sig erscheinen, lediglich vom Arbeitsbe-
reich aus linear in den Wohnungsbereich
hinein Schlüsse zu ziehen. Wir meinen,
daß hier durchaus Wechselbeziehungen
diffiziler Art vorliegen können (nicht
müssen).
Daraus folgt: Der Wohnbereich kann
teilweise die Entwicklung des Individuums
im Sinne seiner sozialen Ergänzung lebens-
wichtig fördern.
Zweitens: diese Erfahrungen können
dazu führen, daß unter dem Einfluß in-
tensiver sozialer Erfahrungen der Anspruch
weitergehender gestellt wird — mit vieler-
'ei gesellschaftlichen Auswirkungen.
Wir werden im folgenden die proleta-
rische Öffentlichkeit als soziale Öffentlich-
keit und die bürgerliche Öffentlichkeit als
reduzierte Öffentlichkeit bezeichnen.
1) Oskar Negt/Alexander Kluge, Öffentlich-
keit und Erfahrung. Zur Organisationsana-





Die Verbürgerlichung von Angehörigen
sogenannter Unterschichten ist oft erör-
tert worden. Sie besteht u.a. in der Über-
nahme von Leitbildern des bürgerlichen
Lebens, als dessen Kennzeichen wir die
Isolierung feststellten. Damit hängt auch
das Statusdenken der bürgerlichen Kul-
tur zusammen; denn die Status-Darstel-
lung zielt im wesentlichen darauf ab,
sich innerhalb einer vorhandenen oder
auch nur illusionierten Konkurrenz über
andere zu setzen und sich dadurch von
ihnen zu isolieren. !
In diesem Zusammenhang können
wir nicht näher auf die Verbürgerlichung
eingehen. Uns interessiert hier viel stär-
ker, ob auch der umgekehrte Vorgang
stattfindet bzw. sinnvoll ist.
Wir stellen zunächst fest, daß zwi-
schen den Angehörigen der Arbeiter-
schaft und den Mittelschichten kein fun-
damentaler Interessengegensatz mehr be-
steht. Beide sind lohnabhängig, allerdings
in unterschiedlicher Weise. Die Differen-
zierung geschieht durch die „nach oben”
ansteigende Privilegierung durch Einkom-
men, Status, Verfügungsrechte, Konsum-
tionsfähigkeit u.a. Diese Privilegien sind
häufig eine Gegenleistung dafür, daß die
Privilegierten Herrschaftsansprüche von
oben nach unten durchzusetzen helfen. Zur Planung gehört die Kenntnis von
Dies beginnt bereits beim Vorarbeiter und 1) Rahmenbedingungen
Meister oder funktional sogar oft bereits 2) Lebensformen (Verhalten)
beim Arbeiter selbst (ganz offenkundig 3) und ihren konkreten physischen De-
z.B. beim Pförtner oder Hausmeister). tails (Architektur; konkrete Räume
Die Funktion kann sich verinnerlichen und Objekte).
und führt dann zur bewußtseinsmäßigen Alle drei Bereiche stehen in engem Zusam-
Identifikation mit der Herrschaft und da- Menhang.
mit zur Verbürgerlichung. Die Verinner- ® Aus den Rahmenbedingungen leiten
lichung ist kein notwendiger Vorgang. Die sich in wichtigen Bereichen (nicht aus- ®
meisten Arbeiter können sehr wohl zwi- schließlich!) die Lebensformen (Verhal-
schen ihrem persönlichen Interesse sowie ten) ab,
dem Interesse ihrer Schicht und der Funk- aus den Lebensformen die konkrete
tion unterscheiden, die sie im herrschafts- Architektur.
bestimmten Arbeitsprozeß ausführen Oder: eine nicht nach den Lebensfor-
müssen. men, sondern nach dem Interesse der
Nun besitzen die Privilegierten einer- Kapitalverwertung verfügte konkrete
seits reale Vorteile (z.B. mehr Geld und Architektur hat auswirkungen auf die
Einfluß, was sie in Konsumtionsfähigkeit Lebensformen der Menschen, die in ihr
umsetzen können), andererseits führen leben müssen.
diese Privilegien — wenn sie im Kontext Es gibt also auch Wechselwirkungen.
bürgerlicher Lebensweise verwandet wer- Sie können so weit gehen, daß sich unter
den — zu Defiziten: zur Isolierung, d.h. Umständen aus der Architektur Rück-
zum Verzicht auf die Entwicklung der wirkungen auf das Verhalten bis hin in
eigenen sozialen Natur. die Beeinflussung der Rahmenbedingun-
Nun gibt es Mittelschichten-Angehöri- gen ergeben. .
ge, die diesen Vorgang durchschauen. Wir können dies hier nicht im einzelnen er-
Viele wenden sich einem anderen Leitbild Ortern.
zu: der proletarischen Öffentlichkeit. Sie Der Planer hat die Aufgabe, für bestimm:
entscheiden sich zur Verproletarisierung. te Lebensformen geeignete Räume und Re-
Wir haben nun die These, daß die „‚pro- Aquisiten zu entwerfen, d.h. konkrete Details
mit bestimmten Materialien, Techniken ,
Größen usw.
Wir stellen nun einen Katalog von Ele:
menten vor!, der ihm nützlich sein kann,
wenn er für eine soziale Öffentlichkeit
Entwürfe liefern will.
Die Elemente decken sich teilweise mit den
in ARCH+ 42/1978, S. 31/43 vorgestellten
Architekturelementen. Wiederholungen sind
in diesem Fall nicht zu vermeiden, müssen
aber aus Gründen der Systematisierung in
Kauf genommen werden.
EIGENSTÄNDIGKEIT DES ELEMENTES
UND PRÄGUNG DURCH DEN ZUSAM-
MENHANG
Der Begriff Element stammt aus der grie-
chischen Naturphilosophie. Historisch
läßt sich verfolgen, daß die Anzahl der
angenommenen Elemente immer größer
wird.
Im Gegensatz zur antiken Naturphilo-
sophie arbeiten die moderhen Naturwis-
senschaften mit exakt definierbaren und
nachweisbaren Grundstoffen, die sich
dadurch bestimmen, daß sie chemisch
nicht weiter zerlegbar sind. In einer Viel-
zahl von Kombinationen bilden sie das,
was unsere materielle Umwelt ausmacht.
Wenn wir in der Architektur von Ele-
menten sprechen, so übernehmen wir aus
den Naturwissenschaften deren Baustoff-
charakter. Architekturelemente sind
Grundbestandteile, d.h. Bauteile, die zu-
nächst eine gewisse Eigenständigkeit be-
sitzen, dann jedoch eine neue Dimension
ihrer Wirksamkeit aus dem Zusammen-
hang, d.h. aus der Kombination mit an-
deren Elementen beziehen.
Erste Ebene: Jedes Element hat zu-
nächst bestimmte charakteristische Eigen-
schaften. So ist z.B. eine Bank definiert
als Sitzfläche, die man zu mehreren be-
nutzen kann.
Zweite Ebene: Als Bank ‚„‚neben der
Haustür” wird diese von mehreren be-
nutzbare Sitzfläche in einen neuen ‚„‚öf-
fentlichen” Zusammenhang gebracht.
Durch die Standortwahl werden spe-
zifische Werte aktualisiert:
® die Hauswand im Rücken bietet Schutz
und damit Möglichkeiten zum angst-
freien Kommunizieren.
Durch ihren Platz „‚neben der Haustür”
wird die Bank zu einem potentiellen
Treffpunkt für vorbeigehende Nach-
barn, eine Einladung zum Stehenblei-
ben, Sich-Hinsetzen und zum Gespräch
In diesem neuen „Ööffentlichen’’ Zusam-
menhang wird der latent vorhandene Cha:
rakter des Architekturelementes sowohl
variiert als auch potenziert.
Die „Öffentliche’”” Dimension ist nur
eine potentielle. Mittelschichtangehörige
werden sich weniger selbstverständlich
eine Bank aneignen, die im öffentlichen
oder halböffentlichen Raum steht, als
Angehörige der sogenannten Unterschicht.
Sie werden auch weit weniger selbstver-
ständlich eine Bank im eigenen Wohnbe-
reich so aufstellen, daß sie für andere
mitbenutzbar ist. Denn sie haben in der
Regel ein größeres Interesse an individuel-
len als an sozialen Lebensqualitäten.
Ob latent vorhandene soziale Dimen-
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sionen von Architekturelementen aktua-




Das heißt: das Element ist vom Kontext
abhängig.
„Die Umwelt kann nicht erlebt wer-
den, wenn sie nur durch Abbilder
und Zeichen vor-gestellt wird —






„Draußen”’, total fertig, total
mobil (wo sich nichts einzu-
nisten wagt) oder total verordne-
te (wo man nichts zu verändern
wagt), gerade Gänge und glatte
Fußböden — das alles eliminiert
den besten Bundesgenossen des
Lernens: die Sinne, den physi-
schen Organismus, den kunstvol-
len Erfinder und Speicher von Er-




Jürgen Wolf hat in seiner Untersuchung
im vorliegenden Heft festgestellt: Die
gängigen Wohnumfeld-Verbesserungen
haben zu einer Aufwertung des Bereiches
geführt; dies zog eine Veränderung der
Marktsituation der Wohnungen nach
sich — steigende Miete oder Kaufpreis
also; Resultat: die Einkommensschwä-
cheren hatten Schwierigkeiten zu kon-
kurrieren und wurden zum Teil heraus-
gedrängt.
Wolf zieht daraus die sozialpolitische
Konsequenz: erst wenn die Verfügungsrech
te der Bewohner abgesichert sind, hat eine
Wohnumfeld-Verbesserung Sinn. Erst un-
ter diesen Umständen wirkt sie sich als so-
ziale Verbesserung für die Bewohner aus.
Wir stellen uns an dieser Stelle selbst
die harte Frage: Warum interessiert uns
angesichts dieser Bedingungen die Wohn-
umfeld-Verbesserung? Müßte es nicht
genügen, die gängige Praxis zu kritisie-
ren — etwa wie der Bundesminister für
Städtebau und Wohnungswesen und eta-
blierte Experten sie handhaben möch-
ten? 1
Ist es unter den bestehenden Umstän-
den nicht nur inopportun, sondern auch
fahrlässig, über eine soziale Wohnum-
feldverbesserung nachzudenken?
Wozu eine Alternative, wenn die Ge-
fahr des Mißbrauchs durch Einpassung
in Rahmenbedingungen besteht. die kei-
ne sozialen sind?
Dennoch haben wir einige Gründe
zum Nachdenken und auch zur Veröf-
fentlichung sowie zur Einleitung der Dis-
kussion und praktischer Tätigkeit.
® Zwar lassen sich eine Anzahl der Ele-
mente auch in anderen sozial reduzier-
ten Zusammenhängen verwenden, aber
niemand sollte so naiv sein, den eta-
blierten Experten nicht zuzutrauen,
daß sie darauf nicht auch selber kom:
men.
Wir leben in der Arbeitersiedlung
Eisenheim, in der die Verfügungsrech-
te der Bewohner durch eine starke
Arbeiterinitiative gesichert sind und
praktizieren seit einiger Zeit, in vieler
Hinsicht bereits seit sehr langer Zeit,
die Wohnumfeld- Verbesserung.
Wir sind sicher, daß es ähnliche Berei-
che auch anderswo gibt. Die Arbeiter
und anderen Bewohner haben ein Recht
darauf, ihre Lebensverhältnisse schritt-
weise zu verbessern.
Wir können ihnen möglicherweise mit
einigen Vorschlägen hilfreich sein. Es ist
unsere Pflicht, sie zu beraten — denn
ihre Arbeit ermöglicht es uns, für diese
Tätigkeit freigestellt zu sein.
Und schließlich halten wir es für außer-
ordentlich wichtig, ein vorwegnehmen-
des (antizipierendes) Bewußtsein zu
entwickeln.2 Aus ihm beziehen wir
die Kraft zur sozialen Bewegung, zur
sozialen Offensive gegen kümmerliche
Verhältnisse und gegen die Kräfte, die
ein Interesse an der Kümmerlichkeit
der Verhältnisse haben.
Sachlich läßt sich feststellen: weite Be-
reiche des Elementenkataloges haben
so ausgesprochen soz/a/e Auswirkun-
gen, daß sie nur im Kontext sozialer
Öffentlichkeit verwendbar sind. Dies
ist die wirkungsvollste Sicherung gegen
MiRßbrauch.
fassende seiner Anstrengungen durch-
halten? Träumen wir also.
Aber unter der Bedingung, ernst-
haft an unseren Traum zu glauben,
das wirkliche Leben auf das genaue-
ste zu beobachten, unsere Beobach-
tungen mit unserem Traum zu ver-
binden, unsere Phantasie gewissen-
haft zu verwirklichen! Träumen
ist notwendig ...” (Lenin)3.
Eine Planergruppe um Gerhart Laage legte
vor kurzem einen umfangreichen Katalog
zur ‚„‚Wohnwertverbesserung durch Maß-
nahmen im Wohnungsumfeld” vor, Diese
Arbeit ist wichtig und hilfreich, übersicht-
lich, gut verständlich sowie mit Entwurfs-
hilfen ausgestattet. Ihr Wert wird nicht ge-
schmälert, wenn man ihre Begrenzung
deutlich macht: Die Vorschläge zielen
weithin nur auf die Erweiterung der indi-
viduellen Lebensqualitäten ab. Wo soziale
Lebensqualitäten angedeutet werden, er-
scheinen sie sehr allgemein — etwa als Bei-
trag zur Aufhebung der Langeweile einer
Straße, was wiederum individualpsycholo-
gisch wahrgenommen wird,
Ein Nutzen der Arbeit sollte nicht über-
sehen werden: die Vorschläge beziehen
sich im wesentlichen auf drei- bis vierge-
schossige Mietshäuser (also nicht auf frei-
stehende Einfamilienhäuser in privilegierten
Wohnbereichen). Man geht wohl nicht fehl
in der Annahme, daß sie für die Bevölkerung
der unteren Mittelschicht gemacht wurden,
Leider problematisiert die Gruppe um Laage
diesen Bautyp nicht. (Gerhart Laage u.a,,
Wohnen beginnt auf der Straße. Wohnwert-
verbesserung durch Maßnahmen im Wohnungs-
umfeld. (dva) Stuttgart 1977). N
Siehe dazu auch: Ernst Bloch, Das antizipie-
rende Bewußtsein, (Suhrkamp) Frankfurt 1972.
Auch in einer Zeit verfassungswidriger Berufs-
verbotsdrohung und -praxis erfordert Wissen-
schaftlichkeit tabufreies Denken, d.h, die Mög-
lichkeit und den Mut, auch Lenin zu zitieren,
wenn es dafür Gründe gibt. Der einzige Grund
für das Zitat: es ist die knappste und treffen-
de Analyse des Zusammenhangs zwischen
sozialer Realität, Engagement, Komplexität
und Phantasie als vorauseilender Tätigkeit.
2)
3)
„Wenn der Mensch die Kraft zum
guten Träumen eingebüßt hätte, wenn
er nicht immer wieder vorauseilen
und mit seiner Einbildungskraft das
Ganze seines Tuns überschauen wür-
de, das sich mühselig unter seinen
Händen herauszubilden beginnt —


















EINLEITUNG nach außen und umgekehrt ermög-
licht
und das Fenster, das vom Außenraum
Licht in den Innenraum einfallen
läßt.
Die wichtigsten Verbindungen zwischen ®
Innen- und Außenraum sind
® die Tür, die den Wechsel von innen
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Die Wand kann eine absolute Grenze zwi
schen dem Außenraum und dem Innen-
raum sein, wenn zwischen beiden nur mi
nimale Beziehungen hergestellt werden:
durch ein kleines, lediglich lichtgebendes
Fenster und eine Tür. Letztere wird zum
Beispiel im Gefängnis und im Hochhaus
im wörtlichen Sinne „‚verlängert’ durch
lange, komplizierte, mit vielen psycholo-
gischen und faktischen Schwellen ange-
füllte Zwischenbereiche.
Die spezifische Gestaltung der Wand
kann jedoch auch zwischen Innenraum
und Außenraum vermitteln.
Ob die Wand trennt oder ob sie Ver-
bindungen schafft, ist eine Frage der so-
zialen Absichten, die an die Gestaltung
gestellt werden. Die jeweilige Gestaltung
ist daher stets eine Sozialform bzw. Un-
sozialform — in Absicht und Wirkungen.
Es gibt mehrere Möglichkeiten, den
Grenzbereich zwischen innen und außen
auszuweiten:
® mit einem breiten Vordach,
® mit einer Bank vor der Tür,
® mit Treppenstufen.
Vorteile:
2 Die Grenze wird unfest, sie wird im
wahrsten Sinne des Wortes verräum-
licht: sie wird zum Raum.
Man kann in ihm leben
und ist dann gleichzeitig nach innen
und nach außen gewandt;
eine solche Verhaltensweise hat/eine
große Komplexität.
Der Raum ist eine Art Vermittlungs-
zone zwischen dem sicheren Innen- ®
raum der Wohnung und dem weitaus
weniger sicheren, komplexeren öffent:
lichen Raum. Auf dem Weg von innen
nach außen kann sich der Bewohner
oder Besucher langsam umstellen. ®
Das verstärkt (individualpsycholo-
gisch) seine Sicherheit und verbessert
(sozialpsychologisch) seine Kontakt-
fähigkeit.
DIE BAUT YPEN (1.1)
In welcher spezifischen Weise zwischen
innen und außen Verbindungen entste-
hen, wird vor allem durch die Wahl des
Bautyps bestimmt.
Bauernhaus und historisches Stadthaus:
Über Jahrtausende hinweg galt es als selbst-
verständlich, daß die Bewohner unmittel- ®
bar vor ihrer Wohnung zu ebener Erde den
Freiraum hatten. Sie öffneten die Tür ®
und waren auf der Straße bzw. im Hof
oder im Garten.
Das Gefängnis: Wo Menschen mit schwerer
Strafe belegt wurden, entzog man ihnen
die Selbstverständlichkeit des unmittelba-
ren Zugriffs auf den Freiraum: man sperr-
te sie in ein Gebäude, in dem sie durch
die Anlage der Fenster daran gehindert
wurden, das Straßenleben beobachten
zu können; die Verbindung zwischen ih-
rer Zelle und dem Außenraum erfolgte
über Korridore, Treppen und Flure. Der
Ausgang zum Freien wurde auf eine sehr
kurze Zeit des Tages beschränkt. Man
nannte diese Form des Entzugs von Le-
bensqualität bzw. Wohnwerten „‚Gefäng-
Das Hochhaus: Viele Menschen bezeich-
nen auch das Hochhaus als ‚„‚Gefängnis”’.
e Vom Fenster aus kann man die Leute
auf der Erde nur sehr eingeschränkt
wahrnehmen: sie sind klein, man sieht
kaum Details, man kann sie durch Zu-
ruf nicht erreichen.
Die Tür des Hauses ist nur über Flure,
Treppen oder einen Fahrstuhl erreich-
bar — also nach einem langen Weg.
Spontanes Wechseln zwischen Innen-
raum und Außenraum ist nicht mehr
möglich — es sei denn in der Kümmer-
form des Balkons.
Dadurch sinkt die Häufigkeit der Frei-
raum-Benutzung tendenziell in ähnli-
cher Weise wie beim Gefängnis,
Einfamilien-Reihenhaus: Kein finanziell
gutgestellter Mittelschichten-Angehöriger,
der sich ein Einfamilienhaus baut, würde
auf die direkte Verbindung von Innen-
raum und Außenraum verzichten.
Dieselben Privilegierten bestimmen je-
doch — als Bauherren, Planer, Journali-
sten —, daß für die Arbeiterbevölkerung
nicht genügend Land vorhanden sei, um
für sie ebenerdige Wohnungen zu bauen.
Ihre Tricks:
® Sie verschweigen ihr eigenes Privileg.
® Sie übersehen — unabsichtlich oder ab-
sichtlich — die vorhandenen Alternati-
ven, die eine dichte Bebauung mit
zweigeschossigen Reihenhäusern für
jeweils eine Familie erlauben (vgl. Nie-
derlande).
Mächtige Bauträger sprachen sich ab,
keine Alternativen zu produzieren.
Dadurch erscheint das Reihenhaus fi-
nanziell teurer, ist es aber in Wirklich-
keit nicht.
Sie beeinflußten auch die Wohnungs:
bauförderung des Staates in ihrem
Sinne, so daß es praktisch bislang
kaum Förderung für Alternativen
gab.
Der fortschrittlichste Wohnungsbau für
Arbeiter findet seit dem Ersten Weltkrieg
in den Niederlanden statt: in Form von
Arbeitersiedlungen mit Einfamilien-Rei-
henhäusern.
8 Die Wohnungen dieses Bautyps haben
alle Vorteile des Wohnens zu ebener
Erde, d.h. der unmittelbaren Bezie-
hung zwischen Innenraum und Außen-
raum.
Gleichzeitig benötigen sie nur ein Mini-
mum an Bodenfläche.
Beim Reihenhaus liegen die Räume,
die wenig bzw. nur nachts benutzt wer-
den (Schlafräume) im Obergeschoß
und wirken psychologisch als Rückzugs-
räume.
Die Räume, die den ünmittelbaren Zu-
gang zur Straße benötigen, die Küche
und der Wohnraum, liegen im Erdge-
schoß. .
Ungelöstes Problem: Die Lage der Kinder-
zimmer,
Problemlösungsalternativen:
e Der Wohnraum wird von der gesamten
Familie gleichrangig und gleichmäßig
benutzt, d.h. auch von den Kindern.
Die Kinderzimmer werden ins Erdge-
schoß gelegt — neben die große Wohn-
küche. Das Wohnzimmer liegt oben.
Von den Kinderzimmern im Oberge-
schoß führt eine Holz- oder Eisentreppe
nach unten.
Literatur zum verdichteten Flachbau:
— J. GOEDERITZ, R. RAINER, H. HOFF-
MANN, Die gegliederte und aufgelockerte
Stadt. Tübingen 1957.
D.M. FANNING, Families in Flats: Brit,
med, Journal 4/1967. (Plädoyer für verdich-
teten Flachbau aus medizinischen Gründen.)
H.POTYKA, Verdichteter Flachbau. (Krämer)
Stuttgart 1970.
D. OLTER ‚, Wird die Sozialmedizin den
Städtebau revolutionieren? : Städtehygiene
22, 1971. (Plädoyer für verdichteten Flach-
bau aus medizinischen Gründen.)
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MATERIALIEN (1.2)
Das erste, was ein neugeborenes Kind be-
rührt, ist die Haut der Mutter. Unser Ur-
teil über jegliches Material, das wir berüh
ren oder sehen, bezieht sich in der Rege!
auf unsere Erfahrung der Haut. „„Hautnä
her” als Papier ist Wolle — daher bevor-
zugen wir sie u.a. als Stoff unserer Klei-
dung. Holz ist „‚hautnäher” als Backstein
Putz „‚hautnäher”’ als Beton. Holz wirkt
— auch wenn wir es nicht anfassen, son-
dern lediglich sehen — wärmer als Beton.
Dies ist auch die Erklärung dafür, daß
die meisten Menschen dann, wenn sie es
„gemütlich haben wollen, „„,hautnähere’
Materialien verwenden oder wünschen.
Ausnahme: In warmen Ländern kann
ein kaltes Material wohltuend sein. Oder‘
wenn es um Statusdarstellung.geht, wird
oft kein „hautnahes’”’ Material verwandt
— meist mit der Absicht, Distanz zu
schaffen („kalte Pracht”).
KLEINMASSSTÄBLICHKEIT (1.3)
Mit Dingen, Architekturteilen, Wänden
und Räumen, deren Größe einigerma-
ßen auf die Größe der eigenen Person
bezogen werden kann, können wir uns
identifizieren; dies ist ein unterbewuß-
ter Vorgang. Wo dies nicht geschieht ,
fühlen wir etwas Fremdes.uns gegenü-
ber oder etwas Gewaltiges über uns; wir
fühlen uns — unterbewußt — von einem
„„Über-Ich’” beherrscht.
Straßen- und Platzräume können oft
auch nachträglich unterteilt und da-
durch kleinmaßstäblich gemacht wer-
den (Pflasterung, Holzwände, Mauern,
Bepflanzung, Bäume, Pergolen u.a.).
Hauswände kann man durch Bemalung
„zerlegen’’. Oder durch angehängte
Vordächer unterteilen.
TÜR ZU EBENER ERDE (1.4)
Liegt die Wohnungstür zu ebener Erde,
dann können die Bewohner rasch zwi-
schen “m Innen- und dem Außenraum
wechseln. Folge: Der Außenraum wird
häufiger benutzt.
Er wird nicht nur in bestimmter Ab-
sicht betreten, sondern oft auch „‚spon-
tan’, um rasch ‚„,Luft zu schnappen”
oder um „mal zu gucken, was draußen
los ist”.
Das bedeutet: Der Freiraum wird ohne
persönliche Vorbereitungen betreten:
ohne Umziehen — oft in Schürze und
Hausschuhen. Ebenso: Der Freiraum er-
fordert keine Verhaltensänderung, d.h.
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kein förmliches Verhalten. Denn: das
Draußen wird nicht als etwas Gegensätz-
liches empfunden, sondern als Verlänge-
rung des ‘rrenraumes.
Es bietet Schutz vor Wind und Regen.
Im Sommer ist es ein wirksamer Schat-
tenspender.
Wegen der Wettersicherheit wächst die
Neigung, unter ihm Gegenstände abzu-
stellen. Dementsprechend ist die „,M6ö-
blierung’” umfangreicher als üblich.
Wenn neben Sitzmöglichkeiten auch
Tische aufgestellt werden, kann man
diesen überdeckten Raum bei guter
Witterung auch für Tätigkeiten benut-
zen, die sonst nur im Innenbereich der
Wohnung erledigt werden (z.B. für Re-
paraturen, bestimmte Hausarbeiten,
Gespräche).
Diese Tätigkeiten werden für andere
Leute einsehbar und bieten Anknüp-
fungspunkte für Kontaktaufnahme zu
den vorbeikommenden Nachbarn.
Im Gegensatz zur Terrasse hinter dem
Haus wird der Wohnraum in Richtung
Öffentlichkeit erweitert.
Vordächer reizen auch zum Aufent-
halt, wenn sie vor Anschlagtafeln, vor klei-
nen Läden, vor Gebäuden mit gemeinsa-
men Nutzungen (z.B. Volks- und Kinder-
häusern) angebracht sind.
angebracht sind, wird ein Brett gelegt,
ein weiteres an der Wand als Rücken-
lehne angebracht.
Material: warm (Holz), stabil (Eisen-
stangen), wetterbeständig (Anstrich).
Beispiele: Alle Bauernhäuser haben seit Urzei-
ten eine Bank vor dem Haus, aber auch Bürger.
häuser in Altstädten (z.B. Ladenburg/Neckar).
Außerdem: Arbeitersiedlungen im Ruhrgebiet.
Der avantgardistische Architekt J.J.P. Oud
legt in seinen Einfamilien-Reihenhäusern der
Stuttgarter Werkbund-Ausstellung (Weißenhof-
Siedlung) 1927 an der Rückseite der Häuser
neben der Tür jeweils eine Bank aus Beton an.
(1.10)
TREPPE (1.5)
Treppen vermitteln vom Innenraum zum
Außenraum; und umgekehrt. Die Benutz-
barkeit der Treppenstufen ist von der Ver-
fügbarkeit über den Eingang abhängig.
2» Wo ständig viele Leute durchlaufen
(z.B. in mehrgeschossigen Häusern),
wird es zur Belästigung für alle, wenn
sich z.B. Kinder auf die Stufen
setzen.
Gehören die Stufen zu einer einzigen
Wohnung, kann man beobachten, daß
Kinder hier häufig und intensiv spie-
len. Aus diesem Grunde sind Mehrfa-
milienhäuser, z.B. im Kreuzgrundriß,
mit vier Eingängen zu ebener Erde und
Maisonnette-Wohnungen (in zwei Eta-
gen) dem Mehrgeschoßbau vorzuziehen.
Der Gebrauchswert der Treppe hängt
nicht von der Aufwendigkeit der Gestal-
tung ab. Im Gegenteil. Oft reizen selbst-
angelegte Treppen am ehesten zur Be-
nutzung.
Früher hatten die meisten Häuser Trep-
pen — meist mit einem Podest und
Sitzmöglichkeiten kombiniert (Bei-
schlag).
Die Stufen einer Treppe bieten Anreiz für N
verschiedene Bewegungsmöglichkeiten: Einfallslose Fassaden können durch Blu-
Steigen, Hüpfen, Springen, Stehen, Sitzen, men aufgelockert und interessanter ge-
Liegen. Sie haben also viele Funktionen macht werden. Möglichkeiten:
(Multifunktionalität). Kinder benutzen ® Blumenkästen vor den Fenstern.
sie häufig als Bank oder als Tisch. ® Blumenschalen über der Tür.
Das Stehen auf einer Stufe erhöht ® Blumentöpfe am Rande von Treppen-
— unterbewußt — auch das Selbstbewußt- stufen. Beispiel: Geranien am Gitter
sein. Dies kann lustvoll genossen werden. entlang (z.B.in Italien).
Beispiele: Historische Altstädte, mittelmeerische @ Blumentöpfe auf dem Boden entlang
Orte, Arbeitersiedlungen. der gesamten Hausfront. Beispiel:
Italien.
Vor der Fassade werden neben dem
Eingang einige Steine herausgenom-
men und Blumen eingepflanzt. Bei-
spiel: Niederlande.
Das Fenster durchbricht die Wand und
stellt dadurch eine Verbindung zwischen
dem Innen- und dem Außenraum dar.
In welchem Umfang dies geschieht, hängt
ab
® von der jeweiligen Lage (im Erdgeschoß.
in den unteren Obergeschossen oder in
oberen Obergeschossen),
von seiner Gestalt (Größe, Form, Rah-
mung, Art des Glases)
und von seiner „„‚Möblierung’’ mit Ge-
genständen (Gardinen, Blumen, Ausge-
hängtes).
Fenster in höheren Geschossen ermöglichen
lediglich Sichtbeziehungen, in unteren Ober-
geschossen allenfalls noch Rufkontakt.
Fenster zu ebener Erde ermöglichen
® Sichtbeziehungen,
® Sprechkontakt,
9 die Teilnahme am Außenraum ein-
schließlich des Greifens (Händeschütteln,
etwas herausreichen u.a.).
Die Bewohner können sich dadurch als
Teilnehmer des Geschehens im Außen-
raum fühlen.
Der Innenraum ist für den Bewohner




Tiefenpsychologisch wirkt er als
„Höhle””,
Das Fenster ist (ebenso wie die Tür)
die Nahtstelle zur Außenwelt. Die „Höh-
le’’ im Rücken, kann der Bewohner sich
sicher fühlen. Diese Sicherheit reduziert
unterbewußte Ängste. Angstarmut ist
die Voraussetzung für eine Kontaktauf-
nahme.
Die unkomplizierte Form der Kontakt
aufnahme vom Fenster aus ist besonders
wichtig für
® alte Leute, denen das Laufen schwer
fällt,
e für Gehbehinderte und Kranke.
®e Auch Kinder benutzen das Fenster
häufig.
e Kleinkinder können beim Spiel im
Freien durch das niedrig liegende
Fenster schnell Kontakt zur Mutter
aufnehmen und sich auf diese Weise
Rat und Bestätigung sowie Anregung
holen.
Umgekehrt haben Mütter dadurch
Gelegenheit, die Kinder mühelos zu
beaufsichtigen, ohne gezwungen zu
sein, mit ihnen stundenlang gemein-
sam im Freien zu verbringen.
In niederländischen Städten liegen die
Fenster meist sehr niedrig, sind sehr groß
und haben keine Gardinen und Jalousien,
Die Wohnungen werden dadurch zu einer
Beispiele: Krupp-Siedlungs-Planungen in Essen,
Bochum, Duisburg-Rheinhausen (nach engli-
schen Vorbildern). Schwedische Bauernhäuser,
Überdachte Loggien.
Es ist kaum faßbar, daß bislang nahezu
alle Wohnungsgesellschaften in ihren Ge-
schoßbauten auch die Erdgeschosse mit
Balkonen ausstatteten, statt sie direkt
an den Freiraum anzuschließen: mit
einer kleinen Treppe. Diese Maßnahme Die Bank neben der Tür oder auf dem
läßt sich jedoch sehr einfach und billig Wohnweg hat eine andere Funktion als
nachholen. die Bank im privaten Garten oder im öf-
Wo die Wohnungseigentümer es nicht fentlichen Park. Das Sitzen auf der Bank
selbst tun und auf Aufforderung nicht rea- in diesem Zwischenbereich bedeutet:
gieren, sollten die Mieter sich diese Treppe ® Eine Erweiterung des Wohnraumes in
selbst anlegen, d.h. sich den Freiraum an- den halböffentlichen Raum der Nach-
eignen und den Bereich davor nach eige- barschaft
nen Bedürfnissen gestalten. und ist damit unterschwellig immer
Auch die Wohnungen im ersten Oberge- eine Aufforderung zur Kontaktnahme
schoß von Miethäusern kann man über eine oder zum Plausch mit Vorbeikommen-
Treppe an den Freiraum anbinden. Damit den.
gewinnen sie näherungsweise die Qualität ® Wer neben seiner Tür sitzt, ist zwar
von Einfamilien-Reihenhäusern. einerseits immer noch ein bißchen
Diese günstig zum Freiraum liegenden „„Türwächter”’, sucht aber andererseits
Wohnungen dürfen nur an Familien mit auch häufig das Gespräch mit seinen
Kindern gegeben werden — d.h. die Woh- Nachbarn.
nungsbelegung muß gesteuert werden. e Von der Bank aus kann man das Ge-
Beispiele: Gründerzeit-Häuser. B Di schehen um sich herum beobachten.
Häuser Delft. „Häuser, Bonn. Diagoon- gg Alte Leute fühlen sich „mittendrin””.
8 Kleinkinder erfahren eine Art lockerer
Aufsicht durch die Nachbarn.
Einfache Ausführungen:
e Ein Brett auf zwei Steinen.
8 Auf Eisenstäbe, die in der Hauswand
Ja
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Erweiterung des Straßenraumes. Auch
wenn kein Mensch auf der Straße läuft,
hat man das Gefühl, unter Menschen, in
gemütlicher Umgebung und geborgen zu
sein.
Auf eine im einzelnen ganz andere
Weise entsteht in den Niederlanden ein
geradezu mittelmeerisches Straßenerleb-
nis: unter vielen Menschen zu sein.
ERKER (1.11)
Ein Erker stellt eine Vermittlungsstelle
zwischen innen und außen dar: durch
das Herauskragen des Innenraumes in den
Außenraum findet eine gewisse räumli-
che (und plastische) Verschränkung und
Überlagerung statt; der Erker weist auf
den Innenraum hin; über den Erker er-
hält der Innenraum zum Außenraum
einen intensiven Bezug.
Der Erker weckt vielfältige Gedanken-
verbindungen (Assoziationen):
® er ist ein hervorgehobener Punkt
(Akzent),
® ein vorgeschobener Beobachtungspunkt, ®
= der auch das Außenfeld mit Bedeutung
auflädt (sonst würde man es nicht für
beobachtungswürdig halten).
Er weckt das Interesse der Vorbeigehen-
den für die Bewohner (daher wurde er
oft als Statuszeichen mißbraucht).
Man kann sich selbst vorstellen, wie
man den Erker benutzen würde (psy-
chologische Eigenprojektion).
Der Erker ist ein Element, das durch sei-
ne Kleinmaßstäblichkeit zur Identifizie-
rung der Straßen- und Hausbenutzer mit
dem Gebäude beiträgt (siehe: Kleinmaß-
stäblichkeit).
Der Erker ist auch als Möglichkeit nütz-
lich, die Wohnung auf der Windschatten-
seite querzulüften.
Beispiele: Spätmittelalterliche Altstädte, Bürger-
häuser des 19. Jahrhunderts, Arbeiter-Reihen-




® macht eine Hauswand kleinmaßstäblich.
® Es zeigt die Konstruktionsweise.
® Es gibt der Wand einen Reichtum an
Details
® und wirkt als Ornament.
Fachwerkkonstruktionen regen die techni-
sche und ornamentale Phantasie an.
SCHMUCK (1.13)
Eine Fachwerk-Wand ist eine ornamentale
Fassade. Auch Backsteinwände haben orna
mentale Züge.
Gelegentlich findet man Backsteine so-
gar zu ausgeprägten Ornamenten verarbei-
tet (Ziegelornamente, meist in Gesimsen).
Ornamente lassen sich auch nachträglich
auf Fassaden anbringen: durch Bemalung.
Die unterbewußte Wirkung des Schmuk:
kes führt zu einer Art traumhafter, absichts
loser Meditation.
In historischen Bauten wurde Schmuck
häufig zur Darstellung von Reichtum (der
ihn oft erst in größerem Ausmaß ermöglich-
te) oder zur Hervorhebung des Besitzers
verwandt. In der Volksarchitektur diente
er jedoch meist zur Hebung des Wohlbe-
findens der Bewohner und der Öffentlich-
keit und dadurch zur Stärkung des Selbst-
bewußtseins.
Balkone können oft auch nachträg-
lich angebaut werden — zumindest in un-
teren Obergeschossen. Die Rolle des Bal-
kons kann auch der Ausbau eines Flach-
daches zum Dachgarten erfüllen.
Es ist unverständlich, warum Flach-
dächer nicht häufiger genutzt werden.
Ihr Ausbau ist technisch einfach und bil-
lig.
Beispiele: Viele Arbeiterhäuser zeigen oft in vie-
lerlei Gestaltungsformen — meist nachträglich
von eigener Hand angebracht — die Lust am
Schmücken.
BALKON (1.14)
Wo eine Wohnung keinen unmittelbaren
Freiraum auf der Erde hat, wird als Er-
satz dafür häufig ein Balkon gebaut.
Frühe Spekulationsbauten hatten kei-
ne Balkone. Seit etwa 1960 gehört der Bal-
kon zum Standard einer Wohnung in mehr-
geschossigen Bauten.
Psychologisch erfüllt er das Bedürfnis,
einen Augenblick in den Außenraum tre-
ten zu können:
® Als Flucht vor der Enge des Innen-
raumes,
oder um das Gefühl zu haben, mit der Das Dach hat
Umwelt in Kontakt zu kommen. @ funktionelle Bedeutung als Regen-
Physiologisch braucht der Körper als schutz und Isolierung.
Anregung des Stoffwechsels von Stun- gg Es spielt bei der Maßstäblichkeit eines
de zu Stunde eine Temperaturverän- Gebäudes eine wichtige Rolle.
derung. ® Es ist als Gestaltungselement („Hut
Die Balkone der Sozialwohnungen sind des Hauses’) wirksam und kann — je
zu klein (ca. 3 qm). Wenn der Balkon eine nachdem — eine Spannweite an psycho-
gewisse Entfaltungsmöglichkeit als Bewe- logischen Wirkungen haben
gungsraum (für das Kleinkind im Krabbel- g und bietet eine Art Ornamentierung
alter wie auch für den Erwachsenen) so- (z.B. durch kleinteilige Ziegel).
wie genügend Fläche für mehrere Personen g Die funktionelle Bedeutung des Daches
kann sich erweitern: wenn es betretbar
ist. Dann ist es eine zusätzliche Sze-
nerie
DACHVORSPRUNG (1.15)
Beispiel: In der erbitterten theoretischen Debat-
te zwischen den sogenannten Konservativen und
den Vertretern des Neuen Bauens spielt die
Dachform seit den Zehner Jahren eine Schlüssel-
rolle. In ihr wird der Konflikt zwischen zwei
unterschiedlichen psychologischen Zielvorstel-
lungen geradezu fetischisiert. Die wirkliche Ebe
ne, die psychologische, wird jedoch nur selten
offengelegt und so gut wie nie an der realen
Bedürfnislage gemessen. Einfache Sachverhalte
wie Geborgenheit oder Offenheit werden ne-
bulös und magisch aufgeladen und dadurch zu
Orthodoxien
ARKADE (1.17)
Die Arkade ist die wirksamste Form der
Durchbrechung der Wand: Der Außenraum
geht durch die Fassade hindurch. Man
kann in der Öffentlichkeit sozusagen durch
ein Gebäude gehen. Die Öffentlichkeit wird
in das Gebäude eine Schicht weit hereinge-
lassen.
In oberitalienischen Städten durften
Eigentümer über viele Jahrhunderte hin-
weg nur ein Haus bauen, wenn sie der Öf
fentlichkeit einen Teil ihres Grundes zur
Verfügung stellten — in Form eines Arka-
denganges.
Wo diese soziale Form durchgesetzt
wurde, zeigt sie in erster Linie, daß die
Öffentlichkeit sich ihr Recht gesichert
hat — ihr Recht auch an einem privaten
Gebäude.
Die Arkade ist ein wettergeschützter
Weg mit einem Dach, das Regen, Sonne
und meist auch Wind abhält. Der Weg
wird dadurch häufiger, vielfältiger und
angenehmer benutzbar.
Es ist leicht möglich, vor Häuser
zum Sitzen, Essen oder Sonnen im Liege-
stuhl bieten soll, muß er wenigstens 2x4
Meter groß sein (8 am).
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Fachwerk-Arkaden zu setzen, Ihr Dach
kann gleichzeitig als Freiraum für das
erste Obergeschoß nutzbar gemacht
werden — als großer Dachgarten.
GANG (1.18)
Der Gang ist — ähnlich wie die Arkade —
ein wettergeschützter Weg. Auch hier
mußte der Hauseigentümer der Öffent-
lichkeit einen Weg durch sein Haus hin-
durch zugestehen. Oder: er selbst er-
schloß seinen Hof durch einen Gang.
Er hat Überraschungsmomente: sie
reizen die Fantasie — oft bis zu Angst-
Vorstellungen. Solche Gänge, in denen
sich das historische Bürgertum maist
sehr unsicher fühlte, die Bewohner je-
doch nur selten, wurden in bürgerlicher
Vorstellung gern als abrißwürdig gestem-
pelt.
Beispiele: Lübeck, Schleswig, Amsterdam,
Kettwiger Straße in Mülheim-Ruhr.
2. Halböffentlicher Bereich
® Er dämpft das Sonnenlicht
® Oder spendet Schatten.
Wasserleitungen sind — als Material — nicht @ Kinder können auf Bäume hinaufklet-
teuer. Man kann sie leicht selbst verlegen tern.
{frostfrei!). ®e Der Baum ist ein Akzent,
Eine Wasserstelle im Garten ist in vieler @ häufig sogar ein Merkzeichen,
Weise nützlich, verleitet allerdings auch ® gelegentlich auch ein Symbol (Dorflinde)
zur Verschwendung. e Bäume begrenzen
Die Wasserstelle kann man gestalten: ® oder gliedern bzw. unterteilen Straßen
als Brunnen. Brunnen sind seit jeher oft {z.B. Boulevards) und Plätze oder Gär-
Plastiken gewesen. Sie verstärkten dadurch ten.
unterbewußte Assoziationen, die im Zu- ® Der Baum verändert sich mit den Jahres-
sammenhang mit dem Genuß von Wasser zeiten
entstanden: Fühlen, Sehen und Hören des ® und wird ebenso alt oder älter als die
Wassers — im Hinblick auf seine reale und Menschen
vor allem mögliche bzw. vorstellbare phan- @ d.h. er macht ihre Zeitlichkeit und Ge-
tastische Benutzung. schichte sichtbar.
Viele Städte machen von Zeit zu Zeit Baum
pflanz-Aktionen. Dazu verteilen sie kosten-
los Bäume. Pflanzen muß man sie selbst
— auf privatem Gelände. Mit einem Anruf
beim Gartenamt erfährt man den Termin.
Wo die Stadt auf ihrem eigenen Terrain
keine Bäume pflanzt, sollten Bürgerinitia-
tiven sie dazu auffordern und notfalls selbst
pflanzen.
Sträucher sind mehrjährige Gewächse, die




® Viele Sträucherarten eignen sich zur
Heckenbildung (siehe: Hecke. Zaun,
Mauer)
® und damit zum Schutz vor Lärm,
® Schmutz e Eine Hecke ist eine lebende Mauer.
8 und Wind. ® Sie wächst und verändert sich mit
® Kinder können sich unter Sträuchern den Jahreszeiten.
‚„‚Nester’’ oder ‚Hütten‘ bauen. ® Das bedeutet: sie benötigt Pflege.
® Sträucher gliedern, unterteilen, markie- Das heißt: Man muß Sorge in sie in-
ren und akzentuieren. vestieren — in Form von Arbeit wie
Schneiden, Düngen, Laub abfahren.
Die Hecke schützt vor Wind, Regen
und Schmutz.
Wenn sie hoch ist, schützt sie vor
Einblick.
'st sie niedrig, unterteilt sie den Raum
in kleine Räume. Sind die kleinen
Räume unterschiedlich, dann hebt die
Hecke ihre Unterschiedlichkeit beson-
ders hervor.
Im übrigen gilt für die Hecke ähnliches
wie für den Zaun.
9 Der Baum ist ein Luftfilter (Staubfän- @
ger, Umwandlung).
9 Er liefert Sauerstoff. ®
Bestimmte Bäume tragen Obst.
Der Baum liefert Brennmaterial.
Bastelmaterial
und im Herbst Blätter für den Kom-
post.
Der Baum vermindert Lärm (Schall-
brechung).
ZÄUNE bsZn5)
Zäune haben unterschiedliche Funktio-
nen — je nach Lage, Höhe und Ausse-
hen.
ea Hohe Zäune schließen einen Raum
ab und ein. Sie isolieren. („‚Vorsicht,
bissiger Hund!”’)
Sie bestimmen, d.h. sie definieren den
einen Raum als „‚innen’’ und den an-
deren als „‚außen’’. Man kann hinein-
sehen, unter bestimmten Umständen
auch hineingehen — oder heraussehen
bzw. herausgehen.
Sie umschließen und vermitteln damit
Geborgenheit.
Niedrige Zäune markieren räumliche
Bereiche, d.h. sie setzen optische
Grenzen.
Ob Zäune eher Abgrenzung oder Markie-
rung sind, hängt sowohl von der Wahl des
Materials (Holz, Gußeisen, Metallgitter,
Draht, Stacheldraht, Elektro-Zaun) als
auch von ihrer Höhe ab.
Schmuckformen verschleiern häufig
die primäre Funktion, das Ausschließen
— mit einer „höflich-freundlichen’” Aus-
drucksform.
Als Grenze zwischen zwei Gärten sind
Zäune oft Stellen, an denen mit Vorliebe
zwanglose „‚Gespräche über den Zaun’
stattfinden, bei denen jeder Nachbar auf
seinem Territorium steht und daraus Si-
cherheit gewinnt.
GITTER (2.6)
Das Gitter ist ein Sonderfall des Zaunes.
Im Gegensatz zur Mauer und zur dichten
Hecke und ähnlich wie der Zaun ist das
Gitter eine durchsichtige Abtrennung
von zwei räumlichen Bereichen von un-
terschiedlicher sozialer Verfügung. Diese
Durchsichtigkeit ist — im Gegensatz zum
Zaun — ausdrücklich gestaltet.
Häufig ist das Gitter eine Zierform
— ein einfaches Muster oder — weiter ent-
wickelt — ein Ornament. Diese Formen
bieten — für das Unterbewußtsein — ein
inhaltsarmes, wenig bestimmtes Spiel
an Reizen, die lustvoll erlebt werden.
Dieses lustvolle Reizangebot überla-
gert und verdeckt oft den eigentlichen
Zweck des Gitters: die Distanzierung
eines Bereiches von den Benutzern.
In manchen Fällen wird die Distan-
zierung durch die Gestaltung ausdrück-
lich zur Abwehr-Gebärde ausformuliert,
gelegentlich sogar zur machtbesetzten
Abschreckaeste.
MAUERN (2.7)
Mauern können unterschiedliche Funk-
tionen haben:
® sie schützen,
® sie grenzen ab,
2 sie umschließen,
sie teilen ein bzw. unterteilen ,
sie leiten („‚immer an der Wand lang”).
Man kann sich an sie anlehnen (körper-
lich und psychologisch),
etwas an ihnen abstellen (ein Fahrrad),
auf ihnen balancieren (u.a. Balancier-
Strecke),
AG
e an ihnen spielen (Ball-Wand),
8 sie bemalen.
Unterschiedliche Materialien bieten unter
schiedliche Tastwirkungen und optische
Wirkungen, Eine Holzwand sieht warm
aus, eine bepflanzte Wand lebendig, eine Die Straßenecke kann ein strategisch
Backsteinwand hat ein reizvolles, klein- wichtiger Punkt im öffentlichen Bereich
teiliges Muster, Betonwände wirken oft sein. Wie die Hausecke reizt sie zum Ste-
kalt, schmutzig, monoton. Mittels Be- henbieiben, Treffen, Spielen.
pflanzung und Bemalung kann man Wän- Tote Ecken können leicht zu Straßen-
de erheblich verbessern (Efeu, Wein, Knö- ecken aufgewertet werden:
terich oder vorgesetzte Baumreihen wie ® Eckgebäude durch einen besonderen
rasch wachsende Pappeln oder Akazien). Anstrich, durch Erker, Balkone und
Fensterformen, die die Ecke betonen.
(2.8) ® Eckflächen durch Anlegen eines klei-
nen Platzes als Treffpunkt, durch das
Ein Beispiel:
a Ein Mann kommt von der Arbeit nach
Haus, ißt und stellt sich dann an die
Hausecke.
Im Rücken hat er die Hauswand, d.h.
psychologisch ‚, Rückendeckung”, tie-
fenpsychologisch einen Teil seiner
„Höhle”.
Er steht auf seinem „‚Territorium”’. Dies
gibt ihm Selbstsicherheit: eine günstige
Voraussetzung für die. Kontaktbereit-
schaft und Kontaktaufnahme.
Von der Hausecke aus hat er einen
Überblick über die Straße, d.h. über
sein „„Revier’’: über den Bereich, der
ihm vertraut ist.
Diese Position und das daraus resultie-
rende Verhalten ist für vorbeikommen-
de oder auf der Straße stehende Nach-
barn ein Signal dafür, daß der Mann
Zeit für ein Gespräch hat.
Pflanzen von Bäumen, durch ein klei-
nes Wasserbecken, einen Brunnen,
Mauern, eine Szenerie.
HOF (2.10)
Je nach Lage, Größe und Ausstattung ha-
ben Höfe unterschiedliche Funktionen.
® Oft sind sie lediglich Durchgangsschleu- @
sen für Fußgänger, Zufahrten zu Gara-
gen oder Parkplätze.
Höfe können aber unter anderen Um-
ständen auch — ähnlich wie Wohnwe-
ge — Treffpunkte für nachbarschaftli-
che Aktivitäten sein: zum Spielen,
Werken und Feiern.
Wenn sie von den Wohnungen aus gut ein-
sehbar und überblickbar sind, eignen sie
sich ausgezeichnet zum Spielen für kleine-
re Kinder, die sich dadurch unter locke-
rer Aufsicht der Eltern bzw. unter sozia-
'er Kontrolle befinden.
Triste Höfe können meist relativ ein-
fach durch gemeinsame Aktionen der Be-
wohner attraktiv gemacht werden:
® durch das Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern, Blumen,
durch eine Pergola (Fachwerkgerüst)
als Schattenspender und Raumauftei:
ler,
durch Unterteilung in Kleinräume mit
verschiedenen Funktionen (Sitzplatz,
Spielbereiche, Werkbereiche)
und durch Lauben bzw. Werkstätten.
Literatur: Karl Assmann u.a., Öffnet die Höfe.
Höfe der Münchner Innenstadt, (Münchner
Forum) München 1970
WOHNWEG (2.11)
Schließt sich unmittelbar ans Haus oder
an den privaten Garten ein nicht zu schma-
ler autofreier Wohnweg an (zwischen 3
und 6 m Breite), dann fordert er die Be-
wohner zu vielerlei Tätigkeiten auf:
® zum Sitzen auf der Bank,
® zum Beobachten des Geschehens rings-
herum,
zum Reparieren von Autos, Mopeds
und zu weiteren handwerklichen
Tätigkeiten,
zum Spazierengehen,
zum Schachspielen, Zeitunglesen und
anderen Freizeitbeschäftigungen,
@ gelegentlich auch zu Nachbarschafts-
festen.
Besonders für alte Leute und kleine Kin-
der stellt dieser Wohnweg einen leicht über-
schaubaren, wohnungsnahen Raum dar, in
dem sich Privates öffentlich macht und
Öffentliches privat wird.
3. Nachbarschaftliches Umfeld (Straße)
PFLASTERUNG (3.1) NY
Wege, Straßen, Höfe oder Plätze wurden
früher zunächst deshalb gepflastert, da-
mit man nicht im morastigen Boden ein-
sank.
Zweitens: um bequem gehen zu kön-
nen.
Diese Bequemlichkeit bot das Pflaster
deshalb, weil es stets etwas unregelmäßig
ist und dadurch der Bewegung des mensch-
lichen Körpers, seinem Heben und Sen-
ken, entgegenkommt. Der moderne
Asphalt ist hingegen so glatt, daß der
den Körper ermüadet. Wo man also für
die spezifische menschliche Bewegung
planen will, muß man auf Asphalt ver-
zichten und pflastern.
® Pflastersteine sind kleinteilige Ele-
mente.
e Meist bilden sie ein Muster — die Vor-
form des Ornamentes.
3 Oft werden die Pflastersteine auch zu
Ornamenten gelegt.
Viele Pflasterungen zeigen helle Streifen,
die den Boden zu Vierecken von rund
5x5 Metern einteilen. Diese Felder haben
ungefähr die Größe eines Zimmers. Die
Fläche wird dadurch so unterteilt, daß
wir in ihr die Dimensionen wiederfinden.
die uns vertraut sind. niemandem. Und es kostet außerordent-
Dies hebt auch unsere Sicherheit, uns lich viel Geld.
auf dem Platz zu bewegen und dort zu Wo es Sammelstraßen gibt, muß prin-
agieren. zipiell das Straßennetz in qualitativer Hin
Große ‚‚Territorien”” werden als sicht eine Hierarchie erhalten — nach fol-
schwer betretbar empfunden. Der Grund: gendem Prinzip:
Sie entsprechen nicht der eigenen Dimen- e Jedes Viertel soll den normalen Verkehr
sion. Daher werden sie häufig durch in Tangenten-Vierecken kanalisieren.
Pflasterung kleinräumig unterteilt. ® Alle anderen Straßen werden so umge-
In der Queen Street in Oxford wurde wandelt,
festgestellt, daß der Anteil der Fußgänger - daß man entweder überhaupt nicht
die in einer lediglich für den Bus zugäng- mehr durchfahren kann (Sackstraße)
lichen Straße in der Mitte liefen oder nur noch mit sehr langsamem
® bei einem Asphaltbelag 19% betrug, Tempo.
® bei einem Plattenbelag auf 28% stieg. Das bedeutet: der Verkehr muß aus den
Die Busse senkten ihre maximale Geschwin- Wohnvierteln, so weit es eben geht, heraus:
digkeit von 21 km/h (Asphaltbelag) auf gehalten werden. Wer dennoch ins Viertel
13 km/h (Plattenbelag) (Linde/Streichert. kommt oder kommen muß, wird gezwun-
1975, S. 62). gen, sek: langsam zu fahren.
Die Vorteile dieser Hierarchisierung
des Verkehrs liegen auf der Hand:
e Weniger Verkehr in den Wohnberei-
chen;
® Folgen‘ weniger Abgase,
® weniger Lärm,
® weniger Hektik, _
@ weniger Unfallgefahren.
8 Positiv ausgedrückt: Man kann die Stra-
ße wieder in vollem Umfang benutzen




ter Wohnraum, zum Promenieren, Spie-
len, Stehenbleiben, Sport u.a.
Die Straße wird wieder ein vielfältiger
sozialer Lebensraum — wie sie es über
Jahrtausende hinweg war.
Man kann Teile der Straße mit Bäumen
bepflanzen. Dies ist besonders dort
attraktiv, wo es wenig Grün gibt.
Man spart Kinderspielplätze und Erho-
lungsparks. Denn: die Bewohner erhal-
ten den viel wichtigeren wohnungsbezo-
genen Spielraum für ihr individuelles
und soziales Leben.
Rechtsgrundlage für alle verkehrslenken-
den Maßnahmen ist ein Gummi-Paragraph,
der 8 4, 1 der Straßenverkehrsordnung. Er In den meisten Straßen in Wohngebieten
lautet: „Die Straßenverkehrsbehörden kön fahren nur wenige Autos. Im Widerspruch
nen die Benutzung bestimmter Straßen aus dazu steht, daß man sie durchfahren kann,
Gründen der Sicherheit oder Leichtigkeit und dies in zwei Richtungen sowie mit
des Verkehrs beschränken oder verbieten.” 50 km/Stunde (erlaubt) und bis zu 80/90
Zuständig ist das Ordnungsamt der Stadt- km/Stunde (nicht erlaubt, aber nur selten
verwaltung. Danach ist es eine Frage der xontrolliert). Auch wenn nur wenige
Auslegung, was ‚„‚Gründe der Sicherheit” Autos die Straße durchfahren, läßt sich
und „Leichtigkeit des Verkehrs” sind. feststellen: ein Auto alle 20 oder auch
Die Sicherheit des Verkehrs bezieht nur 60 Sekunden macht das Gehen und
sich nicht nur — wie die Autolobby meint Spielen auf der Straße unmöglich, stört
— auf den Autofahrer, sondern ebenso auf den Schlaf, schafft Unfallgefahren — kurz:
den Fußgänger und Radfahrer, auf Auto- die Straße dient dann nur noch dem Auto
busse und Straßenbahnen. Die Autofah- Verkehr.
rer stellen lediglich 25 Prozent der Bevöl- Man kann mit Leichtigkeit viele Stra-
kerung dar, machen auch nur 30 Prozent Ben zu Sackgassen machen. Vor allem
des Stadtverkehrs aus (40% Fuß- und Rad- die kurzen.
verkehr, 30% ÖNV) und benutzen-den Längere Wohnstraßen kann man in der
Straßenraum lediglich in einer sehr einge- Mitte blockieren.
schränkten Weise, entwerten ihn jedoch Die objektiven und subjektiven Wirkun-
für die anderen Benutzergruppen auf die gen der Sackgasse:
radikalste Art. e Nur die Anlieger benutzen die Straße.
Die Stadtverwaltung wird zwar ein Netz @ Sie fahren langsam, weil sie die Leute,
von Straßen vorrangig dem Autoverkehr vor allem die Kinder, kennen. Verant-
widmen (dessen Nutzen nur teilweise be- wortung entwickelt sich aus Kenntnis.
stritten werden kann), muß aber aus o Jeder weiß: Es lohnt nicht, schnell
menschlichen und sozialen Gründen sowie zu fahren: denn die Straße hört gleich
zur Herstellung der Gleichheit (Grundge- auf.
setz) in anderen Bereichen, d.h. in den Je kürzer die Sackgasse ist, desto besser
Wohnvierteln Ausgleichsmaßnahmen vor- — objektiv wie psychologisch.
nehmen: um das Recht dieser Bevölke- Eine Sackstraße benötigt keinen Wen-
rungsgruppen auf Entfaltung ihrer Le- dekreis („Wendehammer”’). Denn’ Der
bensmöglichkeiten herzustellen. Rückwärtsgang ist längst erfunden.
Auch Kreuzungen von zwei Wohnstra-
ßen können als Wendebereiche dienen.
Unter Umständen ist eine geringfügige
Änderung des Bürgersteigprofils sinnvoll.
Am besten setzt man eine Schranke
in die Mitte der in zwei Sackstraßen un-
terteilten Straße. Die Fahrer von Müll-
fahren, sondern er wird rasch wieder Die Sackstraße erhält ein zusätzliches
herausgedrängt. Schild! Keine Wendemöglichkeit für
Um dem Autofahrer unnötiges Fahren LKW.
zu ersparen, sollte das Viertel gekenn- Die Anlage einer Sackstraße macht
zeichnet sein — mit. Zusätzen an den rechtlich keine Schwierigkeiten:
Schildern: Schlaufen-Erschließung. Am ® Die Erschließung ist gewährleistet,
besten stellt man an einigen ‚,strategi- d.hl das Recht, zur eigenen Wohnung
schen” Punkten mit Haltemöglichkeiten fahren zu können.
Schilder auf: mit deutlich lesbaren Zeich- e Die Stadtverwaltung kann die Umwand-
nungen der Straßen des Viertels. lung einer Straße zu einer Sackstraße
Beispiel: Altstadt in Stockholm. auf dem Verwaltungswege vornehmen,
benötigt also nicht einmal einen Parla-
mentsbeschluß. Natürlich kann auch
das Parlament darüber beschließen.
Die Richtlinien für den Straßenausbau
(RAST) sind lediglich Empfehlungen;
sie haben Einfluß bei Bezuschussun-
gen durch übergeordnete Behörden,
die’hier jedoch nicht in Frage kom-
men. Wenn die RAST einen Wende-
kreis empfiehlt, muß sich die Stadt-
verwaltung nicht darauf einlassen.
Kosten: für ein Schild rund 650 DM, für
eine Schranke rund 1000 DM.
Beispiele: Sackstraßen gibt es in jedem Ort in
größerer Anzahl. Ihre Wirkungen lassen sich
dort feststellen. Kein Bewohner dürfte sie
missen wollen. Schon seit langer Zeit schlägt
das „„Radburn-System"’ der amerikanischen
Gartenstadt Radburn (Clarence Stein) die
Sackgassen als Struktur-Element von Wohnvier-
teln vor. In der Sennestadt von Hans Bernhard
Reichow (1954) wurde dessen Übernahme
durch die Behörde verhindert. In vielen Neu-
bauplanungen von Trabantenvierteln ist die
Sackstraße als Struktur-Element gezielt ver-
wendet worden (z.B. in Wulfen, Les Gavines
bei Valencia/Spanien; Baumeister 2/1976,
S. 113).
Literatur: Hans Bernhard Reichow, 10 Jahre
Sennestadt /seit 1954/, Planung und Aufbau:
Deutsche Bauzeitschrift 1/1965 (Sackstraßen
Wohnstraßen u.a )
Wenn man verhindern will, daß der Auto-
verkehr durch einen Wohnbereich fährt,
kann man die Straßen an einigen Stellen













Man kann die Bordsteine einer Straße ent-
fernen und den Fußgängern auch die
Straße freigeben. Schilder zeigen deutlich
an, daß die Fußgänger Vorrecht vor den
Autos haben.




noch in einer Schlaufe hinein- und hinaus-
fahren kann.
Durch den Zwang zum Rechtsabbiegen
kann der Verkehr nicht durchs Viertel
fahrzeugen, Krankenwagen und Möbel-
transportern können sie mit einem Vier:
kant-Schlüssel öffnen. Oder: sie fahren
seitlich über den Bürgersteig.
In amerikanischen Einkaufszentren ent-
stand die Ladenstraße ohne Autoverkehr.
Nach 1945 kam sie über die Rotterdamer
Liinbaan nach Deutschland (zuerst: Kas-
iQ
sel) und verbreitete sich dort. Was dem
Kommerz recht ist, muß auch Recht für
Wohnungsbereiche sein, Bislang gibt es
jedoch. nur.wenige Wohnstraßen in der
BRD.
so muß die Müllabfuhr passieren können.
Für beide ist nur eine feste Spur notwen-
dig, die andere kann zu Bepflanzungen
etc. umgewandelt werden.
wird hochgelegt, um den Vorrang des
Fußgängers anzuzeigen (aufgepflaster-
te Kreuzung).
Oder: die Straße wird total aufgepflastert,
d.h. Fahrbahn und Gehweg werden platz-
artig in einer Ebene angelegt (Beseiti-
gung der Bürgersteige).
Die Straße wird an einigen Stellen — deut-
lich sichtbar — verengt: am Beginn und
am Ende, an Überwegen und an weite-
ren Stellen (Straßenverengung). An die-
sen Stellen wird zur Markierung jeweils
ein Baum oder Busch gepflanzt.
Beispiele: Goebenstraße in Bonn (sie wurde
auf Druck von Bürgerinitiativen hin angelegt;
aber von der Bauverwaltung mit künstlich er-
höhtem Aufwand zwecks Verhinderung wei-
terer Wohnstraßen ausgebaut). In Neubauvier-
teln sind Wohnstraßen verbreitet (z.B. Wulfen)
Literatur:
Rolf MONHEIM, Entwurf einer Zielhierarchie
für Fußgängerbereiche: Informationen. Institut
für Raumordnung 18/1973, S. 415/27.
Rolf MONHEIM, Fußgängerbereiche: Werk und
Zeit 8—9/1974, Forum (kurzgefaßte, präzise
Übersicht, auch als Unterrichtsmaterial nütz-
lich).
Rolf MONHEIM, Fußgängerbereiche. Bestand
and Entwicklung. (Deutscher Städtetag) Köln
1975 (Standardwerk).
Studiengruppe Wohnungs- und Stadtplanung
(Werner Heinz, Herbert Hübner, Bernd Meinek
ke, Erhart Pfotenhauer, Peter Kehnen, Heidi
List, Walter Siebel), Siedlungsstrukturelle Fol
gen der Einrichtung verkehrsberuhigter Zonen
in Kernbereichen. Schriftenreihe des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und




Hindernisse zwingen den Autofahrer, sein
Tempo zu verlangsamen. Man kann sie
auch künstlich anlegen.
Objektive künstliche Hindernisse:
8 Quer über die Straße wird eine Schwelle
gelegt — mit Pflastersteinen oder aus
Beton. Diese Schwellen sind keineswegs
gefährlich — wie die Märchenpropagan-
da der Autolobby verkündet. Und die
Tatsache, daß Moped-Fahrer sie gelegent-
lich zum Spaß benutzen, spricht nicht
gegen ihre Wirksamkeit im Hinblick
auf die Tempo-Verlangsamung für
Autos. Die Schwellen sollen sich spä-
testens alle 50 Meter wiederholen, dami:
die Autofahrer nicht erneut beschleuni-
gen. Sie sollen seitlich zusätzlich mar-
kiert werden: mit Bäumen, Büschen,
oder anderem.
Ähnlich wie die Schwellen wirken die
Aufpflasterungen (‚‚Delfter Hügel”):
ein Bürgersteig wird über die Einmün- ®
dung einer Straße hinweg weitergeführt,
die Randsteine allerdings angeschrägt
(erhöhte Ein- und Ausfahrten).
Oder: ein Fußgänger-Überweg wird auf-
gepflastert, d.h. in der Höhe des Bür-
gersteiges gehalten — wiederum mit
schrägen Kanten.
Oder: die Fläche einer Straßenkreuzuna
Abgehängte Querstraße zur Verhinderung
von Durchgangsverkehr
Die Straße wird auf eine einzige Fahr-
bahn verengt (Fahrbahnverengung, Pro-
filschmälerung auf 2,80 m bis 3,20 m),
die andere Fahrbahn wird für das Schräg:
oder Senkrecht-Parken eingerichtet. Da-
durch muß der Autofahrer auf entge- ,
genkommende Fahrzeuge achten, anhal-
ten, sich mit ihnen verständigen — in je-
dem Falle verlangsamt er seine Fahrt.
Es genügt, alle 50 Meter eine Ausweich-
stelle anzulegen.
Es werden künstliche Kurven eingebaut:
durch vorgezogene Bürgersteige — vor al-
lem an Einmündungen, aber auch an an-
deren Stellen, wo platzartige Flächen vor
Häusern geschaffen werden können; oder
durch Schrägpark-Streifen, die nach
rund 40 Metern die Straßenseite wech-
seln (Achsenverschiebungen der Fahr-
bahn: kurviage Trasse
Deifter Modell
Die reine Fußgängerstraße ist nur dort
sinnvoll, wo es genügend Freifläche für
Sammelparkplätze gibt. Andernfalls
werden die parallelen Straßen doppelt e
belastet (was auch der Nachteil in den
Fußgänger-Ladenstraßen ist).
Die Zufahrt kann für Anlieger bei
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3. Nachbarschaftliches Umfeld (Straße)
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9 Einbahnstraßen sind nur dort sinnvoll,
wo durch andere Hindernisse das
Tempo erheblich verlangsamt wird.
Andernfalls fahren die Autos
schneller, weil die Fahrer wissen, daß
niemand entgegenkommt.
Juristische Hindernisse:
Die realen Hindernisse sollten mit recht-
lichen Verkehrsbeschränkungen verstärkt
werden:
8 Schilder verbieten die Durchfahrt und
erlauben nur den Anliegern die Zu-
fahrt.
2 Die Geschwindigkeit wird auf 30 km/
Stunde begrenzt.
Schilder zeigen an, daß der Fußgänger
auf diesen Straßen bzw. im gesamten
Wohngebiet (niederländisch: Woonerf,
dort 1976 gesetzlich eingeführt) das
Vorrecht vor dem Autofahrer hat.
Wichtig ist, daß die Schilder stets in Ver-
bindung mit realen Hindernissen stehen.
Andernfalls ist die Einhaltung des Ver-
kehrsrechtes der Willkür des Autofahrers
überlassen — und funktioniert dann häu-
fig nicht, wenn die polizeiliche Kontrolle
fehlt. (In solchen Straßen sieht man die
Polizei merkwürdigerweise nur selten).
Zu den realen und juristischen Hin-
dernissen kommt eine dritte Kategorie
von Hindernissen — die subjektiven,
psychologischen Hindernisse:
2 Die Fußgänger-Überwege werden zu:
- sätzlich markiert: mit farbig abgeho-
Ehe Pflasterung oder mit Ornamen-teh (variierande Straßenpflasterung).
Die Bereiche vor den Haustüren wer-
den durch Pflasterungen in die Straße
hineingezogen, so daß der Autofahrer
unsicher wird, ob er auf der Fahrstraße
oder über den Bürgersteig fährt.
Die Fahrstraße wird mit Mustern und
Ornamenten gepflastert, damit der
Autofahrer denkt, er befände sich in
einem Fußgängerbereich.




Pfähle, kleine gepflasterte Hügel, Ver-
kehrsinseln mit einem Baum u.a.
Das Prinzip: Wenn der Autofahrer sicher
ist, seinen eigenen hindernisfreien Be-
reich zu haben, ‚dreht er auf”. Wird er
psychologisch unsicher gemacht, fährt
er automatisch lanasam.
Beispiele: Seit 1970 in Delft (vor allem im
Westerquartier), heute in vielen niederländi-
schen Städten (u.a. Haarlem, Utrecht, Rotter-
dam, Amsterdam, Lelystad, Amersfoort).
Empfehlung der Arbeitsgruppe „Wohnbe-
reichsstraßen” des Verbandes Niederländi-
scher Gemeinden. Seit 1977 in der BRD in
Essen, Bochum, Oberhausen, Stuttgart, Frank-
N CR Osnabrück, Bremen. München, Norwich
ZUGEWINN VON FREIFLÄCHEN
DURCH SCHRÄGPARKEN (3.8)
In Wohnstraßen ist nicht einsehbar,
warum die Straßenfläche zwei Fahrspu-
ren breit ist. Eine Fahrspur kann leicht
umgewandelt werden: zu einer platzar-
tigen Erweiterung des Bürgersteiges.
Dort wird Spielfläche gewonnen. Oder
Abstellfläche für Fahrräder. Oder Bewe-
gungsfläche für Fußgänger und für Leute,
die miteinander reden (vgl. die Wirkung
der alten, sehr breiten Berliner Bürger-









Oder Blumenbeete in.schlichten Holzein-
fassungen (keine Betonorgien! oder Aus-
stellungen von Kunststoffprodukten!).
Nun müssen auf der Straße auch Fahr-
zeuge zum Parken untergebracht wer-
den. Jeder Fünfte besitzt ein Auto (sta-
tistischer Durchschnitt 1:4; Firmenwa-
gen und Lkw’s stehen anderswo) — d.h.
es müssen große Mengen von Autos un-
tergebracht werden. Meist stellen sie
links und rechts die gesamte Straße voll.
Um den Parkraum in der Länge zu ver-
kleinern, sollen die Autos dadurch gesam-
melt werden, daß sie schräg oder senk-
recht nebeneinandergestellt werden. Sie
können dann zu „‚Paketen‘” zusammen-
gefaßt werden. Dadurch bleibt ein Teil
der zweiten Fahrbahn für die platzarti-
gen Erweiterungen des Bürgersteiges
frei.
Wenn man die schrägparkenden Fahr-
zeug-Pakete wechselnd links und rechts
an der Straße anordnet, zwingt man die
Autofahrer zum Kurvenfahren, d.h. zur
Verlangsamung ihres Tempos.
Die parkenden Fahrzeuge können
teilweise dem Blick entzogen werden,
wenn man auf die vorgezogenen kleinen
Flächen, die die Straße einengen bzw.
die Buchten bilden, Bäume oder Sträu-
cher pflanzt.




— C.F.H. HEIMESSEN, Het spelende Kind
in en bij de woning. T.H. Delft, afdeling
bouwkunde. Delft 1972.
Verslag van de Verkeerstechnische Leer-
gang 1973. Verkeren in nieuwe en oude
wijken, K. Havinge. Koninklijke Neder-
landse Toeristenbond ANBW. 1973.
Verkeersleefbarheid in steden en dorpen,
Interimrapport van een interdepartemen-
tale werkgroep. 1974 (248 Seiten).
Jeugd en wonen. Richtwaarden voor een
menselijk woongebdied. Stichting Ruimte
voor de Jeugd, ’s-Gravenhage 1974.
K. HAVINGA/J.W,. BAKKER, Straten,
woonerven of straten-met-drempels: Ver-
keerskunde (ANBW) 5/1975.
Woonerven. Rapport van de Werkgroep
woonerven van de Vereniging van Neder:
'andse Gemeenten. ’s-Gravenhage,1975.
J.,W. BAKKER/D. ten GROTENHUIS/
K. HAVINGA/M. de JONG, De voetgan-
ger in de stad Delft: Verkeerskunde
{ANBW) 5/1975.
Rüdiger LINDE/Edgar STREICHERT, Si-
cherheit für den Fußgänger. Vorschläge
für die kommunalen Bemühungen um die
Verkehrssicherheit. Ergebnisse und
Schlußfolgerungen aus dem Städtewettbe-
werb 1975, Herausgeber: Bundesminister
für Verkehr und ADAC München, 0.0.
und J.
Roland GÜNTE R/Manfred SCHOMERS
Sackstraßen, Tempo 30, Verlangsamung
des Autoverkehrs durch Schrägparken,
Straßenmöblierung und Schwellen — Maß-
nahmen zur Verbesserung der Lebensquali-
tät in Wohnvierteln, Werkbund Materialien-
Dienst. Verkehr in Wohngebieten (Rosenstra-
ße 19, 4 Düsseldorf 30). 1976.
Roland GÜNTE R/Manfred SCHOMERS,
Sackgassen: Werk und Zeit 25, 1976, Nr. 2
(Kurzfassung des vorgenannten Materialien-
Dienstes).
S. SCHEPEL/B. VISSER, Woonerf: Verschei-
denheit op straat: Plan, maandblad voor
ontwerp en.omgeving 4/1976, S. 24/33.
C. VISSER, Woonerf, oase van groen, maar
ook van veiligheid? : Verkeerskunde
(ANBW) 6/1976.
Max EICHENAUER/Edgar STREICHERT/
Hans Henning WINNING, Stadtstraßen —
Tradition und Erneuerung: Baumeister 6,
1977, S. 566/70 (Verkehrsverlangsamung
u.a,).
Woonerven in Eschede, Evaluatie van een
experiment. Sociografisch en Statistisch
Bureau gemeente Enschede. 1976.
Stadt Frankfurt (Herausgeber), Verkehrs-
beruhigte Zonen in Frankfurt am Main,
(Stadt Frankfurt) Frankfurt 1977.
Konrad PFUND T/Volker MEWES/Rein-
hold MAIER, Verkehrsberuhigung in Wohn-
gebieten. Modell Köln. Mitteilungen der
Beratungsstelle für Schadenverhütung Nr.14
(HUK). Köln 1977.
ADAC, Sicherheit für Fußgänger Il. Ver-
kehrsberuhigung. Erfahrungen und Vor-
schläge für die Verkehrsplanung in Städten
und Gemeinden und Schlußfolgerungen
aus dem Städtewettbewerb 1977. Heraus-
geber: Bundesminister für Verkehr Bonn
und ADAC München. 0.0. und J,
Fußgängerstadt. (Callwey) München 1977
(Sammelband).
Rapport van de Provinciale planologische
dienst in Zuide Holland (12 Planstudien
u.a. Wohnbereichsstraßenanlage).
Auskünfte über niederländische Verkehrsver-
langsamungs-Maßnahmen:
— Ministerie van Verkeer, afdeling Voorlich-
ting, Plesmanweg 1/6, den Haag; Tel.
0031-70-747474
Gemeente Delft, afdeling Voorlichting,
Stadhuis, Markt, Delft; Tel. 0031-15-133
111.
Koninklijke Nederlandse Woeristenbond
ANBW, Verkeersafdeling, postbus 2200,
Den Haag; Tel. 0031—70—26 44 26.
Stop de Kindermoord, Postbus 5058, Am-
sterdam; Tel. 0031-20-799505,
Nederlandse Vereniging Bescherming Voet-




Die Niederlande haben ein umfangreiches
Radwege-Netz. Die Planung von Radwe-
gen gehört dort zum ebenso selbstverständ-
lichen Standard der Verkehrsplanung wie
die Fahrbahn fürs Auto.
Überall, wo eine Straße nicht zu einer
Wohnstraße oder ähnlichem verändert wer-
den kann, besteht die unabdingbare Not-
wendigkeit, Radwege anzulegen.
Teilweise kann dies auf Bürgersteigen
geschehen — wichtiger aber ist es, die
Fahrbahn zugunsten von Radwegen schma-
ler zu machen.
Wo ein Radweg nicht eigens befestigt
und mit einem Randstein abgeschirmt
wird, kann man ihn gegen Autos relativ
günstig dadurch abschirmen, indem man
anstelle der weißen Linie Serien von Rütte!
köpfen mit Katzenaugen in den Asphalt
schlägt — wie an Autobahn-Baustellen.
Literatur:
Grote fietsatlas van Nederland. Een uitgave in
samenwerking met de stichting: fiets! en de
Koninklijke Nederlandse Toeristenbond ANBW,.
(Kosmos) Amsterdam/(Kluwerpers) Utrecht
1975 (Geschichte, Technik, Radwege in den
Niederlanden; vorbildliches Werk).
Initiative: Fahrradinitiative Kassel, c/o Bern-
hard Dinawerth., Richtweg 19, 35 Kassel.
BRUNNEN (3.10)
Wasser ist ein wichtiges und teures;Gut,
das Geld kostet und mit dem man nicht
verschwenderisch umgehen darf. Dennoch
ist es leicht, einen Brunnen anzulegen.
Schon ein kleines Becken läßt sich so be-
nutzen, daß das Wasser mit einer kleinen
Umwälzpumpe (Waschmaschinenmotor)
wiederbenutzt und so gut wie keinen
Zufluß benötigt (kein Trinkwasser!).
Springbrunnen und Sprühbrunnen ha-
ben eine wichtige psychologische Wirkung:
wenn das Auge dem hoch und auseinander-
sprühenden Wasser folgt, entspannen sich
die Augenmuskeln und es tritt als Folge
eine psychische Entspannung ein.
Gleichbleibendes Plätschern beschäf-
tigt, ohne anzustrengen — dadurch be-
ruhiagt es.
DIE MÖBLIERTE STRASSE (3.11)
Wenn die Bewohner der Straße die Ver-
minderung des Verkehrs durchgesetzt ha-
ben, können sie ihre Straße freundlicher
machen, indem sie sie möblieren.
® Vor jedem Eingang wird eine Bank
aufgestellt.
» Vor der Hausfront werden Blumen an-
gebracht:
— im Boden eingelassen,
— auf den Boden gestellt,
in Brusthöhe oder höher an die Haus-
wand gehängt,
— am Haus hochrankend




® Individuelle Verbesserung von Türen,
Fenstern, Anstrich u.a.
Am besten planen die Bewohner diese
Aktion gemeinsam. Sie können ein Stra-
ßBenfest damit verbinden, das zur Institu-
tion wird — und den Bestand einer Stra-
ßengemeinschaft emotional sichert.
Beispiel: Westerquartier in Delft.
TONNE Er (3.12)
Beispiel: Halbierte Tonnen werden in Am-
sterdam auf vielfältige Weise zur Straßen-
möblierung benutzt.
Man malt sie an, füllt sie mit Sand,
Erde und Torf, bepflanzt sie mit Blumen
und stellt sie auf:
® zum Absperren von Fußgängerflächen
gegen die Autos,
® zum „Wohnlichmachen” einer Straße.
Solche Tonnen kann man sich leicht bei
Industrie-Unternehmen, bei Altmaterial-
händlern oder auf Abfallplätzen besorgen.
Sie können bemalt werden, auch von Kin-
dern. Sie sind beweglich.
Wenn die Polizei sie abtransportiert,
stellt man die nächsten hin — so lange, bis




Jeder kann sich bewegliche Absperrschil-
der bauen: mit einem Zement-Sockel (wie
beim Sonnenschirm, aber größer), einer
Stange und einem Schild,
Man kann sie für die Sperrung der Wohn-
straße bei Straßenfesten und zu anderen
Ereignissen benutzen, aber auch zur Sper-
rung von Park- oder Bürgersteigflächen.
BALANCIER-STRECKE (3.14)
Bei kleinen Kindern kann man häufig be-
obachten, daß sie jede Möglichkeit nut-
zen, auf einem Baumstamm oder auf einer
Mauer zu laufen. Sie entwickeln, üben
und verfeinern damit ihren Gleichge-
wichtssinn und damit ihre Reaktions-
fähigkeit, ferner ihre Muskeln und Sensi-
bilität.
Im Wald sieht man nicht selten, daß
sich Erwachsene ähnlich verhalten. Viele
Sportarten erfordern — in anderem Zu-
sammenhang — vergleichbare Fähigkei-
ten.
Das Funktionieren des eigenen Kör-
pers wird nicht nur als Erfolg erlebt,
es ist nicht nur ein Schutz vor Gefahren,
sondern es wird noch als vitaler sinnli-
cher Vorgang lustvoll genossen.
In jeder Straße läßt sich mit Leichtig-
keit eine Balancier-Strecke für jedermann
einrichten: mit einigen Pflastersteinen,
die in unterschiedlichen Abständen an-
einandergereiht sind, mit Klötzen und
mit Balken bzw. einem Baumstamm.
Beispiele: siehe Bauwelt 26/1976; 21/1977,
Abb. S. 686.
Literatur: Klaus SPITZER/Janne GÜNTER/
Roland GÜNTER, Spielplatzhandbuch. Ein
kritisches Lexikon. (VSA) Westberlin 1976
(mit vielen Stichworten, praktischen Hinwei-
sen und Literaturanagaben).
SPIELZONE (3.15)
Die besten Möglichkeiten haben Kinder
überall dort, wo ihre gesamte Umwelt
ein Spielbereich ist. Der Spielplatz hin-
gegen ist der Ausdruck der Ghetto-Situa-
tion, in die die Kinder gebracht werden.
Der schönste Spielplatz (welcher ist
schon schön? ) kann nicht vergessen las-
sen, daß er Ausdruck einer zerstörten
Umwelt ist.
Immer noch ein eingegrenzter Bereich
aber bereits komplexer als ein Spielplatz
ist die Spielzone. Man kann sie leicht
herstellen, wenn ein kurzer Straßenab-
schnitt (rund 100 m), etwa in der Länge
eines Fußballplatzes, für den Verkehr ge
sperrt wird und diese Fläche mit Spiel-
geräten und Spielsituationen gestaltet
wird.
Beispiel: Rund um die Kirche St. Josef in Kre-
feld (eingerichtet von der Bürgerinitiative glei-
chen Namens).
SPIELWAND (3.16)
Auf jeder ruhigen Straße und auf Freige-
lände lassen sich kleine Spielwände auf-
stellen.
Die glattgeputzte Seite kann man fürs
Ballspielen verwenden (Torwand), die
unverputzte Seite sollte vorstehende
Backsteine zum Klettern und Stufen ha-
ben. Auf einem kleinen Podest können
die Kinder auch Theater spielen, Eine
viereckige Öffnung eignet sich zum
Kasperle-Spielen oder Durchgucken.
Man kann auch einen Korb an einer Stan-
ge zum Hineinwerfen aufstellen (für
Basketball-Training).
KINDER-—-ZOO (3.17)
Auf einer gut beaufsichtigten Freifläche
(Einsicht von vielen Wohnungen!) im
Ortsteil Bickerseiland in Amsterdam bau-
ten sich die Bewohner Ställe für Tiere.
® Die Kinder gehen oft hin und füttern
die Tiere.
® Sie lernen Sorgeverhalten und damit,
daß das Leben kontinuierliche Für-
sorge nötig hat.
Sie lernen weiterhin, das Verhalten von
Tieren zu beobachten.
Beispiele: In Arbeiter-Siedlungen des Ruhrge-
bietes gibt es ähnliche Ställe, die eine Familie
in gewisser Weise der Nachbarschaft zur Ver-
fügundg stellt.
BOCCIA—-BAHN (3.18)
Wer sich in Frankreich und Italien aus-
kennt, weiß, daß die Boccia-Bahn kein
modischer Spielplatz ist, sondern der
Treffpunkt vieler kleiner Gruppen aus
der Bevölkerung.
Eine Boccia-Bahn kann man sich
leicht selbst herstellen. In ihrer einfach:
sten Form besteht sie aus gestampfter
Erde.
Vorbereitende oder ergänzende Literatur zum
Straßenverkehr
Jane JACOBS, Tod und Leben großer ame-
rikanischer Städte. Gütersloh 19694, S, 57 ff
(zuerst: 1964; Straßenleben).
Ulrich CONRADS, Architektur — Spielraum
für Leben. München 1972. Hans HITZER,
Die Straße, Vom Trampfelpfad zur Auto-
bahn. (Callwey) München 1973.
Gerhard GROSS/Roland GÜNTER, Verkehrs-
entwicklung: Werk und Zeit 3/1973 (knap-
per historischer Überblick).
Die Straße — Form des Zusammenlebens.
52
Ausstellungskatalog Kunsthalle Düsseldorf.
2 Bände, Düsseldorf 1973. (Zuerst: Abbemu-
seum Eindhoven; Leben auf der Straße.)
C., K., P. DELLEMANN, J., R. GÜNTER,
W, NOTHDURFT, D., K. SCHLEGTENDAL,
A.M. SPORLEDER, Burano. Eine Stadtbe-
ale (Pe SCHON HEN der N DEN KMALSCHUTZ/STADTBILD-bensqualität. (Forschungsstelle EisenheimOberhausen 19763 (zuerst: 1972; Tätigkeiten- PFLEGE/SCHUTZZONE (4.1)
kartierung im Freiraum, Verhaltensbeobach-
tung). N In den letzten Jahren hat sich die Theorie
SOFERNRDER FIR KT che und Praxis des Denk malschutzes unter nr „Ein Ss 7 AO
Lexikon. (VSA) Westberlin 1975. (Statt Kin- SM Druck von Bürgerinitiativen und
derghettos wird eine bespielbare Umwelt ge- fortschrittlichen Experten so ausgeweitet,
fordert. Praktische Anleitungen.) daß sie sozial und anschaulich komplex
Straße. Das Gesicht DE NE Ausstel- funktionierende Bereiche häufig unterlungskatalog Heidelberger Kunstverein u.a. ;Heidelberg 1975 (Foto-Sammlung), Schutz stellte, An die Stelle des Schutz-
Rudolf MENKE, Stadtverkehrsplanung. (Kohl- privileges für hehre Denkmäler tritt mehr
hammer) Stuttgart 1974. (Kritisches Standard- und mehr der soz/a/e Stadtbereichsschutz.
Werk.) . Viele Vorstadtstraßen haben nun eine
Günther KOKKELINK/Rudolf MENKE, Die Chance
Straße und ihre sozialgeschichtliche Entwick- n ] 7
lung — ein Gespräch: Bauwelt 66, 1977, Nr. 12 Aber es geht nicht allein um den
(Stadtbauwelt 53), S. 344/58, Schutz von Fassaden, sondern auch um
nos ENTENRn Schutz von Situationen, in bestimm-arianne ‚ Zur sozio-ökonomi- ; ;
schen Bedeutung des Automobils. (Suhrkamp) ten Siedlungsbereichen vor allem um
Frankfurt 1971 (Standard-Taschenbuch). den Schutz von Menschen (in Arbeiter-
Jürgen DAHL, Der Anfang vom Ende des Autos siedlungen u.a.). Und: um das Bewußt-
CE Ebenhausen Se sein, mit Gelungenem sorgfältig umzu-Hans DOLLINGER, Dit totale Auto-Gesell- ; ; ; ES
schaft. (Hanser) München 1972. gehen und es nicht leichtfertig zu zer
Bürgerinitiative Westtangente Berlin e.V., stören. A . ; n
Stadtautobahnen. Ein Schwarzbuch zur Ver- In den geschützten Bereichen sind in
kehrsplanung. Berlin 1976. (Erhältlich: Che- Räumen, Bauten und Objekten Erinne-
ruskerstr. 10, 1000 Berlin 62; ausgezeichnete rungen gesammelt die die Gegenwart
Analysen und umfangreiches Material.) ;komplexer machen.
Informationen verbaler, zeichneri-
- Bernd HAMM, Betrifft: Nachbarschaft. Verstän scher und fotografischer Art sollen
digung über den Inhalt und Gebrauch eines das Bewußtsein dafür schärfen
vieldeutigen Begriffs, (Bauwelt-Fundamente Si Il hZ hä40 ) Düsseldorf 1973 (mit Literaturübersicht). le sollen auch Zusammen hAnde
Reimer GRONEMEYER/Hans-Eckehard BAHR darstellen, die sich zu einer Skizze der
(Herausgeber), Nachbarschaft im Neubaublock. Geschichte des übersehbaren Wohnungs-
Empirische Untersuchungen zur Gemeinwesen- bereiches zusammenschließen (Stadtteil-
arbeit, theoretische Studien zur Wohnsituation. Buch)
(Beltz) Weinheim 1977. )




Für den Sport gibt es in jedem Wohnbe-
reich viel mehr Möglichkeiten als man ge-
meinhin annimmt, wenn man denVerkehr
aus den Straßen heraushält.
Auf breiten Wohnstraßen lassen sich
eingezäunte kleine Bolzplätze anlegen.
Ein Volleyball-Platz benötigt nicht viel
Raum. In das Pflaster kann man die Hal-
terungen für zwei Stangen anbringen, die
das Netz tragen. Zwei rückwärtige Zäune
sollten hinzukommen.
An Mauern können Kinder das genaue
Pässe-Schlagen und Tore-Schießen fürs
Fußballspiel lernen.
Parkplätze auf Betriebsgelände lassen
sich am Wochenende als Tennis-Plätze
benutzen. Wenn man in zwei liegende Rei-
fen Beton füllt und in der Mitte eine Stan-
ge anbringt, hat man die Vorrichtung, die
das Netz trägt. Auf dem Asphalt kann
man — entlang einer Schnur — mit weißer
Farbe leicht Linien ziehen.
Beispiel: Firma Francke &amp; Co Balingen-Weil-
stetten.
Literatur über Nachbarschaft “BAUBUDE” (4.3)
Die einfachste und billigste Möglichkeit,
einen — wenn auch kleinen — Treffaunkt
zu haben, ist der Kauf einer Baubude. Sie
ist meist billig. Man kann sie innen gegen
Kälte isolieren und außen farbig anstrei-
chen — auch als Kunstaktion. Wenn die
Stadtverwaltung Schwierigkeiten beim
Aufstellen macht, muß man sie über+
listen.
Die Baubude kann auch als Informa-
tionszentrum dienen oder als Kinderhaus.
Beispiel: Arbeitersiedlung Eisenheim in Ober-
hausen (Texte von Bewohnern; Geschichts-
schreibung nach mündlichen Quellen).Kontaktadressen:
— Arbeitskreis Verkehr im Landesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz Nordrhein-Westfalen
c/o Willi Becker, Bahnhofstraße 4, 4272
Kirchhellen; Tel. 02045—6449,
(Kritische Verkehrsplanung, Lärmmessung
und Lärmschutz; Leitung des Expertengre-
miums: Prof. Volker Sperlich, Lohbecker
Berg 19, 433 Mülheim, Tel. 0208—382180.
Arbeitskreis Verkehr im Landesverband Bür-
gerinitiativen Umweltschutz (LBU) Berlin.
c/o Helga Reichardt, Rabbestr. 1, 1000 Berlin
49; Tel. 030—7424345.
Bürgerinitiative Westtangente e.V., Berlin
Cheruskerstraße 10, 1000 Berlin 62.
Tel. 030—7815705 oder 030—6911510.
Bundesverband Bürgerinitiativen Umwelt-
schutz e.V. (BBU), Schliffkopfweg 31a,
7500 Karlsruhe 21. Tel. 0721—574477.
Gesellschaft für rationale Verkehrspolitik,
c/o Werner Kammer, Bromberger Str. 5,
4000 Düsseldorf-Reisholz, Tel. 0211—
741507
Kuratorium Humane Verkehrstechnik e.V.
c/o Dr. Jürgen Blomeyer, Begasweg 20,
8000 München 71.
Dr. Rudolf Menke, Stettiner Str. 41a,
3014 Laatzen 3
Dr. Heiner Monheim, Bundesforschungsanstalt
für Landeskunde und Raumordnung. Michael-
str. 8, 5300 Bonn-Bad Godesberg.
Tel. 02221—826—1; Kurfürstenstraße 13,
5300 Bonn 1.
Dr. Rolf Monheim, Geographisches Institut
der Universität Bonn.
Literatur:
— Roland GÜNTER/Eugen BRUNO, Von
der Denkmalpflege zum Schutz der Stadt.
Notizen zu einem notwendigen Gesinnungs-
wandel: Archithese 11/1974, S. 30/36.
Denkmalpflege 1975, Dokumentation
der Jahrestagung der Vereinigung der Lan-
desdenkmalpfleger in der Bundesrepublik
Deutschland, (Nidersächsisches Landesver-
waltungsamt-Denk malpflege) Hannover
1976. (Darin: Rechtsfragen, Stadt als
Denkmal.)
Janne und Roland GÜNTER, Architektur-
elemente und Verhaltensweisen der Bewoh-
ner. Denkmalschutz als Sozialschutz. In:
Ina;Maria Greverus, Denkmalräume — Le-
bensräume = Hessische Blätter für Volks-
und Kulturforschung Neue Folge 2—3/
1976 (Schmitz) Giessen 1976, S. 7/56.
(Sonderdrucke beim Deutschen Werkbund,
Alexandrawea 26, 61 Darmstadt.)
VOLKSHAUS (4.4)
Die Arbeiterbewegung hat als Bewegung
unterdrückter Volksschichten stets erfah-
ren, daß man ihr verwehrte, sich zu tref-
fen. Sich zusammenzutun — das hieß im-
mer: sich gegenseitig zu festigen, sich Mut
zuzusprechen, sich gegenseitig anzuregen
und zu entwickeln. Daher gehört die Idee,
Volkshäuser zu haben, seit jeher zu den
wichtigsten Vorstellungen der Arbeiterbe-
Wegung.
Wo die Organisation der Arbeiterbewe-
gung in bürokratischen Strukturen erstarr-
te, schuf sie Bürgerhäuser oder Stadthallen:
statt sich selbst verwalten zu können, wer-
den die Bewohner von der Stadtverwaltung
oder von einem kommerziellen Unterneh-
men verwaltet. Die Stadtverwaltung setzt
sich selbst mit dem Bürgerhaus oft genug
ein Denkmal. Und: sie zentralisiert den
Treffpunkt in die Stadtmitte.
Den Bedürfnissen der breiten Bevöike-
rung entspricht jedoch nicht das repräsen-
tative, teure, zentralistische Bürgerhaus,
sondern das selbstverwaltete, unrepräsen-
tative, dezentralisierte Volkshaus in jedem
Stadtquartier.
Ein Bürgerhaus kostet außerordentlich
viel Steuergeld: Jeder Angestellte im
Jahr 40.000 bis 60.000 DM. Das Volks-
FESTPLATZ
N (4.2)
Quartierfeste oder Straßenfeste gehören
zu den wichtigsten Ereignissen der Stadt-
teil-Kultur. Sie können auf einer Wiese
oder in einer (dafür gesperrten) Straße
stattfinden.
MietZelte sind nicht billig, können
aber durch Ausschank gut finanziert
werden. Man kann auch Planen über die
Straße spannen (hoch genug — wegen
der Feuerwehr-Durchfahrt).
Beispiele: Arbeitersiedlungen Mausegatt (Mül-
heim-Heissen) Eving (Dortmund), Rheinpreus-
sen (Duisburg-Homberg), Bickerseiland und




haus im Vorort kann ohne feste Angestell- Produkte der Werkstatt sollten auch
te auskommen. im Quartier verwandt werden: Bänke
Die Arbeit im Volkshaus machen Frei- vor den Häusern, Vordächer, Kinder-
willige, oft Rentner, die dadurch eine spielgeräte, Plastiken, Einrichtung des
Aufgabe erhalten. Volkshauses u.a.
Das Volkshaus sollte den Kneipen kei- In der Werkstatt können auch alte
ne Konkurrenz machen. Aus diesem Grund Möbel wieder aufgearbeitet werden.
und um Kosten und Aufwand zu senken, Beispiele: Mottenburg in Hamburg-
ist es nur an bestimmten Tagen und dann Altona, Eisenheimer Werkstatt und
nur von 16 bis 23 Uhr geöffnet (ausnahms- Ruhr-Werkstatt in Oberhausen.
weise länger oder kürzer). Jedes Pfarrhaus, Jugendhaus, Bürger-
Die Finanzierung geschieht über den haus, Gastarbeiter-Zentrum, Kommuni-
Ausschank (Vorsicht mit harten alkoholi- kationszentrum sollte eine Werkstatt
schen Getränken!). Oder teilweise über einrichten.
Beiträge. Eintritt wird nur zu bestimmten
Veranstaltungen erhoben. Löcher im
Etat können durch Erlöse aus Festen ge-
stopft werden.
Es empfiehlt sich, einen Verein zu grün-
den (um dadurch Haftungsrisiken eng zu
begrenzen). Die Haftpflicht- Versicherung
ist billig.
Im Volkshaus finden Vollversammlun-
gen, Ausschuß-Sitzungen, Schulungen,
Arbeitskreise, Diskussionen, Filmveran-
staltungen, Theater, Feste, Vorlesungen
und Vorträge sowie Ausstellungen statt.
Beispiele: Italienische Orte, Arbeitersiedlungen
Eisenheim (Oberhausen) und „Negerdorf”” am
Kanal (Lünen).
stenbeitrag oder eine Spende weitergege-
ben.
Beispiele: Gartenstadt in Baden-Baden, Arbeiter-
siedlung Eisenheim.
KOMPOSTIERUNGSANLAGE (4.7)
In Bereichen mit viel herbstlichem Gar-
tenlaub und Gartenabfällen kann man
solchen Müll sinnvoll verwenden: in
einer Kompostierungsanlage wird er zu
wertvoller Gartenerde für Gärten, Vor-
gärten und Blumentöpfe verwandelt.
Früher hatte nahezu jedermann
einen Komposthaufen, d.h. er kannte
das Verfahren.
Die Kompostierungsanlage kann von
einem oder von zwei Rentnern betrie-
ben werden. Sie können die Gartenerde
auch verkaufen und den Erlös als Aufbes-
serung ihrer Rente benutzen.




Baumaterial ist wertvoll und sollte daher
nicht weggeworfen werden. Häufig kann
man es wiederverwenden, vor allem,
wenn man kein Geld oder nur wenig
Geld hat.
Lagerplatz: in siner alten Fabrik, auf
Brachland, in einem vorhandenen oder
selbstgebauten Schuppen im Garten.
Gruppen sammeln Material bei
Hausabrissen, Modernisierungen und
beim Aufreißen alter Straßen (Straßen-
pflaster).
Eine kleine Gruppe, die den Lager-
platz verwaltet, hört sich um, wo etwas
passiert und telefoniert von Zeit zu Zeit
mit der Straßenverwaltung im Rathaus,
um Straßenmaterial zu erhalten.
Transport: ausgeliehene Bully, Lkw,
Trecker mit Anhänger vom Bauern,
Handkarre, Lieferwagen.
Das Material wird gegen einen Unko-
INFORMATIONSSCHILDER (4.8)
In einer Kultur, die inzwischen außeror-
dentlich stark aufs Lesen eingestellt ist,
muß es als Anachronismus wirken, daß es
über die eigene Stadt und das Stadtviertel
oder den Block so gut wie keinerlei ge-
schriebene, öffentlich lesbare Informa-
tion gibt, es sei denn Straßenschilder und
die Werbung von Geschäftsleuten.
Mit neuen und nicht teuren Techniken
ist es möglich, auch die Geschichte und
Spezifik eines Blocks oder einer Siedlung




Kultur beginnt nicht oberhalb des Alltags,
sondern im Alltag selbst. Sie wird nicht
nur mit dem Kopf gemacht, sondern eben-
sosehr mit den Händen.
® In der Werkstatt wird an Erfahrungen
und Kenntnisse aus dem Arbeits- bzw.
Handwerksbereich angeknüpft.
Vor allem für Arbeiter eröffnet sich
hier die Chance, eine Kultur von
unten, eine eigenbestimmte Kultur
zu entwickeln, die aus der eigenen
Sozialisation hervorgeht und nicht
von oben aufgesetzt ist.
2 Diese Kultur wird in einem gemeinsa-
men Arbeitsprozeß geschaffen. Die Menschen lernen am intensivsten im
® Sie entwickelten sich in sinnlicheren Alltagsleben, nicht in Lern-Institutionen.
Formen als die „offizielle’” Kultur. Bevor das Kind zur Schule geht, ist es
Zu einer Werkstatt gehören: eine Tisch- rund 6 Jahre in der offensichtlich lern-
lerei, eine Schlosserei, eine Auto- und fähigsten Zeit seines Lebens, im häusli-
Motorradwerkstatt, eine kleine Druckerei chen und nachbarschaftlichen Alltag.
(Medien-Werkstatt), ein Fotolabor, eine Vor und um die Lern-Institutionen
Graphik-Werkstatt, eine kleine Biblio- herum liegt ein Lernfeld (Sozialisations-
thek mit Lese-Ecke, Ausstellungsmöglich- bereich), der -zigfach so umfangreich
keiten an den Wänden, ein Materiallager, und weitaus komplexer ist als die Schu-
ein Hof (zur Arbeit im Freien). len.
Die Werkstatt kann in einem leerstehen- Die sozialdemokratischen Wohlfahrts-
den Laden, in alten Waschhäusern von Formeln stehen im Widerspruch zu allen
Arbeitersiedlungen, in Baubuden oder in komplexen Erkenntnissen. Sozialdemo-
einer nicht mehr genutzten Fabrik ent- kratische Politik reduzierte das Problem
stehen. des Kinderspielens weitgehend auf das
Sie wird stundenweise geöffnet (16 bis Kinderghetto „Spielplatz””, das Lern-
21 Uhr, ausnahmsweise länger oder kürzer) problem auf das Lernghetto „‚Schule””,
Tagsüber kann u.U. ein einzelner oder eine der die Schulpolitik bislang nur. techno-
kleine Gruppe professionell, d.h. zum Le- kratische Neuerungen, aber kaum sozia-
bensunterhalt in ihr arbeiten (z.B. Karosse- l!es Lernen einfügte, das Freizeitproblem
rie-Schweißen, Schmiede, Autoreparatur). auf das Freizeitghetto „‚Volkspark” und
In Kursen können in systematischer Ar- „Freizeitanlage”’ bzw. „‚Freizeitpark”,
beit Qualifikationen erworben werden (auch das Altenproblem auf das Altenghetto
mit VHS-Unterstützung). „Altersheim”’, das Problem der körper-
Notwendig sind eine Hausordnung so- lichen Entfaltung auf das Ghetto „Sport-
Wie eine ständige Betreuung durch Fach- anlage” (Sportplatz, Turnhalle, Schwimm-
arbeiter bad), das Wohnproblem auf das Wohn-
5. Stadtquartier/Stadtteil
ghetto der neuen teuren Hochhaus-
Heimat.
Diese Verkürzung von Problemen kam
der profitablen Verwertung der entspre-
chenden Kapitalien zugute. Derartige
Zusammenhänge öffnen die Augen für
den Opportunismus der Sozialdemokra:
tie, die den nächtigen Bauinvestitions-
Interessen — bewußte oder unabsichtli-
che — Zulieferdienste leistete. Für die
dermaßen wohlfahrtsversorgte, aber von
der Mitsprache ausgeschlossene Bevölke-
rung wirkte sich diese Verkürzung wich-
tigster Probleme zu Ghettos als materiel-
le und soziale Gewalt aus.
Es ist unsere Aufgabe, durch Protest,
Aufklärung und Gegenorganisation das
Alltagsfeld wieder entwickeln zu helfen,
damit in ihm komplexes Lernen stattfin-
den kann.
Je zentralistischer die Institutionen
der Infrastruktur angelegt werden, desto
krasser grenzen sie sich aus dem Alltags-
leben aus. Wenn sie lernwirksam sein sol-
len,müssen sie daher wieder so weitge-
hend wie möglich dezentralisiert werden.
Dies gilt besonders für Kindergärten,
Grundschulen, Kinderhäuser, Volkshäu-




Eine flexibe Verwaltung kann eine dif-
ferenzierte Infrastruktur im Stadtviertel
in kleinen, unbürokratischen Schritten
fördern. Sie darf sich dabei nicht vom Ge-
schrei der Lobbies und Handelskammern
abhalten lassen, die die Politik der Kon-
zentration aller Produktivität auf große,
aber unrentable Betriebsgrößen betrei-
ben — die anschließend enorme Defizite
hinterlassen.
Picknicken, Schwimmen, Bootfahren,
für Spiele von Kindern,
für Entdeckungszüge von Kindern und
Erwachsenen,
@ als Räume, in denen man Überblick,
® Blickerweiterung,
e Folgen von Szenerien genießt.
Viele Ufer sind für diese Erlebnisse über-
haupt nicht oder nur unzulänglich er-
schlossen. Bürgerinitiativen sollen daher
kleine Projektgruppen bilden, die die
Stadtverwaltungen zwingen, die Ufer zu-
gänglich und benutzbar zu machen. Es
gibt inzwischen Enteignungsmöglichk ei-
ten für geplante Wege am Ufer. Die Prei-
se für enteignetes Land sind in der Regel
nicht hoch, auch der Erschließungsauf-
wand nicht, da keine Kanäle und aufwen-
diger Straßen-Ausbau nötig sind.
Für die Bepflanzung der Ufer holt man
sich am besten bei Ökologie-Fachleuten
Rat.
Stadtteilbüros werden stundenweise ge-
öffnet. Hier treffen sich Projektgruppen
der Bevölkerung. Verwaltungsleute und
u.a. von Bewohnern vorgeschlagene Ex-
perten beraten die Bevölkerung. Die Bau-
organisation von Renovierungen, Moder-
nisierungen und Neubauten wird be-
sprochen: gemeinsame Planung, gemein-
samer Materialeinkauf, gegenseitige Hilfe.
Die Anzahl der Büros muß im positiven
Verhältnis zur Größenordnung der Be-




Fragt man Kinder, wo sie leben möchten,
dann sagen die meisten von ihnen, vor
ÖKOLOGISCHER BERATUNGSDIENST allem die Großstadtkinder: „Auf dem
(5.3) Bauernhof”.
Im Stadtteilbüro findet zu bestimmten Nun kann man Kindern schwerlich
Zeiten ein Beratungsdienst zur Verbesse- Rück wärts-Romantik vorwerfen. Der
rung der Ökologie statt. Denn: viele Be- Grund für ihre Antworten liegt darin,
wohner kennen sich nicht gut aus und ® daß der Bauernhof — sieht man von be-
haben gezielte Informationen nötig. stimmten Mühen der Arbeit ab, welche
Der festangestellte Ökologe geht auch den Kindern unbekannt sind — ein
durch den Stadtteil, schaut sich um, komplexes Lebensumfeld ist.
spricht mit Leuten und macht von sich e Hinzu kommt, daß der Umgang mit
aus Verbesserungsvorschläge. Tieren psychologisch sowohl die Vi-
Solange sich die Stadtverwaltung talebene der Kinder
sträubt, einen Ökologen anzustellen, ® wie auch ihre sorgende Zuwendung,
— er kann auch einen Planungsvertrag mit @ ihre Beobachtungsfähigkeit
Stundenhonorar erhalten — springt die @ und ihre soziale Fantasie herausfordert,
Selbstverwaltung der Bewohner ein. weil die Verständigung mit Tieren
Die Leute werden beraten über höher- einerseits einfach, andererseits man-
wertige Bepflanzung, den ökologisch gels Sprache schwieriger ist.
günstigeren Umgang mit Baustoffen und Vor allem werden nichtverbale Fähig-
Erde, über die Rekultivierung von Brach- keiten herausgefordert — eine wichtige
land, aber auch über die Verringerung Kompensation zur herrschenden Über-
von Emissionen. fülle an Verbalität.
Zugleich kann der ökologische Berater
in Schulen eingesetzt werden. Er gibt
dort Unterrichtsstunden über Ökologie
und Wohnwerte sowie über die Wohnum-
feld-Verbesserung — konkret auf den
Stadtteil bezogen.
Kontaktadressen: über Bundesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz e.V. (BBU), Schliff-
kopfweg 31a, 7500 Karlsruhe 21; Tel. 0721-
574477
WASSERBECKEN, TEICH (5.8)
Ein Wasserbecken oder einen Teich anzu:
legen, ist nicht einfach. Denn ohne Pfle-
ge vermoort das Becken, d.h. es wächst
zu. Dennoch haben Teiche eine große
Anziehungskraft für Kinder wie für Er-
wachsene.
Im Winter lassen sich Wasserflächen
zum Eislauf benutzen.
(5.9)BRÜCKE
Brücken sind seit jeher Orte, die eine viel-
fältige Prägung besitzen.
® Sie sind eine Grenze,
® die man überschreiten kann,
8 aber — so scheint es — nur an dieser
Stelle.
Oft hat man von ihnen eine Aussicht,
vor allem, wenn sie gebogen sind — wie
z.B. bei Fußgängerbrücken in Engli-
schen Gärten, über Amsterdamer oder
venezianischen Kanälen.
Brücken sind Orte über dem eigentüm-
lichen Medium Wasser.
Oft faszinieren auch ihre technischen
Konstruktionen, indem sie die techni-
sche Fantasie bewegen.
Holzbrücken sind nicht teuer. Sie können
einen Bachlauf sehr bereichern. Und: sei-
ne Erschließung interessanter machen,
Beispiele: In den Niederlanden hat nahezu jede
Stadt einen oder mehrere Kinderbauernhöfe,
die sich regen Zuspruchs erfreuen. Die Stadt-
verwaltungen finanzieren sie. Kinderboerderij
neben dem Witte Dorp in Rotterdam.
Ähnlich wie der Bauernhof ist der Zirkus
eine urtümliche komplexe Welt, die Kinder 8
faszinieren und motivieren kann, eine Viel-
zahl sinnvoller Tätigkeiten zu lernen: 2
® auf Brachland sich eine Manege,
® eine Bühne,
2 Hütten als Aufenthaltsräume zu bauen,
2 Kostüme zu schneidern, zu tischlern,
Zimmerarbeit zu lernen, auch zu
schlossern,
9 Rollen- und Theaterspiele zu machen EINZUGLIEDERNDE BEREICHE
® und Tiere zu halten. (5.10)
Der Kinderzirkus funktioniert nur unter S+itgelegte Bahnhöfe bieten Räume für
pädagogischer Betreuung: dadurch entsteht gemeinsame Nutzungen. Ihr Umfeld be-
kontinuierliches und qualifiziertes Lernen. sitzt oft interessante Szenerien.
Beispiel: In Unna-Königsborn arbeitet der ev. Schulen können nachmittags und
Pfarrer Alfred Buß mit arbeitslosen Sozialpädago- abends genutzt werden. Die Schulhöfe
gen, die mit Mitteln des Arbeitsbeschaffungspro- ns ; A S
gramms finanziert werden. Kennen zu Spielgelände verwandelt wer
Literatur: Walter Benjamin schreibt über den
Zirkus in einer Rezension des Buches von Ramon
Gomez de la Serna, Le cirque. Paris 1927. In!





In den letzten zehn Jahren entstanden
durch industrielle Strukturveränderung
außerordentliche Defizite im Bereich hand
werklicher und sozialer Dienstleistungen,
weil deren Träger sich zu unwirtschaftli-
chen Betriebsgrößen erweiterten und
dann aufgaben oder ihre Produktivität
durch Überspezialisierung im Spektrum
einschränkten. Es läßt sich jedoch leicht
nachweisen, daß solche Dienstleistungen
keineswegs ökonomisch unattraktiv und
damit unerfüllbar sind.
Oft genügen einige Hilfen, damit sie
sich in einem Stadtviertel wieder ent-
wickeln können: die Vermittlung miet-
günstiger Räume, Mietzuschüsse, eine
bestimmte Auftragsgarantie, geringfügige
Zuschüsse oder Überbrückungs- bzw. Ein-
richtungshilfen, eine vernünftige Umschu-
lung und Disposition Arbeitsloser, die
Aufforderung an qualifizierte Facharbei-
ter, sich eine selbständige Handwerkstä-
tigkeit einzurichten; oder es werden
Frührentnern Werkstätten zur Verfügung
Die Bereiche, deren Verfügung, Nutzung
oder Aussehen ziemlich unklar sind oder
unklar erscheinen, bieten oft vielerlei
Möglichkeiten. Kinder nutzen sie am
besten.
Beispiele sind: Bahnkörper (der litera-
risch viel besprochene Bahndamm, die
toten Gleise, der stillgelegte Bahnhof),
BACHUFER, FLUSSUFER, KANALUFER
TEICHUFER (5.7)
Ufer sind aus vielerlei Gründen wirkungs-
volle Szenerien:
@ für Tätigkeiten wie Spazierengehen,
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Brachland, Überschwemmungsgebiete
von Flüssen, Baulücken, Ruinen, die Um-
gebung von Bunkern, auch Industriege-
lände.
Brachland wird gelegentlich in Eigen-
initiative zu Kleingärten umgewandelt.
Oft hilft ein benachbarter Bauer, es wie-
der gartenfähig zu machen.
Manche dieser Bereiche sollte man
auch weiterhin ungeplant nutzen. Da-
durch behalten sie ihre Vielfältigkeit.
Je mehr man seinen Stadtteil kennen-
lernt, desto mehr kann man auch dessen
ungenutzte Möglichkeiten für sich und
für andere erschließen.
INDUSTRIE-GELÄNDE (5.12)
In großen !Industrie-Orten bestehen um-
fangreiche Flächen aus Industrie-Gelände
Diese Bereiche sind häufig ökologisch,
d.h. von ihrem Bewuchs (der die Arbeits-
vorgänge meist nicht stört) unzulänglich
angelegt. Meist dominieren die unbe-
oflanzten Erdflächen. Oder der einfache
Rasen.
Stadtverwaltungen müssen sich bemü-
hen, durch gezieltes Ansprechen und Be-
raten der Unternehmen zu erreichen, daß
sich die Ökologie auf diesen Industrie-
Flächen erheblich verbessert: durch hö-
herwertige Bepflanzung (die keineswegs
teuer und pflegeaufwendig sein muß).
Zugängliche asphaltierte Parkplätze
können an Wochenenden als Tennis-
plätze für die Umgebung genutzt werden.
Sie werden mit weißen Linien ausgestat-
tet und erhalten ein Netz.
Nicht mehr genutzte Fabrikräume
sollten der Bevölkerung zur Verfügung ge-
stellt werden. Die Stadtverwaltung fun-
giert als Informationsstätte und als Ver-
mittler.
In solchen Räumen können zu be-
stimmten Zeiten auch offene Werkstät-
ten mit Betreuung betrieben werden.
Betriebe sollen bestimmte Teile ihrer
Werkstätten auch an Samstagen — unter
Betreuung — für Betriebsangehörige zum
Basteln offenhalten.
SCHULGARTEN (5.13)
Neben einer Schule wird ein Garten an-
gelegt, in dem jedes Kind sein eigenes
Beet hat, das es betreut. Der Schulgarten
wird als Aufhänger für praxisorientiertes
Lernen in einigen Fächern benutzt, vor




Die meisten öffentlichen Gebäude wur-
den mit einer Ideologie gebaut, die vorde-
Mokratisch ist. Sie stammt aus dem feuda-
len oder großbürgerlichen Staatsabsolutis-
Mus, der dem Volk die Repräsentations-
bauten zum Bewundern einer furchteinja-
genden, rituell-mystifizierten Staatsgewalt
(ein bezeichnender Begriff!) vorführte,
aber nicht zum Benutzen.
In einer entwickelten Demokratie müs-
sen die öffentlichen Bauten und Räume
auch der Bevölkerung gehören und (na-
türlich nach vernünftigen Spielregeln) von Miete und Unterhaltung decken sie durch
allen benutzt werden. Dies ist durchzusetzer den Erlös aus Getränken. Der Theken-
Im Stadtteil macht eine Projektgruppe dienst wird umschichtig ausgeführt. Um
Vorschläge zur besseren Nutzung öffentli- die politische Polizei zu ironisieren,
cher Flächen: angefangen von ökologisch nannten sie das Kommunikationszen-
sinnvoller Bepflanzung bis hin zur halb- trum „Kunstfabrik K 14”. Es ist inzwi-
privaten Nutzung, wo der Nutzer als Ge- schen die vielfältigste und anregendste
genleistung verpflichtet wird, bestimmte Einrichtung der Großstadt Oberhausen
soziale Dienste für die Öffentlichkeit — mit einem Programm, das das Kultur-
bzw. für bestimmte Gruppen zu leisten. programm der Stadtverwaltung an Qua-
Oder: Flächen werden überdacht, damit lität weit übertrifft.
sie auch bei Regen benutzbar sind. Oder: Weitere Beispiele: u.a. Fabrik in Hamburg
sie werden einzelnen oder Vereinen zu Altona, Börse in Wuppertal, Eschhaus
gewissen Zeiten für Präsentationen und in Duisburg, AJZ in Bielefeld.
zum allgemeinen Mitmachen zur Verfü- Die Kommunikationszentren haben
gung gestellt. sich zu einem Verband zusammenge-
Ein Benutzerkomitee, in dem Bewoh- schlossen.
ner und Stadtverwaltung vertreten ‚sind, Literatur: Kommunikationszentren. In: So-
kann diese Flächen verwalten und ist für zialmagazin 12, 1977, S. 22/49.
Termine und Organisation zuständig.
TAUSCHHANDEL (5.15)
ORIENTIERUNGSS YSTEM (5.18)
In allen Gesellschaften und Gruppen mit
entwickelten Kontakten gibt es Tausch-
handel in Wohnbereichen — bis heute.
Unter bestimmten Bedingungen der Iso-
lierung schrumpft er.
Tauschhandel ist also ein Prozeß. Er
hängt ab
® von den Kontaktmöglichkeiten in der
Straße und im Quartier
® sowie von den Möglichkeiten, etwas
zu machen
® und zu lagern.
Normalerweise ist der Tauschhandel nicht
institutionalisiert. Man kann ihm aber ver-
besserte Möglichkeiten geben, wenn man
ihn in einem alten Laden, einer kleinen
Fabrik oder in einem Schuppen einrich-
tet. Am besten steht er in Zusammen-
hang mit einer Werkstatt und einem
Volkshaus,
Beispiel: Heusden-Zolder (Belgien).
Je größer eine Stadt ist, desto schwieriger
kann man sich meist in ihr zurechtfin-
den. Für viele Stadt- und Verkehrsplaner
ist diese mangelhafte Orientierungsmög-
lichkeit ein Vorwand, um Schnellstraßen
oder Stadtautobahnen zu fördern. So-
viel Aufwand stellt sich jedoch als ab-
surd heraus, wenn es sehr einfache und
billige Möglichkeiten der Orientierung
gibt.
Auf großen Schildern am Stadtrand
werden klare, einfache und einprägsame
Symbole vorgestellt, die sich in ca. 20 cm
großen, kreisförmigen, farbigen Feldern
befinden. Der Autofahrer folgt ihrem
Pfeil bis ins jeweilige Stadtviertel oder
zum Objekt.
Innerhalb des Stadtviertels kann man
weitere neue Symbole ähnlicher Gestalt
als Leitfiguren benutzen.
Diese Methode ist weitaus billiger als
die übliche Beschilderung. Man kann z.B.
an Straßenlaternen mehrere Symbole
übereinander anbringen.
Auf diese Weise lassen sich Verkehrs-
ströme leiten bzw. der Verkehr aus be-
stimmten Bereichen heraushalten.
Planer mit graphischem Interesse kön-
nen das Orientierungssystem den Stadt-
verwaltungen vorschlagen.
Wichtig ist, daß es nicht abstrakt ent-
wickelt wird, sondern gut auf die norma-
le Wahrnehmunasfähigkeit bezogen ist.
KOLLEKTIVER VERKAUFSRAUM
(5.16)
In einem alten Laden, Schuppen oder in
einer leerstehenden Fabrik kann ein Ver-
kaufsraum angelegt werden, in dem ein-
zelne oder Bürgergruppen Produkte ver-





Es genügt, den Laden nachmittags von
16 bis 18 Uhr zu öffnen. Er sollte gleich-
zeitig ein Treffpunkt sein (Kaffee, Tee,
nichtalkoholische Getränke). Ein bis drei
Personen betreiben ihn.
STADTTEIL-PLAN  VA34 (5.19)
Für die Bewohner besitzen weniger die
großen Städte als vielmehr die Stadt-
quartiere Identität. Der Wunsch, sie zu
verstärken, wird immer deutlicher. Daher
benötigen auch die Stadtviertel u.a. eige-
ne Stadtpläne.
Sie können in zweifacher Weise ange-
fertigt werden:
e in Form von großen gemalten Schildern
an einigen wichtigen Stellen des Stadt-
viertels
® und in gedruckter Form für jeden
Haushalt , für Schulen, Institutionen
und Vereine.
Die Herstellung macht keine Schwierig-
keiten. Man kann den Stadtviertelplan
aus dem Stadtplan herausnehmen. Eine
Vergrößerung des Maßstabes empfiehlt
KOMMUNIKATIONSZENTRUM (5.17)
1968 trafen sich in Oberhausen junge Leu-
te, die der Studentenbewegung nahestan-
den, mit dem Wunsch, ein Haus zu haben,
das sie selbstbestimmt gestalten könnten.
Zuerst benutzten sie ein altes Haus, spä-
ter fanden sie eine kleine, stillgelegte
Fabrik und richteten sie her: zu einem
Versammlungsraum mit Bühne, Theke,
Ausstellungsgelegenheit, Verkauf von
Volksblättern, einem kleinen Buchladen
(nur zu bestimmten Zeiten geöffnet),
Künstlerateliers u.a. Die Kosten für die
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sich — um ihn lesbarer zu machen und
um ihn mit weiteren Eintragungen zu be-
reichern.
Der Stadtviertelplan soll nämlich kein
eng begrenzter Plan zum Auffinden einer
Straße sein, sondern er soll — zwischen
die Straßennetze eingefügt und unten bzw.
auf der Rückseite — Informationen über
Geschichte und Spezifik des Stadtviertels
geben.
Es ist sinnvoll, einen solchen Plan auch
über einen Block und über seine Siedlung
zu machen.
ofen, an der Walze, am Schmiedeofen,
für den Maurer und Zimmermann, für die
von den Freicorps erschossenen Arbeiter
des Ruhrkampfes, für die Familie, die
Juden half, für den von den Nazis umge-
brachten Zigeuner, für die bettelarme
Oma Grün und für viele andere.
In jedem Viertel gibt es eine Fülle von Die Denkmäler posieren nicht mehr
Wänden, die man bemalen kann: Brand- auf Sockeln, sind nicht mehr ritualisierte
mauern, Bunkerwände, Bretterzäune, Wän- Kolossalfiguren, haben Lebensgröße,
de öffentlicher Gebäude u.a. stehen in der Regel zu zweit beisammen
Künstler malen zusammen mit der Be- — als Figuren, die sich unterhalten und
völkerung Szenen, die die Geschichte und bei denen man die Vorstellung hat, daß
Spezifik des Stadtteils sichtbar machen. man mit ihnen ganz menschlich sprechen
Jeder Mitmaler malt seine eigene Figur könnte,
— um sich mit der Malerei identifizieren Neben den Denkmälern werden Infor-
zu können. mationstafeln mit umfangreichen Texten
Diese Malerei dient dann nicht mehr le- aufgestellt, die Zusammenhänge erklä-
diglich einer gedankenleeren Verschönerung, ren.
sondern sie regt die Stadtbenutzer an. Sie Der Stadtteil erhält sein Denkmal-Lese-
ist eine Aufforderung und Intensivierung. buch, das in vielen Haushalten steht und
Beispiele dafür gibt es in vielen spani- in der Schule zum Lernmaterial gehört.
schen Orten. Vorbilder können mexikani- Für Besucher werden Führungen durch
sche und chilenische Wandmalereien sein. den Stadtteil und zu den Denkmalen orga-
Der Gröpelinger Bunker in Bremen-Gröpe- nisiert.
lingen dokumentiert die Entwicklung
vom Dorf zur Industriestadt.
STADTTEIL-FÜHRER (5.20)
Die meisten Informationstafeln an Bauten
und Objekten sind viel zu bruchstückhaft
und uninformativ; lediglich der Eingeweih-
te erhält aus ihnen Hinweise. Überdies
sind sie in einer kalten, glatten, technokra-
tisch verengten Sprachweise abgefaßt, die
alle Betroffenheit und Menschlichkeit und
sogenanntes Sachliches beschränkt.
Eine Alternative dazu ist es, wenn die
mündlichen Aussagen z.B. von alten Leu-
ten erklären, wie sie in früheren Zeiten
in ihren Wohnungen lebten: wie die Zim-
mer und der Straßenraum benutzt wurde,
welche Leute hier wohnten, was sie taten,
welche Schicksale sie hatten. Oder wie in
einer Fabrik gearbeitet wurde; bis hin zu
den Witzen der Frühstückspause.
Solche ausgewählten Texte kann man
fotografisch hochvergrößern, mit Fotos,
Zeichnungen oder Fotomontagen verse-
hen, eventuell auch mit Grundrissen; licht-
unempfindlich gemacht werden sie auf
eine Tafel unter Plexiglas und feuchtig-
keitssicher an Häusern aufgehängt oder
als Schild über einem Metallgerüst aufge-
stellt in Sichthöhe, jedoch geschützt vor
Zerstörung.
Aus den Texten läßt:sich auch ein
Stadtteil-Führer machen.
Ein gedruckter Stadtteil-Führer sollte
die Aktivitäten im Viertel, die Tätigkei-
ten der einzelnen, der Vereine und der
Institutionen durchsichtig machen.
Am besten macht ihn die Bevölkerung
selbst — in einer Projektgruppe.
ÖFFENTLICHE INFORMATIONS-
FLÄCHEN (5.24)Literatur:
— Sunke HERLYN/Hans-Joachim MANSKE/
Michael WEISSER (Herausgeber), Kunst im
Stadtbild. Von ‚„‚Kunst am Bau” zu „Kunst
im öffentlichen Raum”. Ausstellungskatalog.
Bremen 1976 (breite Übersicht).
Wolfgang SCHMITZ, Wider die Idylle, „Kunst
am Bau’’ am Gröpelinger Bunker in Bremen:
Vorwärts 8.2.1979
Es zeugt für den embryonalen Zustand un-
serer Demokratie, daß viele Stadtparla-
mente den gesamten öffentlichen Raum
ihrer Städte an Werbetr äger-Gesellschaften
vermietet haben — mit dem Monopol,
dort Anschläge zu machen. Mangels Mu-
sterprozeß blieb diese tiefgreifende Ver-
fassungswidrigkeit bislang in Kraft.
Daher ist das sogenannte ‚wilde Plaka-
tieren” (Herrschaftssprache) keineswegs
illegal.
Jede Straße, jeder Block und jeder
Stadtteil muß seine eigenen kostenlosen
Informationstafeln (für nichtkommerziel
le oder nur begrenzt kommerzielle Infor-
mationen) erhalten.
Dort darf jedermann veröffentlichen,
was er will. Dagegen kann niemand Be-
denken haben, denn gegen Unerlaubtes
gibt es normale Gesetze; dafür benötigt




Denkmäler halten Erinnerungen wach
und gegenwärtig. Ein Denkmal sollte ein
Anstoß zum ‚„‚Denk-mal”’ sein.
Die Geschichte ist nicht allein die Ge-
schichte großer Feldherren und Herr-
scher, sondern vor allem unsere Geschich-
te. Aber in welchen Denkmälern spiegelt
sich dies heute? Hier haben wir eine große
Lücke zu füllen. Eine Projektgruppe macht
daher für ihr Viertel eine Denkmäler-Kon-
zeption und engagiert Künstler, die eine
große Anzahl von Statuen aufstellen: für
die unbekannte Arbeitermutter mit 7 Kin-
dern, für die Kräuterfrau, welche außer-
ordentlich vielen armen Familien ohne
irgendeine Bezahlung selbstlos half, für
den Armen-Arzt des 19. Jahrhunderts,
für den Bergarbeiter, den Mann am Hoch-
TECHNISCHE DENKMÄLER (5.21) Beispiele: Viele niederländische Städte habenfreie Anschlagwände für nichtkommerzielle
Mitteilungen; in Italien zahlt man Gebühren
für Anschläge mit aufgeklebten billigen Ge-
bührenmarken. Die Bewohner der Arbeiter-
siedlung Eisenheim stellten eigene Anschlag:
wände auf.
Die letzten 200 Jahre unserer Geschichte
wurden nicht von Adel und Kirche geprägt
sondern von der Industrialisierung. Sie hat
Spuren und Bauten hinterlassen, die in
Gefahr sind, zerstört zu werden — und da-
her unter Denkmalschutz gehören.
In den letzten 10 Jahren wurde — nach
England und Skandinavien — auch in der
Bundesrepublik der Denkmalschutz für
die historischen Fabriken und die Sozial-
geschichte (u.a. Arbeiterhäuser, aber auch Viele Verbesserungen im Wohnumfeld
Fabrikantenvillen) sowie der Infrastruktur sind rasch machbar.
(alte Brücken, Bahnhöfe u.a.) entwickelt. @Z Sie sind Reformen, die gratis sind.
Eine Projektgruppe ermittelt diese Ob- @Z Oder Reformen, die fast nichts oder
jekte und Bauten im Stadtviertel, fotogra- nur wenig kosten.
fiert sie, sammelt Daten und Angaben über @ Häufig sind die Mieter und Eigentümer
ihre Geschichte. Sie interviewt mit Ton- froh, daß sie endlich selbstbestimmte
band alte Leute und läßt damit die Bevöl- Chancen zur Verbesserung erhalten,
kerung ihre eigene Geschichte schreiben ® Für viele Verbesserungen muß man le-
— aus ihrer eigenen Erfahrung. diglich Wissen vermitteln,
Oft ist es leicht, bestimmte Maschinen ee für viele einen Anstoß geben.
und Einrichtungen vor dem Schrott zu ® Viele kosten „‚nur” etwas eigene Ar-
retten. beit. Dies ist die Chance von Arbeitern. @e
Ill. KOMMUNALPOLITIK
sich ihre Umwelt zu verbessern.
MACHBARKEITSSTUFEN
Wir unterscheiden drei Machbarkeitsstufen:
® Manches kann ich heute Nachmittag
tun. Ganz allein. Oder ich hole mir
einen Nachbarn zu Hilfe. Wir tun es
dann gemeinsam.
Anderes kann eine Straßengemeinschaft
(Bürgerinitiative) gemeinsam planen,
finanzieren, selbst ausführen, teilweise
kaufen oder bezahlt anfertigen und auf-
stellen lassen.
Einiges ist außerordentlich kostenauf-
aQ
wendig. Weder einzelne, noch eine
Bürgerinitiative können es realisieren.
Hier ist die Stadtverwaltung oder eine
Institution herauszufordern.
Vieles wird nicht realisiert, weil man
Machbares der ersten und zweiten Stufe
nicht se/ber tut. Hier muß ein Bewußtseins
prozeß ansetzen, der die eigenen Motivatio-
nen, Fähigkeiten und Finanzmittel mobili-
siert.
Die Aktivität der dritten Stufe geht nach
außen: gemeinsam zwingen wir Behörden
und Institutionen, infrastrukturelle Verbes-
serungen vorzunehmen.
Es gibt natürlich auch Mischformen der
Machbarkeitsstufen.
Ohne den Staat aus seiner Verant-
wortung zu entlassen, heißt unser
Prinzip:
Ohne Millionen — für Millionen!
Denkmäler fürs Viertel
VERFÜGUNGSBEDINGUNGEN
Welche Lebensqualitäten bzw. Wohnwerte
Menschen erhalten, hängt ab
® von ihrem Lohn, d.h. von dem, was sie
sich leisten können (durch Miete oder
Kauf),
® von den historischen Umständen, die
von Wohnquartier zu Wohnquartier
unter gleichen sozialen Bedingungen
unterschiedlich sein können. (Z.B. sind
Arbeitersiedlungen unter bestimmten
Umständen entstanden und bieten
heute höherwertiges Wohnen für Ar-
beiter als die meisten anderen Arbeiter-
viertel.)
Die Lebensqualitäten hängen weiterhin
von der Verfügungsform ab: ein Eigen-
tümer kann in seiner Wohnung mehr
verändern als ein Mieter. Aber auch
innerhalb der Mietverhältnisse gibt es
Unterschiede: unter bestimmten Um-
ständen haben Mieter eigentümerähn-
liche Verfügungsrechte (z.B. in vielen
Arbeitersiedlungen).
Die Verfügungsrechte kann man erwei-
tern, wenn man sich organisiert und
dadurch Macht gewinnt: durch Bürger-
initiative, Mieterrat, Interessengemein-
schaft oder ähnliches.
tum keineswegs zur Isolation führt. Auch
für die Bundesrepublik lassen sich solche
Entwicklungen erhoffen. Zunehmend ler-
nen Mittelschichtenangehörige, daß Besitz-
und Statusfetische Illusionen darstellen,
mit denen man sich selbst täuscht und
die die anderen immer weniger täuschen.
Und zunehmend lernen sie auch, daß
Kleineigentum etwas anderes ist als Pro-
duktivkapital großen Umfangs.
SELBSTVERWALTUNG
Die Bewohner einer Straße, eines Blocks
oder einer Siedlung tun gut, sich zusam-
menzusetzen und zu organisieren: sie kön-
nen dann die individuellen Lebensqualitä-
ten ihres Außenbereiches so anlegen, daß
sie zusätzliche soziale Lebensqualitäten
erhalten: sie können das nachbarschaftli-
che Umfeld gemeinsam verbessern.
Beispiel für Selbstverwaltung in Wohn-
bereichen sind Arbeitersiedlungen wie
Eisenheim in Oberhausen und die Sied-
lung am Kanal in Lünen sowie eine Häu-
sergruppe am Pfannmüllerweg in Darm-
stadt-Kranichstein und an der Otto-Bur-
meister-Allee in Recklinghausen.
Die Bewohner können sich eine recht-
liche Bindung auferlegen, indem sie sich
eine Gestaltungssatzung geben, die das
Stadtparlament absegnet.
ANEIGNUNG
Aneignung ist nicht nur die Übernahme
eines Bereiches ins Eigentum, sondern
jegliche Form, in der Grenzen der Ver-
fügung durch aktives Handeln verschoben
werden — zum Beispiel die ständige
Benutzung eines Platzes oder eines priva-
ten Territoriums. Kinder sind oft Welt-
meister im Aneignen. Je stärker Mieter
gemeinsam ihre Verfügung entwickeln,
4
EIGENTUM
Eigentum begründet die Verfügungsgewalt
über die Entwicklung individueller Le-
bensqualitäten. Dabei bleibt es häufig;
es werden keine sozialen Lebenszg,ualitäten
entwickelt. Denn: häufig isolieren sich
Eigentümer von ihren Nachbarn,
® indem sie sich durch Zäune, hohe
Hecken und Mauern abschirmen
® und indem sie sich durch Besitzdemon-
strationen nach oben (von unten) ab-
zuheben versuchen.
Soziale Lebensqualitäten kann man nur
entwickeln, wenn man
® seine Nachbarn akzeptiert,
® sich ihnen zuwendet
® und mit ihnen gemeinsam die Wohn-
umwelt gestaltet.
Es gibt viele Länder, in denen das Eigen- Öffentliche Informationsflächen
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desto mehr können sie ihre Wohnung
und ihr Wohnumfeld nach ihren eigenen
Interessen verändern. Wo sich die Bevöl-
kerung einen Wohnbereich aneignet,
kann man von „zweiten Architekten”
sprechen, wenn sie ihn nach ihren Bedürf-
nissen umgestalten.
nierung von Ladenburg (Neckar) wird
mit Rahmenplänen betrieben, die klein
maßstäblich ohne Zwang zur Vollstän-
digkeit und flexibel angelegt sind.
Pläne werden im übrigen nicht nur
dort benötigt, wo sie als juristische Fest-
legungen von Parlamenten verabschiedet
werden sollen, sondern sie können auch
dazu dienen, Überlegungen und Prozesse
darzustellen. Jeder Block und jede Sied-
lung sollte seine eigenen Pläne für eine
soziale Infrastruktur haben (vgl. Pavia).
Soziale Infrastruktur umfaßt dabei jede
Art von Verbesserung des Wohnumfeldes.
ORGANISATION DER ANEIGNUNG
Wie kann die Aneignung durch die Be-
nutzer organisiert werden?
7. Beispiel: In den Niederlanden gibt es
freiheitlichere Gesetze und ein entwickeltes
Selbstvertrauen vieler Menschen. Der Ge-
setzgeber hat das Leerstehenlassen von Häu-
sern angesichts der Wohnungsnot zu Recht Aufgabe des Staates (der dazu in. demo:
als unsoziales Verhalten angesehen und kratischen Prozessen gezwun rd
Konsequenzen gezogen: er stellt das soziale SO TOZESBEN gEZWÜNGSN WErGEN
Recht des Wohnens über das Figentumsrecht: mu) An . x
daher dürfen leerstehende Wohnungen be- edit Rahmenbedinqungen FON
. RA x ren, die die eigene Tätigkeit — einzeln
setzt werden (niederländisch: kraken). Vie- und in der Gruppe — ermöglichen und
le junge Menschen sind so selbstbewußt, Tördern
PeneegasUietevorBettenludieMittelbereitzustellen,dieüberdie
sern aufzuweisen. Die Hausbesetzer (Kra- nee en Möolichkeiten und über
ker) haben sich zu einer Vereinigung zu- die der Gruppe hinausgehen,
wichtige Voraussetzungen zu schaffen
sammengeschlossen, zum Krakbond. Sie Erschließung u.a;)
machen eine eigene Zeitschrift und veran- CS Van 9ie Beratung zu organisieren und zu
staiten Tagungen. finanzieren. die die eigenen Möglich-
2. Beispiel: Die 1972 gegründete Arbeiter- keiten überstei 9 9
initiative Eisenheim in einer Oberhause- Se HE StEINEn.
ner Arbeitersiedlung rief für ihr Viertel
die Selbstverwaltung aus. Die Leute sag-
ten: Nichts geht mehr ohne uns. Wenn
der Eigentümer der Häuser oder eine Büro-
kratie etwas in unserem Viertel tun, will,
müssen sie mit uns reden. Im Rahmen der
Sanierung (nach Städtebauförderungsge-
setz) nutzten die Bewohner die Mitbe-
stimmungsrechte. Weiterhin funktionier-
ten sie ein nicht mehr benötigtes Wasch-
haus zu einem Volkshaus um, ein zweites
zu einem Kinderhaus. Im Volkshaus feiern
sie nicht nur ihre Feste, sondern sie halten
dort auch jeden Monat eine Vollversamm-
lung ab, wo sie besprechen, was sie tun
wollen. Sie haben sich im Kampf um
ihre Erhaltung gesagt: Einfach anfangen!
Nach fünf Jahren hatten sie gewonnen
und die Siedlung wurde modernisiert
— nach den Wünschen der Bewohner.
Jetzt bleiben sie als Selbstverwaltung der Literatur: nn
Siedlung zusammen und entwickeln gemein- ” DOTRETTEN(VSENHEDra
sam ihr sozialkulturelles Leben. Dafür ver- 1976, S. 22/27 (Beraternetz).
lieh ihnen die Kulturpolitische Gesellschaft — Wilfried NELLES/Reinhard OPPERMANN,
den Kulturpreis 1978. Alternativen der Politikberatung. Beratung
3. Beispiel: Mehrere Stadtkreise (Boroughs) N EKTOTTOT aBeredr Po:
von London sind mit einem Netz von de- Arbeitersiedlungen im Ruhrgebiet: ARCH+
mokratisch gewählten Nachbarschaftsräten 38/1978, S. 34/38
(neighbourhood councils) überzogen. Sie
ermuntern die Bevölkerung zur Selbstor-
ganisation im Quartier und zu Mietergrup-
pen. (Val. auch Bologna und Pavia).
Max Frisch über Planer:
„Viele Architekten begehen die Rück-
sichtslosigkeit, für sich selbst zu e
bauen. Das können.sie tun, wenn
sie ein Monument bauen”
INFRASTRUKTURPLAN
Daß die gängigen Instrumente der Planung
wie der Flächennutzungsplan und der Be-
bauungsplan immer fragwürdiger werden,
'1äßt sich überall dort erkennen, wo Planung
nach differenzierten Bedürfnissen betrie-
ben wird.
Die außerordentlich aualitätsvolle Sa-
BERUFSPERSPEKTIVE FÜR PLANER
Die gängige Honorar-Ordnung ist aus der
Neubau-Tätigkeit abgeleitet. Sie prämiert
das Bauvolumen und damit auch die sinn-
lose Verschwendung. Jede Gemeinde hat
jedoch das Recht, als freie Vereinbarung
Dienstleistungsverträge mit Architekten
abzuschließen: für einen Stunden- oder
Tagesaufwand von Beratern.
Unter dieser Voraussetzung ist ein Be-
rater in der Lage, die Eigentätigkeit der
Bewohner mit fehlendem Expertenwissen
zu ergänzen. Und: er wird dafür honoriert,
daß er Hinweise für das Einsparen von
Finanzmitteln gibt.
Nach dem Vorbild des 1978 in Berlin
gegründeten Selbsthilfe-Netzwerks könner
sich Gruppen zusammentun und sich eine
„Zweite Steuer” auferlegen (projektorien-
tiert, zeitlich begrenzt). Diese zweite
Steuer kann dazu dienen, Berater-Tätig-
keiten zu honorieren.
Die Architekten müssen selbst in den
nächsten Jahren mithelfen, daß diese Mög-
lichkeiten entstehen: durch gezielte Be-
wußtseinsbildung.
Es geht nicht darum, einen Berufsstand
mit Überkapazität zu versorgen, sondern
real vorhandene Unterkapazitäten an Ex-
pertenwissen zugunsten der breiten Bevöl-
kerung zu decken.
Die Bewohner eines Blocks oder einer
Siedlung setzen durch, daß sie bestimmen
dürfen, wer den Planungsauftrag erhält.
Oder: sie setzen durch, daß zum Planer
des Investors oder der Gemeinde ein zwei-
ter Planer als Berater der Bewohner finan-
ziert wird. Selbstverständlich haben die
Bewohner das Vorschlagsrecht, wer sie be-
raten soll.
Beispiele: Am Anfang der Siebziger Jahre führte
die Frankfurter Volkshochschule erfolgreich
stadtweite Kurse mit der Bevölkerung im Hin-
blick auf eine bevölkerungsorientierte Stadt-
planung durch. Im Martinsviertel Darmstadt
fand advokatorische Planung statt. Bei der Sa-
nierung der Arbeitersiedlung Eisenheim (Ober
hausen) werden zwei Planer finanziert, die die
Arbeiterinitiative zusätzlich zu den offiziellen
Planern durchgesetzt hat.
Bürgernahe Planung und „Mehr
Demokratie wagen” (Willi Brandt)
sind bislang nur Wählparolen ge-
blieben.
SOZIALE KOMMUNALPOLITIK
Wir haben keine soziale Kommunalpoli-
tik. Wir müssen sie erst in einem langen
Prozeß von unten her durchsetzen.
Nichts hindert uns daran, uns vorzu-
stellen, wie sie aussehen könnte.
Prinzipien:
® Statt zentralistische Denkmäler zu
klotzen, werden dezentrale Maßnah-
men gefördert. Das heißt: statt weni-
ger großer Schritte werden viele
kleine gemacht.
Statt die Maßnahme von oben zu pla:
nen und durchzuführen, wird sie mit
der Bevölkerung geplant und durch-
geführt.
Sie bildet einen Ansatzpunkt, um
nicht mehr paternalistisch von oben
her aufzupfropfen und lediglich zu
versorgen, sondern es wird nun die
Eigentätigkeit der Bevölkerung aufge
nommen oder vorsichtig herausaefor-
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dert sowie gefördert.
» Es wird möglichst keine Vollförderung
gewährt, sondern die Eigenmöglichkei-
ten der Bevölkerung werden einkalku-
liert.
Die Förderung ist entweder a) Anreiz;
oder b) Beihilfe, wenn die eigenen
Mittel nicht ausreichen; oder c) Ergän-
zung, wenn Zusatzhilfen notwendig
sind; oder d) Überbrückung; oder e)
Auffangen „unrentierlicher’” Kosten;
oder f) Beitrag; oder g) Finanzierung
von Beratungskosten; oder h) Personal-
kostenfinanzierung.
9 Die Ämter arbeiten mit der Bevölke-
rung, vor Ort und unkonventionell. Sie
besprechen mit Bürgergruppen deren
Möglichkeiten.
Durch Dezentralisierung und reduzierte
Förderung wird eine breiter angelegte
Hilfe zur Selbsthilfe möglich. Folge:
der Verteilungskampf in den Rathäu-
sern wird nicht mehr auf potente Orga-
nisationen konzentriert, sondern brei-
ter — aber auch abgeschwächter. Denn:
nun erhalten sehr viele ihre Chance,
Daß dies in längerfristigen Zeiträumen
geschieht und sich in kleinen Schritten
vollzieht, entlastet die Debatten und
hat die Folge, daß ruhig viele „„begehr-
lich’”” werden können, sogar „‚begehr-
lich’” werden sollen
An de Stelle des risikolosen Verwaltens
des Mangels und einiger denkmalhafter,
aber wenig leistungsfähiger großer Insti-
tutionen tritt der Mut zum Experiment
und zum Risiko. Die Risiko-Begrenzung
erfolgt aus der Natur der Projekte:
kleine Maßnahmen lassen sich eher brem-
sen, es wird schneller und auch ständig
durchschaubarer, was ein Windei und
was substantielle Entwicklung ist.
Das parlamentarische Verfahren wird
verändert. Die Bezirksausschüsse sind
nun Arbeitsgremien (nich tmehr bloß
Anhörungsgremien); sie erhalten be-
stimmte Entscheidungskompetenzen
und einen bestimmten Etat. Es gibt
mehr Bezirksausschüsse — wenigstens
für 20.000 Einwohner einen Ausschuß.
Die Bezirksausschüsse haben offene
Projektkommissionen, die die Vorarbeit
leisten.
Die Bevölkerung wird aufgerufen, Be-
reichskomitees zu bilden — für jeden
überschaubaren Block bzw. Siedlung
(d.h. für rund 1000 Menschen). Dadurch
wird einer Majorisierung der Bezirks-
ausschüsse durch aktive Einzelhändler
vorgebeugt, wie sie etwa in den Sanie-
rungsbeiräten, aber auch in vielen
Stadtparlamenten auftritt.
» Die Stadtplanung und Stadtentwicklung
geschieht vor allem in kleinem Maßstab:




Wir haben keine soziale Kommunalpolitik,
Meist nicht einmal Ansätze dazu, Und wir
werden sie auch auf lange Zeit nicht ha- ®
ben. Ihre Entwicklung ist ein langsamer
Prozeß.
Vermutlich ist sie auch nur erzwingbar
dadurch. daß wir uns selbst nach Art von
Nebenregierungen organisieren. Solange
Verwaltungen und Parlament unfähig sind.
bürgernahe Planungen, d.h. mitbestimmte
Planungen zu machen, müssen wir unsere
eigene Planung aufziehen. Und das selbst
tun, was wir tun können. Ferner: Schritt-
weise der Obrigkeit Verbesserungen ab-
zwingen.
Max Frisch über Politiker:
„Die Berufspolitiker haben nicht
soviel zustande gebracht, daß wir
ihnen viel zutrauen können.”
DURCHSETZUNG
Die Repräsentanten, die die Wahlergebnis-
se und ihre Pfründe großenteils wie mittel-
alterliche Kanoniker verwalten, nehmen
nach aller Erfahrung kein Problem von
sich aus auf. Die Entscheidungsgremien
reagieren nur auf ein langanhaltendes
Maß an Druck aus der Bevölkerung.
Der Widerstand und die Entwicklungs-
kräfte werden nicht von oben hervorge-
rufen oder gefördert, sondern stets von
unten. Oben wird vielmehr in allen Par-
teien die Entmündigung der Bevölkerung
betrieben. Unter dem Stichwort der
„Versorgung“ und der ‚Wohlfahrt‘ wer-
den selbst wichtige soziale Schritte, die
von unten abgerungen wurden, von den
Repräsentanten als eine Art Fürstenge-
schenk in feudaler Tradition präsentiert.
Die Mitsprache und Mitbeteiligung, die
Herausbildung von politisch handelnden
ndividuen und Gruppen wird nicht von
oben betrieben, sondern von unten.
Man darf davon ausgehen, daß die S
Desillusionierung der Bevölkerung über
ihre Obrigkeit und ihre Repräsentanten in- ®
zwischen weit fortgeschritten ist.
Sie mündet keineswegs überall in Re-
signation; vielmehr sind wichtige Bürger-
bewegungen in vielen Bereichen in Gang
gekommen. In den letzten zehn Jahren
wurde von einer zunehmenden Zahl von
Menschen, die sich nicht mehr dem feu-
dalen Paternalismus der Konservativen
wie auch der häufig korrumpierten Füh-
rungen der Arbeiterbewegung überließen,
wichtige Lernschritte in Praxis und Theo-
rie gemacht.
Spontan und selbstorganisiert entstan-
den Gruppen, suchten und fanden unter-
einander Verbindungen, lernten, ihr
Schicksal nicht mehr als naturwüchsig
hinzunehmen oder gegen eine ‚„,Panne”
zu lamentieren, sondern die ökonomi-
schen, politischen und sozialen Verhält-
nisse zu durchschauen.
Handlungskonzept:
® Bildet kleine Projektgruppen. Ein ein-
zelner kann bereits eine Gruppe sein.
Besser: zwei bis drei.
Sind es mehr Leute, sollten sie sich
unbedingt in mehrere kleine Projekt-
gruppen aufteilen.
Es empfiehlt sich als Arbeitsgemein-
schaft, d.h. unhierarchisch und unbüro-
kratisch zusammenzuarbeiten.
Die Projektgruppe macht einen groben
Straßenplan für ihren Block, ihre Sied-
lung oder ihr Quartier.
Durch Ortsbegehung stellt sie fest, wel-
che Straßen für die Durchfahrt von
Autos unumgänglich sind.
Dann untersucht sie, welche Straßen
Sackgassen werden können.
Und: in welchen der Verkehr verlang-
samt werden muß.
Ferner: wo Autos durch Schräg- oder
Senkrecht-Parken gesammelt und da-
durch freie Flächen gewonnen werden
können.
Sie stellt den groben Straßenplan mit
den Eintragungen in gut erkennbarer
Form, aber nicht perfekt gezeichnet
‘kein großer Arbeitsaufwand) an be-
stimmten Stellen des Viertels aus
(Straße, vor Eckkneipen, in Kneipen,
in Schulen) — rund 4 Wochen.
Dabei sammelt die Projektgruppe wei-
tere Anregungen, trägt sie ein
und verbessert den Plan.
Sie sammelt beim Ausstellen Unter-
schriften. Te
Dann macht sie eine Bürgerversamm-
lung und lädt dazu ein: die Stadtrats-
mitglieder des Viertels, die Stadtverwal
tung, vor allem den Planungsdezernen-
ten und die Leute von der Straßenver-
kehrsbehörde sowie vom Ordnungsamt,
ferner Vertreter der Parteien, Vertreter
von Institutionen (Lehrer, Pfarrer, Ge-
werkschaftsfunktionare u.a.) sowie die
Presse.
Eine Resolution fordert die Straßenver-
kehrsbehörde auf, konkrete Maßnahmen
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt zu
ergreifen.
Die Projektgruppe stellt konkrete Anträ-
ge an die Verwaltung oder an das Parla-
ment.
Sie arbeitet mit der Verwaltung gemein-
sam Maßnahmen aus.
Sie setzt so lange mit Aktionen (Infor-
mationsstände, Flugblätter, Presse-Kon-
ferenzen, Anrufe bei Abgeordneten und
Verwaltung, Kinder-Demonstrationen
vor dem Rathaus und in Ausschuß-
und Ratssitzungen u.a.) nach, bis erheb-
liche Verbesserungen erzielt sind.
Literatur:
— Roland GÜNTE R/Janne GÜNTER, Bürgerini-
tiativen: Bauwelt 49/1971.
— Heinz GROSSMANN (Herausgeber), Bürgerini-
tiativen, Schritte zur Veränderung. (Fischer)
Frankfurt 1971.
Brigitte HÖBEL/Ulrich SEIBERT, Bürgerini-
tiativen und Gemeinwesenarbeit, (Juventa)
München 1973.
Willi BUTZ u.a., Bürger initiativ, (DVA) Stutt-
gart 1974.
Hanspeter KNIPSCH/Friedhelm NICKOLMANN,
Die Chance der Bürgerinitiativen. (Hammer)
Wuppertal 1976.
Ralf DIETER, Dietmar REINBORN, Thomas
SCHALLER, Bürger planen Verkehrsberuhi-
gung selbst. Wie die Bürgerinitiative „‚Verkehrs-
entlastung Stuttgart-Mitte/Süd’’ Planenvon
unten machte: ARCH+, 31/1976, S. 33/37
(konkrete Aktionen).
Lore DITZEN, Institutionalisierte Anwaltspla-
nung in Holland, ‚„‚Inspraak’’ bei der Stadterneue-
rung — das niederländische Beispiel: ARCH+
29/1976, S. 17/19.
Roland GÜNTER/Rolf HASSE, Handbuch für
Bürgerinitiativen, (USA) Westberlin 1976 (u.a.
Mustersatzung zur Eintragung als Verein,
Argumentationstechniken der Gegenwehr).
Jörg BOSTRÖM/Roland GÜNTER (Heraus-
geber), Arbeiterinitiativen, (VSA) Westber-




Sozialkulturelle Aspekte einer arbeit-
nehmerorientierten Wohnumfeldplanung
Die sozialen und kulturellen Gewohnhei-
ten und Traditionen der arbeitenden Be-
völkerung im Ruhrgebiet waren bis zum
Eintritt der Kohlekrise Ende der 50er
Jahre wesentlich enger mit dem industri-
ellen Berufsalltag verbunden als dies
heute noch der Fall ist.
Industrielle Standortverlagerung, Ar-
beitsplatz- und Berufsverlust, Umschu-
lung, Verkauf der Werkssiedlungen, er-
höhter Mobilitätszwang etc. haben viele
der ehemals homogenen Arbeiterquartie-
re aufgelöst. Statistischer Ausdruck die-
ses Prozesses ist die Tatsache, daß 1/3
der Ruhrgebietsbevölkerung innerhalb
von nur 6 Jahren (1970 bis 1975) „,um-
geschichtet” wurde‘.
Geht man davon aus, daß es Ziel
kommunaler Planung sein soll, die Bin-
dungen zwischen einer Stadt und ihrer
Bevölkerung zu stärken, so müssen sich
kommunale Maßnahmen und Planungen
daraufhin hinterfragen lassen, inwieweit
sie „funktionierende” Sozialstrukturen
unterstützen bzw. brüchige stabilisieren.
Ohne hier die Einflußmöglichkeiten kom-
munaler Politik und Planung, den Mo-
bilitätsdruck abzuschwächen, überschät-
zen zu wollen, steht außer Zweifel, daß
kommunale Planungspraxis bisher so-
ziale Erosionsprozesse nicht nur nicht
aufhält, sondern direkt oder indirekt un-
terstützt.
Gerade das Wohnumfeld und die nach-
barschaftlichen Zusammenhänge bilden
den Raum sozialer Stabilisierung und
Kontinuität. Stadtplanung, speziell Woh-
nungsmodernisierungs- und Wohnumfeld-
planung, nimmt auf das empfindliche
Verhältnis von Bedürfnisstruktur und
Nutzungsangebot positiv oder negativ
Einfluß. Ob eine Kommune zuläßt, daß
eine noch homogene Arbeitersiedlung
privatisiert wird, ob sie Grabeländer als
städtebauliche Mißstände beseitigt und
Gärten mit Eigenheimen bebauen läßt,
ob sie eine Schule oder einen Kindergar-
ten schließt, weil die notwendigen Min-
dest-Zahlen nicht mehr erreicht werden
usw. immer werden solche Maßnahmen
unmittelbar Auswirkungen auf die Ent-




nung«die reale Chance zur Stabilisierung
der Sozialstruktur, zur Verhinderung
von Stadtflucht und schließlich zur Her-
stellung „urbaner Qualitäten”.
Voraussetzung hierfür ist jedoch, daß
die Priorität der gebrauchswertorientier-
ten konkreten Nutzungsansprüche der
Bevölkerung gegenüber den Verwertungs-
interessen anerkannt wird und die Be-
wohner selbst an den ihr Viertel betref-




strukturen und schließlich bedürfnisbezo-
gene Stadtteilplanung dürften wesentlich
effektivere Instrumente zur Bekämpfung
der Stadtflucht sein als die Ausweisung al:
ler nur verfügbaren Flächen für die Eigen-
heimbebauung.
Eine der wesentlichsten Möglichkeiten
der Kommune, über Wohnumfeldmaßnah-
men die nachbarschaftlichen und sozialen
Bindungen in und die Identifizierung mit
einem Stadtteil bzw. Wohnquartier zu
stärken, liegt in einer stadtteilbezogenen
Kulturpolitik.
Im Rahmen der Bürger- und Jugendini-
tiativbewegung hat in den letzten Jahren
eine Wiederaufnahme von stadtteilbezo-
genen Kulturaktivitäten stattgefunden.
In Gelsenkirchen kämpft die Bürgerinitia-
tive Flöz Dickebank, nachdem sie mit
Erfolg die Erhaltung ihrer Siedlung durch-
gesetzt hat, für ein Volkshaus, das durch
Umbau des alten, ausrangierten Wasch-
hauses geschaffen werden soll2; in Ober-
hausen werden Überlegungen zur Um-
wandlung einer alten Fabrik („‚Alten-
berg’) in ein Kulturzentrum angestellt;
in zahlreichen Städten haben sich Initia-
tiven für selbstverwaltete Jugendzentren
gebildet, die z.T. bereits existieren (z.B.
Eschhaus in Duisburg, Komic in Gelsen-
kirchen, Fabrik K-14 in Oberhausen).
„Auch in der gewerkschaftlichen Ju-
gendarbeit (vor allem durch das „junge
Forum” im Rahmen der Ruhrfestspiele)
findet eine Neuorientierung der Kultur-
arbeit auf die konkreten Alltagserfahrun-
gen (Arbeitslosigkeit, Betriebskonflikt)
der Jugendlichen statt. Wesentliche For-
derung ist dabei die Dezentralisierung der
Kulturarbeit, sowohl in bezug auf das
„‚Junge forum” als darüber hinaus grund-
sätzlich. 3
Ein institutioneller Ansatz für die Ver-
bindung dezentraler betrieblicher und
stadtteilbezogener Aktivitäten könnte
die DGB-VHS-Arbeitsgemeinschaft „‚Ar-
beit und Leben” sein, die sich bis jetzt
allerdings noch im wesentlichen auf die
Durchführung zentraler Veranstaltungen
beschränkt.
Der offizielle städtische Kulturbetrieb
vollzieht sich noch jenseits dieser Entwick-
lungen in den Cities der Großstädte. Die
in den 60er und beginnenden 70er Jahren
wesentlich zum Zweck der Attrahierung
qualifizierter Arbeitskräfte gebauten
„‚Kulturpaläste’” haben ganz offensicht-
lich ihren Zweck nicht erfüllt, verschlin-
gen indes jedoch den Hauptteil der zur Ver 1. Überprüfung stadtplanerischer Maß-
fügung stehenden finanziellen Ressourcen4, nahmen auf soziale und soziokultu-
Wie das Duisburger Beispiel zeigt, haben relle Konsequenzen
unter den Bedingungen verschärfter fiska-
lischer Krise vor allem die dezentralen.
also die unmittelbar für die Versorgung
der Bevölkerung maßgeblichen Kulturak-
tivitäten (Schließung der Stadtteil-Biblio-
theken)5 zu leiden.
Eine arbeitnehmer- und sozialorientier-
te Wohnumfeldpolitik müßte schrittweise
die dezentralen Kulturaktivitäten auswei-
ten und vor allem die bürgerschaftlichen
Initiativen (Volkshaus-, Ausländer-, Jugend-
zentrumsbewegung) aktiv unterstützen.
Ziel einer solchen Kulturpolitik ist die
Stärkung sozialer Beziehungen in den Stadt-
teilen, Identifikation mit dem Quartier,
Aktivierung eines breiten bürgerschaftli-
chen Engagements für die Erhaltung und
Verbesserung des Lebensraumes.
Bestandteil einer solchen dezentralen,
wohnquartierbezogenen Kulturpolitik ist
auch die Unterstützung der Kultur- und
landsmannschaftlichen Aktivitäten der
ausländischen Bevölkerung, deren Eigen-
ständigkeit anerkannt werden muß.
Wesentlich ist in diesem Zusammen-
hang, daß homogene Sozialstrukturen
ausländischer Bevölkerung nicht von vorn-
herein als „‚Ghetto’’ betrachtet und einer
sozialen Zwangsdurchmischung unterwor-
fen werden. Ausländerwohnquartiere
werden erst dann zu Ghettos, wenn sie
wegen der städtebaulichen Mißstände von
allen anderen Wohnschichten gemieden
werden. Ghetto-Bildung kann nicht da-
durch verhindert werden, daß Ausländer-
wohnquartiere ‚„‚wegsaniert’” werden
— sie entstehen nämlich dann anderswo —,
sondern indem die Wohnquartiere baulich
und städtebaulich nicht vernachlässigt
bzw. bedürfnisgerecht modernisiert wer-
den. Hierauf kann die Gemeinde mit ih-
rem bau- und wohnungsaufsichtsrechtli-
chen Instrumentarium weitgehenden Ein-
fluß nehmen.
Auch im Bereich der sozialen Infrastruk-
tur und Wohnumfeldplanung kann die
Gemeinde wesentlich zur Verbesserung
der Lebensbedingungen ausländischer Ar-
beiterfamilien in den Wohnquartieren und
damit zur Stabilisierung des Stadtteils bei-
tragen. Neben einem ausreichenden Ange-
bot an Bildungseinrichtungen (auch wei-
terführende Schulen!) gehören hierzu die
Unterstützung von Ausländervereinen,
stadtteilbezogenen Ausländerfesten und
vor allem die Förderung von Ausländer-
zentren.
ZUSAMMENFASSUNG DER ANFOR-





feldplanungen etc. müssen auf ihre sozia-
len und soziokulturellen Konsequenzen
hinterfragt werden. Nur so können die
durch die Stadtplanung und den Stadtum-
bau selbst bedingten sozialen Erosionspro-
zesse eingedämmt werden. In der Stadt-
teil- und Quartiersentwicklungsplanung
müssen Modelle sozialer Zwangsmischung
zugunsten der Erhaltung homogener — auch
„einseitiger”” — Sozialstrukturen aufgegeber
werden. Dabei ist Ghetto-Bildung zu ver-
meiden, indem die Kommune verstärkt
von ihrem bau- und wohnungsaufsichts-
rechtlichen Instrumentarium Gebrauch
macht, gezielt im Bereich der sozialen





Anstelle der zentralen Kulturaktivitäten
in den meist menschenleeren Citys sollte
sich der Schwerpunkt städtischer Kul-
turaktivitäten in die Stadtteile verlagern.
Wie teilweise im nördlichen Ruhrgebiet
der Fall (Westfälisches Landestheater
Castrop-Rauxel) sollten die Theater
zum Zuschauer bzw. Teilnehmer kom-
men.
Darüber hinaus müssen die Städte
wesentlich mehr als bisher die kulturel-
te Eigeninitiative der Bevölkerung (z.B.
Initiativen für Volkshäuser, Theater- und
Musikgruppen etc.) vorurteils- und bevor-
mMmundunasfrei unterstützen.
2. Dezentralisierung des Angebots an
sozialer Infrastruktur
Maßnahmeschwerpunkte sind hier insbe-
sondere die Bereiche Bildung und Kultur
sowie Medizin.
Die ärztliche Versorgung in den Aus-
länderschwerpunkten ist i.a. wesentlich
schlechter als in den besseren Gebieten
der deutschen Wohnbevölkerung. Ähn-
liches gilt für die deutschen Arbeiter-
Quartiere, vor allem die peripheren Wohn-
siedlungen der 60er Jahre. Hier muß die
Gemeinde gezielt auf die Niederlassung
praktischer Ärzte — auch ausländischer —
hinwirken.
Im Bereich der Bildungspolitik muß
die Tendenz der letzten Jahre zur Zentra-
lisierung von Bildungseinrichtungen kri-
tisch überprüft werden. Aufgrund der
bekannten Wechselwirkung zwischen An-
gebot und Wahrnehmung des Bildungsan-
gebotes müssen verstärkt die sozial be-
nachteiligten Stadtteile, vor allem auch
die Ausländerquartiere, berücksichtigt
werden.
Die Forderung nach Dezentralisierung
des Bildungsangebotes gilt auch im be-
sonderen Maße für die Erwachsenenbil-
dung durch die VHS und hier insbesonde-
re für Sprachkurse für Ausländer.
Ein weiterer Schwerpunkt der dezen-
tralen VHS-Arbeit sollte die Behandlung
von Konflikten im Stadtteil (Verkehrs-
Planungen, Sanierungen etc.) bzw. im
Wohnbereich (Modernisierunasprobleme.
Mietentwicklung etc.) sein. Zusammen
mit den örtlichen Gewerkschaften (z.B.
im Rahmen von „Arbeit und Leben”)
sollten Probleme der Beziehung zwischen
Wohnen und Arbeiten bzw. des Mobili-
tätszwanges stadtteil- bzw. quartiersbe-
zogen aufgearbeitet werden.
Ss.A
4. Aufbau eines stadtteilbezogenen Sy-
stems von „Häusern der offenen Tür”
Materielle Voraussetzung für die Dezen-
tralisierung kommunaler Kulturaktivitä-
ten ist der Aufbau eines Netzes stadtteil-
bezogener Kultur- und Kommunikatians-
zentren. Diese Zentren müssen ‚„‚Häuser
der offenen Tür’ sein und von den Be-
nutzern selbst verwaltet werden. ‚‚Häuser
der offenen Tür” wären die Kristallisations-
punkte stadtteilbezogener sozialer und
kultureller Aktivitäten der deutschen und
ausländischen Bevölkerung: von VHS-
Kursen über Theater- und Musikveranstal-
tungen bis zu den Treffs von Mieter-, Ar-
beitslosenselbsthilfeinitiativen etc.
5, Anerkennung der soziokulturellen
Nutzungsansprüche nicht-mittelstän-
discher, insbesondere ausländischer
Wohnbevölkerung an das Wohnumfeld
Wie oben aufgezeigt, sind die Belastungen
und Risiken des industriellen Produktions-
prozesses klassen- und schichtenspezifisch
verteilt. Eine arbeitaehmerorientierte
Wohnumfeldplanung muß hieraus den
Schluß ziehen, den Regenerationsansprü-
chen dieser Teile der Bevölkerung beson-
dere Priorität einzuräumen, um die fakti-
sche Benachteiligung nicht noch weiter
zu verschärfen. Für die planerische Praxis
heißt das nicht nur eine Neufestsetzung
von Nutzungsprioritäten sondern ein
grundsätzliches Umdenken und eine Kri-
tik an mittelständischen Ordnungs- und
Ästhetikbegriffen.
Diese Forderung bezieht sich sowohl
auf Wohnumfeldverbesserung wie auf
die Wohnungsmodernisierung und das
Verhältnis beider zueinander. So wenig
es den Bedürfnissen der Bewohner einer
Arbeitersiedlung entspricht, wenn das
für mittelständische Bedürfnisse „zu klei-
ne” Wohnzimmer auf Kosten der ‚,zu gro:
ßen’” Wohnküche vergrößert wird — wie
häufig bei Modernisierungen der Fall —,
sowenig sinnvoll ist es, ausländischen
Arbeitern als Ersatz für ihr zerstörtes Gra-
beland einen Platz in einem Dauerklein-
garten anzubieten. Stadtteilpolitik und
-planung müssen hier eine neue Sensibili-
tät finden, vor allem aber müssen klare
politische Entscheidungen zugunsten
der „„‚Nischennutzungen” fallen. Die Vor-
aussetzungen hierfür sind jedoch in den
Stadtparlamenten — wie oben aufgezeigt -
denkbar gering; so wird die Verteidigung
dieser Form von Wohnqualität auch in
Zukunft wesentlich die Sache von Bürger-
initiativen bleiben.
Der Beitrag von U. Hellweg ist ein Aus-
zug aus einem längeren Aufsatz (‚Ansatz
punkte für eine arbeitnehmer- und sozlal-
orientierte Wohnum feldplanung im in-
dustriellen Verdichtungsraum”), der dem-
nächst in einem von Franz Pesch und
Klaus Selle herausgegebenen Reader erschei-
nen wird. Näheres im nächsten Heft.
1) Vgl. RWI: Motive und Strukturen der Wande-
rungen im Ruhrgebiet, Düsseldorf 1978, S. 24
2) Unter Beteiligung zahlreicher Bewohner wurde
das seit Jahren verfallende und schon fast zu-
gewachsene Gebäude freigelegt, gesäubert und
provisorisch instand gesetzt. Anläßlich des
UNESCO-Kongresses ‚„‚,Kultur und-Alltag’” im
Juni 1978 in Gelsenkirchen wurde ein Festa-
bend mit Musik und kaltem Buffet für die Be:
wohner und Kongreßteilnehmer veranstaltet,
der großen Anklang fand. In einem offenen
Brief an den Oberbürgermeister der Stadt er-
klären die Kongreßteilnehmer, daß es sich bei
dem Volkshaus um eine richtungsweisende
und beispielhafte Einrichtung handelt und
bitten den OB um eine bevormundungsfreie
Unterstützung solcher Initiativen. Mit einem
Aufwand von 60.000 DM könnte das alte
Waschhaus in ein Kulturzentrum und eine
Begegnungsstätte verwandelt werden, Bis
heute ist noch keine Entscheidung über eine
finanzielle Unterstützung seitens der Stadt ge-
fallen.
Vgl. „‚Entschließung zur Kultur- und Freizeit-
arbeit’’, Antrag des Jugendausschusses der
IG Metall, beschlossen von der 10. ordentli-
chen DGB-Bundesjugendkonferenz in Frank
furt/Main im Dezember 1977, in: Werkstatt,
Sonderheft: Gewerkschaft und Kulturarbeit
Nr. 13—15, 1978, S. 23.
„Zwar sind die Kulturetats in den letzten Jah-
ren absolut gestiegen, jedoch ist ihr Anteil
am Gesamthaushalt der Gemeinden zurückge-
gangen und liegt 1978 in den Städten, die
den Großteil aller Mittel für die Kulturarbeit
im Revier aufbringen, nämlich in Duisburg,
Essen, Bochum, Gelsenkirchen, Dortmund
und Hagen (2.800.000 Einwohner), zusammen
bei 4%. Dabei entfallen allein 55% auf die von
ihnen finanzierten Theater und Orchester,
17% auf die Büchereien und 7% auf die Wei-
terbildung.” ( EICHLER, K.: Kultur an der
Ruhr — Kulturelle Infrastruktur und Kommu-
nale Kulturpolitik im Revier, in: tendenzen
Nr. 121, Sept./Okt. 1978, 5, 8.
„So will Duisburg, die am höchsten verschul-
dete Stadt in der Bundesrepublik, im Rahmen
eines $taatlich verordneten Sparprogramms





Leben auf der Straße
Leben auf der Straße? Gab es das nur in
warmen Ländern? In Italien? Auf den
Kanarischen Inseln?
Nicht nur im Ruhrgebiet, sondern
auch anderswo in der BRD zeigt jede
Arbeitersiedlung bei einigermaßen gutem
Wetter, daß auch hierzulande der Stra-
ßBenraum erstaunlich gut benutzbar ist.
Früher waren auch bei uns die Stra-
ßen kaum weniger intensiv benutzt wie
in den Mittelmeerländern. Beweise lie-
fern zum Beispiel die beiden niederlän-
dischen Fotografen Jacob Olie und
Henri Berssenbrugge, die in den Nieder:
landen zwischen 1860 und 1930 das
Straßenleben aufnahmen — in einem
Klima, das in etwa dem unseren ent-
spricht.
Wenn die Bedingungen dafür geschaf-
fen sind, funktioniert das auch heute
wieder — z.B. in den „„verkehrsverlangsam
ten Zonen” in Delft und anderen Städten.
Jacob Olie, Amsterdam gefotografeerd. 1860—1905. Samengesteld door Kees Nieuwenhuizen. Nawoord van Wim Klinkenberg. (Van Gennep)
Amsterdam 1974.
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Henri Berssenbrugge, Straat- en landleven. 1900—1930. Samengesteld door Kees Ni iOO ern eD Aterdam 1976. g r Kees Nieuwenhuizen. Vorwoord van H.J. Scheffer en C.H. Slechte.
GR
Lucius Burckard
Demokratie im Städtebau: Pavia
Der Artikel wurde aus der
„Basler Zeitung” übernommen
Weitblickende Italiener wollen die Re-
gierbarkeit ihres Landes von unten,
von diesen intakten Teilen her wieder
aufbauen. Das bedeutet zunächst, im
Zentralstaat Italien, die Abgabe von
Kompetenzen an die lokalen Einhei-
ten, also Dezentralisation, Föderalis-
mus. Das Decentramento schafft neue
Entscheidungsebenen: unterhalb der
Nation die Region, unterhalb der
Provinz das Comprensorio (Stadt-Um-
Jand-Verband), und unterhalb der Ge-
meinde das Quartier. Mit der Über-
schaubarkeit stellt sich auch Demokra-
tisierung ein; die Artikulation der All-
tagsbedürfnisse sollen das dunkle
Bündnis zwischen Bürokratie und
Wirtschaftsmächten durchbrechen, das
bisher den Massen das Gefühl der
Rechtlosigkeit vermittelte.
Lange Zeit war Bologna das Reiseziel
der Urbanisten und Denkmalpfleger.
In Bologna, in der seit zehn Jahren so-
zialistisch regierten Stadt, studierten
Stadtplaner, wie es möglich ist, eine
grosse Altstadt im Zentrum einer’ mo-




Fussgängerzonen, Tiefgaragen usw. In
Bologna ist Verkehrsplanung nicht
Selbstzweck, nicht einmal Stadtpla-
nung wird für sich allein gemacht: alles
ist eingebettet in eine umfassende So-
zialpolitik, in eine Politik für die jetzt
hier anwesende Bevölkerung. Das be-
deutet: Die Stadterweiterung geschieht
nur im Rahmen des normalen Zu-
wachses und der Umzugsbedürfnisse
der Einwohner, nicht zugunsten von
Neuzuzügern, die irgend einmal kom-
men sollen. Die kontrollierte Er-
schliessung der neuen Aussenquar-
tiere, ein gemässigter Nulltarif und der
Ausgleich der Versorgungslage zwi-
schen Innenstadt und Stadtrand — das
sind die Eckpfeiler einer vernünftigen
Stadtplanung. Und damit diese auch
von der Bevölkerung getragen und
verstanden wird, schuf Bologna zwei
neue Beschlussebenen: Oberhalb der
Kommune das Comprensorio, den
Stadt-Umland-Verband, und unter-
halb der Stadtebene die Quartiere mit
ihren ernannten Quartierräten, die das
Recht auf Orientierung durch die
Stadt haben.
Auch die Denkmalpfleger reisten
gerne nach Bologna und studierten
dort eine Denkmalpflege im grossen
Stile: Da geht es nicht mehr um ein-
zelne Gebäude, nicht um die Rettung
von Kunstdenkmälern zwischen grauer
Alltagsarchitektur, sondern um die
Gesamtstadt. In den Zeiten der päpstli-
chen Herrschaft, die bis ins vorige
Jahrhundert gedauert hatte, war die
Stadtfläche von Bologna zu 30% von
geistlichen Gebäuden überbaut; der
Rest sind Bürgerpaläste, Bürgerhäuser
und Handwerker-Boutiquen, alle glei-
chermassen uniform durch den Zwang,
sich an den Trottoirarkaden zu beteili-
gen. Angesichts solcher Dimensionen
gelangt Denkmalpflege in die Nähe in-
dustrieller Baurationalisierung, will sie
sich nicht auf das Ausserordentliche
beschränken, sondern die Alltagsarchi-
tektur, den historischen Rahmen und
gleichzeitig die nützliche und bewohn-
bare Bausubstanz der Stadt erhalten.
In den vergangenen zwei Jahren ist es
der kleinen Stadt Pavia gelungen, die
Aufmerksamkeit der Fachwelt auf sich
zu ziehen. Pavia setzt das Experiment
Bolognas fort, weicht aber in einer ent-
scheidenden Nuance davon ab. Als
Nenni-Sozialist ist der Bürgermeister
Elio Veltri politisch weit risikofreudi-
ger als die orthodoxen Technokraten
der Bologneser kommunistischen
Junta: Veltri vertraut der Volksmei-
nung und liebt die politische Ausein-
andersetzung ohne vorausgehenden
Konsens; er will eine Bürgerbeteili-
gung ohne Einschränkung und er schuf
deshalb von allem Anfang seines Wir-
kens an Quartierkomitees mit echter
Beschlusskompetenz. In Bologna sind
die Bürgerräte noch ernannt, in Pavia
sind sie jetzt gewählt. In Bologna neh-
men sie die Beschlüsse des Stadtrates
zur Kenntnis und machen Anregungen
dazu; in Pavia verfügen sie über den
kommunalen Besitz in dem betreffen-
den Quartier sowie über denjenigen
Anteil des Gemeindebudgets, der in
einem bestimmten Zeitraum in diesem
Quartier ausgegeben werden soll.
Bologna praktiziert das Null-Wachs-
tum zugunsten der Bürger gewisser-
massen nolens volens: Wer zieht schon
nach Bologna? Pavia ist durch das
Wachstum Mailands ernsthaft bedroht:
unter der DC-Junta bot es sich an als
sicherer und angenehmer Wohnvorort
für die gehobenen Bevölkerungsklas-
sen Mailands; der allmählich sich auf-
lösende landwirtschaftliche Gross-
grundbesitz stieg direkt in das Woh-
nungsbaugeschäft um. Kein Geringerer
als der finnische Architekt Alvar Aalto
hatte noch für einen lokalen Spekulan-
ten eine Wohnüberbauung projektiert;
Elio Veltri ist sehr stolz darauf, diese
Wohnüberbauung trotz der finnischen
Prominenz verhindert und das Ge-
lände in die Landwirtschaftszone zu-
rückgestuft zu haben. Er tat dies ge-
treu dem in Bologna gelernten Grund-
satz, dass Stadtplanung eine Politik für
die heute hier anwesende Bevölkerung
sein muss, nicht zugunsten von Bevöl-
kerungsgruppen, die erst durch die
Spekulation angelockt werden müss-
sen.
Eine solche Stadtplanung zugunsten
der Bevölkerung und im Rahmen ei-
ner gesamten Sozialpolitik bedarf es
einer Doktrin sowie der gesetzlichen
Instrumente. Das Problem von Bo-
logna und Pavia ist das einer sozialisti-
schen Stadtpolitik im kapitalistischen
Staat. Die Doktrin für beide Städte
stammt von dem italienischen Stadt-
planer Prof. Giuseppe Campos-Ve-
nuti, wie er sie in mehreren Büchern
niedergelegt hat, unter anderem in
«Amministrare l’urbanistica» — die
Stadtplanung verwalten. Die indu-
strielle Grosstadt unserer Zeit ist eine
Klassenstadt, sie besteht aus einer Alt-
stadt, die sich in zwei Teile teilt, die
reiche Altstadt und die arme Altstadt,
und aus den reichen und den armen
Aussenquartieren. In der reichen Alt-
stadt wird ständig abgebrochen und
gebaut: ein Geschäft steigert dem an-
dern die Liegenschaft weg, die Bewoh-
ner werden verdrängt und der enge
Raum wird immer intensiver ausge-
nützt. In der armen Altstadt wohnt die
Unterschicht, die Gebäude verfallen,
die Besitzer interessieren sich nicht
mehr für die Rendite, sondern nur
noch dafür, wie sie die Liegenschaft
verkaufen können, das heisst, wie sie
das für sie interessante Stückchen
arme Altstadt der reichen Altstadt zu-
führen können. Von den aus der In-
nenstadt verdrängten Bewohnern zie-
hen einige in die reichen, andere in die
armen Aussenquartiere. Was spaltet
die Stadt in eine arme und eine reiche?
Campos-Venuti gibt die Antwort dar-
auf: Der Wert des städtischen Bodens
besteht aus der Grundrente und der
Differentialrente. Die Grundrente ent-
steht dadurch, dass der Boden vom
agrarischen zum Stadtboden wird, Ak-
kerland zu Bauland. Die Differential-
rente entsteht durch die unterschiedli-
che Ausstattung dieses Bodens mit
Dienstleistungen. Nur selten besteht
die Differentialrente aus Unterschieden
natürlicher Art: etwa die Aussicht auf
einen See oder ins Gebirge. Meist sind
die Ausstattungen künstlich und ge-
baut: eine gute Versorgung mit Ge-
schäften, Schulen, Transportmitteln,
Erbolungsstätten und Parks. Diese
Ausstattungen verteilen sich nach dem
Grundsatz «Wer da hat, dem wird ge-
geben». Die private Folgeleistung eilt
zu ihrer Kundschaft, also zur Stadtmit-
te oder in die reichen Aussenquartiere.
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«Urbanistica Alternativa»
oder Bemerkungen zu einem Konzept
«... Warum soll man die zu bepla-
nende Fläche als tabula rasa betrach-
ten und sich auf dieser austoben mit-
tels einer unangemessenen Suche
nach Formen, wenn sich auf diesem
Gelände nicht nur Bauernhöfe oder
andere Gebäude befinden, die der
Generalplan zu berücksichtigen ver-
langt, sondern auch Niveau-Unter-
schiede, Gebüsche, bescheidene
Trampelpfade, Bewässerungsgräben,
Anfänge städtischer oder bäuerlicher
Landschaft von hoher Kostbarkeit?
Warum den Anspruch erheben, auf
einem weissen Blatt Papier ex novo
eine Ansiedlung zu erfinden, wenn
man nachher — über die neuen
Wohnhäuser hinaus — künstlich Ge-
ländebewegungen ausführen muss,
Büsche pflanzen, Fusswege anlegen
und einen Teich mit Wasser füllen
muss, um der neuen Siedlung Leben
zu geben, indem man die Ansätze
der existierenden Landschaft ver-
nichtet, um neue zu schaffen, die
kaum je so überzeugend sein wer-
den?
sind, lehrt uns darüber hinaus — so
gültig das architektonische Werk in
seinem Entwurf aussah —, dass die
neue Siedlung notwendig in Etappen
gebaut wird, und dass also, bevor
man zu der vorgestellten Anlage
kommt — sofern man je so weit
kommt —, dieses Quartier jahrelang
ein Torso, kalt, ausdruckslos bleiben
muss, eben weil sein Ausdruck, seine
Wärme, seine Aussage eben von der
Verwirklichung der Gesamtkonzep-
tion abhängen.
Der neue Plan für den sozialen Woh-
nungsbau von Pavia hat, infolgedes-
sen, vom neuen Bebauungsplan von
1976 nicht nur die allgemein quanti-
tativen Entscheidungen erhalten,
sondern auch die noch zu entwik-
kelnde Vorschrift, bei alten, sanie-
rungsbedürftigen Anlagen ihre beste-
hende Qualität hervorzuheben, und
neue Anlagen auf Geländen zu
schaffen, welche leer sind nur in der
trägen Vorstellung der Techniker am
Zeichentisch.»
Die Erfahrung mit all diesen neuen
Ansiedlungen, die durch die Zerstö-
rung des Vorgegebenen entstanden
Aus: Urbanistica Alternativa a Pavia
Herausgegeben von: Giuseppe Cam-
pos Venuti und Federico Oliva, Mar-
silio Editori Venezia 1978
Die städtischen Folgeleistungen eilen
hinterher, einmal, weil die normalen
Stadtverwaltungen nur reagieren, nicht
lenken. Zum zweiten aber deshalb,
weil die Mängel artikuliert sein müs-
sen, um behoben zu werden, und re-
klamieren können die gehobenen Be-
völkerungsschichten am besten.
Eine Stadtplanung zugunsten der Be-
völkerung besteht also — nach Cam-
pos-Venuti — ganz einfach darin, die
Versorgungsleistungen zwischen den
Quartieren auszugleichen. Gleiche
Versorgung gibt gleiche Differential-
rente, gleiche Differentialrente glei-
chen Bodenpreis. Gelingt es, die Bo-
denwertkurve der Stadt einigermassen
auszugleichen, so ist auch die Benach-
teiligung der «armen Altstadt» und
der «armen Aussenquartiere» aufge-
hoben. Stadtplanung besteht also
darin, in jedem Quartier die wesentli-
chen Versorgungsmängel aufzuspüren
und die zu beheben.
Dazu braucht es aber ein gesetzliches
Instrumentarium. Sozialistische Politik
in der kapitalistischen Stadt besteht
also darin, die Gesetze des kapitalisti-
schen Landes so auszulegen, dass sie
gegen die spekulative Expansion und
für die anwesende Bevölkerung wir-
ken. Die Leistung nun des Bürgermei-
sters von Pavia und seiner stadtplane-
rischen Berater ist die, dass sie den
stadtplanerischen Gesetzesapparat Ita-
liens, der geschaffen wurde, um die
Ausdehnung der Städte in die Grünzo-
nen zu bewerkstelligen, nun auf die
Stadt selber anwenden und den beste-
henden Baubestand damit sanieren.
Die Rückzonung
als Aufgabe
Treu der Lehre von Campos-Venuti ist
der erste von Veltri vorgelegte städte-
bauliche Plan ein Ausstattungsplan. Er
stützt sich auf gesetzliche Bestimmun-
gen, welche es den Kommunen ermög-
licht hatten, Teile des städtischen Aus-
dehnungslandes für künftige Infra-
struktur vorzubehalten und notfalls zu
expropriieren. Nun werden bestehende
Stadtquartiere auf ihre Mängel hin un-
tersucht. Was fehlt den bestehenden
Aussenquartieren, insbesondere den
«armen»? — Schulen, Kindertagesstät-
ten, ein Quartierzentrum, Buslinien.
Und was fehlt der «armen» Altstadt?
_— Im wesentlichen Gärten, Parks, Frei-
flächen. Pavia legt als erste italienische
Stadt eine Norm der pro Kopf notwen-
digen Freiflächen-Ausstattung fest; es
ist kein Zufall, dass die hier festgelegte
Norm von 26'/, m* in die Normen der
Region Lombardei übernommen
wurde. Damit, mit dem so konzipier-
ten Ausstattungsplan, dem «piano dei
servizi», hat sich die Stadt die Mög-
lichkeit expropriatorischen Eingriffs
sowohl auf die Aussenquartiere wie
auf die Altstadt geschaffen.
Das zweite von der neuen Junta vorge-
legte Planwerk ist der Flächennut-
zungsplan, der «piano regolatore». Sei-
ne wesentliche Aufgabe ist die Rückzo-
nung: die grossen Flächen agrarischen
Grossgrundbesitzes, die für künftige
Einfamilienhausüberbauungen und
Wohnsiedlungen vorgesehen waren,
sind die Grünzone zurückgenommen.
Mehr noch: diese Grünzone wird ein-
geteilt in die Zone geschützter Land-
wirtschaft und in eine Zone künftiger
Grünanlagen. Der Zuwachs an Neu-
bauten soll sich auf den noch unbebau-
ten Terrains bestehender Quartiere
ansiedeln. Mit einer Ausnahme: In
Zusammenhang mit der geplanten
Ausdehnung der Universität wird noch
ein Siedlungsgebiet für sozialen Woh-
nungsbau und für Studentenwohnun-
gen ausgeschieden.
Der dritte Schritt in Richtung auf ei-
nen sozialen Städtebau besteht in der
Anwendung der Gesetze für’‘die Sub-
ventionierung des sozialen Wohnungs-
baues auf schon bestehende Häuser,
insbesondere auf die Altstadt. Die in
der Altstadt wohnende minderbemit-
telte Bevölkerung soll auf diese Weise
in ihren alten Gebäuden neue, men-
schenwürdige Wohnungen erhalten.
Dieses geschieht im optimalen Falle
durch Verträge zwischen der Stadt,
den Hausbesitzern und den Mietern,
im Falle aber, dass der Hausbesitzer
nicht will oder kann, durch ganze oder
zeitweilige Übernahme des alten Ge-
bäudes durch die Stadt. Heute sind in
der Altstadt zwölf Strassengevierte für
den sozialen Wohnungsbau, also für
die subventionierte Sanierung, vorbe-
stimmt. Nicht alle können von der
Stadt finanziert werden; die Möglich-
keit der Expropriation und der Finan-
zierung soll in der Regel nur als dro-
hende Aufforderung an die Hausbesit-
zer wirken, selber etwas zu tun und
Subventionsgesuche einzureichen. In
einem der bezeichneten Blöcke wird
heute demonstrativ ein von der Stadt
durchgeführtes Sanierungsvorhaben
gebaut: Altstadthäuser, die in Teilen
auf mittelalterliche Türme und in den
Grundmauern auf römische Bauten
zurückgehen, werden ohne Verände-
rung der Bewohnerschaft auf einen
modernen Standard gebracht. NachMöglichkeit.werdenauchkleinereAuskernungen vorgenommen: woStrassen überbaut oder Höfe zugebautworden sind, sollen neue Grünflächenoder Durchgänge entstehen. Die Be-wohner überstehen den Umbau imGebäude selbst; wo dies aus techni-schen Gründen nicht möglich ist, wer-den sie für ein halbes Jahr in ein soge-
nanntes «Parking-Gebäude» umgesie-
delt. Als Parking-Gebäude dienen
leerstehende Häuser, möglichst in der
Altstadt, die sich in Gemeindebesitz
befinden.
Die Sanierung geschieht durch einen
individuell vorgehenden Sozialplan.
Jede einzelne Haushaltung erhält am
alten Ort eine auf ihre Bedürfnisse zu-
geschnittene neue oder erneuerte
Wohnung. Dabei wird ein Raumaus-
gleich zwischen den Familien vorge-
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nommen: Manche Familien sind ge-
wachsen und leiden unter Raumnot,
dafür belegen andere, infolge gestopp-
ter Mietpreise, zu grosse Flächen. Be-
sondere Aufmerksamkeit gilt dem lo-
kalen Kleinhandel, den Läden und den
Handwerkern: Die sozialistische Re-
gierung von Pavia ist unorthodox ge-
nug, gerade dieses — in den Augen von
Kapitalisten und Kommunisten glei-
chermassen überlebte — Kleingewerbe
zu erhalten, wie überhaupt demjenigen
geholfen werden soll, der sich selber
erhalten kann. — Damit bewahrt Pavia
nicht nur einen Berufsstand, sondern
auch eine städtische Ambiance, die das
Leben in diesen Altstädten angenehm
und schön macht.
Diese kommunal gelenkte Sanierung
geht nicht kampflos ab. Die Hausbesit-
zer versenden «vorsorgliche« Kündi-
gungen. An den Wänden hängen städ-
tische Plakate, die die Bewohner auf-
fordern, die Kündigungen zurückzu-
weisen und die Wohnungen nicht auf-
zugeben. Manche dieser Plakate sind
von den Hausbesitzern weggerissen
worden; auf anderen steht «Ladri» —
Diebe —, gemeint sind die Stadtbehör-
den! An einer Quartierversammlung
erzählt ein Mieter: «Neulich kam mein
Hausherr und sagte: «Man will uns das
Haus wegnehmen; wir müssen zusam-
menhalten.» Ich antwortete ihm: Ich
sehe Sie heute zum ersten Mal. Bisher
kannte ich nur Ihre Kontonummer.
Mit meinen Einzahlungen hätte ich Ih-
nen das Haus schon abkaufen können,
es gehört aber weiterhin Ihnen. Eine
Enteignung trifft also nicht uns, son-
dern Sie.»
Die vierte und wichtigste Stossrichtung
der pavesischen Politik ist diejenige
des «Decentramento», der Partizipa-
tion und der Delegation kommunaler
Gewalt an die Quartiere. «Decentra-
mento» ist eine im heutigen Italien
vielgehörte Parole, und man muss viel-
leicht gerade gegenüber der Schweiz,
die seit alters her ein föderalistisches
Land ist, auf die spezifischen Unter-
schiede der italienischen Dezentralisie-
rungsbewegung hinweisen. Bei uns ‚in
der Schweiz ist die lokale Tradition zu-
gleich eine konservative; die örtlichen
Rechte werden gegenüber dem «fort-
schrittlichen» Zentralstaat geltend ge-
macht. (Eine erste Ausnahme von die-
ser Regel ist vielleicht die Bildung des
Kantons Jura.) Italien ist traditionell
zentralistisch: die Stosskraft der
Staatsbildung von 1871 hat die damals
noch existierenden örtlichen Gewal-
ten, Fürstentümer und geistliche
Mächte, vollkommen überrollt. Eine
dezentralisierte Alternative zu diesem
Zentralstaat, die Bildung von Regio-
nen, Comprensorien und auf kommu-
naler Ebene die Institutionalisierung
der Quartiere konnte immer nur von
links kommen. Vor dem Ersten Welt-
krieg war es der linke Flügel der Libe-
ralen, der solche Ideen aufbrachte;
durchgesetzt haben sie sich aber erst in
neuester Zeit unter dem Mitte-Links-
Regime und heute verstärkt im Vor-
feld des historischen Kompromisses.
Die Konzeption
der Dezentralisation
Pavia hat Quartierkomitees gebildet,
in dem Augenblick, wo Elio Veltri mit
seiner linken Junta die Stadtregierung
übernahm. Die ganze Planung, wie wir
sie geschildert haben, ist in Auseinan-
dersetzung mit den Quartierkomitees
und mit den Quartieren selbst entstan-
den; noch kleben an den Wänden die
kontroversen Plakate dieser äusserst
offenen Auseinandersetzung. Inzwi-
schen ist in Italien das Gesetz über die
Dezentralisierung beschlossen worden,
es bestimmt, dass sich in Städten
Quartiere auf zweierlei Art bilden
können: Städte können Quartierräte
mit lediglich konsultativer Bedeutung
bilden; solche Quartierräte sind dann
vom Stadtrat zu ernennen, und zwar
proportional in der gleichen Zusam-
mensetzung der Parteienzugehörigkeit
wie der Stadtrat selbst aufgrund der
Wahlen. Quartiere aber, die beschluss-
fassende Zuständigkeiten erhalten,
müssen von gewählten Quartierräten
vertreten sein; diese Wahlen müssen
getrennt von den Stadtratswahlen
stattfinden. Den ersten Weg geht Bo-
logna, den zweiten Pavia, das schon
mit den vorbereitenden Quartierkomi-
tees Erfahrung hatte.
Die Institutionalisierung der Paveser
Quartierräte ist neu; Erfahrungen lie-
gen noch wenige vor. Wir hatten Gele-
genheit, mit einigen Vertretern von
Quartierräten zu sprechen. Erstaunlich
ist die Offenheit, mit welcher sie ihre
Konflikte gegenüber der Stadt austra-
gen. Die Konflikte selbst entstehen aus
alltäglichen Anlässen; denn die von
der Stadt vorgelegten Pläne stellen die
unmittelbaren Bedürfnisse des Quar-
tiers gegenüber allgemeineren Absich-
ten zurück. So wies das Quartier Val-
lone einen Verkehrsplan zurück mit
der Begründung, dass dieser Plan dem
Quartier nichts biete und dass die al-
leinige Notwendigkeit in diesem Quar-
tier die Schaffung von Radfahrwegen
sei. Dieses selbe Quartier möchte
gerne eine in städtischem Besitz be-
findliche Uferzone eine Flüsschens in
einen zugänglichen Park verwandeln.
Den Hinweis der Stadt, dass die Pflege
eines solchen Parks nicht finanziert
werden könne, konterte das Quartier
mit dem Vorschlag, den Park in einen
öffentlichen und einen Schrebergar-
tenteil zu spalten und die Schreber-
gärtner zu verpflichten, auch den öf-
fentlichen Teil zu pflegen. So zeigt
sich, dass die Dezentralisation nicht
nur Partizipation, sondern tatsächliche
Bürgerhilfe mobilisiert.
Die umweltfreundliche Politik der
Stadtregierung von Pavia, die die Er-
haltung der Altstadt und der auf Stadt-
boden befindlichen landwirtschaftli-
chen Grünräume verfolgt, integriert
sich in die Bemühungen der Region
Lombardei um die Schaffung des gros-
sen Naturparks am Ufer des Tessin.
Der Tessin, der von der Schweizer
Grenze bis zur Einmündung in den Po
noch eine einigermassen ursprüngliche
Landschaft durchfliesst und der auch
als Fluss noch einigermassen gesundes
Wasser enthält, ist für die grossen In-
dustriezentren der Lombardei, insbe-
sondere Mailand, das letzte Erho-
lungsgebiet. Der Park des Tessin soll
kein Nationalpark nach schweizeri-
schem Muster werden; vielmehr ein
Gebiet, in welchem die bestehende
Bewirtschaftung weitergeht, ohne aber
die Erholungsqualitäten der Land-
schaft weiter in Frage zu stellen. Der
Park umfasst also sowohl natürlich ge-
bliebene Zonen wie landwirtschaftli-
che Gebiete und sogar kleinere und
grössere Städte, deren grösste Pavia
selbst ist. Die Tatsache nun, dass eine
so grosse Stadt wie Pavia Teil eines
übergeordneten Naturparks sein soll,
schafft naturgemäss eine Reihe von
Konflikten. Denn es ist ein Unter-
schied, ob die Stadt Pavia ihre Grün-
gebiete und Flussufer für sich selbst
und die eigene Bevölkerung erhält,
oder ob diese Ufer ins Erholungs-
konzept der nach Mailand orientierten
Region gehören.
Das Beispiel der Naturparks zeigt in
exemplarischer Weise die Konflikte
auf, die aus der Konzeption der Dezen-
tralisierung entstehen können. Dezen-
tralisierung mobilisiert einerseits Bür-
gerkräfte für die Erhaltung der Um-
welt, von denen man immer behauptet
hatte, dass sie nicht mehr vorhanden
seien. Das Decentramento bewirkt, das
‚Wunder, dass Bevölkerungen, denen
man die Mitsprache längst abgewöhnt
hatte, in ihrem alltäglichen Bereich
plötzlich doch politisch interessiert
werden. Aber dieses Interesse lokali-
siert sich auf einer Ebene, die überge-
ordnete Gesichtspunkte — so meinen
es wenigstens die Vertreter der gros-
sen Planungen — ausser acht lässt. So
interessiert uns in Pavia die Frage: wie
ist Planung auf Quartierebene mög-
lich ohne Verletzung der Interessen
der Stadt? Und so interessiert uns auf
regionaler Ebene die Frage: wie kann
eine Stadt Umweltschutz betreiben,
ohne den Bezug zur grösseren Region?
Italien befindet sich heute in einer ent-
scheidenden Umwandlung. Bestimmte
übergeordnete Institutionen, die Na-
tion, die Grosstädte, stecken in einer
politischen Krise. Kleinere Teile, Re-
gionen, Provinzen, Gemeinden, sind
aber intakt und teilweise mindestens
ebenso gut verwaltet und ebenso de-
mokratisch regiert wie entsprechende
Gemeinschaften nördlich der Alpen.
Das Decentramento versucht die Hei-
lung der Gesamtnation aus diesen in-
takten Teilen; gleichzeitig versucht es
die Aktivierung derjenigen Kräfte, die
durch die Studentenrevolte von 1968
aufgeweckt, seither aber durch politi-
sche Misserfolge frustriert worden
sind. Diese Kräfte aus dem Abseits ver-
zweifelter Aktionen _herauszuholen
und sie wieder in den Dienst der allge-
meinen Politik zu stellen, ist wohl die
wichtigste Funktion des Demokratisie-
rungsprozesses, der gegenwärtig in Ita-
lien versucht wird. Lucius Burckhardt
GQ
Stichworte und Fakten zum Stadtverkehr
Eine Kurzinformation, herausgegeben vom Arbeitskreis Verkehr im Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz e.V. (BBU)
1. Verfügung über Verkehrsmittel
Das gängige Vorurteil ist, jeder Bürger
habe ein Auto. Aber
8 nur 29% aller Bürger und nur 60%
aller Haushalte sind motorisiert, 1
e nur 35% aller Frauen und 77% aller
Männer haben einen Führerschein2
2 40% aller privaten Autos werden
werktags vom erwerbstätigen Haus-
haltungsvorstand (meistens der
Mann) beansprucht und stehen den
übrigen Familienmitgiedenn dannnicht zur Verfügung.
Ein sehr viel breiter verfügbares Ver-
kehrsmittel ist das Fahrrad, was leider
in der Verkehrsplanung meistens über-
sehen wird.
9 60% aller Bundesbürger haben ein
Fahrrad und 85% aller Haushalte,
e jährlich werden 3.300.000 Fahrräder
verkauft (einschl. Mofas), aber nur
2.100.000 Autos4,
Füße zum Gehen schließlich sind —
außer bei einigen Schwerbehinderten —
bei jedermann vorhanden.
2. Benutzung von Verkehrsmitteln
Das gängige Vorurteil ist, das Auto sei
das meistbenutzte und damit wichtigste
Verkehrsmittel. Aber
® von allen Wegen werden 55% zu Fuß
oder mit dem Fahrrad gemacht. Lei-
der sind in der besten Verkehrsverhal-
tensstatistik Kinder und Ausländer
nicht erfaßt (KONTIV-Daten des Ver-
kehrsministers), so daß dort nur
40,8% stehen. Dagegen werden nur
36,9% der Wege mit dem Auto (als
Selbstfahrer) gemacht.5
Bei allen Weg/Fahrtzwecken sind
Fuß- und Radweg durchgängig am
wichtiasten:
A
Zweck Auto Fuß/Rad__ ÖNV
Beruf/
Ausbild. 26,5% 49,9% 23,6%6
Schule/
Uni 3,6% 68,0% 28,4%7
Einkauf 26,7% 55,5% 17,8%8
Einkauf
im Neben-
zentrum 19,0% 70,0% 11,0%9
9 Auch Autobesitzer machen viele We-
ge zu Fuß oder mit dem Rad (36,3%)
oder mit dem ÖNV (9,7%) 19.
» Auch gut Ausgebildete, Einkommens-
starke machen viele Wege zu Fuß
oder mit dem Rad (Selbständige:
19,5%, Beamte: 24,6%. Akademiker:
26,5%).
Besonders stark auf Zu-Fuß-Gehen
und Radfahren sind angewiesen:
Kinder, Jugendliche, Ausländer und
Alte. Bei ihnen liegen die Fuß/Rad-
anteile jeweils über 60% 11
Auch im Winter bleiben zu Fuß-Ge-
hen und Radfahren die wichtigsten
Verkehrsmittel 12:
Verkehrsmittel Sommer Winter
zu Fuß 28,2% 32,6%
Rad 11,5% 7,1%
3. Zurückgelegte Distanzen
Die übliche Vorstellung ist, daß die mei-
sten Wege im Stadtverkehr lange Wege
sind. Das Gegenteil ist richtig:
® Trotz Zersiedlung und Ausdünnung
der Infrastrukturstandorte sind auch
heute noch 55,3% aller Wege unter
3 km lang, aber nur 29,1% über
6 km. 13
Außerdem heißt es immer, das Auto wer-
de natürlich nur für weite Wege benutzt.
Auch hier ist das Gegenteil richtig:
9 38,6% aller Autofahrten sind kürzer
als 3 km,
9 23,8% aller Wege zwischen 500 m und
100 m werden mit dem Auto gemacht,
bei den Wegen zwischen 1 km und
2 km sogar 39,7%. 14
Vom Fußgänger nimmt man dagegen an,
er gehe nur kurze Distanzen, höchstens
so um 300 m. Tatsache ist dagegen, daß
e 20% aller FuRwege länger als 1000 m,
12% sogar länger als 2000 m sind;
® 64,3% aller Radfahrten länger als 1_km,
19,6% sogar weiter als 4 km sind; 1 5
@ die durchschnittlichen Gehweiten der
Fußgänger beim Einkauf in der Innen-
stadt in Essen 1200 m, in Düsseldorf
1550 m und in Darmstadt 1140 m
sind, beim Weg zur Arbeit in der City
von München 1370 m. !6
von allen Wegen zwischen 1 km und
2 km sind 54,3% Fuß- und Radwege,
von den Wegen zwischen 2 km und
3 km 33,9% und von den Wegen ZWi-schen 3 km und 4 km 20.4%. 17
4. Die Meinung der ‘Experten’
Die Experten haben heute, trotz zahlrei-
cher einschlägiger Untersuchungen
zum Verkehrsverhalten, meistens falsche
— autoorientierte — Vorstellungen vom
Verkehrsgeschehen.
® durchschnittlich schätzen Verkehrs-
planer und Verkehrswissenschaftler
den Autoanteil am Verkehr doppelt
so hoch ein wie er wirklich ist,
® durchschnittlich schätzen sie dagegen
den Fußgänger- und Radfahreranteil
halb so hoch ein wie er wirklich ist. 18
Der Grund liegt auf der Hand: Verkehrs-
planer sind fast ausschließlich Männer,
‘in den besten Jahren’, mit gutem Ein-
kommen und besonders stark motori-
siert, mit Vorliebe für’s sportliche Auto,
Da wird die eigene,private Windschutz-
scheibenperspektive dann gern auf die
Planung übertragen. 19
Immerhin scheint sich — angesichts der
falsch geschätzten — überhöhten Zahlen
der Autobenutzung so etwas wie schlech:
tes Gewissen bei den Planern zu regen.
Denn:
8 77% aller Stadtplaner und 60% aller
Verkehrsplaner bevorzugen mittler-
weile eine Planungsstrategie, bei der
möglichst viel Autoverkehr vermieden
werden soll, z.B. durch mehr Fuß- und
Radwege oder durch bessere Standort-
planung. 20
5. Die Mobilitätsentwicklung
Angeblich hat das Auto eine große Be-
weglichkeit in unsere Städte gebracht.
Dabei ist unklar, ob sich Beweglichkeit
= Mobilität auf die Zahl der Wege, die
Länge/Distanz der Wege oder die Zeit/
Dauer der Wege bezieht. Es gibt sehr
ernsthafte Zweifel an der gewachsenen
Mobilität:
® seit 1950 — also einer fast noch auto-
losen Zeit — bis heute ist die Zahl der
Wege je Einwohner lediglich um 10%
gewachsen. Statistiken, die große Mo-
bilitätssteigerungen nachweisen, haben
reg (mäßig die Fuß- und Radwegevergessen. 21
etwa 80% aller heutigen Wege wurden
bereits 1950 mit gleichem Ziel und
gleicher Quelle zurückgelegt, damals
meist zu Fuß oder mit dem Rad oder
mit dem ÖNV, heute oft mit dem
Auto. Nur 20% aller Wege sind neue
Wege, d.h. Wege mit Distanzen und
Quellen und Zielen, die 1950 noch
nicht vorhanden oder noch nicht er-
reichbar waren;22
der Zeitaufwand im Verkehr ist seit
1950 gestiegen, d.h. trotz schnellerer
Verkehrsmittel wird nicht Zeit gespart
sondern verschwendet.23
Einen echten Mobilitätsfortschritt hat das
Auto offenbar vor allem für Bevölkerungs-
gruppen mit vorzugsweise langen Wegen
und für Fahrtzwecke mit langen Distanzen
gebracht. Doch in dem Maße, in dem
durch entsprechenden Straßenbau die
Mobilitätschancen dieser Gruppen und
Fahrtzwecke verbessert wurden, sanken
die Mobilitätschancen anderer Gruppen
und verdarb der Lebensraum vieler:
e z.B. wurde der ÖNV durch die Moto-
risierung und einseitige Verkehrspoli-
tik und -Planung so ruiniert, daß heute
Gruppen ohne Auto weit schlechtere
Mobilitätschancen haben als 1960,
z.B. wurde den Kindern, die vor 20
Jahren noch im ganzen Quartier rum-
stromern konnten, der Aktionsraum
auf winzige Ghettos beschränkt;
ähnlich ging es den Alten und Behin-
derten, die heute vielfach aus Angst
vor dem Straßenverkehr an die Woh-
nung gefesselt sind;
benachbarte Quartiere sind heute oft
durch Hauptverkehrsstraßen getrennt‘
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der Weg zueinander ist dort heute Schwe-
rer und seltener als früher.
Schließlich hat das Auto und eine auf es
abgestellte Planung zu Maßstabsvergröße-
rungen und Standortbedingungen geführt,
die heute vielfach weite Wege erzwingen,
oft genug dann Wege mit dem Auto:
® drive-in Verbrauchermärkte ersetzten
den wohnungsnahen Lebensmittella-
den
drive-in Schulzentren ersetzten die
wohnungsnahe Schule
drive-in Freizeitparks ersetzten die
wohnungsnahe städtische und Stadt-
rand-Erholung
® drive-in Verwaltungspaläste ersetzten
die bürgernahe Verwaltung.
Trotz dieser Entwicklung ist es heute
durchaus nicht so, daß etwa schon die
Mehrzahl aller Bürger am Stadtrand oder
im Umland wohnen. Immer noch wohnt
ein Großteil der Stadtbevölkerung in der
Nähe der Innenstädte in den hochverdich-
teten Altbaugebieten. Daher auch der
hohe Anteil der kurzen Wege im Stadt-
verkehr.
In Frankfurt leben beispielsweise noch
22% der Einwohner in den City-Randge-
bieten, in Düsseldorf 20% und in Bonn
ebenfalls 20%. In Bonn werden im Um-
kreis von 2 km um die Zentren bereits
43% aller Bewohner erreicht. In Frank-
furt im Umkreis von 5 km 53%, in Düssel
dorf 54%. Die Vorstellung ist also völlig
falsch, daß heute fast jedermann vom
Stadtrand oder aus dem Umland (natür-
lich mit dem Auto) täglich auf langen
Wegen in die Stadt müsse.24
6. Das gegenwärtige Straßennetz
Angeblich ist unser Stadtstraßennetz völ-
lig überlastet. Es heißt: ‘was fehlt, sind
Straßen’, gemeint sind damit oft genug
Schnellstraßen und Stadtautobahnen.
Aber:
2 auch heute bleiben in den Städten
Überlastungserscheinungen auf we-
nige Tagesstunden beschränkt (7—9
h und 16—18 h). Die Zeit der Stau-
ungen ist in der Regel noch kürzer,
nämlich morgens und abends jeweils
ca. 30—45 min.25
Überlastungen bleiben auf wenige
Straßen beschränkt. Denn nur 15%
des Stadtstraßennetzes haben ganz-
tägig eine hohe Verkehrsdichte
(über 8000 Kfz/12 Std.). Weitere 20%
des Stadtstraßennetzes haben mittle-
re Belastungen (über 3000 Kfz/12
Std.). Alle übrigen 65% haben geringe
Belastungen (unter 3000 Kfz/12 Std.),
die Hälfte davon sogar unter 1000 Kfz/
12 Std.26
Gemessen an diesen Belastungen sind ein
Großteil der Stadtstraßen überdimensio-
niert, ihre Fahrbahnzahl und Fahrbahn-
breite ist für Verkehrsmengen ausgelegt,
die dort bei weitem nicht erreicht wer-
den. Solche Überdimensionierungen
kosten unnütz viel Geld, verführen zur
Raserei und ruinieren das Straßenbild.
Während also für den Autoverkehr zu
viele Flächen da sind, fehlen dem Fuß-
gängerverkehr und Radfahrverkehr erheb
liche Flächen. Es heißt zwar seit einiger
Zeit schon wieder, mit den ca. 450
Fußgängerzonen sei schon viel zu viel
für Fußgänger getan worden, aber
® Fußgängerzonen sind bisher noch
sehr klein und meistens auf die City
beschränkt.
® Fußgängerzonen machen bislang nur
etwa 0,2 bis 0,5% der städtischen Ver-
kehrsflächen aus. Sie sind damit ledig-
lich eine Art Reservat für Fußgänger
und helfen den Fußgängern im übri-
gen Stadtgebiet überhaupt nicht. Dort
sind sie weiterhin vielfältig behindert
und gefährdet und müssen mit den
kümmerlichen Restflächen des über-
dimensionierten Straßenbaus Vorlieb
nehmen. 27
Am schlimmsten benachteiligt sind die
Radfahrer, für die heute überhaupt kein
brauchbares Wegenetz mehr besteht.
Denn
® die wenigen vorhandenen innerstädti-
schen Radwege sind entweder in deso-
latem Zustand oder von Autos be-
parkt oder setzen sich nur aus kurzen
Stückchen zusammen,
die wenigen neugeschaffenen Radwege
liegen meist am Stadtrand und in den
Erholungsgebieten (im Wald), also dort
wo auch ohne Radwege das Radfahren
gut möglich ist.28
7. Auswirkungen einseitiger Verkehrspla-
nung auf die Sicherheit
Es heißt oft, gerade weil unsere Straßen
so schön breit und großzügig ausgebaut
sind, wären sie so sicher. Das Gegenteil
ist der Fall.
® nirgends gibt es je km Stadtstraße und
Fahrleistung und je Einwohner mehr
Unfälle als im deutschen Stadtverkehr.
Das Unfallrisiko ist bei uns für Kinder
2,3mal höher als in USA und 5,2mal
höher als in Schweden. 29
In den letzten 25 Jahren verunglück-
ten in Deutschland 1,36 Mio Kinder
im Verkehr, davon starben 36.000 so-
fort, 20.000 später an den Unfallfol-
gen. Jährlich kommen 66.800 Kinder-
unfälle hinzu, darunter 26.000 schwe-
re und 1.400 tödliche.30
Jährlich ereignen sich ca. 380.000 Un-
fälle mit Personenschaden, bei denen
ca. 530.000 Menschen verletzt und
ca. 25.000 direkt oder indirekt (späte-
rer Tod an Unfallfolgen) getötet wer-
den.31
Unfallopfer sind vor allem Fußgänger
und Radfahrer und hier wieder vorwie-
gend Kinder und Alte.
In der Regel denkt man — auch bei der
Polizei und in der Planung — Kinder- und
Fußgängerunfälle passierten an typischen
Gefahrenpunkten., Durch ein paar Sicher-
heitsmaßnahmen und ein bißchen Ver-
kehrserziehung sei das Problem zu lösen.
Schuld seien sowieso meist die Opfer, die
sich nicht verkehrsgerecht verhielten.
Das Gegenteil ist richtig:
e 80% aller Kinderunfälle und 60% aller
Unfälle mit erwachsenen Fußgängern/
Radfahrern passieren nicht an typi-
schen Gefahrenstellen, sondern sind
unregelmäßig über das Straßennetz
verstreut, wobei gerade in den Wohn-
gebieten, bezogen auf die Verkehrsdich-
te, das höchste Unfallrisiko besteht.32
Hauptunfallursache ist nicht das Fehl-
verhalten der Opfer, sondern die über-
höhte Geschwindigkeit der Autos.
Denn: 90% aller Autofahrer kalkulie-
ren Kinder und ihr spezielles Verhalten
nicht in ihrer Fahrweise ein. In Wohn-
straßen fahren 50% aller Autofahrer
schneller als 50 km/h, obwohl schon
30 km/h oft zu schnell wäre.33
Bei 50 km/h ist das Kollisionsrisiko 2,4
mal höher als bei Tempo 30. Das T6ö-
tungsrisiko für Fußgänger beträgt bei
Tempo 30 nur 15% im Fall einer Kolli-
sion mit einem Auto, bei Tempo 50 da:
gegen bereits 60% und bei Tempo 80
bereits 100%.34
8. Auswirkungen einseitiger Verkehrspla-
nung auf die Stadtentwicklung
Überdimensionierung von Straßen, über-
höhte Fahrgeschwindigkeiten und unan-
gemessen hohe Autobenutzung mangels
fehlender Alternativen haben die Städte
sehr negativ betroffen, nicht nur im
Sicherheitsbereich, sondern auch durch
® Zerstörung der traditionellen Stadt-
und Straßengestalt (überbreite Stra-
ßBenschneisen, Parkhausklötze etc.)
Zerstörung vieler Frei- und Grünflä-
chen (abgeholzte Alleen, in Parkplät:
ze umgewandelte Markt- u.a. Plätze
sowie Grünanlagen)
® Ausbreitung eines unangenehmen
Lärm- und Abgas’teppichs’.
Spürbar wurden diese Folgewirkungen
vor allem im sog. Wohnumfeld, dessen
Qualität seit etwa 1960 ständig gesunken
ist. Wegen der schlimmen Verkehrsfol-
gen im Wohnumfeld sind
® Seit 1965 etwa jährlich zwischen 5
und 10 Einwohner je 1000 E aus den
Großstädten ins Umland abgewandert,
in 9 Jahren aus Frankfurt beispiels-
weise 102.000, aus Hamburg 120.000.35
Hauptabwanderungsgrund sind Verkehrs-
lärm, fehlende Freiflächen und Ver-
kehrsgefährdungen sowie die verödete
Stadtgestalt.36
Da der Verkehr jede öffentliche Kommuni-
kation von der Straße verdrängt hat und
der Aufenthalt auf der Straße nur noch
für Verkehr, nicht mehr aber für Spiel,
Bummel, Plausch etc. möglich ist, ist eine
weitere Folge
® der Verlust an örtlicher Bindung (Be-
heimatung) und sozialem Engagement
@ die geringe soziale Kontrolle im öffent:
lichen Raum, die den verschiedenen
Formen von Straßenvandalismus und
Kriminalität Vorschub leistet.37
9. Zur Lernfähigkeit der Bürger, Planer,
Politiker und ‘Autovertreter’
Planer entschuldigen die abgelaufene Ent-
wicklung gern mit dem Hinweis, der Bür-
ger habe es so gewollt. Für heute aber
gilt: der Bürger will nicht mehr die ‘auto-
freundliche’ Stadt. Denn
®e 72% aller Bundesbürger waren 1977
dafür, daß Urnweltschutz und Stadt-
und Wohnqualität Vorrang vor den
Belangen des Autoverkehrs erhält.
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Nur 13% votierten für mehr Straßen-
bau. 38
73% wollten in ihrem privaten Ver-
kehrsverhalten Opfer für umwelt-
freundlichere Städte bringen, auch
unter Inkaufnahme von weniger Be-
quemlichkeit und Schnelligkeit im
Straßenverkehr.
Auch die Politiker sind zunehmend be-
reit, dem Autoverkehr in den Städten
Beschränkungen aufzuerlegen.
8 In den kommunalpolitischen Grund-
satzprogrammen der CDU, SPD und
FDP finden sich entsprechende For-
derungen, z.B. zum Schutz der Kin-
der, der Fußgänger und der Wohnge-
biete. Alle Parteien fordern mehr
Verkehrsberuhigung.39
® In vielen Städten sind bereits ein-
schlägige Ratsbeschlüsse in Richtung
auf mehr Verkehrsberuhigung gefaßt
worden.40
Die Konferenz der europäischen Ver-
kehrsminister (CEMT) hat schon 1976
beschlossen, daß in Wohngebieten be-
sondere Verkehrsberuhigungsmaßnah-
men zum Schutz von Bewohnern und
Kindern nötig sind, u.a. Geschwindig-
keitsbegrenzungen und Umbaumaß-
nahmen, um die Straßen nur noch
langsam befahrbar und fußgänger-
freundlicher zu machen. 41
Auch die Verkehrs- und Stadtplaner hal-
ten mittlerweile mehrheitlich Verkehrs-
beruhigungsmaßnahmen für geboten.
a 77% aller Stadtplaner und 60% aller
Verkehrsplaner befürworten eine Stra-
tegie, bei der möglichst viel Autover-
kehr vermieden wird und möglichst
viele Wege wieder zu Fuß oder mit
dem Rad oder mit dem ÖNV zurück-
gelegt werden.42
Selbst die sog. Auto-Lobby hat sich ver-
schiedentlich für Verkehrsberuhigungs-
maßnahmen ausgesprochen.
® Der ADAC schlägt in einer Broschüre
zur Sicherheit von Fußgängern Be-
schränkungen für den Autoverkehr
in Wohngebieten und Innenstädten
vor und begrüßt Umbaumaßnahmen in
Wohnstraßen in verschiedenen Veröf-
fentlichungen und Verlautbarungen.43
Das gleiche gilt für den Autoclub ACE,
der in seiner Zeitschrift Lenkrad ver-
schiedentlich über Verkehrsberuhigung
sowie Maßnahmen zur Sicherheit von
Fußgangern und Radfahrern berichtethat.44
Verschiedene Verkehrsredaktionen der
Rundfunkanstalten haben das Thema
aufgegriffen und die Forderungen der
Bürgerinitiativen nach Beruhigungs-
maßnahmen unterstützt.45
Der Verband der Autoindustrie fordert
in einer Studie Verkehrsberuhigungs-
maßnahmen für Wohngebiete, Neben-
zentren und Innenstädte 46
A
10. Das Konzept Verkehrsberuhigung
Seit 2-3 Jahren wird in der kommunalpo-
litischen und verkehrswissenschaftlichen
Diskussion über Verkehrsberuhigung dis-
kutiert, Das Konzept sieht folgende Maß-
nahmen vor:
® Straßen mit geringer Verkehrsbelastung ®
sollen so umgestaltet werden, daß die
gesamte Verkehrsfläche ohne Tren-
nung von Bürgersteig und Fahrbahn
aufgepflastert wird und von Fußgän-
gern, Radfahrern und Autos gleichbe-
rechtigt benutzt werden kann.
In entsprechend umgebauten Straßen
sollen ausreichend Parkmöglichkeiten
für Anlieger bleiben.
Da eine eigene Fahrbahn dann nicht
mehr vorhanden ist, werden so erheb-
liche Freiflächen für Baumpflanzungen
sonstige Begrünungen und Möblierun-
gen gewonnen.
Aus solchen ‘Wohnstraßen’, die etwa
65% des Straßennetzes umfassen kön-
nen, sollen Netze gebildet werden, die
dann das zu-Fuß-Gehen und Radfahren
auch. für größere Entfernungen wieder
attraktiv machen. Die Autobenutzung
wird dagegen durch die Langsamfahr-
strecken für kurze Distanzen unattrak-
tiver,
Aber Verkehrsberuhigung soll nicht auf
Wohnstraßen beschränkt bleiben.
e Mit dem Netz verkehrsberuhigter Wohn-
straßen sollen die Fußgängerzonen in
den Innenstädten und den Nebenzen-
tren verbunden werden. Ebenso die
am Stadtrand gelegenen Erholungsge-
biete sowie städtische Parks.
Außerdem sollen auch Verkehrsstraßen
mit mittlerer und hoher Verkehrsbe-
lastung, sofern sie nach Zahl und Brei-
te der Fahrspuren überdimensioniert
und damit für die angrenzenden Nut-
zungen und Passantenströme zu stö-
rend sind, umgestaltet werden. Hier
geht es um Baumpflanzungen (Umge-
staltung zur Allee oder zum Boulevard),
um Bürgersteigverbreiterungen und ggf.
um die Anlage von Radwegen.
Nach diesem Konzept wurden bereits meh-
rere Städte, vor allem in Holland, Schwe-
den, England, Italien und Japan umgestal-
tet. Die Erfahrungen sind sehr gut und
beweisen nicht nur die Durchführbarkeit,
sondern auch die positiven Auswirkungen
auf das Verkehrsverhalten, die Verkehrs-
sicherheit und die Umwelt- und Wohn-
umfeldqualität.
Durch eingehende Untersuchungen
im Rahmen einer OECD Dokumentation
wurden bei folgenden Planungen folgende
Wirkungen erzielt:47
® Im Fall Nagoya (Japan, 2,3 Mio. E)
wurden in 4 Jahren 186 verkehrsberuhig:
te Bereiche und 300 km Radwege ge-
schaffen. Auf einem Teil der beruhigten
Straßen wurden Busse geführt. Die Maß-
nahmen führten zu einer Abnahme des
innenstadtorientierten Berufs-Autover-
kehrs um 50%. Die betr. Personen wa-
ren überwiegend vom Auto auf den
plötzlich wieder attraktiveren Fuß- und
Radweg umgestiegen. In den beruhigten
Flächen gab es 57% weniger Verkehrs-
tote und 40% weniger Verletzte, insge-
samt sank trotz starken Anstiegs des
Fußgänger- und Radverkehrs die Zahl
der getöteten Fußgänger um 31%, der
getöteten Radfahrer um 25%. Die Ver-
kehrsberuhigung wurde von 75% der
Einwohner begrüßt, nur 15% waren da-
gegen.
Im Fall Uppsala (Schweden, 133.000 E)
wurden Innenstadt- und Innenstadtrand-
bezirke sowie Nebenzentren systematisch
verkehrsberuhigt. In allen dicht bebauten
Gebieten wurden störungsfrei Fuß- und
Radwegnetze geschaffen. Das gesamt-
städtische Verkehrsaufkommen sank
dadurch um 10%, die Fußgänger- und
Radfahranteile am Stadtverkehr stiegen
um 17%, das ÖNV-Aufkommen um
11%. Im beruhigten Bereich sank die
Unfallzahl um 47%. Insgesamt gingen
im ganzen Stadtgebiet die tödlichen
Unfälle um 46% zurück. Die Umwelt-
belastungen sanken in den beruhigten
Gebieten um 64 bis 83% (Staub und
Lärm). Die Zustimmung nach dem Um-
bau betrug 63%, die Ablehnung 22%.
Auch bei Autofahrern überwog die Zu-
stimmung.
Weitere Beispiele aus Schweden sind die
Städte Göteborg, Västeras und Malmö,
wo jeweils geschlossene Radwegnetze
installiert wurden. Dies führte zu Zu-
wächsen des Fahrradverkehrs um 15%,
30% und 25% bei gleichzeitigen Abnah-
men des Autoverkehrs um 10%, 20%
und 15%.
In Bologna (Italien, 492.000 E) wurden
im Innenstadt- und Innenstadtrandbe-
reich eine systematische Verkehrsberu-
higung durchgeführt, außerdem wurde
auch im sonstigen Stadtgebiet ein
Fußwegenetz aufgebaut. Der ÖNV er-
hielt ein Netz unabhängiger Busspuren
und -Trassen, Die Verkehrserschlie-
ßung für das Auto wurde dagegen durch
Parkrestriktionen und Langsamfahr-
strecken reduziert. Nach Einführung die-
ser Maßnahmen gingen die Belastungen
mit Autoverkehr um 20% zurück. Das
ÖNV-Volumen nahm um 50% zu. Auch
der Fußgänger- und Radfahrverkehr
stieg sprunghaft. Die Zahl der Unfälle
sank im Stadtgebiet um 35%.
Aus diesen Beispielen wird eine hohe Flexi-
bilität des Verkehrsverhaltens und der Ver-
kehrsmittelwahl deutlich. Nach systemati-
schen Verkehrsberuhigungsmaßnahmen
bricht der Verkehr nicht etwa zusammen,
sondern es treten deutliche Entlastungen
ein. Das Ausmaß der möglichen Substitu-
tionen durch mehr Fußgänger- und Rad-
verkehr sowie durch besseren ÖNV wird
für deutsche Großstädte auf 20—30% ge-
schätzt. Vor diesem Hintergrund ist Ver-
kehrsberuhigung bei weitem die billigste
Maßnahme zur Lösung der städtischen
Umweltprobleme.48
11. Forderungen für die künftige Stadt-
verkehrsplanung
Angesichts der großen stadtverkehrspoliti-
schen, umweltpolitischen und städtebauli-
chen Bedeutung der Verkehrsberuhigung
ist zu fordern:
8 Bund und Länder müssen im Straßen-
recht, in der STVO und im Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz umgehend
Voraussetzungen für die umfassende
und systematische Einführung von Ver-
kehrsberuhigungsmaßnahmen schaffen,
Für die Anfangsjahre dieser Bemühun-
gen müssen in einem Sofortprogramm
nicht abgeflossene Straßenbaumittel
für Verkehrsberuhigung (Umbau von
"7°
Straßen, Bau von Parkeinrichtungen)
freigegeben werden.
Die Richtlinien für den Stadtstraßen-
bau (RAST), die einstweilen der verhee-
renden Überdimensionierung von Stra-
ßen und damit der Gefährdung von
Fußgängern und Radfahrern Vorschub
leisten, müssen umgehend und gründ-
lich überarbeitet werden. Hieran müs-
sen — neben den bisher beteiligten Ver-
tretern der Straßenbaulobby und der
konventionellen Verkehrstechnik —
Fachleute aus dem Gebiet Verkehrsbe-
ruhigung beteiligt werden, 2)
So lange die alten Richtlinien noch in
Kraft sind, muß durch einen Runderlaß 3)
von zuständigen Stellen in Bund und
Ländern der enge Anwendungszwang 4)
(Voraussetzung für Mitfinanzierung)
aufgehoben werden.
Die Gemeinden müssen umgehend Prio- 5)
ritätenlisten für zur Verkehrsberuhi-
gung vorzusehende Gebiete aufstellen.
Dabei sollen Straßen ausgewiesen wer-
den, die zu Wohnstraßen umgestaltet
werden sollten, die mit Radwegen ver- 6)
sehen werden sollen, die im Querschnitt
verengt werden sollen und die zu Bus- 7)
straßen werden sollen. 8)
Neue Maßnahmen zur Bevorrechtigung 9%
des Autoverkehrs, wie z.B. Bau neuer
Stadtautobahnen, Straßenverbreiterun-
gen etc. müssen einstweilen zurückge-
stellt werden, da die verkehrspölitische a9
Priorität mit allen verfügbaren Finanz- 497)
mitteln und Planungskapazitäten auf 13)
Verkehrsberuhigung umzupolen ist. 14)
Bei der Planung von Verkehrsberuhi- ie
gungsmaßnahmen sind die Bürger von 17)
Anfang an intensiv zu beteiligen. Hier- 18)
bei dürfen nicht nur die etablierten 19)
Interessengruppen (ADAC, Einzelhan- 20)
del) zu Wort kommen, Radfahrer, Auto- 24)
fahrer, Eltern, Mieter, Vermieter, Ge-
werbetreibende etc. müssen auf die Pla- 22)
nung Einfluß nehmen.
Verkehrsberuhigung darf nicht als Schi- „2
kane — gegen den Autofahrer — angelegt 24)
sein. Ihr Sinn und ihr Vorteil muß aus 25)
der Art der Gestaltung unmittelbar ab-
lesbar sein. Deshalb sind rein verkehrs- 26)
technische Maßnahmen abzulehnen.
Verkehrsberuhigung ist ein wichtiges
Thema, das von den Medien aufgegrif-
fen werden muß. Die Diskussion hierü-
ber darf nicht Monopol weniger ‘Exper-
ten’ und Fachzeitschriften bleiben. Was
in Holland zu einer Art Volksbewegung
wurde, sollte auch bei uns Frage von
öffentlichem Interesse sein können.
MENKE, R., Stadtverkehrsplanung =
Schriften des DIFU, Band 53, Stuttgart
1975, sowie nach Angaben der GfK, des
StBuA und des ADAC
Nach Ermittlungen des INFS, vgl. z.B.
Schulz—Heysing: Menschen ohne Auto,
in: transfer, H. 3.
SCHULZ-HEYSING, a.a.O0. und MENKE
a.a.0.
GfL: Möglichkeiten zur Förderung des 28)
Fahrrads im Nahverkehr, Gutachten im
Auftrag des BMBau (MFPRS 1975, 13), 29)
wird 1978 veröffentlicht. 30)
Zahlen der KONTIV (= Kontinuierliche
Verkehrsverhaltensbefragung, durchge- 31)
führt von Sozialforschung Brög im Auf- 32)
trag des BMV, wichtige Ergebnisse erschei-
nen 1978 in der Reihe städtebauliche For-
schung des BMBau
nach VZ 70, vgl. hierzu WESTPHAL, J.,
PENDLER, in: Internationales Verkehrswe-
sen, Heft 5, 1976.
nach KONTIV, a.a.O.
nach KONTIV, a.a.O.
vgl. MONHEIM,.R., Von der Fußgänger-
zone zur Fußgängerstadt, in: Fußgänger-
stadt, Callwey, München 1977 und Zen-













KUTTER, E., Probleme der Mobilität,
in: Verkehr in Ballungsräumen, DVFG,
Bd. B. 24, Berlin 1975
ILLICH, 1I., Narrenlob des Fahrrads, in:




ADAC, Stadt und Verkehr, Schriften- 47)
reihe Straßenverkehr, Heft 13
Nach einer Auswertung von GVP’s, nach
Angaben des ANWB den Haag und nach 48)
Zahlen des HUK
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WINNING, Bewohnbare Straße, in: Fuß.
gängerstadt, a.a.0.
GfL, Möglichkeiten zur Förderung des
Fahrrads im Nahverkehr, a.a.0.
Tatort Straße, in: Der Stern 1,4, 1978
Unfallentwicklung in der BRD, ADAC-
Info
a.a.0.
nach Angaben des HUK, des ANWB und
nach Zerban, A., WDR, Unfallstatistik,
Anlage zu einem Interview mit Prof, Dan-
ner, HUK
nach Messungen des ADAC, des HUK, vgl.
z.B. Streichert u.a., a.a.O.
nach Prof. DANNER, HUK und A, ZER-
BAN (Rundfunkmanuskript), a.a.0.
KOCH, R., Stadt-Umlandwanderung, in:
IzR, Heft 12, 1977
MEUTER, H., Synopse von Wanderungs-
motivstudien, Seminar Wohnungsbaustra:
tegien des BMBau
vgl. JACOBS, J., Die soziale Funktion des
Bürgersteigs, in: Tod und Leben amerikani-
scher Großstädte, Berlin 1971
INFAS 1977
vgl. MONHEIM, H., Verkehrsberuhigung,
in: Fußgängerstadt, a.a.0.
vgl. MONHEIM, H., a.a.0.
vgl. ZERBAN, A,., (WDR) Rundfunk manu-
skript
vgl. MONHEIM, R., a.a.0.
vgl. Sicherheit für Fußgänger, ADAC, 1976,
Motorwelt Heft 12 1976, sowie div. ADAC
Infos
vgl. ACE — Lenkrad, Heft 1, 1976, Heft 6,
1976 und Hefte 3 + 4, 1977
z.B. WDR, NDR, BR, HR in Sendungen der
Verkehrsredaktion und verschiedenen
Features
Verband der Autoindustrie, Schriftenreihe:
Gutachten Stadtverkehr (Gewos)
DROSTE, Möglichkeiten zur Reduzierung
des städtischen Autoverkehrs, Gutachten
im Auftrag des BMBau, erscheint 1978


















Beitrag aus der Nullnummer der Zeitschrift „Wechselwirkung“
Laut reagierte die Fachwelt der Lärmschützer, als sie die Ver-
öffentlichung (1) einer massiven Kritik an den bisherigen Me-
thoden der Lärmmessung gewahrte. Gerald Fleischer stellt
sich in seinem Artikel auf den Standpunkt des vom Lärm Be-
troffenen und entdeckt dabei offensichtliche Unzulänglich-
keiten in dem Standard der Lärmmessung, dem energieäqui-
valenten Dauerschallpegel. Er postuliert ein Bedürfnis nach
Ruhe, das jeder Mensch habe, betrachtet Lärm als eine
Störung dieser Ruhe. So kommt er zu einem neuen Verständ-
nis des »Ruheschutzes« im Gegensatz zu den bisherigen, offi-
ziellen Konzeption des »Lärmschutzes«, der sich eher an der
menschlichen Schmerzschwelle für Lärm orientiert.
Fleischer stellt im einzelnen fest:
|. Das bisherige Lärmmeßverfahren, das eine zeitliche Mitte-
lung der logarithmischen Schallintensität verwendet, kann
nicht unterscheiden zwischen den zwei folgenden Lärmsi-
tuationen: a) ein D-Zug pro Stunde mit einem Spitzen-
pegel von 95 dB(A); b) 2.000 Pkw pro Stunde mit Stadtge-
schwindigkeit: In beiden Fällen ergibt sich der gleiche
»Dauerschallpegel« von 65 dB(A). Im ersten Fall herrscht
jedoch zu 97 %der Zeit Ruhe, im zweiten zu keiner Zeit,
was weitaus unangenehmer sein dürfte.
2. Durch die Verwendung einer logarithmischen Pegeldar-
stellung wird der Mittelwert von Einzelereignissen wie
etwa dem D-Zug, nicht von anderen Dauerschallquellen
beeinflußt, wenn diese 10 oder mehr dB(A) darunterlie-
gen. D. h., daß nach offizieller Lärmmeßmethode nicht zu
unterscheiden ist, ob nun jede Stunde ein D-Zug fährt oder
zusätzlich noch 200 Pkw’s pro Stunde, die allein einen
Dauerpegel von 51 dB(A) erzeugen.
3. Das menschliche Ohr reagiert nicht proportional zur ge-
messenen logarithmischen Schallintensität, sondern zum
logarithmischen Schalldruck, was der Quadratwurzel der
Intensität entspricht, wie man spätestens seit 1960 weiß (2).
Deshalb bewertet das Mitte lungsverfahren die Spitzenpe-
gelstärker als das Ohr.
G. Fleischer gibt zu den Punkten 1 und 2 ein Verfahren an,
wie das dargestellte Dilemma einfach zu beseitigen wäre. Er
fordert die Angabe von Ruhezeiten in Prozent neben der An-
gabe des Dauerschallpegels und argumentiert sehr schlüssig,
daß der Durchscnittsverbraucher von »Ruhe« mit dem
Dauerschallpegel in dB(A) ohnehin nichts anfangen könnte,
aus der Angabe der Ruhezeiten aber die leichtverständliche
Information über die relativen Zeiten von Ruhe entnehmen
könnte.
Der Punkt 3 wird von dem Artikel nicht weiter diskutiert,
obwohl er möglicherweise einige interessante Aspekte bein-
haltet.
Es bleibt abzuwarten und zu hoffen, daß Gerald Fleischers
mutige Erkenntnisse in Zukunft vom »Lärmschutz« berück-
sichtigt werden und nicht gegen ihn verwandt werden, indem
man ihm mehr »Ruhe« beschert als ihm lieb ist.
E, Elliot
(1) Gerald Fleischer, Argumente für die Berücksichtigung der Ruhe in der
Lärmbekämpfung, Kampf dem Lärm 25, 69-74 (1978)
(2) Bekesy, G.v.: Experiments in Hearing, p.745, New York-Toronto-
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- politische Aktivitäten im
naturwissenschaftlich-technischen Be-
reich
soziale Auseinandersetzungen und ge-
werkschaftliche Arbeit
Analysen der sozialen, politischen und
ökonomischen Funktion von Wissen-
schaft und Technik
„ihre Perspektiven und Alternativen
- Wissenschaft und Technik in den soziali-
stischen Ländern und der Dritten Welt.
Themen der Nullnummer: Soziale Auswir-
kungen neuer Technologien @ Genmanipu-
lation @ Entlassung bei der KWU @ Frauen
in Naturwissenschaft und Technik
2 Aktionskreis Leben.
Bestellungen an: Reinhard Behnisch,
Hauptstr. 31, 1000 Berlin 62. DM 5.- Einzel-





Bürgerinitiative gegen städtische Nahverkehrsplanung in Stuttgart
1. DER FALL HOHENHEIMER
STRASSE
Die Hohenheimer Straße/Neue Wein-
steige ist eine der Haupteinfallstra-
ßen Stuttgarts. Tägliche Belastung:
ca. 36.000 Autos (in beiden Rich-
tungen). Die Schadstoffkonzentra-
tion ist mit die höchste von Stutt-
gart überhaupt — für Stickoxyde
liegt sie um 264% über dem gesetz-
lichen Grenzwert; wobei der Grenz-
wert an sich, z.B. verglichen mit
dem der USA, sehr kritisch zu beur-
teilen ist1. Kommentar eines Tier-
arztes: „Kleine Hunde sterben hier
nach zwei Jahren an Lungenkrebs.’
Ähnlich unmenschlich die Lärm-
werte: tags 78 dB(A), nachts
72 dB(A)“.
Die Straße führt durch ein dicht-
bewohntes Wohngebiet. Unmittelbar









und im weiteren Einflußbereich
50.000.
Auf dieser Straße fährt — neben
den Autos — derzeit noch eine Stra-
ßenbahn, die Verbindungslinie zwi-
schen dem City-Talkessel und den
südöstlichen Vororten auf der Höhe
(Fildern). Diese Bahn muß mit ca.
7% Steigung 200 m Höhenunter-
schied überwinden. Auf ihrer kurvi-
gen Höhenfahrt bietet sie einmalige
Aussicht auf den Kessel. Laut städti
scher Eigenwerbung und Pressezita-
ten ‚„‚Europas schönste Panorama-
strecke”
Die städtische Planung
Diese Bahn soll weg. Nach langjähri-
ger Planungsdiskussion beschloß
der Gemeinderat im März 1977
einen Stadtbahntunnel für über
200 Mill. DM. Nach dieser Planung
verschwindet die Bahn auf der ge-
samten Strecke von 4,7 km unter
die Erde — bis auf ein Sieben-Sekun-
den-Fenster zum Alibi-Schnapp-
schußblick (Zusatzkosten: 10 Mill.
DM). Urteil der Frankfurter Rund-
schau: „Der teuerste Witz Stutt-
garts”’3,
Mit dieser städtischen Planung
wird nicht nur der Öffentliche Nah
verkehr mit enormen Summen un-
attraktiver gemacht. Es wird gleich
zeitig mehr Platz für die Autos ge-
schaffen. Derzeit blockieren die
Autos vor allem in Spitzenzeiten
regelmäßig die Straßenbahn und
auch umgekehrt. In Zukunft gibt
es für die Äutos freie Fahrt: Die
Straße soll als Verlängerung der Bo
denseeautobahn (A 83) kreuzungs-
frei (!) den Verkehr bis in die Stutt:
garter City bringen.Die Fahrspuren
werden entsprechend ausgebaut:
durchgehend vier zusätzliche Ein-
und Abbiegespuren. Die Folge: We-
sentliche Erhöhung der Kapazität
für den Individualverkehr, finanziert
aus Mitteln für den Öffentlichen
Nahverkehr, der Bevölkerung ange-













Die Bewohner kauften das der Stadt
nicht ab, Als das Planfeststellungs-
verfahren aufgrund krasser „‚Form-
fehler” (zu kurze Ankündigungs- und
Auslegungszeiten der Unterlagen)
wiederholt werden mußte, organi-
sierten Anfang 1978 einige Leute
(mehrere Anwohner, private Ver-
kehrsplaner, Jusos) eine Bewohner-
Versammlung. Eine Bürgerinitiative
wurde gegründet: ‚,Rettungsaktion
Hohenheimer Straße’. Man beschloß.
gegen die ausgelegten städtischen Plä-
ne formal Einspruch zu erheben. Da-
zu wurde durch eine großangelegte
Transparent-Aktion öffentlich auf-
merksam gemacht. An die hundert
Transparente mit Sprüchen wie:
„Macht Wohnen attraktiver — Autos
einen Stock tiefer’, „‚Wir wollen
keine Autobahn vor dem Schlafzim-
Übersichtskarte Stuttgart mit Kennzeichnung der Hohenheimer Straße/Neue Weinsteige
(Ausschnitt, Maßstab 1:80.000) Quelle: Stadtmessungsamt
7A
mer’’ wurden an den Häusern ent-
lang der Hohenheimer Straße auf-
gehängt. Innerhalb von 14 Tagen
kamen insgesamt 1.900 Einsprüche
zusammen, eine bis dahin bei
Stadtbahn-Planung noch nicht da-
gewesene Zahl.
In kurzer Zeit erhielt die Bürger-
initiative erhebliche Beachtung,
auch Fernsehen und überregionale
Presse berichteten (FR, Spiegel) 4.
Der Grund: Die Bürgerinitiative
hatte offensichtlich einer allgemei-
nen, lange angestauten Unzufrieden-
heit über die Verkehrsplanung insge-
samt Ausdruck verliehen. Und: Die
Bürger waren in der Lage, eine eige-
ne qualifizierte Gegenplanung vor-
zulegen?
Alternativ-Planung
Der alternative Plan zum städti-
schen Stadtbahntunnel wurde von
drei privaten Stuttgarter Verkehrs-
planern/Architekten entwickelt®.
Er sieht anstelle des Tunnels für die
Stadtbahn einen Tunnel für die
Autos vor. Die Stadtbahn fährt da-
nach auf eigenem Gleiskörper nach
wie vor oberirdisch, an Individual-
verkehr bleibt lediglich Anliegerver-
kehr übrig. Der Autotunnel selbst
wäre wesentlich kürzer als der städti-
sche Straßenbahntunnel (etwa 1.300
m), er würde nur im unteren Bereich
die Wohnbebauung umfahren. Auf-
grund topographischer Gegebenhei-
ten ist es möglich, im höher gelege-
nen Bereich die Straße wieder auf
der alten Trasse zu führen. Seitlich
von ihr, leicht versetzt in offener
Hanglage, verliefe die Stadtbahn.
Insgesamt wäre nach dem Alter
nativ-Vorschlag mit weniger Geld
die Attraktivität des Öffentlichen
Nahverkehrs deutlich gesteigert,
die Kapazität des Autoverkehrs je-
doch nicht vergrößert und ein gro-
Bes innerstädtisches Wohngebiet
vom Verkehr nachhaltig entlastet.
Die Auseinandersetzung
Vom März 1978 bis jetzt (Febr. 79)
versuchte die Bürgerinitiative auf
verschiedenen Ebenen für ihre Kon-
zeption zu kämpfen:
® Öffentliche Informations-Aktio-
nen und Diskussionen über den
Alternativ- Vorschlag
» Gespräche mit Parteien
a Vorstellungen in Gemeinderats-
ausschüssen zur Information der




3» Gespräche mit Vertretern von
Land und Bund, den für die Fi-
nanzierung Zuständigen.
Der Erfolg war eine für ein derarti-
ges Projekt noch nie dagewesene
Diskussions- und Informationsbreite
in der Stuttgarter Bevölkerung —
nicht zuletzt gefördert durch aus-
führliche und zumindest anfangs
auch faire Berichterstattung in den
beiden Stuttgarter Tageszeitungen.
Auf der parteipolitischen Ebene
konnte lediglich bei der SPD eine
Veränderung erreicht werden — al-
lerdings auch dort keine grundlegen:
de Konsequenz, sondern Kompro-
mißbereitschaft.
Der letzte Höhepunkt der Aus-
einandersetzung ging um die nach
dem Planfeststellungsverfahren not
wendige Erörterung. Hier hat jeder
der Einsprecher das Recht, münd-
lich und persönlich noch einmal




den bei dieser Erörterung zu erwar-
tenden massiven Protest der Bürger
durch taktische Tricks zu unterlau-
fen. Sie mietete den größten Saal
der Stadt mit 2.000 Sitzplätzen für
drei Tage und lud formgerecht
über das Amtsblatt ein (was nie-
mand liest). Reaktion der Bürger:
In einer eilends einberufenen Ver-
sammlung beschloß man zwar un-
gern, jedoch einstimmig, der städti-
schen Versammlung fern zu bleiben
Nach allgemeiner Auffassung ließ
Art und Weise dieser Veranstaltung
eine wirkliche „‚Erörterung” im Sin-
ne des Gesetzes nicht zu: Wer schon
hat die Zeit (Urlaub nehmen? ), an
drei aufeinanderfolgenden Arbeits-
tagen von morgens bis abends einer
Mammut-Veranstaltung mit 1.900
Leuten zu folgen und zu warten,
bis er vielleicht mal dran kommt?
Mögliche durchschnittliche Redezeit
rechnerisch 32 Sekunden ... Und
wer hat den Mut, in einem Konzert-
saal vor 2.000 Leuten sein ganz per-
sönliches Anliegen vorzutragen!
Der Boykott gelang 100 prozen-
tig: Auf der Bühne thronten die 10
Spitzenbeamten der Stadtverwaltung,
im gähnend leeren Parkett saßen gan-
ze 12 Bürger, draußen vor dem Ein-
gang eine Protestveranstaltung ...
Derzeitiger Stand der Auseinan-
dersetzung: Die alten Beschlüsse des
Gemeinderates (März 77) wurden für
den oberen Bereich der Trasse noch
einmal bekräftigt — von allen Par-
teien (zumindest CDU, SPD, FDP).
D.h.: Dort soll die Bahn unter die
Erde, wie geplant. Hier also Nieder-
lage für die Bürger.
Im eigentlichen Bereich der Ho-
henheimer Straße sahen sich die Räte
wenigstens zu einem Aufschub genö-
tigt. Derzeit finden Probebohrungen
im Hang statt, die die technische
und planerische Realisierbarkeit der
Alternativ-Trasse (Autotunnel) über-
prüfen sollen. Im Frühjahr 79 ist mit
dem Ergebnis und dann mit dem Be-
schluß des Gemeinderates zu rechnen
Allerdings: Der Ausgang ist unge-
wiß.
Die Rettungsaktion überlegt, ob
sie gegen eine mögliche Ablehnung
auch des letzten Teils der Alternative
den Klageweg einschreiten soll (Wi-
derspruch gegen den „‚Planfeststel-
lungsbeschluß‘” des Regierungspräsi-
diums). Gleichzeitig versucht man
weiterhin, auf die Geldgeber bei
Land und Bund einzuwirken.
Eine gerade durchgeführte, aller-
dings bisher noch geheimgehaltene
Repräsentativ-Umfrage unter Stutt-
garter Bürgern im Auftrag eines An-
zeigenblattes ergab übrigens eine deut




Was an städtischer Planung für das
Gebiet Hohenheimer Straße/Neue
Weinsteige vorgesehen ist, kann als




botes, Verbesserung des IV (Indivi-
dual-Verkehr) — eine Verkehrspolitik
zum Nutzen der privaten Wirtschaft
und der wirtschaftlich besser Gestell-
ten.
Rückzug aus der Fläche und Strecken-
verlängerung ins Umland
Seit Jahren werden vor allem im In-
nenstadtbereich systematisch Stra-
ßenbahnstrecken abgebaut und ledig-
lich unvollständig und dann noch un-
zureichend durch Busse ersetzt. Hal-
testellen werden eingespart, in den
Untergrund verlegt.
Diese Entwicklung geht weiter.
Als Folge eines technisch überzoge-
nen U-Bahn-ähnlichen Stadtbahnaus-
baues mit Spurverbreiterung und
hochmodernen, eisenbahnähnlichen
Superzügen werden
e mehrere Strecken gekappt (wegen
zu enger Kurven)
® andere Strecken über kurz oder
lang eingestellt werden müssen.
Bei diesen letztlich benutzerfeindli-
chen technischen Standards spielt
die Hohenheimer Straße/Neue Wein-
steige eine Schlüsselrolle: Auf ihre
besonderen topographischen Anfor-
derungen hin sind trassen- und be-
triebstechnische Standards ausgerich-
tet — für das gesamte Netz. So ist der
Kampf der Stadtverwaltung um die-
sen Streckenabschnitt, den sie mit al-
len Mitteln führt, ein Kampf ums
Grundsätzliche, ein Kampf für eine
verfehlte Konzeption insgesamt.
Die Tendenz — Rückzug aus der
Fläche — hat eine Entgegnung auf der
anderen Seite: Ausweitung der
Strecken hinein ins Umland. Während
im innerstädtischen Bereich das ehe-
mals flächendeckende Netz auf weni-
ge radiale Strecken reduziert wurde,
werden Strecken, die die gesamte
Region (Mittlerer Neckar) erschließen,
systematisch ausgebaut. Stichwort
dazu: Verkehrsverbund.
Die seit Herbst 78 eröffnete S-
Bahn beispielsweise erweitert so den
75
realen Einzugsbereich der Stutt-
garter City ganz erheblich. Die Fol-
ge: Fortsetzung der Stadtflucht,
weitere Zersiedlung des Umlandes
und erhöhtes Verkehrsaufkommen
— die aus der Stadt vertriebenen,
fernab auf dem Lande wohnenden
Stuttgarter kehren täglich als Pend-
ler wieder in die Innenstadt zurück.
Die zunehmende Autolawine ver-
treibt weitere Bewohner — ein Teu-
felskreis ...
Die letzten 10 bis 15 Jahre haben in
Stuttgart für das Auto eine erhebli-
che Verbesserung gebracht:
® einen teilweise zwölfspurigen (!)
Innenstadtring im engsten City-
bereich, Er soll angeblich die City
autofrei machen für die Einrichtung
weiter Fußgängerzonen. Das hat er
auch. Doch zusätzlich und wohl eher
„zufällig” ist damit — im Zusammen-
hang mit dutzenden von Parkhäu-
sern und verbreiterten City-Zufahrts-
straßen — die Kapazität für das Auto
erheblich erweitert.
® Ausbau der Radialstraßen. Konse-
quent wurden auch die zentral
auf die Innenstadt zuführenden Ra-
dialstraßen ausgebaut. Und dieser
kapazitätserhöhende Ausbau geht
weiter. Heute allerdings mit der plau-
siblen und auch wahren Begründung,
Konkurrenz durch Individualverkehr
Während Angebot und Attraktivität
des ÖPNV verschlechtert wird, baut
man die Voraussetzungen für den IV
aus. Damit entpuppt sich der Slogan
„Vorfahrt für den Öffentlichen Nah-
verkehr” enddgültig als Farce.
Was ist attraktiver für
uns Stuttgarter:
Die Fenstertrasse für 240 Mio DM?
















Gegenüberstellung: Aussicht im städtischen Tunnel (oben) und Blick auf die ebenerdige Trassen-
führung des Alternativ-Vorschlages (unten). Quelle: Flugblatt der Rettungsaktion Hohenheimer
Straße
die innenstadtnahen Wohngebiete
vom Durchgangsverkehr zu befreien
{Verkehrsberuhigung). Doch über-
raschenderweise werden diese Stra-
ßen — meist Tunnels aufgrund der
besonderen topografischen Gegeben
heiten — derart groß dimensioniert,
daß zusätzlicher IV in die Innenstadt
geführt wird — zudem noch störungs-
freier als bisher/. Die Hohenheimer
Straße ist übrigens eine dieser Radial-
straßen.
® Bau einer neuen Ringstraße
(„„Filderquerstraße”’). Parallel zur
bestehenden Autobahnumfahrung
und zu anderen Umgehungsstraßen
soll durch Wohngebiete und Naher-
holungsbereiche ein neuer äußerer
Ring gebrochen werden.
Doch nicht nur der bevorzugte
Ausbau des IV insgesamt bringt dem
Nahverkehr tödliche Konkurrenz.
Die Konkurrenz besteht auf jeder ein:
zelnen Linie. Dort nämlich, wo eine
Stadtbahnstrecke ausgebaut wird,
d.h. unter die Erde verschwindet,
entsteht auf der Oberfläche eine von
der Bahn befreite und wesentlich ver-
breiterte Autostraße
Verkehrspolitik im Interesse der
privaten Wirtschaft
Streckenreduzierung im Innenstadt-
bereich benachteiligt die ohnehin
längst übermäßig belasteten Innen-
stadtbewohner in erheblichem Maße
Die Grenze der Aufnahmefähigkeit
ist längst erreicht, die Stuttgarter In-
nenstadt wird mehr und mehr unbe-
wohnbar.
‚Streckenausbau bis weit ins Um-
land hinein, verbunden mit erhebli-
chem Ausbau von Ringstraßen und
in die City führenden radialen Stadt
autobahnen, ermöglicht es, aus im-
mer weiterer Entfernung Arbeits-
kräfte und Käufer in die Stuttgarter
Innenstadt zu führen und dort zu
konzentrieren. Auf knapp 2% der
Stadtfläche sind heute über 125.000
Arbeitsplätze konzentriert. Doch
nicht einmal 10% dieser Beschäftig-
ten wohnen auch in Stuttgart-Mitte?
Der Rest pendelt täglich, davon ein
Großteil von außerhalb der Stadt-
grenzen A
Insgesamt ist dies eine Verkehrs-
politik, die eindeutig und einseitig
die Interessen der privaten Wirtschaft
massiv bevorzugt — finanziert durch
die Öffentliche Hand.
Obwohl mittlerweile diese Politik
den Großteil der Stuttgarter Bevöl-
kerung negativ trifft, werden in beson-
derem Maße die wirtschaftlich schlech-
ter Gestellten benachteiligt. Sie sind
es, die aus den billigeren Innenstadt-
wohnungen vertrieben werden. Sie
treffen die erhöhten Kosten für den
verlängerten Weg zur Arbeit unver-
hältnismäßig mehr.
Ähnlich unsozial ist auch die Tarif-
politik im ÖPNV. Einzelfahrschein
1975: 1.— DM; 1978: 1,60 DM.







Hr HXA ei L
200 DOEUHUO
HS HUAQDAS0 0a_QUA3NS £ DA v4bi GUN HmOO SED UHOAH “3 0EHA
a5 19 A7AuO
Aa&lt; YEARCH MU RLENM
me UN DE



































































ASA 0 CRA XS













































































































































EEEXa © uo 1/
3 Sol |Sas0 BG4 BO &amp;O MA!a 80) [3880 dl„551 15776 N LI
VLHO HuHSD
AUBH 304m ZAnn | aIfDO HD 7Yo 16353 W ANHH =) ff
UDO 2
DUAL ü Ta


























































SAYS SE aeSN mx Ola a
vnI 58
9 % Band .
BC : Au&amp; A Er
yo 7 a














A aany./OO(SEEDCA AO aa &gt;A AN Zea 0 LS, |ne rnßFO 1 Add 3EEA 
nQO ASETU
VEHH UA





























































vo 3 HA ON







£i5 e&gt;_ N OEM
uHON 0A AM






A 0X Gun 05
OH&gt;H AH XD
v0ND UM IT























































So £n ® S










































































































WS E EEECE OH 8 al
180x 9.8 ul
an 35u2eWRL 350] Bine 0
. a San ODI IRA Eon
; |\A5905w; ©Ans Es
a —7 x© N
5 &gt;
® © : x
RS BRHH40 On OÖ an 7 &gt;
8a&gt; Da Z ba
0 HE A
Don v vo Ir &gt;




vn El LH en
Dr se CE






















nachteiligten ist auch die Art der
Streckenführung insgesamt:
8 Neubaugebiete im Sozialen
Wohnungsbau sind selbst
"zig Jahre nach Fertigstellung noch
nicht schienengebunden angeschlos-
sen.
® Beim stadtbahnmäßigen Ausbau
wird der südwestlich gelegene
Filderraum (ein Mittelschicht-Wohn-
gebiet) gegenüber dem Stuttgarter
Norden (ein Industrie- und Arbei-
tergebiet) bevorzugt.
Teil gerade dieser bevorzugten
Linie — der sogenannten Talquer-
linie — ist übrigens die Hohenhei-
mer Straße/Neue Weinsteige. Wenn
hier die Stadtbahn in den Unter-
grund kommt,
® Wird die darüber liegende Auto-
straße als eine der radialen City-
Zufahrtsstraßen autobahnähnlich aus-
gebaut,
® werden die wirtschaftlich besser ge-
stellten Filderbewohner einfacher
und einige Minuten schneller in die
Innenstadt gelangen.
Alles auf Kosten der Bewohner die-
ses Innenstadtquartiers, einer Bevölke-
rung überwiegend der unteren Ein-
kommensschicht.
Doch den Bewohnern hier geht es
nicht um wenige Minuten Zeiterspar-
nis, Ihnen geht es buchstäblich ums
Überleben: Die Wohnbedingungen
sind aufgrund von Schadstoffbelastung
und Lärm lebensgefährlich (siehe
oben)! Der Wegzug steht als Ausweg
kaum jemand offen. Platz ist höchstens
noch im entferntesten Umland. Denn
in der Innenstadt, aber mittlerweile
auch schon im näheren Umland, ist
Anlage 7 5Verkehrsbelastung und Verkehrslärm in der Hohenheimer Straße
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die Wohnungsnot gerade im Bereich
der billigeren Wohnungen katastro-
phal ...
Bleibt Resignation — wie vieler-
orts; Oder Kampf gegen die Planun-
gen der Stadtverwaltung — wie in der
Hohenheimer Straße geschehen. Dann
allerdings ist es notwendig, von der
vordergründigen Ebene der Sachargu-
mente und „Sachzwänge’’ zum eigent
lichen Kern vorzudringen: zum poli-
tisch-sozialen Konflikt. Zur Frage
nämlich: Wem nützt welche Planung?
ANMERKUNGEN
1) SEEBER/MÜLLER: Luftverunreinigungen
im Stuttgarter Talkessel. Diplomarbeit,
TU Stuttgart 1977
2) Landeshauptstadt Stuttgart, Technisches
Referat: Bericht für den Technischen
Ausschuß vom 9, Mai 1978, Anlage 7
Frankfurter Rundschau vom 11.4.1978,
Seite 3: Bürger bekämpfen den ‚‚teuer-
sten Witz Stuttgarts’’. Die schönste
Straßenbahnstrecke Europas soll aus dem
Verkehr gezogen werden,
Der Spiegel Nr. 38/1978, S. 77—80:
Spaß mit dem Sechser.
Eine ausführliche und umfangreiche Doku-
mentation der ‚„,‚Rettungsaktion Hohen-
heimer Straße’ mit Gegenplanung,
Chronologie, Argumentation und Fotos
enthält das Gelbbuch: Die Straße, in der
ich wohne. Preis: 10,— DM; Bezug: Ret-
tungsaktion Hohenheimer Straße, Hohen-
heimer Str. 45, 7000 Stuttgart 1
Der freie Verkehrsplaner Billinger und
die Architekten Gabriel und Gonser
Beispiel: Der ‚„,‚Heslacher Tunnel” zur
Entlastung des südwestlich am Eingang
des Stuttgarter Talkessels gelegenen
Vororts Heslach. Derzeitige Belastung
der dortigen B14: ca. 40.000 Autos täg-
lich in beiden Richtungen. Kapazität des
von der Stadtverwaltung geplanten Um-
gehungs-Tunnels: 58.000 Autos ...
Beispiel 1: Die sogenannte Tallängslinie,
Hier sind Straßenbahn (unterirdisch) und
innerstädtische Stadtautobahn (B 14) paral
le! geführt. — Beispiel 2: die sogenannte
Talquerlinie. Auf dem bisher fertig gestell-
ten Stück (Heilbronner Straße) ebenfalls
vierspurige Radialstraße, darunter Stadt-
bahn. Die Hohenheimer Straße ist übrigens
die Fortsetzung dieser Strecke auf der ge-
genüberliegenden Hangseite
Angaben nach Kaiser/von Schaewen: Stutt-
gart und die Region Mittlerer Neckar,
Stuttgart 1973, S. 122. Die Werte sind
v.V. auf neuesten Stand korrigiert
siehe dazu die Untersuchung von Balder-
mann/Hecking/Knauß: Wanderungsmotive
und Stadtstruktur. Empirische Fallstudie
zum Wanderungsverhalten im Großstadt-
raum Stuttgart. Schriftenreihe 6 des Städte-
baulichen Instituts der Universität Stuttaart
1976
&gt;
Städtische Vorlage vom 9. Mai 1978 für den Technischen Ausschuß de i iAnmerkuna 2). Von der Rettungsaktion mit Anmerkungen Versehen 88 Gemeinderates {siehe
78
Gebrüder Gschwinckel
Das Märchen vom empfindsamen Jüngling
y der Zeit, als das Wünschen
noch geholfen hat, da gab es
gin grünes Tal, worin die
Menschen glücklich und zu-
Frieden lebten. Eines Tages
jedoch kam ein Riese über die Berge, der
hatte eine eiserne Faust und ein Wams
aus purem Gold. Der sprach zu den Leu-
ten im Tal: „In dem Berg gibt es Erz die
Hülle und Fülle; wenn ihr mir helft, es
herauszugraben, so soll es euer Schade
nicht sein.” Die Leute aber waren arm
und jeder dachte bei sich, sie könnten
dann manch einen Wunsch sich erfüllen ,
und so willigten sie ein.
Jahr um Jahr trieben sie Stollen in den
Berg und schichteten gehauenes Gestein
zu großen Halden. Sie bauten große Ge-
rüste, um in die Erde einzufahren und
hohe Öfen, um das Erz zu schmelzen.
Bald durchzog ein düsterer Schleier das
Tal und die Sonne verfinsterte sich.
Einem Jüngling aber wurde ganz weh
ums Herz als er sah, was aus dem Tal ge-
worden war. Traurig setzte er sich an die
öd gewordenen Gestade des Flusses. Da
kam eine Fee des Wegs. Sie dauerte der
Jüngling und sie fragte ihn nach der Ursa-
che seines Jammers. Der Jüngling antwor-
tete: „Haben uns die Alten nicht erzählt
von verwunschenen Wäldern mit allerlei
Getier? Gab es vordem nicht Burgen und
Schlösser mit hohen Zinnen und starken
Türmen? ” Der Jüngling hielt inne und
schaute traurig über den Fluß. „Aber nun
schau”, fuhr er fort, „der Fluß ist grau,
alle Häuser schwarz vom Ruß und die
Sonne geht unter hinter aufgeschüttetem
Gestein.”
„Du jammerst mich”, antwortete die
Fee, „und ich merke wohl, daß du ein gu-
tes Herz hast. Deshalb will ich dir deinen
Wunsch erfüllen. Sieh, ich will dir meinen
Zauberstab geben. Berührst du damit die-
se Glasscherben, so werden blinkende bun-
te Fenster daraus. Berührst du dies Holz,
so verwandelt es sich in edles Schnitzwerk.
Berührst du diesen Wackerstein, so wird
er zum marmornen Gesims.””
Da wischte sich der Jüngling die Tränen
aus den Augen und machte sich daran, sein
Schloß zu bauen. Und als er zum stattli-
chen Mann herangewachsen war und sich
ein Weib genommen hatte, da war sein
Haus immer noch eine Baustelle. Und wenn







der arbeitenden Klassen’’ gründet (Gott
sei Dank gehörte man nicht selber dazu).
Wo der Osten beginnt: die Villa Berg, erbaut
1853 als Kronprinzenpalais ...
Morgens, in der Rush hour, ist für 2500
Fahrzeugbesitzer der Stuttgarter Osten
lediglich Hindernis auf ihrem Weg zum
Arbeitsplatz. Jeden Tag wälzen sich
33.000 Autos durch das Nadelöhr des
Wagenburgtunnels in die Stuttgarter
City. Hinter den Verkehrsschneisen der
60er Jahre weitet sich indes ein Stadtteil,
der noch genügend Substand bietet, um
die unterbrochene Tradition des Stadt-
teilromans fortzusetzen. (Siehe auch die
Buchbesprechung ‚„‚Ostend Roman’).
Der Osten ist Stuttgarts einzig prole-
tarisch geprägter Stadtteil. Wie es sich
früher schickte, lag dort, im Windschat-
ten der Bürgerviertel, die stinkende In-
dustrie: Das Gaswerk verbreitete bis zur
kürzlich erfolgten Umstellung auf Erd-
gas Pestilenzgeruch, daneben Schlacht-
hof, Wasserwerk, Kraftwerk und nicht
weit entfernt Daimler Benz. Um Wohn-
raum für die Arbeiter zu beschaffen,
wurde im ersten Drittel dieses Jahrhun-
derts der Osten besiedelt. Wie Jahres-
ringe legten sich die Produkte des „,So-
zialen Wohnungsbaus” von der Jahrhun-
dertwende bis zum Faschismus neben-
einander.
Stuttgart erlebte eine ausgesprochen
späte und langsame Industrialisierung.
Bosch und Daimler Benz, die Stuttgart
auch heute noch prägenden Großbetriebe,
wuchsen erst nach der Jahrhundertwende
aus dem Mittelständischen heraus. Die
nur in der Spezialisierung überlebensfähi-
ge Industrie benötigte qualifizierte Fach-
arbeiter und die erstarkte Arbeiterbewe-
gung nötigte der Bourgeoisie Zugeständ-
nisse ab. Es gab in Stuttgart nie ausge-
sprochene Mietskasernen — die Angst vor
dem Typhus-Bazillus aus überbevölker-
ten Arbeitervierteln wurde schon über-
troffen von der Anast vor dem politi-
...undwoder Osten endet: das Stuttgarter
Gaswerk.
schen Bazillus: Ein Gespenst ging um in
Europa.
Ihren Ideologen findet das sich phi-
lantropisch gebärdende Bürgertum im
Geheimen Rat Eduard von Pfeiffer, der
mit Unterstützung des württembergi-
schen Adels den , Verein für das Wohl
Die Kolonie Ostheim, angelegt nach Prinzipien
einer „‚Idealstadt”. Am zentralen Platz liegen
die Gemeinschaftseinrichtungen, davon sym-
metrisch ausgehend die Wohnstraßen. Die
- Nach einem großen Architektenwett-
bewerb läßt der Verein ab 1892 die Kolo-
nie „Ostheim”’ mit fast 1.300 Wohnungen
erbauen, damals „‚auf der grünen Wiese”
gelegen und heute Herzstück eines Stadt-
teils mit rund 50.000 Einwohnern. (Spä-
ter folgen noch wesentlich kleinere „„Ko-
lonien” in anderen Stadtteilen.) Obwohl
die Wohnungen, meist mit 2 Zimmern,
wesentlich billiger als Vergleichbares an-
geboten werden, bewohnte sie doch über-
wiegend der untere Mittelstand. Für viele
Arbeiterfamilien reichte der Lohn gerade
für ein Zimmer als „‚Aftermieter”, Die
eher kleinbürgerliche Tendenz der Sied-
lung hat sich bis heute erhalten, viele
Häuser sind inzwischen in Privatbesitz ,
und der Ausländeranteil ist vergleichswei-
se gering.
In den Jahren nach dem ersten Welt-
krieg verbreitet sich der Zeilenbau im
Osten — damals nicht Monotonie son-
dern revolutionäre Errungenschaft: Durch-
setzung der Forderung nach Licht und
Luft. In den frühen Jahren zwischen 1919
und 1922 entstanden vorwiegend ein-
und zweistöckige genossenschaftliche
Reihenhäuser. Früher wohnten dort Gast-
arbeiter und z.T. auch Arbeitslose. heute
Straßenecken sind durch höhere Gebäude be-
tont. 1901 kostete hier eine 2-Zimmerwohnung
240 Mark im Jahr.
BO
Abwechslungsreiche Details an Dach und Bal-
kon. Kein Haus ist genau gleich wie das andere
Die geistige Verwandtschaft zu berühmteren
Beispielen bürgerlicher Philantropie wird spür-
bar: der Elisabethenhügel in Essen (Krupp)
und Port Sunlight bei Liverpool (Lever). Die
offenen Blockinnenflächen geben Gelegen-
heit zu privater Entfaltung.
erkennen zunehmend auch Bürgerliche
den Reiz der niedlichen Häuschen mit
Gärtchen.
Später tritt die Kommune selbst ver-
stärkt als Bauherr auf. Ab 1926 entste-
hen 4geschossige Zeilen, zwar wie im
Raitelsberg mit vorwiegend 4 Zimmern,
aber mit kleiner Fläche. Keine dieser
auch noch heute von der Stadt Stuttgart
verwalteten Wohnungen hatte ein Bad.
Schon mit dem ersten Bund-Länder-
Programm 1974 wurde mit der Moderni-
sierung begonnen. Dennoch bleiben diese
städtischen Wohnungen die historische
Last des Stadtteils. Zwar ist die kommu-
nale Selbstvertretungskraft des Viertels
noch nicht „ausgeschmort”. Dank nach
wie vor vorhandener proletarischer Tradi-
tionen setzte die Mieterinitiative Stutt-
gart Ost nicht nur eine Miete nach Moder-
nisierung durch, die deutlich unter der
Miete für neuen sozialen Wohnungsbau
lag, sie war auch erfolgreich gegen Pläne
der örtlichen CDU, einen Teil der städti-
schen Wohnungen zu privatisieren. Aber
die Jungen der oft noch seit der Erstbele-
gung im Quartier Wohnenden ziehen weg.
Folge ist ein sprunghaft zunehmender
Ausländeranteil und steigende soziale
Spannungen mit der deutschen Bevölke-
rung.
In den Genossenschaftshäusern, unmittelbar
nach dem ersten Weltkrieg, z.T. in schlichter
Bauweise erstellt, wurde schon seit langem
privat modernisiert. Alle Stufen der Verblen-
dung: Aluminium, Eternit, Stahl. Nur ein Pro-
fessor leistet sich den nostalgischen Luxus
originaler Einfachverglasung.
Liegenschaftsamt und Siedlungsge-
sellschaften reagieren mit Wohnungszu-
sammenlegungen, um den Wohnungsbe-
stand den heutigen Ansprüchen anzupas-
sen. Oder ist es nur ein neuer Anlauf zur
Privatisierung?
Friedemann Gschwind, Bilder: Dietrich
Henckel
Der kritische Wohnungsbestand gehört der
Stadt Stuttgart bzw. städtischen Gesellschaf-
ten. Zur Modernisierung bedurfte es der Fi-
nanzspitzen staatlicher Programme und des
Drucks der städtischen Mieter.
Q1
Der KLENKES ist ein unab-
hängiges, aber parteiliches
Volksblatt‘.
Den KLENKES gibt's jeden
Monat neu.
Kostet nur fuffzig Pfennig.
Man kann ihn auch abonnie-










* Wir bitten das unregelmäßige und
verspätete Erscheinen von ARCH+
im Namen der stark überbelasteten;,
ehrenamtlich arbeitenden Redaktion
zu entschuldigen.
Auch die Nr.45 kommt bestimmt
Verlagsmitteilung
Aus redaktionellen Gründen erscheint das
Doppelheft ARCH+ diesmal am Anfang
des Jahres als Nr. 43/44. Weil sich die
Abonnementsbedingungen verändert ha-
ben, nämlich Abobeginn nicht mehr nur
zu Beginn des Jahres, sondern ab jeder
laufenden Nummer, könnte das unregel-
mäßige Erscheinen der Doppelhefte Pro-
bleme geben. D.h., es wird bei einigen
Jahrgängen (nicht identisch mit Kalen-
derjahr) zwei Doppelhefte, bei anderen
gar kein Doppelheft geben. Problematisch
wird das allerdings erst im Falle von Kün-
digung. Sollten sich also derartige Unstim
migkeiten ergeben, bitte nicht stutzig
oder ärgerlich werden, sondern mit uns
zusammen klären.
Wir haben uns vorgenommen, auf Dauer
ein gleichbleibendes Erscheinungsdatum




Von den Schwierigkeiten der Stadtteilliteratur
Es geht hier nicht um die literarische Be-
wertung des Ostendromans. In dieser
Hinsicht ist Esser durch einschlägige Li-
teraten schon fast über Gebühr mit Lor-
beeren, auch Vorschußlorbeeren, be-
dacht worden. Ein gelungener literari-
scher Turmbau aus Döblins Alexander-
platz und Joyce’s Ulysses (Richard Hey)
wurde ihm bescheinigt, eigentlich also
literarischer Eklektizismus. Nicht vom
manirierten Stil, der assoziativen, mosaik:
haften Schreibstil soll indes die Rede
sein. Die Frage, die hier gestellt wird,
lautet: Ist das Ostend nur ein eher belie-
biger Aufhänger für einen Roman? Oder
geht es nicht nur um die Leute dort, son-
dern ist auch für sie? Dadurch, daß die
Entstehungsgeschichte der Arbeitersied-
lung Ostheim — immer eine Siedlung der
eher gehobenen Arbeiterschicht — einge-
baut wird und die Entwicklung des Ge-
bietes in den Zusammenhang gestellt
wird mit der ökonomischen Entwick-
lung, nimmt der Stadtteil schon Gestalt
an für den Leser. Man erfährt die Bedeu-
tung der Firma Tobler, die Pleite der
Firma Kübler, der kleinen Läden als Ar-
beitsplätze vor allen für die Frauen des
Gebietes.
Insgesamt ist das Buch eine teilweise
recht pralle Milieuschilderung. Dargestellt
an den zahlreichen Personen des Romans
ergibt sich ein Soziogramm des Stuttgar-
ter Ostens, dessen Besonderheit gegenüber
anderen Städten auch darin liegt, daß auf-
grund der topografischen Situation der
Stadt auch exklusive Hanglagen noch in
unmittelbarer Nähe des üblicherweise
industriell und proletarisch geprägten
Ostens der Stadt liegen. Dabei bemüht
sich Esser, den Eindruck von Authentizi-
tät zu vermitteln — Kenner der ‘Szene’
können die Figuren des Romans ent-
schlüsseln — angereichert — wie bei den
literarischen Vorbildern — mit Zitaten aus
der Festschrift des ehemaligen ‚, Vereins
für das Wohl der arbeitenden Klassen”,
aus Zeitungen oder statistischen Aufzäh-
lungen über das Gebiet.
Dieses mosaikhafte Soziogramm macht
das Buch zwar lesenswert, denn es gibt
wenig Möglichkeiten, amüsanter etwas
über einen Stadtteil zu erfahren. Doch es
bleibt ein literarisches Vergnügen von In-
tellektuellen. Um über diesen Kreis hinaus
Einfluß zu nehmen, politisch sein zu kön-
nen, ist das Buch eine zu manirierte und
schwerfällige Lektüre. „‚Proletarisch””
(und „obszön’” — was nicht stimmt, sich
aber als Wertmarke wohl gut macht) ist
der Roman laut Heißenbüttel, wohl weil
“Proletarier’ die Hauptakteure sind. C.F.
Delius („Unsere Siemenswelt”’) bezeich-
net den Roman als „‚einen Schlag auf den
Rücken der Leute, die wir mögen.” Die
„Geschlagenen’” werden dieses gönnerhaf
te Schulterklopfen kaum genießen kön-
nen, weil sie es kaum wahrnehmen wer-
den. Das Buch wird — das zeigt auch die
Rezeption — ein Gesprächsstoff nur von
Insidern bleiben.
Manfred Esser: Ostend Roman
März Verlag und van Deelen Film GmbH 1978
Alleinvertrieb: Zweitausendeins, 6000 Frank-
furt/M., Postfach 710 249 342 S.
Preis 16.— DM
„Was kümmerts uns, wenn in
Aachen überall das Geld fehlt -
wir kriegen unseren Palast
Aachen steht kurz vor dem
kulturpolitischen Höhepunkt:
Endlich wird ein neues Muse-
um gebaut für die bekannte
und gerühmte ‘Sammlung Lud-
wig’.
Das sagen die einen. Für die
anderen ist es eine riesige Ver-
schwendung: 40 Millionen
Mark für die private Kapitalan-
lage eines schwerreichen Scho-
koladenfabrikanten. Der sich
jetzt auch noch den Umzug
seines Unternehmens aus Steu-
ergeldern bezahlen läßt.
Da wird verpulvert, was sonst
überall fehlt.
Neuesund Hintergründiges über
Trumpf, Ludwig und die große
Kunst gibt es jetzt als kleines
Buch mit vielen Bilder, Comics
und einigen frechen Bemer-
kungen.— Titel: Pop, Pralinen
&amp; Profite — Das Büchlein hat
64 Seiten, kostet 3,- und kann
bei KLENKES Druck und Ver-
lag, Oranienstr.9, 51 Aachen




Margit Mayer/Roland Roth/Volkhard Brandes (Hrsg.):
Stadtkrise und soziale Bewegungen.
Europäische Verlagsanstalt, Köln 1978
Es ist schwer zu sagen, nach welchen
Notwendigkeiten oder Zufällen die
linke bundesdeutsche Debatte in ver-
schiedenen Theorie- und Praxisberei-
chen ihren Provinzialismus überwindet:
warum zehrt — um nur ein Beispiel zu
nennen — die kritische Debatte zur
Psychiatrie seit Jahr und Tag von italie-
nischen und englischen Beiträgen und
warum hat die Publizierung ausländi-
scher Beiträge zur Urbanistik und
Kommunalpolitik erst seit etwa zwei
Jahren begonnen? Lassen wir die
Frage offen und halten wir stattdessen
fest, daß der von MAYER/ROTH/BRAN-
DES herausgegebene Band zu „‚Stadtkrise
und soziale Bewegungen” ein weiterer
wichtiger Schritt auf einem Weg ist, wo
der VSA-Verlag mit Übersetzungen von
Arbeiten Castells, die Zeitschrift ARCH+
mit verschiedenen Beiträgen zur inter-
nationalen urbanistischen und kommu-
nalpolitischen Diskussion, aber auch
die Reihe „Werkberichte”’ (Lehrstuhl
Planungstheorie, RWTH Aachen) mit
ihrem Reader zur italienischen Planungs-
debatte bereits vor einiger Zeit erste
Schritte getan haben. Der nun vorliegen-
de Band enthält neben einer Einleitung
der Herausgeber vierzehn unterschied-
liche Beiträge zum Thema aus den USA,
verschiedenen europäischen Ländern
und Australien. Warum allerdings ist
fast die Hälfte aller Beiträge dem The-
ma Stadtkrise und soziale Bewegungen
in den USA gewidmet? Diese dezidierte
Schwerpunktsetzung wird von den
Herausgebern nicht näher begründet,
wobei wir nicht bestreiten wollen, daß
sie begründbar gewesen wäre, insofern
bislang in der BRD eher die italienischen
und französischen Ansätze zu Wort ge-
kommen sind.
Die Beiträge des Readers sind nach
zwei Schwerpunkten getrennt zusam-
mengestellt worden. Ein erster Teil ist
der „Analyse der städtischen Krise” ge-
widmet, ein zweiter Teil den „‚Städti-
schen und sozialen Bewegungen”.
Zu Beginn gibt der Aufsatz von Die-
ter LÄPPLE, ‚„Gesellschaftlicher Re-
produktionsprozeß und Stadtstruktu-
ren” zunächst einmal eine recht anschau-
liche Zusammenfassung verschiedener
Stränge und Ansätze der offiziellen wie
kritischen Debatte bezogen auf die Fra-
ge nach dem methodischen Ansatz ‚mit
dem der Entstehungsprozeß ungleicher
Raumentwicklung und städtische Struk-
turen zu erklären ist. Fragwürdig er-
scheint uns allerdings der dabei von ihm
selbst postulierte und skizzierte metho-
dische Weg zu einem solchen Erklärungs-
Versuch: aus immanenten Tendenzen
des fertig gewordenen kapitalistischen
Reproduktionsprozesses konkrete For-
men der Raumnutzung ableitbar machen
zu wollen, wobei dann die historische
Analyse als Geschichtsschreibung regio-
nalspezifischer Modifikationen eines
solchen „Allgemeinen” fungieren soll.
Der Leser mag selbst beurteilen, inwis-
weit die Kapitel seines Aufsatzes, die
einem solchen Versuch gewidmet sind,
diesen methodischen Ansatz plausibel
machen.
Die anderen — samt und sonders US-
amerikanischen — Beiträge des ersten
Teils operieren (mit Ausnahme des Bei-
trages von Harvey) auf einer anderen
Ebene als Läpple. Versuche einer kon-
zentrierten Darstellung der spezifischen
Widerspruchsformen, in denen sich die
Stadtkrise in den USA äußert, stehen im
Vordergrund. Zu methodischen Fragen
finden wir hier nur indirekte Hinweise.
So verhält es sich z.B. auch bei David
GORDON in seinem Beitrag zum Thema
„Kapitalistische Produktionsweise und
städtische Krise”. Er arbeitet die Unter-
schiedlichkeit der „‚,alten’” und ‚„,neuen”
amerikanischen Stadtagglomeration her-
aus, also auf der einen Seite Städten
wie New York oder Chikago, die sich
schon in der zweiten Hälfte des vorigen
Jahrhunderts als „‚Industriestädte” ent-
wickelten und auf der anderen Seite
Städten im Süden, Südwesten und
Westen der USA wie Dallas, die erst
nach dem ersten Weltkrieg in einem an-
deren Stadium der US-amerikanischen
ökonomischen Entwicklung zur „Reife”
kamen. Gordon versucht dabei nachzu-
weisen, wie sehr die unterschiedliche
Struktur dieser beiden Typen von Stadt
sich auf Umfang und Art ihrer Anpas-
sungsfähigkeit an aktuelle Kapitalerfor-
dernisse und damit auch Umfang und
Art ihrer jeweiligen „‚Stadtkrise”’ auswir-
ken. Implizit könnte aus diesem Auf-
satz eine Antithese zu Läpples methodi-
schem Postulat entwickelt werden: daß
nämlich räumlich ungleiche Entwick-
lung und städtische Strukturen Resultat
einer nicht allein ungleichmäßigen,
sondern auch ungleichzeitigen Entwick-
lung sind, verstanden als Zusammenstoß
und Überlagerung verschiedener Produk-
tionsweisen resp. Reproduktionsniveaus,
wobei sicherlich die Gesetze der fortge-
schrittensten Reproduktionsweisen/ni-
veaus bestimmend sind; gleichzeitig hebt
der konkrete soziale Raum, der sich bei
ihrer Durchsetzung herausbildet, auch
Spuren des Vergangenen in sich auf,
das dabei ergriffen und umgewandelt
wird. Aus den Gesetzen kapitalistischer
Reproduktion wäre demnach außerhalb
konkreter zeiträumlicher Bedingungen
keine eigene Raumstruktur ‚,ableitbar””.
Aber nicht nur an Gordons Beitrag
kann neben seinen inhaltlichen Informa-
tionen ein methodisches Problem marxi-
stischer Raum- und Stadtanalyse disku-
tiert werden. Auch der Beitrag von John
H.MOLLENKOPF (Städtische Wachs-
tumspolitik in den Vereinigten Staaten)
ist unter beiden Aspekten, den inhaltlichen
wie methodischen von Interesse. Zum
einen finden wir hier eine prägnante
Skizze jener Machtkomplexe und Allian-
zen von Interessengruppen in der ame-
rikanischen Gesellschaft, die in den
50er und 60er Jahren das politische Pro-
jekt einer systemimmanenten Sanierung
und Rationalisierung der amerikanischen
Stadt in Szene setzten. Dabei wird heraus:
gearbeitet, daß dieses Projekt nicht nur
an der Veränderung der äußeren Rahmen-
bedingungen scheiterte, sondern auch
wegen der zentrifugalen Tendenzen, die
es im Zuge seiner Realisierung bei dem
Machtblock auslöste, der es trug. Bei die:
ser Übersicht zu den Hauptlinien ameri-
kanischer Stadtpolitik in der Nachkriegs-
zeit und ihren Protagonisten insistiert
Mollenkopf auf einer wesentlichen metho-
dischen Hypothese: daß nämlich über
die Strukturierung der (amerikanischen)
Stadt nichts gesagt werden kann, wenn
nicht die zwei entgegengesetzten Träger
der Geschichte als aktive Subjekte und
in diesem Sinne auch als ‚‚stadtbestim-
mend” behandelt werden: die „„‚ökono-
mische und akkumulationsorientierte
Seite” und die „‚gemeinschaftliche an
den menschlichen Bedürfnissen orientier-
te Seite”.
In diesem Zusammenhang arbeitet
der Beitrag von Richard Child HILL ei-
nen Aspekt heraus, der im Wechsel urba-
nistischer Strategien in den letzten Jah-
ren eine zentrale Rolle gespielt hat: die
Finanzkrise der Kommunen. Bei der
Analyse der Ursachen macht Child Hill
neben der Benennung auch hier bekann-
ter institutioneller Rahmenbedingungen
(eine bestimmte Art des Föderalismus
und die zersplitterte kommunale Struk-
tur in zusammenhängenden Stadtregio-
nen) vor allem die historisch-politischen
Hintergründe deutlich: einen dort im
Unterschied zur BRD bereits weitgehend
verfestigten korporativistischen Zerfall
potentieller Subjekte des Widerstands
mit Gewerkschaften der städtischen Be-
diensteten, die Reformmaßnahmen allein
als Möglichkeit eigener Bereicherung in-
teressieren eine middle/working class,
die Steuern für „‚ineffiziente”’ Sozial-
leistungen verweigert, eine städtische Be-
wegung, die für sich allein nur Zugeständ-
nisse, nicht aber einen politischen Kurs-
wechsel erzwingen kann.
Der Aufsatz von David HARVEY (Klas-
senmonopolrente, Finanzkapital und Ur-
banisierung) hat sich im Unterschied zu
den genannten anderen amerikanischen
Beiträgen mehr vorgenommen. Er will
im illustrativen Rückgriff auf die ameri-
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kanische Stadt zur Füllung jener theore-
tischen Lücke beitragen, die daraus re-
sultiert, daß sie Marx’schen Aussagen
zur Grundrente nicht einfach auf das
Problem der städtischen Bodenrente
übertragbar sind. Mit dem Begriff der
„Klassenmonopolrente”’ versucht Har-
vey ein analytisches Instrument zu
schaffen, das ein Verständnis des Zu-
sammenhangs von Urbanisierung, öko-
nomischen Besitz- und politischen
Machtstrukturen möglich macht. Einwän-
de gegenüber diesem Versuch lassen sich
in dieser Besprechung kaum ausbreiten.
Es sei jedoch empfohlen, Harveys Aussa-
gen in einem Vergleich mit italienischen
Arbeiten auf diesem Gebiet zu bringen,
die m.E. bei gleicher Intention (Abse-
hen von einer bloßen kategorialen Über-
tragung, Einbezug der politischen Fak-
toren) überzeugender argumentieren
(vgl. die Beiträge in Stadt, Planung und
städtischer Konflikt).
Zusammenfassend kann man sagen,
daß der Reader im ersten Teil inhaltlich
wichtige und methodisch anregende Auf-
sätze zur Analyse der städtischen Krise
vor allem in den USA liefert, wobei die
Beiträge von Läpple und Harvey eine
Brücke und Anregung darstellen können,
um das miteinzubeziehen, was an anderer
Stelle — eher mit dem Blick auf die Dis-
kussionen und Praxisansätze in Ländern
wie Italien und Frankreich — bereits’
veröffentlicht worden ist.
Der zweite Teil des Readers enthält
neun Beiträge zum Thema „Städtische
soziale Bewegungen” aus Italien, Frank-
reich, England, Belgien und den USA.
Auch hier sind die Kriterien der Aus-
wahl wenig durchsichtig. Die Herausge-
ber schreiben, daß es ihnen darauf an-
kam, „kollektive Reaktionen und Ant-
worten auf soziale Problemlagen in an-
deren Ländern zu dokumentieren, die
in Ansätzen auch in der BRD erkennbar
sind’. Tatsächlich kommen aber in den
publizierten Beiträgen alle nur eben
denkbaren Kampf- und Organisations-
formen im städtischen Konflikt vor und
eine Auswahl nach dem von den Heraus-
gebern genannten Kriterium ist nicht
zu erkennen. Allerdings halten wir
diese nicht selektive Breite eher für
einen Vorteil, geht es doch weniger
um die Ähnlichkeit von Aktionsformen
als die Herausarbeitung grundsätzlicher
Bestimmungen des neuen und noch ne-
bulösen Subjekts „soziale (städtische)
Bewegungen” und deshalb auch seine
Präsentation in der ganzen Vielfalt, die
es aufweist. Es wäre deshalb wünschens-
wert gewesen, einen Beitrag über die
spanischen städtischen Bewegungen, die
heute zu den politisch und sozial ent-
wickeltsten in ganz Westeuropa gehören,
in den Band aufzunehmen. Bei den sicher-
lich gegebenen Restriktionen im Gesamt-
umfang wäre dabei der Beitrag von Nella
GINATEMPO und Antonella CAMMA-
rota verzichtbar gewesen, behandelt er
doch ein sehr spezifisches Problem, das an
keiner anderen Stelle wieder aufgenom-
men wird: wo unterscheiden sich die
Strukturen der süditalienischen Städte
(und man könnte allgemeiner sagen, der
Städte in unterentwickelten Bereichen
der südeuropäischen Randländer) von
den Städten in den dominierenden,
früher durchkapitalisierten europäischen
Regionen?
Sechs der Beiträge im zweiten Teil des
Bandes sind — im besten Sinne — eher
journalistische Situations- und Konflikt-
beschreibungen. Eddy CHERKI und Do-
minique MEHL referieren in ihrem kurzen
Beitrag einige Ergebnisse einer empiri-
schen Studie, die sie zusammen mit
Castells über urbane Bewegungen in der
Region Paris und ihre Aktionen in den
etzten zehn Jahren angefertigt haben
‚einen vor allem den theoretischen An-
satz der Studie näher erläuternden um-
fangreichen Beitrag hat CASTELLS
selbst geliefert; vgl.: L&amp;s conditions d’emer-
gence des mouvements sociaux urbains
...in:International Journal of Urban
and Regional Research 1/77). Bereits
in diesem Beitrag wird deutlich, wie
vielfältig die Träger, Ziele, Niveaus und
Formen des politisch-sozialen städtischen
Konflikts selbst unter gleichen Rahmen-
bedingungen (denen der Region Paris)
sein können.
Ähnliches macht der Beitrag von Xa-
vier GODTS über Stadtsanierung und
städtische Konflikte in Brüssel deutlich,
in dem allerdings nur am Rande etwas
beschrieben wird, was — sehen wir ein-
mal von Spanien ab — sonst in Westeuro-
pa so nicht wiederzufinden ist: eine sta-
bile Form der gemeinsamen Selbstorga-
nisation der verschiedenen städtischen
Initiativen, die parteilich aber doch auto-
nom gegenüber den Parteien selbst Ana-
Iysen und Alternativplanungen zu den
brennendsten sozialen Problemen in der
Stadtregion Brüssel betrieben (sehr zu
empfehlen für jeden Besucher der Stadt:
der von ihr herausgegebene alternative
Stadtplan).
Auch der Bericht von Giani SCUDO
über die squatter-Bewegung in Großbri-
tannien ist wie die beiden vorgenannten
einem Schwerpunktheft der französi-
schen Zeitschrift AUTREMENT entnom-
men, das hier wegen der Fülle seiner Bei-
träge zum Thema ‚‚Contre-pouvoirs
dans la ville’”” nachdrücklich empfohlen
sei (zu bestellen für 30 fr. bei 120, bd
Saint-Germain — 75280 Paris-Cedex 06).
Bei Scudos Beitrag drängt sich heute,
1979, dem Leser sicherlich dieselbe Fra-
ge auf, wie in fast all den Beiträgen des
zweiten Teils, denen es eher um eine
Konfliktdarstellung denn eigenständige
theretische Aussagen zu tun ist: wie
ging es weiter?
®e Im Washingtoner Stadtteil Adams
Morgan, wo die Schilderung von
David MORRIS an dem Punkt abbricht,
an dem sich ein selbstorganisiertes
Stadtviertel, mit eigenen sozialen
Dienstleistungen und Konsumkoopera-
tiven (getragen vor allem von einer
mittelständischen Randkultur) plötz-
lich spekulativen Operationen des Fi-
nanz- und Immobilienkapitals gegenüber-
sieht, für die es aufgrund ihrer gebrauchs-
wertbezogenen Anstrengungen wieder
ein attraktives Investitionsfeld geworden
® Im New Yorker 60.000 EW-Vorort
Coop-City, wo nach einem harten
Mietstreik dieses Spekulationsobjekt nun
durch einen Rat aller Mieter selbstverwal
tet werden darf? Wie erfolgreich kann
dieses ambivalente Zugeständnis genutzt
werden, auch über die Anfangserfolge hin-
aus, die Robert FRIEDMAN schildert?
® Bei der Gewerkschaft der Bauarbeiter
in Australien, die ein in Hinblick auf
die traditionelle Bestimmung gewerkschaft
lichen Handelns revolutionäres Vorhaben
verwirklichte: solche Bauplanungen durch
Arbeitsniederlegung zu stoppen, die deut-
lich erkennbar privaten Nutzen und ge-
sellschaftlichen Schaden verbinden?
Welche Antworten könnte Jack MUN-
DEY der hier interviewte Vorsitzende
dieser Gewerkschaft heute geben?
Der vielleicht aus redaktionellen Grün:
den nicht vermeidbare Mangel an Aktua-
lität dieser Artikel ist dort weniger stö-
rend, wo eine stärkere analytische Auf-
arbeitung des Phänomens „‚soziale städti-
sche Bewegungen” beabsichtigt ist.
Dazu gehört z.B. die sorgfältig ausge-
arbeitete Analyse von Eddy CHERKI
und Michel WIEVIORKA zur „‚autoridu-
zione” in Italien. Ähnlich wie in dem Bei-
trag von Scudo zur squatter-Bewegung
wird hier deutlich, daß mit neuen Kampf.
formen — hier der. Verweigerung höhe-
rer Gebühren für soziale Dienstleistungen
wie öffentlicher Nahverkehr und Elektri-
zität (teilweise betrieben und gestützt
durch die Gewerkschaften) — Umorien-
tierungen nicht vollzogen sind, sondern
allererst beginnen: wie sie ins Verhältnis
setzen und begründen gegenüber den Ver:
tretern „‚traditioneller’”” Kampf- und Ver-
handlungsformen? Wie das neue Mittel
auf allen Ebenen ausschöpfen, der un-
mittelbar praktischen zur Verstärkung
des Drucks, aber auch der kulturellen
und ideologischen, zur Schaffung eines
neuen Selbst-Bewußtseins? Wie Arbei-
ter und Gewerkschaften diese Fragen für
sich zu beantworten versuchen und was
daran so wichtig ist, das wird von den
Autoren überzeugend analysiert.
Dieser Beitrag, neben dem aus Austra-
lien, insbesondere aber der Artikel von
Juan RODRIGUEZ-LORES über „Alter-
native lokale Politik und soziale Bewegun-
yen in Italien’ hätten für den zweiten Teil
des Readers einen erweiterten Titel gerecht
fertigt: die Stadt als Aktions-Raum und
Gegenstand der (neuen) sozialen Bewe-
gungen, aber auch als ein durch die tra-
ditionellen Arbeiterorganisationen neu
anzueignendes Aktionsfeld.
Im Aufsatz von Juan Rodriguez-Lores
wird eingehender problematisiert, was
in anderen Beiträgen lediglich konstatiert
wird: das weitgehende Nebeneinander,
wenn nicht Gegeneinander der neuen
sozialen (städtischen) Bewegungen und
der traditionellen Arbeiterorganisationen
die sich als gewerkschaftliche lange Zeit
auf das Fabrikleben konzentriert haben
und als parteiliche historisch andere
Wege kommunaler und städtischer Poli-
tik gegangen sind. Rodriguez-Lores ver-
sucht zu zeigen, daß den sozialen städti-
schen Bewegungen eine Schlüsselrolle
zukommen kann, bei dem Versuch, die
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Politik der Linken aus zwei historischen
Sackgassen herauszuführen: einerseits
dem Versuch, auf lokaler/kommunaler
Ebene eine „rote Insel” zu verwirkli-
chen, andererseits einer Strategie der
Erkämpfung erweiterter sozialstaatli-
cher Aufgaben auf zentraler Ebene,
deren bloße mechanische Übernahme
auf kommunaler Ebene die Kommune
als ein eigenständiges Feld sozialen Ex-
perimentierens negiert,
Die zwei zentralen neuen Qualitäten,
die hier bezogen auf die Ebene der Po-
litik und der Kommune die sozialen
Bewegungen einbringen konnten, sieht
R.L. zum einen in der Forderung nach
einer neuen Art und damit auch institu-
tionellen Fassung von Demokratie, die
in diesen Bewegungen sich artikuliert
(und die eine neue Stellung der Kom-
mune in einem veränderten Staatsge-
füge implizieren würde); zum anderen
hebt er hervor, daß die dabei eingeklag-
ten gebrauchswertbezogenen sozialen
Ziele eine politische Strategie erfordern,
welche eine gegebene Produktivkraft-
struktur und damit verbundene Eigen-
tums- und Produktionsverhältnisse nicht
bloß effektiver verwaltet und „sozial””
ergänzt, sondern ihnen verändernd zu
Leibe rückt (wobei die Kommune damit
also nicht nur mehr Macht gegenüber
dem Zentralstaat (s.0.) bekommen
müßte, sondern auch mehr Macht ge-
genüber den lokal bislang vorherrschen-
den Mächten realisieren müßte).
Wie immer man solche Thesen beur-
teilen mag: sie stellen die Frage nach
den Beziehungen von sozialen Bewe-
gungen und Organisationen wie Politik
der Arbeiterbewegung ohne jene Ver-
engungen und Auslassungen, die sich lei-
der auch in den Teilen der Einleitung
finden, wo man sich „Zur Lage in der
BRD” äußert. Das Verhältnis soziale Be-
wegungen/Arbeiterbewegung wird dort
allein als Frage des Verhältnisses zu
den Gewerkschaften thematisiert, So,
dertes Eigenleben führen würde. Die
Tendenz zur Ausgrenzung der politi-
schen Ebene erweist sich aber nicht nur
an den spärlichen und recht pauschalen
Aussagen zu „‚den parlamentarischen
Parteien’’. Sie macht sich auch darin
bemerkbar, daß man zwar diesen Parteien
die Rechnung aufmacht, aber die Pro-
bleme der radikalen Linken mit dem
Phänomen „Bürgerinitiativen”’, wie sie
sich erst jüngst im Streit um Grüne/Bun-
te Listen zeigten, nicht erwähnt.
Schließlich bleibt in diesem Kapitel der
Einleitung auch Stadt als politisch gefaß-
te Institution, als ’Kommune’, weitgehend
unproblematisiert. Dabei werden es wohl
gerade kommunale Wahlen sein, in denen
für lokale städtische Initiativen sich
drängender denn je die Frage nach ihrem
Verhältnis zu Politik, Institutionen und
Politikern stellen wird.
Trotz solcher kritischer Anmerkungen:
es liegt ein Band vor, mit dem die Heraus-
geber ihrem selbstgesetzten Anspruch
durchaus gerecht werden können, nämlich
„eine politisch wie theoretisch folgenrei-
che lokalistische Abschrottung, vor der
die sozialen Beweaungen in den Städten
heute stehen, etwas zu verringern”.
Wenn vielleicht trotzdem gesagt werden
kann, daß dieser Band von ca. 260 Sei-
ten „sein Geld nicht wert ist’’, dann hat
das wohl allein mit der Europäischen
Verlagsanstalt zu tun.
Lassen wir alle Spekulationen darüber
beiseite, wie angenehm einem politisch
mittlerweile „,geläuterten’” EVA dieser
Band heute ist. Daß für den Preis von
38,—— DM nur ökonomische „Sach-
zwänge‘ maßgebend waren, diesen Nach-
weis müßte man erst einmal führen.
Juan Rodriguez-Lores
Internationaler Kongreß über „Staat, Produktion
der städtischen Umwelt, gegenwärtige Krise und
Restrukturierung des Kapitals“
Universität Venedig, 23.-25.11.1978
Dieser internationale Kongreß war von
der Abteilung für „Ökonomische und
soziale Analyse des Territoriums” der
Architekturfakultät der Universität
Venedig gefördert worden. Unter der Fe-
derführung von Prof. M. FOLIN wurde
der Kongreß zu einem 3-tägigen Forum
und wichtigen Kontaktmedium marxi-
stischer Akademiker aus der BRD,
Frankreich, Großbritannien, Holland,
Italien, Portugal und Spanien, die im
Bereich der Staats- und Stadtfor-
schung tätig sind. An den hierzulande
herrschenden disziplinären Provinzialis-
mus gewöhnt, war es für die deutschen
Gäste eine angenehme Überraschung,
daß sich auch die dortigen Architektur-
studenten an einer solchen interdiszipli-
nären Veranstaltung massiv beteiligt hat-
ten.
Zum Verständnis der Problematik des
Kongresses und des „theoretischen Kli-
mas”, in dem er organisiert wurde und
ablief, sei einiges vorausgeschickt.
Bekanntlich dominieren in der marxi-
stischen Tradition ökonomistische An-
sätze bei der Definition der Natur des
Staates. Sie beruhen auf einer Tautolo-
gie, die über das historische Wesen des
Staates wenig erklärt, nämlich: der kapi-
talistische Staat existiere nur im Dienste
des Kapitals. Dabei wird eine unvermittel
te, mechanische Entsprechung von Staat
und Kapital postuliert und die gewisse
Autonomie des Politischen gegenüber
dem Ökonomischen — gerade im Akt
der Erfüllung seiner „‚ökonomischen”
Aufgabe gegenüber dem Kapital — ausge-
blendet. In der monopolistischen Phase
bedeutet das eine Identifikation von
Monopolen und Staat. Das hat zu einer
Trennung des sog. gesellschaftlichen Re-
produktionsbereichs von der Produktion
geführt und damit den Weg geöffnet für
ein Verständnis des staatlichen Interven-
tionismus im Rahmen der Sozialisierung
der Produktion/Bereitstellung von ge-
meinschaftlichen Dienstleistungen (vor
allem also im Rahmen der Stadtpolitik
und des Urbanismus) als Staats-,, Refor-
mismus”’, tout court ja sogar als „‚Sozia-
lismus””.
Aber zur marxistischen Tradition ge-
hören auch grundsätzlich andere Theo-
rieelemente: z.B. jene Stellen in Marx’
„Grundrissen”’, in denen man zu einem
viel differenzierteren Verständnis des
Verhältnisses zwischen dem Politischen
und dem Ökonomischen kommt, wenn
Marx die Funktion des Staates bei der
Herstellung der „allgemeinen Bedingun:
gen der gesellschaftlichen Produktion”
und das „spezifische Verhältnis des Ka-
pitals’”” zu ihnen (FOLIN legte in sei-
nem Beitrag den doppelten und wider-
sprüchlichen Charakter dieser Bedingun-
gen als Wertträger und als Gebrauchs-
werte dar) erläutert; z.B. auch Gramscis
Theorie der doppelten Rolle des Staates
als Herrschafts- und als Hegemonieappa-
rat. Es sind Interpretationsstränge, die
dem Politischen einen großen Initiativ-
raum bei der Erfüllung seiner Aufgabe
im Rahmen der Unterstützung der Akku-
mulation des Kapitals beimessen. Es ist
deshalb kein Zufall, daß gerade diese
beiden Beispiele eine zentrale Aufklä-
rungsfunktion in der neueren marxisti-
schen Staats- und Stadtforschung spie-
len, die sich von dogmatischen Schema
ta befreien will und in zunehmendem
Maße dem Politischen ihre Aufmerk-
samkeit widmet.
Aber eigentlich sind es objektive *
Veränderungen in der kapitalistischen
Gesellschaftsorganisation gewesen, die
den Anstoß für eine erneute theoreti-
sche Beschäftigung mit der Funktion
des Staates und der Stadt gegeben
haben:
@ zunächst die Entstehung der sozialen
(vor allem städtischen) Bewegungen:
einerseits stellen sie die „Neutralität”
des Staates als Versorger mit gesellschaft-
lichen Konsummitteln in Frage; anderer-
seits lassen sie auch gleichzeitig erkennen,
daß der Staatsinterventionismus in die-
sem Bereich viel direkteren Bezug auf
Klassen- und allgemeinere soziale Kon-
flikte als auf rein ökonomische Dikta-
te des Kapitals nimmt;
® dann die jüngste Wende der staatli-
chen Politik in den entwickeltsten
Industrieländern vom ‚,welfare state”
zu einer Politik der „‚,Austerity’’ und
der Restrukturierung des Kapitals (im
Sinne der „‚Rekapitalisierung”” traditio-
neller öffentlicher Investitionsbereiche)
®@ und schließlich die aus dieser Wende
resultierenden Konflikte innerhalb
des Staatsapparates selbst zwischen ih-
ren horizontal gegliederten Institutio-
nen, aber besonders zwischen ihren zen-
tralen und peripheren (lokalen) Organen.
Bei den ca. 20 Beiträgen, die (mei-
stens von den jeweiligen nationalen Kon-
texten ausgehend) Antworten auf diese
drei zusammenhängenden Fragekomplexe
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geben wollten, war zunächst eine gewis-
se methodologische Unsicherheit festzu-
stellen: das „ökonomistische” Staatsver-
ständnis (LÄPPLE, Holland), der Drang
zur soziologischen Formalisierung der
städtischen Bewegungen (CHERKI/
MEHL, Frankreich) (direkte Gegenüber-
legungen dazu stellte INDOVINA, Italien,
in seinem Beitrag über den potentiellen
„Klassencharakter”’ der städtischen Be-
wegungen dar) und die subjektiv-morali-
sche Einschätzung der lokalen Staatsap-
parate (BORJA, Spanien) waren noch an-
wesend. Aber im Großen und Ganzen war
jener Ansatz dominant,der eine der wich-
tigsten Errungenschaften der theoreti-
schen Praxis der „‚Neuen Linken” zu sein
scheint: jenseits des ökonomischen De-
terminismus und des Glaubens an die
„eiserne Logik des Kapitals’ die Wirk-
lichkeiten des Klassenkampfes und des
sozialen Konfliktes wieder in den Mittel-
punkt der Gesellschaftsbetrachtung zu
stellen und auf sie auch die staatlichen
Funktionen und Handlungsformen zu
beziehen: der Staat als parteilicher „‚Ver-
mittler”’ und die Stadt — die gemein-
schaftlichen öffentlichen Dienstleistun-
gen — als Ergebnis dieser parteilichen
„Vermittlung”.
Die Krise — die fiskalische und admi-
nistrative des Staates, die der Stadt und
der gemeinschaftlichen öffentlichen,
Dienstleistungen — wurde im Zusam-
menhang mit den neuen Interventions-
formen des Staates bei der Unterstüt-
zung der Akkumulation des Kapitals er-
klärt, die im Begriff der „‚Restrukturie-
rung” oder „Re*apitalisierung des Kapi-
tals’” erfaßt wurden. Die Beiträge über
die jüngste Wende der staatlichen Woh-
nungsbaupolitik (HAROE und MUG-
NAIONI, England; PRETECEILLE,
Frankreich), über die neuere Entwick-
lung der rechtlichen, fiskalischen und ad-
ministrativen Bedingungen der Stadtpla-
nung (SERNINI, Italien) sowie über ver-
schiedene Alternativen der „‚Krisenlö-
sung” (EVERS, BRD) zeigten die inter-
nationalen Züge der unter „Rekapitalisie-
rung” gemeinten neuen Produktionsform
der gesellschaftlichen Produktion” (MARX,
Deutschland) und ihre konfliktreichen
Auswirkungen. Bei den heute dominieren-
den Krisenlösungsversuchen geht es grund-
sätzlich um die staatliche geförderte Er-
weiterung der Profitzonen des privaten
Kapitals — entweder durch direkte finan-
zielle Unterstützung der Produktion oder
durch eine wesentliche Umorganisierung
der Produktionsform und Bereitstellung
gemeinschaftlicher öffentlicher Dienstlei-
stungen. Letzteres bedeutet allerdings nicht
den Rückzug des Staates aus diesem Bereich,
der von zentraler Bedeutung für das
System bleibt (gesellschaftliche Legiti-
mation des Staates, Sicherstellung der
gesellschaftlichen Produktions- und Re-
produktionsbedingungen für das Kapital
und die Arbeitskraft, Notwendigkeit po-
litischer Antworten des Staates auf die
sozialen Protestbewegungen), sondern
es bedeutet vielmehr Teilreprivatisierung
oder vor allem — durch neue Finanzie-
rungsmodi — zunehmende Integration
der gemeinschaftlichen Dienstleistungen
in den kapitalistischen Verwertungsme-
chanismus und ihre „Kolonisierung”
durch das private Kapital.
Wichtig war die theoretische Reflexion
über das in dieser Strategie der „‚Rekapita-
lisierung” tatsächlich enthaltene Konflikt-
potential. Erklärbar wird es, wenn man die
These akzeptiert, daß die Hauptfunktion
des\Staates nicht die Organisation der
Wirtschaft (mechanische Antworten auf
unmittelbar kapitalistische Bedürfnisse
zu geben), sondern vielmehr die Organi-
sation der Gesellschaft (den Klassen-
kampf und den sozialen Protest zu ‚in-
tegrieren’” ist (INDOVINA, Italien).
Zum einen erfordert die „‚,Rekapitali-
sierung” eine radikale Zentralisierung
der öffentlichen Investitionspolitik und
Planung; zum anderen bedeutet sie eine
andere Akzentsetzung in der historischen
Natur der gemeinschaftlichen öffentli-
chen Dienstleistungen, wobei es dann
mehr um die Realisierung ihres Charak-
ters als Wertträger und die Zurückdrän-
gung ihres Gebrauchswertes geht.
Damit verschärfen sich zunächst die
Konflikte zwischen den zentralen und
den lokalen Staatsorganen, und zwar
nicht so sehr weil — vor allem durch die
fiskalische Politik — die lokalen Instan-
zen ihrer Planungsinitiative praktisch be-
raubt werden, sondern weil sie zum Aus-
führer einer zentral vermittelten Produk-
tions- und Distributionsform von Dienst-
leistungen daqualifiziert werden, die gera-
de im lokalen Kontext auf den Wider-
stand der Bevölkerung stoßen und den
unmittelbaren Interessen der lokalen Ka-
pitalien zuwiderlaufen. Das wurde exem-
plarisch für Italien (MARCELLONI) ge-
zeigt, wo gerade nach Vollendung der loka-
len Autonomie in den letzten Jahren und
nach dem jüngsten kommunalen Wahlsieg
der Linken die Kommune die Initiative
gegenüber dem Zentralstaat weitgehend
verloren hat und sogar gutbewährte „‚In-
tegrations’’-Instrumente auf lokaler Ebe-
ne, wie die „Partizipation’’, sich abge-
stumpft haben
Bezüglich der städtischen Bewegungen,
die sich, wie in mehreren Beiträgen ge-
zeigt wurde, seit ein paar Jahren in der
Krise befinden, bedeutet das zweierlei:
einerseits eine strukturelle Verschlechte
rung ihres traditionellen Kampfgegen-
standes — die Stadt, die öffentlichen
Dienstleistungen —, deren Konsum
— nun stärker dem kapitalistischen Ver-
wertungsprozeß unterworfen — die Mar
ginalisierung und die Ungleichheit der
Aneignungschancen weiter verschärft ;
aber gleichzeitig verlagert sich das Feld
der sozialen Auseinandersetzungen von
den städtischen auf allgemein-gesellschaft
liche Konflikte, die die neue zentral-
staatliche Politik unmittelbar hervorruft
(Marginalisierung, Arbeitslosigkeit usw.)
Die damit zusammenhängenden Fra-
gen nach dem Korporativismus, dem en-
gen Syndikalismus, der den neuen Kampf
formen durch die selektive Sektorenpoli-
tik des Staates aufoctroyiert werden;
nach den Folgen aus dem Verlust von
„‚Integrations’”’-Kraft bei den lokalen
Staatsorganen (im Zusammenhang mit
ihrem Verlust an „Aufgaben’’, der Margi
nalisierung der autonomen Stadtpolitik
und des Urbanismus); nach der Übertrag-
barkeit von gemachten Kampferfahrungen
auf die Länder, die, wie Portugal und
Spanien, die demokratische Bühne Euro-
pas gerade betreten, usw. — das sind
Fragen, die dieser Kongreß aufgeworfen,
aber nicht beantwortet hat. Hier liegt
sicherlich ein Manko, an dem die kom-
pakte Organisation, die kaum Raum für
die kollektive Diskussion zuließ, z.T.
schuldig war. Das große Verdienst: Fra-
gen, mit denen man schon lange han-
tiert hatte, anders zu stellen: in der histo-
rischen Analyse der sozialen und politi-
schen Praxen und nicht weiter in der lo-
gisch-dogmatischen Betrachtungsweise;
in übernationalem Zusammenhang Denk
richtungen für eine Vertiefung der Pro-
bleme anzugeben. Der Nachkriegsmar-
xismus hat allzu lange an der „‚Logik””
und dem ‚Provinzialismus’’ gelitten.
Ingrid Krau
Betrifft: Stadtentwicklung in der Krise
Zu den beiden Artikeln von Uli Hellweg (ARCH+ 38 und 40/41)
Nün doch noch eine (späte) Kritik an
den Artikeln. Zunächst hatte ich sie
nach Diskussionen mit Planerkollegen
im Ruhrgebiet und mit dem Verfasser
zu den Akten getan: war es nicht doch
nur Verärgerung, daß einer, der erst
kurze Zeit im Ruhrgebiet ist, die große
Zusammenschau schreibt, die doch ei-
gentlich von all jenen kritischen Pla-
nern, die in den Ruhrgebietsrathäusern
sitzen, kommen müßte?
Genau dies ist der Punkt: die Aache-
ner Tagung „Die Stadt in der Krise —
Gibt es Alternativen für Planung und
Planer? ”” am 2./3.2., die ganz wesent-
lich von Planern aus dem Ruhrgebiet
getragen wurde, hat demonstriert, daß
es keine kollektive Selbstbehauptung
der kritischen Planer gibt. Noch der
Schritt von mehreren von uns, die Be-
rufstätigkeit im Rathaus aufzugeben,
ist für jeden ganz und gar individuali-
stisch determiniert. Genauso das Ver-
hältnis zum Veröffentlichen und eben
auch zum Kritiken schreiben.
Ich möchte U. Hellweg also nicht
kritisieren, weil er allein das versucht,
was kollektiv nicht passiert ist. Dies
um so weniger als ich aus dem Inter-
esse etlicher Studenten, die über das
Ruhrgebiet arbeiten und die die beiden
Artikel mit großem Interesse zur Hand
nahmen, ableite, daß eine kritische
Einschätzung der politisch-ökonomi-
schen Entwicklung im Ruhrgebiet und
der politischen Planung, der hier ein
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so hoher Stellenwert beigemessen wird,
ihren Sinn hat. Meine Kritik bezieht
sich auf einige inhaltliche Punkte und
daraus folgende politische Einschätzun-
gen, die ich für zu unpräzis unpräzis und
daher irreführend halte und die richtet
sich in erster Linie an diejenigen, die
mit beiden Artikeln arbeiten wollen:
1. Die Kapitalkonzentration und -fu-
sion, die immer mehr Großindu-‘
strien im Ruhrgebiet entscheidungsmä-
Big zusammenbindet und zur räumli-
chen Konzentration der Produktion auf
wenigere aber immer größere Anlagen
führt, wird nur ganz nebenher erwähnt,
nicht aber als Ursache der zunehmen-
den Differenzierung der Teilräume
innerhalb des Ruhrgebiets in Agglome-
rations- und Deglomerationsräume ent-
wickelt. (Man denke nur an die regio-
malen Folgen, die sich aus der Thys-
sen-Rheinstahl-Fusion und der folgen-
den Produktionsbereinigung mit Be-
triebsschließungen und -verlagerun-
gen ergeben haben.) Diese Unterlas-
sung hat Folgen für die Artikel:
e Die mit der Kapitalübernahme häu-
fig verbundene Reduzierung/Ratio-
nalisierung/Schließung alter Großindu-
strien an den Orten geringerer Stand-
ortgunst, führt nur dann zur Bereit-
schaft der Konzerne, sich von den
Grundstücken zu trennen, wenn ein-
deutig klar ist, daß kein Zukunftsinter-
esse an der Lage besteht (die extensive
Bodenvorratshaltung der Montanindu-
strie mit Versagung von Zwischennut-
zungen ist bereits ein historisches Struk-
turphänomen des Ruhrgebiets): der pla-
nerische Zugriff, erste Voraussetzung
der „Spielräume” bleibt damit weitge-
hend verwehrt.
® Die Städte, aus denen sich die gro-
ßen Konzerne vollends herauszu-
ziehen scheinen, bleiben dennoch in
ihrem Einflußbereich. Die gewünschte
Diversifikation innerhalb der Konzern-
strukturen hat zu einem weitverzweig-
ten wirtschaftlichen Engagement der
Großen der Montan- und Energieindu-
strie und der daraus hervorgegangenen
Handelsunternehmungen besonders
innerhalb des Ruhrgebiets geführt. Man
denke nur an das derzeitige Geschäft
zwischen VEBA und BP, an dem über
den Bergemann-Pool auch die Stahlin-
dustrie beteiligt ist. 1) Das w irtschaft-
liche Engagement der Großen geht
schließlich herunter bis zur Ebene der
Einkaufszentren am Ruhrschnellweg
und der Supermärkte in den Stadttei-
len. Mir scheint, daß diese zunehmen-
den Beteiligungsverhältnisse und Ab-
Sprachen hinsichtlich der Auswirkun-
gen auf die „Spielräume' und Dispo-
Sitionsmöglichkeiten der Kommunen
weitgehend noch durchdacht werden
Müssen (siehe dazu auch Punkt 3 wei
ter unten).
2. Die Symptome Arbeitsplatzvernich-
tung und kommunale Einnahme-
Verluste sind nicht notwendig nur —
wie in den Artikeln dargestellt — Folge
des Kapitalrückzuags: gerade an den Or-
ten verstärkter Kapitalinvestition (so
z.B. in Duisburg) sind der Rationali-
sierungseffekt, wie auch die Verdrän-
gung kleinerer Unternehmen so stark
daß sogar eine negative Spitzenposi-
tion bei beiden Symptomen erreicht
wird.
3. Die gerade für die Ruhrgebietsrat-
häuser so typische Form des Hin-
einragens von Konzerninteressen ist
in keiner ihrer vielfältigen Formen an-
gesprochen:
® die Ratsherrenmandate, die von
Leitenden Angestellten der Konzer-
ne wahrgenommen werden




2 die Aufnahme kommunaler Spit-
zenbeamter in die Aufsichtsräte
» umfangreicher Besitz an Boden
und Wohnbestand
B die Absicherung von Vorentschei-
dungen über Regional- und Landes-
planung.
Mögliche und offenkundige Zwänge für
die kommunale Planungs- und Entschei-
dungsrealität werden durch das Nicht-
erörtern dieser Strukturen nicht deut-
lich. Damit wird m.E. der im ersten
Artikel formulierte Anspruch, die Ent-
wicklungsbedingungen der Stadt in der




Ich möchte nicht mißverstanden
werden: die Frage, wie sich die viel-
fältigen Initiativansätze im Ruhrge-
biet so emanzipieren, daß daraus tat-
sächliche alternative Politik auf loka-
ler Ebene wird, die Erfolge in der Ver-
besserung der Lebensbedingungen ver-
bucht, ist eine äußerst wichtige. Und
da finde ich das Fragenaufwerfen von
U.H. gut und nützlich. Nur weckt er
(warum nur? ) Illusionen über die Ko-
operationsfähigkeit der kommunalen
Organe. Die gedankliche Linie „relativ
nachlassender Verwertungsdruck””
gleich relativ wachsende Freiheit der
kommunalen Spitzenbeamten und -po-
litiker gleich politische Chancen der
Initiativen bezeichnet angesichts der
realen Entwicklung m.E. allenfalls eine
glückliche Ausnahmesituation. Was
kann an „bevormundungsfreier Unter-
stützung von Initiativen durch den
Oberbürgermeister’’ übrigbleiben, wenn
sie an den euralgischen Konflikt zwi-
schen wirtschaftlichen Interessen und
Lebensqualität rühren? Ob nach den
heutigen Erfahrungen der Umwelt-
schutz-Bewegungen ein perspektivi-
sches Hineinwachsen der „‚entstehenden
politisch-sozialen Bewegungen” in ei-
nen „historischen Block”, also in ein
breites politisches Bündnis zur Verbes
serung der Lebensbedingungen noch
vorstellbar ist, bleibt für mich eine
große Frage. Oder ist Emanzipation
dieser Bewegung nicht doch etwas
ganz anderes?
Illusionen scheinen mir auch noch
auf einer anderen Ebene zu bestehen:
Die „Verschärfung räumlicher Dispari
täten” wird als Entwicklung der 70er
Jahre dargestellt und als Anbruch ei-
ner neuen Zeit der Wirtschaftsentwick
lung gesehen, für die nun erst die Re-
formpolitik sich als untauglich erwei-
se. Tatsächlich aber ist diese räumli-
che Differenzierung bereits mit der
großen technologischen Umbruch-
phase des Bergbaus, beginnend Ende
der 50er Jahre, und der der Stahlin-
dustrie, beginnend in den 60er Jahren
induziert. Die direkte Staatsinterven-
tion im Bergbau und die indirekten
staatlichen Strukturhilfen für die Stahl-
industrie, sind nie wesentlich durch
die reformpolitischen Ansätze der
Gleichentwicklung der Teilräume der
Region infrage gestellt oder gar gestört
worden. Die Reformpolitik kann also
sicher nicht als eine, die sich über die
kapitalistischen Verwertungsbedingun-
gen hinwegsetzt, bezeichnet werden.
Im Gegenteil: die reformpolitischen
Zielsetzungen
® Ausbau des öffentlichen Personen-
nahverkehrs
e größere Durchlässigkeit des Bildungs-
systems
® Ausbau von Siedlungsschwerpunkten
und Stadt- und Stadtteilzentren
waren ganz wesentlich auf die Erhö-
hung der Mobilität der Arbeitskraft,
mithin auf wirtschaftliche Notwendig-
keiten orientiert. Ihre „Fortschrittlich:
keit” lag darin, daß sie mehr Lebens-
qualität versprach. Aber eben erst auf
der Grundlage des Verlusts des alten
Arbeitsplatzes, des längeren Arbeits-
weges und des Verlusts der billigeren
Wohnung. Es waren im Endeffekt sehr
ambivalente Strukturreformansätze, die
bei konsequentem Durchdenken kon-
kreter Utopien, die die Siedlungsstruk-
turen des Ruhrgebiets zugunsten der
Interessen der abhängig Beschäftigten
zu ändern suchen, sicher nicht das Er-
gebnis sein können. Insoweit kann man
wohl auch nicht schlechthin von den
verteidigenswerten Ansätzen der Re-
formphase reden. |
Ich frage mich überhaupt, haben
wir diese Illusionen nötig, wenn es um
das Weiterentwickeln konkreter Maß-
nahmen geht, die die Lebensumwelt
der arbeitenden Bevölkerung im Ruhr
gebiet grundlegend verbessern sollen?
Dennoch verstehe ich U.H. sehr gut,
wenn er diese politischen Vorstellun-
gen als konkrete Utopie bezeichnet.
Denn in der Planungspraxis drängt
sich bei jedem alternativen Bleistift-
strich die Frage der Durchsetzung auf,
bzw. läßt sie ihn erst gar nicht mehr
zustande kommen. Um so notwendi-
ger die konkrete Phantasie auch und
vor allem auf die Verbesserung dieser
Lebensumwelt zu beziehen.
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